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III 


Chronologiſches Verzeichniß 
der 


in der Probinzialgeſetſammlung des Königreichs Gali⸗ 
zien und Lodomerien für das Jahr 1821, enthaltenen 
Verordnungen. 


Verord⸗ Seite 


Monat Jänner. 


1 Bauvorſchuͤſſe aus ſtaͤdtiſchen Uiberſchußgel—⸗ 
dern dürfen den Partheyen nur nach ge= 
ſchehener Prufung der Sicherheitsdoku— 
mente und erfolgter Gubernialbewilli—⸗ 
gung verabfolgt werden A - 3 

Vom 2ten Jaͤnner. 

2 Den aus bayriſchen Militaͤrdienſten entlaſſe⸗ 
nen, zur Reſerve geſtellten Individuen und 
Legioniſten dürfen die bei der Krone Bayern 
geleiſteten Militaͤrdienſte in die 14jaͤhrige 
Kapitulazionszeit eingerechnet werden 2 

Vom zten Jänner, 
3 Der Hauſterhandel in der Militaͤrgraͤnze wird 
allgemein verboten . 2 . * 2 
Vom Aten Jänner. 

4 Weiſung, was ruͤckſichtlich der Verzollungs⸗ 
bolleten über die im 49 $. des rektiſtzirten 
Zollpatents bezeichneten Waaren zu be⸗ 
obachten ſey, auf welchen zwar die Bes 
Rättigung der l Entfieglung der 

a 2 


ainalirs 7 


10 


11 


12 


Kolina im Orte der Ablegung nicht aber 

anch jener Visa enthalten iſt, welche von 

den Zwiſchenzollaͤmtern ertheilt werden ſoll 
Vom sten Jaͤnner. 

Die Vorſpannsgebühr wird auch für Zivil 
partheyen mit 10 Kreutzern Conv. Muͤnze 
pr. Meile und Pferd fefigefest . . 

Vom 8ten Jaͤnner. 

Die angefiedelten deutſchen Koloniſten find von 
der Klaſſenſteuer befreyht . > 

Vom gten Jänner, 

Trauungstaxen werden aufgehoben, und die 
Impfungskoſten vom Stautstäng uͤber⸗ 
nommen . a 

Vom qten Jaͤnner. 

Errichtung einer ifraelitifhen Hauptſchule in 
Tarnopol . ; N 5 0 F 

Vom gten Jänner. 

Naͤhere Beſtimmungen wegen Berichtigung der 
Grund- Urbarial und Zehend- dann der 
Gebäude oder Haus zinsſteuer 

Vom ıöten Jänner, 

Bei Verzollung der Seide darf nicht auf die 
Formen, in welchen ſie erſcheint, ſondern 
auf die Gattung derſelben geſehen werden 

Vom ı6ten Jaͤnner. 

Vorſchrift, wie die Landesthieraͤrzte bei ihren 
Bereiſungen hinſichtlich der Diaͤten und 
Reiſekoſten zu behandeln find 4 

Vom 17 ten Jänner. 

Errichtung und Unterhaltung der Armenbuͤch⸗ 
ſen innerhalb der Kirchen A ‚ 

Vom ıgten Jaͤnner. 
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Verord⸗ Seite 
nung 
13 Die Vergütungspreife für Praͤſtazionen zum 
Behuf des Kataſtral- und Triangulirungs⸗ 
geſchaͤfts werden in * Münze be⸗ 
ſtimmt A a A . 14 
Vom Zoten Jänner, 
14 Den Juden wird der Holzhandel nach Lem⸗ 
berg geſtattet . 2 1 8 15 
Vom 24ten Jaͤnner. 
15 Straſſeneinraͤumer find von der Dienſtleiſtung 
bei der Landwehr nicht befrept . 15 
Vom 27ten Jänner. 
16 Borſchrift wie jene Inden bei der Konffrips 
zion und Rekrutenſtellung zu behandeln 
ſind, die in einem Orte ihre Anſaͤſſigkeit, 
und in dem andern ihre Tollerirung er⸗ 
weiſen ; x a 2 1 . 16 
Vom 28ten Jaͤnner. 
17 Die nach dem Tode eines Beſitzers vorfindi⸗ 
gen Kreutze pro piis meritis muſſen zus 
ruͤckgeſtellt werden # ? 8 8 
Vom - 29ten Jaͤnner. 
18 Beſtimmungen welche milde Stiftungen bei 
Rechtsſtreitigkeiten vom Fiskus zu vertret⸗ 
ten find . . 5 s 18 
Vom Zıten Janet. 


Monat Februar. 
19 Prima Planiſten vom Militär gebührt keine 
Vorſpann 5 8 . . 20 
Vom ıten Februar. 
20 Beſtimmung der Strafen fuͤr die Uibertre tung 
der Trankſteuervorſchriften . 2 20 
Vom gten Februar. 


255 Bei Verpachtungen ſtaͤdtiſcher, geiſtlicher, 
Spitals und ſonſtigen Realitäten darf 
dem Pächter nie die Bedingniß der Steu— 
erentrichtung aufgebuͤrdet werden . 

Vom ı6ten Hornung. 


22 Grundſaͤtze wegen Verleihung ausſchlieſſender 
Privilegien für Entdeckungen, Erfindungen 
und Verbeſſerungen im Gebiete der In- 
duſtrie 8 

Vom 23 ten Februar. 

23 Wie ſich bei Bekanntmachung der Konkurrenz⸗ 
leiſtungen zu den Kirchen- Pfarr- nnd 
Schulbaulichkeiten, in fo ferne die uns 
terthaͤnigen Gemeinden beizutragen haben, 
zu benehmen ſey - 2 - f 

Vom 24ten Februar. 

24 Für die ſchoͤnſten Zjaͤhrigen Hengſtfollen wer⸗ 
den die Prämien mit 20 Dukaten, und 
für die Zjaͤhrigen Stuttenfollen mit 6 
Dukaten im Golde bewilliget . . 

Vom 28ten Februar. 


25 Die den neuen oder betrachtlich verbeſſerten 
Haͤuſern zugeſtandene Befreiung vom Mi- 
litär = Quartierbeitrag erſtreckt ſich auch 
auf den Straſſenfrohnbeitrag 8 5 

Vom 28ten Februar. 


0 * 0 


Mon at Rärz. 
26 Nur jene Organiſten, welche als wirkliche 
Schullehrer angeſtellt ſind, ſind vom Mi⸗ 
litär zeitlich befreyt . e r 9 
Vom ıten März. 
27 Mendikantenkloͤſter find von der Perſonalſteuer 
befreyt . 8 0 
Vom 2ten Maͤrz. 
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28 


29 


30 


31 


32 


33 


34 


Jeder ausgebrochene Konkurs eines hierläns 
digen Handelsmannes muß der Zollge⸗ 
faͤllenadminiſtrazion bekannt gegeben wer⸗ 
en r . . 0 D 

Vom 2ten Marz. 

Tuͤrkiſche Unterthanen in der Moldau find in 
den oͤſterreichiſchen Staaten in ſo lange 
erbsfaͤhig, als die Reciprocität in der 
Moldau beobachtet wird . N 2 

Vom ten März, 

Paͤchter geiſtlicher Pfruͤnden find von der Ent⸗ 
richtung landes fuͤrſtlicher Steuern und 
Lieferungen, fo wie von allen nach dem 
Steuergulden repartirt werdenden Abga⸗ 
ben loszuzaͤhlen 8 . a . 

Vom sten März. 

Weiſung, wie fih bei Eintreibung der Urba⸗ 
rial⸗Ruͤckſtaͤnde der unterthanen zu bes 
nehmen ſey 2 ® . . 

Vom sten März. 

Beſtimmung der Reiſekoͤſten für die aus den 
Provinzen in das höhere geiſtliche Bil⸗ 
dungsinſtitut N Prieſter und er 
linge . . . 

Vom noten März. 

Belehrung wie bei Mißhandlungen der Un⸗ 
terthanen durch ihre a 
ſörzugedes . _... 

Vom loten März. 

Schlafkreutzerquittungen aus der Periode vom 
Jahr 1813 bis sten November 1818. 
dürfen nicht mehr angenommen werden , 

Vom ı3ten März. 
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42 


Zu öffentlichen Baulichkeiten ſoll unter Haf⸗ 
tung der den Bau leitenden Behoͤrde kein 
ſchlechtes Materiale verwendet werden . 

Vom ı5ten März. 

Erläuterung des Kreisſchreibens uͤber das Be⸗ 
nehmen der Gerichtsbehoͤrden bei Vornah— 
me der Beſchreibung der Effekten eines 
Miethers . £ 5 8 8 ° 

Vom 2oten März. 

Erläuterung einiger §§. des Strafgeſetzbuches 
I. Theils pinſichtlich der Anzeige eines 
Kriminalurtheils an die Landesſtelle oder 
andere Behörden, und der Anfündigung 
der Strafurtheile an die Verbrecher 

Vom 2ıten Marz. 

Sowohl die aus dem Anlehen vom Jahre 1820 
herrührenden Looſe, als auch die vinku— 
lirten Parzial Schuldverſchreibungen vom 
Jahre 1821 koͤnnen zu Dienſtkauzionen 
angenommen werden . 4 . 

Vom 24ten März. 

Staatsobligazionen dürfen nach dem Wiener 
Boͤrfekurſe als Kauzionen bei Lieferung en, 
Bauführungen 2c. angenommen werden 

Vom 2yten März. 

Die jüdiſche Klaſſenſteuer in Galizien und der 
Bukowina wird auf Conv. Münze gefegt 

Vom 27 ten Marz. 

Die Prozente der arroſirten Obligazionen un⸗ 
terliegen der Klaſſenſteuer . - 4 

Vom 27 ten März. 

Reichlich dotirte Pfruͤnden muͤſſen die Herſtel⸗ 
lungskoſten der pfarrlichen Wirthſchafts ge⸗ 
daͤude aus Eigenem tragen . . 

Vom 27Ien März. 
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43 Nähere Beſtimmungen des 16ten Kapitels I. 
Theils des Strafgeſetzes, das ſtandrecht⸗ 
liche Verfahren betreffend . 5 . 
Vom Zıten Maͤrz. 


44 Die Tabakſchwaͤrzungsſtrafe wird in Conv. 


Muͤnze feftgefegt P 8 x 2 


Bom Zıten März. 


Monat April. 


45 Weiſung wie die Steuern von den zum Be⸗ 
ſten des Religiousfonds verpachteten geifle 
lichen Realitaͤten zu berichtigen ſind 0 

Vom Iten April. 

46 Urbarialzehende und Meſſalienbezuͤge der Ku⸗ 

> ratgeiſtlichkeit unterliegen nicht der Klaſ⸗ 
ſenſteuer . 8 = 1 

Vom Zten April. 

47 Vorſchrift wegen Konſkribirung der elternlo⸗ 
fen Fremden, und Behandlung des frem⸗ 
den weiblichen Geſchlechts . . : 

a Vom 4ten April. 


48 Befreiung des in feinen Blattchen geſchlage— 
nen Silbers von der Punzirung und Pun⸗ 
zirungs taxe 8 - 3 . 
Vom 4ten April. 
49 Behandlung der unbefugt abweſenden Land⸗ 
wehrmaͤnner, und deren Erſatz 
Vom zten April. 


50 Berichtigung der Briefportogebuͤhren, wenn 
poſtportofreye an portopflichtige Behoͤrden 
und Partheyen, und umgekehrt, Briefe 
oder Pakete abgeben . 5 5 

Vom sten April. 
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53 


53 


54 


55 


56 
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Meiſterrechte find von Magiſtraten und Orts⸗ 
obrigkeiten zu ertheilen, die Zuͤnfte haben 
dloß die Meiſterſtücke zu prüfen . A 

Vom loten April. 

Geſuche nm Loͤſung der Ehehinderniße find 
direkte an die Landes ſtelle zu leiten 

Vom 17ten April. 

Erneuerung der Vorſchrift, daß verunglückte 
Beurlaubte ſogleich an das naͤchſte Mili⸗ 
taͤrſpital abgeſchickt werden ſollen . a 

Vom 24ten April, 

Wie ſich der Zivilrichter zu benehmen habe, 
wenn im Laufe des Prozeſſes Anzeigen 
eines Verbrechens oder einer ſchweren Pos 
lizeinbertretung vorkommen . 

Vom 25ten April. 

Einführung des Lehrbuches der allgemeinen 
Erziehungskunde im Auszuge von Vinzenz 
Eduard Milde bei allen oͤffentlichen 
Lehranſtalten . 9 5 2 . 

Vom 28ten April. 


Monat May. 


Vor ſpannsauslagen und Poſtſpeeſen bei Ges 
ſchaͤftsreiſen der Beamten, fo wie die 
Bau⸗ und Reparaturskoſten, dann Me⸗ 
dikamenten⸗Verguͤtungsbetraͤge, welche den 
Kammeralfond betreffen, find in Konv. 
Muͤnze zu berechnen und zu erfolgen 

Vom ıten May. 

Erläuterung der Vorſchrift, rüͤckſichtlich der 
mit Paͤchtern abzuſchlieſſenden aͤrarial 
Kontrakten 8 9 . . ä 

Vom ıten May. 
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66 


Beſtimmung des Wirkungskreiſes der politis 
ſchen und Kammeralbehoͤrden, in Anſehung 
des unbefugten Verkaufes der Arzneymittel 

Vom 4ten May. 

Erhoͤhung des Poſtrittgeldes, dann Beſtim⸗ 
mung des Poſtiliontrinkgeldes, der Ka- 
leſchengebühr, des Schmiergeldes und 
der DE = reifende Paſſa⸗ 
giers . > . 5 

Vom 7ten May. 


Die Erzeugung des Weins oder Eſſigs aus 
Weinlager wird verboten . . Pe 
Vom gien May. 
Abſtellung der unter den Fleiſchern beſtehen⸗ 
den Wechſelordnung in der Ausſchrottung 
des Fleiſches . 4 . . 8 
Vom gten May. 

Die Taglia für die Auslieferung der Defer- 

teurs wird auf Metallmuͤnze geſetzt . 
Vom gten May. 

Beſtimmung der Quartiers kompetenz für die 
zuruͤckbleibenden Frauen und Kinder der 
Feldaͤrzte. t 

Vom Iten May. 


Weiſung in wie ferne geiſtliche Gemeinden und 
pfründner Verpachtungs⸗ und Vermie⸗ 
thungs verträge abzuſchlieſſen befugt find 

Vom kiten May. 

Wie ſich bei Steuernachlaͤſſen wegen Elemen⸗ 

tarſchaͤden zu benehmen ſey 5 
Vom ı2ten May. 

Beſtimmung welche Kriminalkoſten in Conv. 

Muͤnz bezahlt werden muͤſſen b 
Vom ı4ten May. 


. * * D 
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67 Wenn Penſtoniſten und Proviſtoniſten nach 
dem 25ten eines Monats ſterben, iſt des 
ren Erben die Penſion für den ganzen 
Monat zu verabfolgen 4 . . 

Vom 14ten May. 

68 Behandlung der Entlaſſungswerber vom Mi⸗ 
litaͤr im Concertationswege auf oͤde lie⸗ 
gende Gründe, dann der Reſerve- und 
Landwehrmaͤnner auf erkaufte Wirthſchaf— 
ten und Gewerbe 1 \ 4 8 

Vom ı 4ten May. 

69 Modifizirung des 398 F. des II. Theils des 
Strafgeſezes, und des 1340 $. des all⸗ 
gemeinen bürgerl. Gefetzbuches wegen Erz 
greifung des Rechtsweges bei Beſtimmung 
des Schadenerſatzes . 5 a . 

Vom 18ten May. 

70 Weiſung wie ſich binſichtlich der von den Dos 
minien als paßlos auf eigene Rechnung 
zum Militär geſtellten fremd herrſchaftlichen 
Individuen zu benehmen ſey 2 

Vom ıgfen May. 

71 Aus ⸗ und Durch fuhrsverboth der Waffen und 
Kriegs beduͤrfniſſe nach der Moldau und 
Wallachey . - 4 4 

Vom 20ten Map. 

72 Konſiſtorien, Vikariaten, und Dekanaten wird 
bei offizioſen Korreſpondenzen die Brief⸗ 
portofreyheit geſtattet . 8 a 8 

Vom Zoten May. 

73 Die Nachſicht der Hälfte der galiziſchen Indi⸗ 
genats Taxe für die Käufer der Staats⸗ 
guter wird aufgehoben a 5 2 

Vom Zöten May. 
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74 Die Militar⸗Stallbaukoſten werden auf den 91 


Militaͤrquartiersfond übertragen . . 
Vom 24ten May. 


Monat Juny. 


75 Weiſung, welche Behelfe die Hebammen ihren 
Geſuchen um Erlangung eines Stipendiums 
anzuſchließen haben. R . 92 

Vom sten Juny, 

76 Zu dem Bau eines Dominikalarreſtes muͤßen 
ſaͤmmtliche Antheilsbefiger einer Herrſchaft 
konkuriren 2 . f 3 94 

Vom 6ten Juny. 

77 Privat Weg- Brüden -» und Uiberfuhrs⸗ 
mouthgebühren werden auf Metall- Münze 
geſetzt . . - : . . 94 

Vom ı5ten Juny. 

78 Beſtimmung der Weg- und Brüdenmäuthe, 

dann der Uiberfahrtsgebuͤhren — 1 
Vom ißten Juny. 

79 Bekanntmachung der Wegmauthſtazionen und 
ihrer Entfernung nach Meilen, dann der 
Brücken⸗ und Uiberfahrten, für welche 
eine Mauthgebüuͤhr zu entrichten iſt 101 

Vom ı6ten Juny. 

80 Erneuerung der Vorſchrift wegen Entſchaͤdi⸗ 
gung für die bei N zu Grund ge⸗ 
gangenen Pferde 1 5 . 103 

Vom 18ten Juny. 

81 Meßſtiftungen find auch in Konv. Mahn erb⸗ 

ſteuerfrey . . A 2 104 


Vom 18 ten Juny. 


Verord⸗ Seite 

nung 

82 Praͤmien fuͤr erlegte Raubthiere werden auf 
die urſprüͤngliche Ausmaaß in Konv. 
Muͤnz zurückgefuͤhrt . - 5 10 

Vom 22ten Juny. 

83 Einführung des vom Michael Leonhard vers 
faßten Religions-Lehrbuches unter dem 
Titel: Verſuch eines Leitfadens bei dem 
katholiſchen Religions- Unterricht 105 

Vom 28ten Juny. 

84 Vorſchrift wegen Entſchaͤdigung fuͤr die zum 
Behuf des Triangulirungsgeſchaͤfts vor⸗ 
genommenen a - 105 

Vom 28 ten Juny. 

85 Beſtimmung des Zolltariffes * die Floret⸗ 

ſeidengeſpinnſte PR?» 
Vom 29ten Juny. 


Monat Juli. 


86 Aufforderung an die Partheyen wegen Erhe— 
bung ihrer unter denen zur Vertilgung ges 
eigneten landrechtlichen Akten — beſindli⸗ 
chen Behelfen . N 2 2 e 
Vom 2ten July. 
87 Konſiſtorien, Vikariate und Dekanate ſind in 
stricte officiosis vom Briefporto 
befreyht , . . + 4 „ 111 
Vom Zten July. 
88 Forderungen der geiſtlichen Gemeinden duͤrfen 
ohne Bewilligung der politiſchen Behoͤr⸗ 
de in den Grundbuͤchern oder der Land⸗ 
tafel nicht geloͤſcht werden . R ER 
Vom Aten July. 
89 Weiſung wegen Reklamirung der nach Poh⸗ 


90 


91 


92 


93 


94 
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len und Rußland geflüchteten Referves 
maͤnner . 8 1 = 8 8 
Vom 4ten July. 

Aufhebung des Aus- und Ourchtriebs⸗ dann 
Ausfuhrsverboths von Pferden nach de— 
nen italieniſchen Nachbarſtaaten und Über 
ſaͤmmtliche Öfterreihifhe Seehaͤfen 5 

Vom Gten July. 

Von Subarrendirungsunternehmern darf außer 
der für die genaue Zuhaltung der Kons 
traktsverbindlichkeit zu leiſtenden Kauzion 
für die ihnen überlaffene aͤrariſche Magas 
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zins baͤckerei und Depoſitorien keine wei- 


tere Buͤrgſchaftsleiſtung verlangt werden 

Vom 12ten July. 

Der Kommiſſions -und Spedizions handel 
darf von allen Handelsleuten ausgeuͤbt 
werden, die ein Handlungsbefugniß be⸗ 
ſitzen - - . s . 

Vom ı5ten Julp. 

Verſteigerungen der Kriminalgerichtsauslagen 
ſollen nicht mehr auf W. W. ſondern auf 
Konv. Münze abgehalten werden. 0 

Vom iqten July. 

Erneuerung des Verboths in Abſicht auf den 
Hauſierhandel mit Büchern, Kalendern, 
Liedern und Bildern, dann mit Gold⸗ und 
Silbergeraͤthen 2 . . 

Vom 20ten July. 

Vorſchrift wegen Stemplung gerichtlicher 
Schaͤtzungen, Schaͤtznoten, oder Schaͤt⸗ 
zungs⸗ Protokolle 8 7 Den. 

Vom ꝛ0ten Zuly, 
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Weiſung wegen Entlaſſung der Reſerve⸗ und 
Landwehrmaͤnner, dann deren Heurathen 

Vom 21ten July. 

Beſtimmung wie ſich bei Eintreibung der Exeku⸗ 
zionsgebühren zu benehmen ſey . . 

Bom Zoten July. 


Monat Aug uſt. 

Wie ſich bei Verſendung der Briefe mittelſt 
Bothen an jenen Orten zu benehmen ſey, 
wo ſich kein Poſtamt befindet < 

Vom 7ten Auguſt. 

Militaͤraͤrzten wird in dringenden Ale die 

Vorſpann bewilliget . . . 
Vom 7ten Auguft. 


Erneuerung der Vorſchrift wegen Verwaltung 


der Kloſterrealitäten . 8 
Vom loten Auguſt. 
Die Abhaltung der Jahrmärkte an Sonn- und 
Feyertaͤgen wird firengflend verboten . 
Vom 17ten Auguſt. 
Beſchellauslagen hat das Wann zu 
befireiten . . . . . 
Vom i9ten Auguſt. 
Dominien muͤſſen ſich bei der Rekrutenſtel⸗ 
lung mit doppelten Widmungsrollen ver⸗ 
ſehen . - . “ R 
Vom 20ten Auguſt. 
Vorſchrift wie ſich rückſichtlich eines wegen 
Verbrechen zur Kerkerſtrafe verurtheilten 
Landwehrmannes zu benehmen ſey ; 


Vom 2ofen Auguſt. 
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105 Weiſung wie ſich die Poſtmeiſter gegen die 
mit den vorgeſchriebenen Zertifikaten nicht 
verſehenen Fuhrleute zu benehmen haben 

7 Vom zıten Auguſt. 

106 Erlaͤuterung des §. 7. des Gymnaſial- Codex 
wegen Aufnahme der herumziehenden Ju⸗ 
denföhne in das Gymnaſtum : 0 

Vom sHten Auguſt. 

10% Kaſſabeamten wird das Schreiben der Quife 
tungen, und die Behebung der Gelder 
für Privatpartheyen unterſagt . = 

Vom 26ten Auguſt. 
108 Regulirung der Vergükungspreiße für die den 
Dominien zugeſtandenen Hilfstaͤge 4 E 
Vom 27ten Auguſt. 

109 Obrigkeiten dürfen in Benutzung ihrer Urba- 
rialglebigkeiten und der unterthänigen Ro⸗ 
bot nicht geſtoͤhret werden . 

Bom 27ten Auguſt. 

110 Weiſung wie ſich die Gerichtsbehoͤrden bei 
Wahlen von Vormüuͤndern und Kuratoren 
zu benehmen haben . & 2 2 

Vom 2zgten Augſt. 

111 Beſtimmung des Staͤmpels für die e 

der Hammerwerksbeſitzen . . 
Vom zgten Auguſt. 

112 Vorſchrift wie ſich gegen die Bewohner der 
Militaͤr⸗Graͤnze bei Ausübung der Zivil: 
und Kriminalgerichtsbarkeit zu denehmen 
ſey . 5 8 . 8 a 

Vom Zıten Auguſt. 


Prov. Geſetzſ. v. Galizien 1821. b 
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113 
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Mon at September. 

Einführung der Holzfpar = Apparate in allen 
Militär- Gebäuden auf Koſten des Mili⸗ 
taͤr⸗Aerars 5 8 5 N 8 

Vom Sten September. 

Der Aus- und Durchfuhrsverboth von Waf⸗ 
fen und Kriegsbeduͤrfniſſen wird auf die 
Provinz Servien ausgedehnt 8 

Vom ßten September. 

Bankalgefaͤllen⸗ und Wegmauthgebaͤude, ſo 
wie auch jene Beſtandtheile derfelben. wel⸗ 
che da angeſtellte Beamten in partem 
salarii inne haben, find von der Haus⸗ 
klaſſen⸗ und Zinsſteuer befreyyt . 

Vom zien September, 

Erneuerung der Vorſchrift daß die Quartiers⸗ 
träger dem Soldaten Bettſtaͤtte oder Prit⸗ 
ſchen zu verabreichen verbunden find. 

Vom toten September. 

Weiſung wie ſich dei Vorſpanns anweiſungen 
auf eine über die beſtehende Ausmaaß er- 
forderliche Mehrzahl der Pferde zu beneh⸗ 
men ſey . 8 . 

Vom Lıiten September. 

Behandlung der Refervemänner und wirkli⸗ 
chen Soldaten bei vorfallenden Selbſt⸗ 
verſtümmlungen 8 5 7 

Vom ı3ten September. 

Befreyung der Viehhändler von nachtraͤglicher 
Entrichtung der Mauthgebühr für ausge- 
wieſene Mauthſtazionen, und Beſtimmung 
der e ne in Conv. 
Münze 8 2 . 

Vom 18ten September. 
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XIX 


Verord⸗ Seite 
nung 0 

120 Vorſchrift wegen Fuͤrſchreibung Einhebung, und 

Verrechnung der Klaſſenuſteuer 8 145 
Vom 2ıten September. 

121 Behand u g der im Auslande ſtudierenden 

Jinglinge der gemiſchten Unterthanen . 148 
Vom zıten September. 

122 Ausſchreibung der Perfonals und Klaſſenſteuer 
für das Militaͤrjahr 1822 dann der Er⸗ 
werbſteuer für das vierte Trienium 149 

Vom zıten September. 

123 Beſtimmung, welche Klauſel den Subaren⸗ 

dirungskontrakten einzuſchalten ſey 149 
Vom gaꝗten September. 

124 Mendikantenkloͤſter werden von Entrichtung der 
Gebaͤudeſteuer enthoben, dagegen muß die 
Grundſteuer von den ſolchen Kloͤſtern gehoͤ⸗ 
rigen Grundflüden entrichtet werden „ 150 

Vom 26ten September. 

125 Haus zinsertraͤgniſſe dürfen da, wo die Haus⸗ 
zins = und Gebaͤudeklaſſifikazionsſteuer 
eingeführt iſt, der Klaſſenſteuer nicht mehr 
unterzogen werden. 5 8 1651 

Vom 28ten September. 

126 Behandlung der zur Waffenuͤbung nicht ers 

ſchienenen Reſervemaͤnner . a 151 
Vom Sgten September. 


Monat Oktober. 


127 Behandlung jener Individuen, welche als ars 
gebliche Auslaͤnder zum Militaͤr aſſentirt 
wurden, nachher aber ihre Eigenſchaft als 
wirkliche Auslaͤnder erweiſen 5 153 

Vom Zten Oktober. 
d 2 


XX 


Zahl 
der 
Verord⸗ Seite 


nun 

128 Nähere Veſtimmungen einiger Vorſchriften der 
Wechſelordnung und des diesfaͤlligen Pa⸗ 
tents vom 25ten Hornung 1791. 5 

Vom gten Oktober. 

129 Weiſung, wie ſich bei Einhebung der Perſo— 

nalſteuer benommen werden fol . 6 
Vom ı2ten Oktober. 

130 Die vom Johann Leonhard verfaßte Anleis 
tung zum katechiſiren wird als Lehrbuch 
allgemein vorgeſchrieben 8 ° 159 

Vom 13ten Oktober. 

131 Einfuhrung der Brädenmanth an der Joch⸗ 
brücke uber den Serethfluß bei Staro— 
ſchinez 8 . £ 2 „159 

Vom ı5ten Oktober. 

132 Vorſchrift wegen Ausfertigung der hypotheka⸗ 
riſchen Kauzions inſtrumente für die Pads 
tungen der jhdifhen Gefaͤlle 5 60 

Vom zıten Oktober. 

133 Den Schullehrern und Lehrgehilfen iſt die zu 
entrichtende Grundſteuer aus dem Schul— 
fonde zuruͤck zu verguͤten k 702 

Vom 23ten Oktober. 

134 Erläuterung der 88. 60 und 77 des Geſetz⸗ 
buches über Verbrechen wegen Beſtra— 
fung der Verbrecher der Aus ſpaͤhung (Spio⸗ 
nerie) und Falſchwerbung 8 63 

Vom 24ten Oktober. 

135 Erhöhung der Congrua für die aus dem Re⸗ 

ligionsfond bezahlten Cooperatoren 169 
Vom 25ten Oktober. 

136 Naͤhere Beſtimmungen für die Bildung von 
Akziengeſellſchaften zur Ausfuhrung pris 
vilegirter Erfindungen . — 3 . 170 

Vom Zaten Oktober. 


XXI 


Verord⸗ Seite 
nung 
137 Der Hauſterhandel mittels beſpannter ak 
wird wiederholt verboten . 8 174 
Vom ziten Oktoder. 
138 Entſchaͤdigungsart der Grundeigenthümer für 
die Abnahme eines Schottergrundes zum 
Straſſenweſen . 5 A a . 175 
Vom Ziten Oktober. 8 


Monat Robember. 


139 Nachtraͤgliche Beſtimmungen rückſichtlich der Ein⸗ 
hebung und Berichtigung der Weg⸗Brücken⸗ 
und Uiberfahrtsmaͤuthe, dann Beſtim—⸗ 
mung der diesfaͤlligen Strafen . 4 

Vom 2ten November. 

140 Amtspakette in Schulſachen find auch von der 

Poſtwagengebuͤhr befreit . 2 178 
Vom 7ten November. 

141 Die Reife- und Zehrungskoͤſten für ſtaͤdtiſche 
Beamten werden auf Conv. Münze ums 
geſetzt 0 g 3 . 8 179 

Vom Hten November. 

142 Das aus dem Vermögen der Fuhrweſensde⸗ 
ſerteurs einzuhebende Pönale von 3o fl. 
muß in Conv. Münze berichtiget werden 180 

Vom 17ten November. 

143 Zur Entlaſſung vom Wehrſtande auf abge. 
tretene Wirthſchaften muß die Nothwen— 
digkeit der Erhaltung des oͤkonomiſch gus 
ten Zuſtandes derſelben im firengfien Sin— 
ne nachgewieſen werden A A 181 

Vom igten November. 

144 Warnung von dem Beitritt zur Sekte der 
Carbonari, und Beſtimmung der diesfaͤl⸗ 
ligen Strafen. . 0 181 

Vom 24ten November. 


nung 
145 


146 


147 


148 


149 


151 


Qualifikazionstabellen bei Kaſſadienſtbeſetzun⸗ 

gen find nur auf ein Jahr gültig . 4 
Vom zöten November. 

Fuͤr die Rettung eines in Lebensgefahr ſchwe⸗ 

benden Menſchen wird die Belohnung mit 

25 fl. Conv. Muͤnz beſtimmt 0 
Vom Zoten November, 


Monat Dezember. 


Wle ſich bei Ertheilung buͤrgerlicher oder ſteu⸗ 
erbarer Gewerbsbefugniſſe an Ausländer 
zu benehmen ſey ° 7 1 : 

Bon ı3ten Dezember. 

Nichtlandesfürſtliche Orts- und Patrimonial⸗ 
gerichte, Dominien und Magiſtraͤte ſind 
hinſichtlich ihrer offizioſen Judizial-Cor⸗ 
reſpondenz poſtporto frei E 3 

Vom 2ıten Dezember. 

Beſtimmung der Wegmauthgebühr bei dem 
Wegmauthamt Nro. 2. in Pilſno, dann 
der Bruͤckenmauth in mehreren Stazionen 

Vom 27 ten Dezember. 

Dominien werden ruͤckſichtlich ihrer Angaben 
über Reſervefluͤchtlinge einer ſchaͤrferen 
Kontrolle unterzogen . 0 . E 

Vom 2Hten Dezember. 

Weiſung was bei Uiberſiedlungen aus einer 
erblaͤndiſchen Provinz in die andere zu 
beobachten ſey . 7 8 8 : 

Vom 29ten Dezember. 
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in der Probinzialgeſetzſaammlung des Königreichs Gali⸗ 
zien und Lodomerien für das Jahr 1821. enthaltenen 


Verordnungen. 


A. 

Abgetretene Wirthſchaften, bei Militärentlaſ⸗ 
ſungen auf ſelbe, muß die Nothwendigkeit 
der Erhaltung des oͤkonomiſch guten Zuſtan⸗ 
des derſelben nachgewieſen werden . 

Abweſende Landwehrmaͤnner; Weiſung wegen 
deren Behandlung e 

Aerartal⸗Kontrakte mit pachtern abzuſchlieſ⸗ 
ſende; Erläuterung der diesfaͤlligen Vor⸗ 
ſchrift 

Aerzten vom Militär wird i in dringenden Fallen 
die Vorſpann bewilliget k 2 

Akten landrechtliche, deren Vertilgung, und 
Erhebung der dabei befindlichen, denen 
Partheien nothwendigen Behelfe . 

Akzien der priv. N. Oeſt. Nazionalbank dürfen 
nicht zu aͤrarlal Kauzionen angenommen 
werden . 

— — Geſellſchaften zur Ausführung privile⸗ 
girter Erfindungen; nähere Aimee 
für deren Bildung L 

Amtspakette in Schulſachen find ven dr Poſſ⸗ 
wagengebühr befreit . 4 0 


N 2 


Amtsſchriften der Konſiſtorien, Vikariate und 
Dekanate ſind vom Poſtporto befreit 


Anlehen vom Jahr 1820; die aus demſelben 
herrührenden Loofe koͤnnen zu Dienſtkauzio— 
nen angenommen werden 

Anleitung zum katecheſiren von Johann Neo 
hard verfaßte, wird als Lehrbuch e 
vorgeſchrieben H 

Anſiedler (Koloniſten) deutſche ban Nan der 
Klaſſenſteuer befreit 

Antheils⸗Beſitzer einer Herrfchaft müſſen ale 
zu dem Bau eines Dominikalarreſtes kon⸗ 
kurriren 

Armenbüchſen deren Errichtung und unterhal⸗ 
tung innerhalb der Kirchen 2 

Aroſirte Obligazionen, die von ſelben ent⸗ 
fallenden Intereſſen unterliegen der 3 
ſteuer 5 

Arreſte bei den Dominien, zu einem derlei 
Bau müßen alle Antheilsbeſttzer einer Herr 
ſchaft konkurriren 8 

Arzneien deren den Kammeralfond betreffen 
den Vergütungsbeträge werden in Konv. 
Münze bewilliget . 

Arzneimittel in Anſehung des unbefugten Ver⸗ 
kaufes derſelben wird der Wirkungskreis 
der politiſchen und Kammeralbehoͤrden be⸗ 
ſtimmt . 

Ausfuhr der Waffen und Kriegsbedürfniße in 
die Moldau und Wallachey wird verboten 

Ausfuhrs⸗Verboth der Pferde nach den italie⸗ 
niſchen Nachbarſtaaten und uͤber ſaͤmmtli⸗ 
che oͤſterreichiſche Seehafen wird aufgehoben 

— — Verboth der Waffen und Kriegs bedürf⸗ 
niße wird auf die Provinz Servien aus⸗ 
gedehnt . N 8 0 5 


76 94 
56 73 
58 76 
71 89 


90 113 


. 114 140 


Ausland, Behandlung der daſelbſt ſtudieren⸗ 
den Jugend der gemiſchten Unterthanen . 

Aus länder angebliche zum Militär aſſentirte, 
welche ihre Eigenſchaft als wirkliche Aus⸗ 
länder erweifen, deren Behandlung 8 

— — mie fih bei Ertheilung bürgerlicher 
oder ſteuerbarer Gewerbsbefugniſſe an ſelbe 
zu benehmen a 

Ausſchrottung des Fleiſches, die unter dent 
Fleiſchern diesfalls beſtehende Wechſelord⸗ 
nung wird abgeſtellt . 2 

Ausſpähung (Spionerie) wegen Beſtrafung der 
diesfaͤlligen Verbrecher werden die §§. 60 
und 77 des Geſetzbuches uͤber Verbrechen 
erlautert . 

Austriebs⸗Verboth der pferde nach den ita⸗ 
lieniſchen Nachbarſtaaten und über ſaͤmmt⸗ 
liche oͤſterreichiſche Seehaͤfen wird aufge⸗ 
hoben K 1 4 a K 2 


B. 


Bäckerei aͤrariſche und Depofitorien, für deren 
Sicherheit müſſen die Magazins rechnungs- 
fuͤhrer Sorge tragen, und darf von den 
Subarendirungsunternehmern keine beſou— 
dere Buͤrgſchaftsleiſtung abverlangt werden 

Dankakzien N. Heſt. privileg. dürfen nicht zu 
aͤrarial Kauzionen angenommen werden. 

Bankal-Gefaͤllen- und Wegmauthgebaͤude find 
von der Hausklaſſen- und Zinsſteuer bes 
freit . 0 7 8 B 5 

Dan = und Reparaturskoſten der pfarrlichen 
Wirthſchaftsgebaͤude müffen reichlich dotir⸗ 
te Pfruͤnden aus Eigenem beſtreiten 

Bauführungen aͤrariſche; hiebei duͤrfen Staats: 
obligazionen als Kauzionen angenommen 
werden . ? - t . . 


Seite 
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Veror dn. 


121 148 


127 153 


24 42 


61 80 


134 163 


90 113 


91 114. 
39 63 


. 125 140 


42 56 


Baukoſten wenn fie den Kamme ralfond betref⸗ 
fen, müſſen in Konv. a angefeg wer⸗ 
den » 

Baulichkeiten öffentliche ’ hiezu darf kein 
ſchlechtes Materiale verwendet werden 
Baumateriale ſchlechtes darf zu oͤffentlichen 

Baulichkeiten nicht verwendet werden 8 

Bauvorſchuͤſſe dürfen denen Partheyen aus 
ſtaͤdtiſchen Uiberſchußgeldern, nur nach ber 
wirkter Prüfung der Sicherheitsdokumente 
und erfolgter Gubernial- Bewilligung vers 
abfolgt werden. 

Baieriſche Militaͤrdienſte, aus folden entlaſ⸗ 
ſenen, zur Reſerve geſtellten Individuen 
ſind die bei der Krone Baiern geleiſteten 
Militaͤrdienſte in die 14jaͤhrige Kapitula⸗ 
zionszeit mit einzurechnen 8 x 

Beamte, deren Vorſpannsauslagen und Poft- 
ſpeeſen bei Geſchaftsreiſen find in Konv. 
Muͤnz zu verrechnen . 

Beamten bei Kaſſen wird das Schreiben der 
Quittungen und die Behebung der Gelder 
für Privatpartheien unterſagt - 

— — ſaͤdtiſche, deren Reife und Zehrungs⸗ 
koſten werden in Konvenziond» Münze be⸗ 

williget 8 . 

Behelfe oder Dokumente unter denen zu ver⸗ 
tilgenden landrechtlichen Akten befindliche, 
deren Erhebung von den Partheien 8 

Behörden politiſche und Kammeral, deren 
Wirkungskreis in Anſehung des unbefugten 
Verkaufes der Arzueimittel wird beſtimmt 

Bernardiner Klöfer ſind von der Perſonal⸗ 


ſteuer befreit . 5 
Beſchell⸗ Auslagen muͤſſen un Seite des Mili⸗ 
taͤr⸗Aerars beſtritten werden 5 8 


Beſchreibung gerichtliche der Effekten eines 


35 30 
35 50 


2 2 
56 84 
107 131 
14: 179 
86 110 


58 76 
27 44 


102 123 


Miethers; Erläuterung des diesſaͤlligen 
Kreisſchreibens über das Benehmen der 
Gerichtsbehoͤrden 2 

Bettſtätte oder Pritſchen ſind die Aue eee 
träger dem n zu verabreichen ver⸗ 
bunden 0 

Bewohner der Militär - Gränge, wie ſich ge⸗ 
gen dieſelben bei Ausübung der Zivil- und 
Kriminalgerichtsbarkeit zu benehmen ſey 

Beurlaubte Soldaten verungluͤckte find ſogleich 
in die Militär = Spitäler abzugeben - 

Bilder, der Hauſierhandel mit ſelben wird 
verboten. a 

Bolleten zollaͤmlliche über die im 49. 8. des 
rektifizirten Zollpatents bezeichneten Waa⸗ 
ten, auf denen die Visa der Zwiſchen⸗ 
zollaͤmter mangelt; Weiſung was ruͤckſicht⸗ 
lich derſelben zu beobachten ſey > 

Brandwein heimlich eingeführter, bereits aus⸗ 
geſchaͤnkter oder verzehrter, diesfalls were 
den die Strafen beſtimmt . 

Briefe von portofreien an portopflichtige Behörden 
und Partheien, und umgekehrt aufgegebene; 
Weiſung wegen Berichtigung des Briefporto 

— — wie ſich bei deren Verſendung mit⸗ 
telſt Bothen an jenen Orten zu benehmen 
ſey, wo ſich kein Poſtamt befindet 

Briefporto; Weiſung wegen deſſen Berichti— 
gung wenn poſtportofreie an portopflichtige 
Behörden und Partheien, und umgekehrt 
Briefe oder Pakette aufgeben 

— — bievon ſind die Conſiſtorien, Vika⸗ 
riate, und Dekanate in Offizioſis befreit 


Brücken für welche eine Mauthgebuͤhr zu be⸗ 
zahlen iſt, werden bekannt gemacht . 
Brückenmauth⸗Gebuͤhren werden auf Metall⸗ 
muͤnze geſetzt . . ° . 1 
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. 116 141 


112 138 


53 70 
94 116 


20 20 


50 66 


98 119 


50 66 


72 90 
87 111 


79 10¹ 


77 94 


Brücdenmanthrr Gebühren, deren Beſtimmung 

— — Einführung an der Jochbruͤcke über 
den Serethfluß bei Staroſchinez . . 

— — nachtraͤgliche Beſtimmungen wegen deren 
Einhebung und Berichtigung dann dies faͤllige 
Strafen 
— Beſtimmung bei mehreren Stazionen 

Bücher, der Hauſterhandel mit ſelben wird ver» 
boten 0 

— — der Beſttzer der Hammerwerke, für 
ſelbe wird der Stempel beſtimmt . 2 

Büchſen für die Armen, deren Errichtung und 
Unterhaltung innerhalb den Kirchen 


Bürgerliche Gewerbsbefugniſſe, wie ſich bei 


deren Ertheilung an Auslaͤnder zu benehmen 
Bürgſchaftsleiſtung darf von Subarendi⸗ 
rungsunternehmern außer ihrer Kauzion, für 
die genaue Zuhaltung der Kontraktsver⸗ 
bindlichkeit, keine beſondere für überlaffene 
Magazins baͤckereyen und Depoſitorien ab⸗ 
verlangt werden . he 2 “ 


C. 

Cammeral⸗ Fondsauslagen mehrere werden 
in Conv. Münze bewilliget . 

— — Behoͤrden, deren Wirkungskreis in 

Anſehung des unbefugten Verkaufes der 
Arzneimittel wird beſtimmt . 5 

Capuciner⸗Kloͤſter ius! von der Perſonalſteuer 
befreit 8 . 

Carbonari, Warnung von dem Beitritt zu de⸗ 
ren Sekte, und Beſtimmung der diesfaͤl⸗ 
ligen Strafen 

Cautionen der Beamten, hiezu dürfen 8 
die aus dem Anlehen vom Jahr 1820 her⸗ 
rührenden Looſe, als auch die vinkulirten 
Parzial- Schuldverſchreibungen vom Jahr 
1821 angenommen werden 2 2 


13 


147 185 


91 114 


56 73 


58 76 
27 44 


. 144 181 


38 53 


Cauzionen wegen Lieferungen, Bauführungen ꝛc. 


hiezu dürfen Staatsobligazionen nach dem 
Wiener Boͤrſekurſe angenommen werden . 

— — als ſolche wird die Annahme der N. 
Oe. privil. Nazional-Bankakzien nicht ges 
ſtattet a 

Canzions » Infrümente hppothekariſche für die 
jüdifhen Geſaͤllspachtungen, Vorſchrift 
wegen deren Ausfertigung 

Cavallerie Stallungen, deren Herſtelungskoſten 
werden auf den N übers 
fragen 0 

Coloniſten deutſche angefiedelte find von der 
Klaſſenſteuer befreyt . 

Concurrenzleiſtung zu Kirchen = pfart : und 
Schulbaulichkeiten, wozu die unterthänigen 


53 


39 53 


. 132 160 


2 


Gemeinden beizutragen haben, Weiſung, 
wie ſich bei deren Bekanntmachung zu be⸗ 


nehmen ſey 

Concurſe ausgebrochene der hierländigen Han⸗ 
delsleute müſſen der Zollgefaͤllen Admini⸗ 
ſtrazion bekannt gegeben werden . . 

Congrua Erhöhung für die aus dem Religions- 
fond bezahlten Cooperatorem 

Conſkripzion, wie hiebei jene Juden zu be⸗ 
handeln ſind, welche in einem Orte ihre 
Anſaͤſſigkeit, und in dem andern ihre Tol⸗ 
lerirung erweiſen koͤnnen 6 

— — Vorſchrift wegen Behandlung der 51 
ternloſen Fremden, dann der Fremden 
weiblichen Geſchlechts . 2 

Conſiſtorien find in offtzioſen Correſpondenzen 
vom Brieſporto befreiet 8 e 8 


Cooperatoren aus dem Religins fond bezahlte, 
Erhoͤhung der Congrua für ſelbe . 5 


Berord. 


Seite 


Zahl der 


Curatoren, Weiſung, wie ſich die Gerichtsbe⸗ 
hoͤrden dei deren Wahlen zu benehmen 
haben 0 0 * . a .« 110 136 


D. 


Detanate find in offizioſen Korreſpondenzen 72 90 

vom Briefporto befreit. 87 111 
Depoſitorien der Verpflegsmagazine, für de⸗ 

ren Sicherheit müſſen die Magazins rech⸗ 

nungsführer Sorge tragen, und darf von 

den Subarendirungsunternehmern keine 

befondere Buͤrgſchaftsleiſtung Wirtanat 

werden 91 114 
Deſerteure vom Fuhrweſen, das aus deren 

Vermoͤgen einzuhebende Poͤnale muß in 

Conv Muͤnz berichtigt werden « 142 180 
Deſerteurs Taglia wird auf Metalmünze geſetzt 62 81 
Deutſche Colloniſten angefiedelte find von der 

Klaſſenſteuer befreit. 6 5 
Diäten, Vorſchrift, wie die Landes thieräͤrzte, 

bei ihren Bereiſungen diesfalls zu behan⸗ 

deln find . 11 19 
we — der ſtaͤdtiſchen Beamten werden in 

Conv. Munz dewilliget . . . 141 179 
Dienſtkanzio nen siehe Cautionen. 
Difpenfen von Ehehinderniſſen find direkte bei 

der Laudesſtelle anzuſuchen . . 32 69 
Documente fiche Behefe. 
Dominien müſſen bei Rekrutenſtellungen dop⸗ 

pelte Widmungsrollen mit ſich bringen „ 103 128 
— — RNegulirung der Verguͤtungspreiſe für 

die denſelben zugeſtandenen Hilfstaͤge „108 132 
— — ſind hinſichtlich ihrer offizioſen Judi⸗ 

zial-Correſpondenz poſtportofrei . 148 186 
— — werden rückſichtlich ihrer Angaben uͤ⸗ 

ber Reſervefluͤchtlinge einer ſchaͤrferen Kon⸗ 

trolle unterzogen . . . . . 350 191 


Dominikalarreſte, zu einem derlei Bau muͤſſen 
alle Antheilsbeſitzer einer Herrſchaft kon⸗ 
kurriren 0 
Durchfuhrs⸗ Verbot der Waffen und Kriegs⸗ 
bedürfniffe in die Moldau und Wallachay 
— — Berboth der Waffen und Kriegsbedüurf⸗ 
niſſe wird auf die Peu Servien aus⸗ 
gedehnt , N 
Durchtriebs. Verbot der pferde nach ii ita⸗ 
lieniſchen Nachbarſtaaten, und über ſaͤmmt⸗ 
liche oͤſterreichiſche Seehaͤfen wird aufge- 
hoben * . ° . „ . 


114 140 


90 113 


E. 1 
Effekten ⸗Beſchreibung gerichtliche eines Miethers 


wegen rüͤckſtändigen Miethzins, Erläuter 
rung des diesfälligen Kreis ſchreibens R 

Ehe: Hinderniß s Disfpenfen find unmittelbar bei 
der Landesſtelle anzuſuchen . 

Elementarſchäden, ſiebe Feuer, Waſſer, Wer⸗ 
terſchaden. 

Elternloſe Fremde, Vorſchrift wegen deren Be⸗ 

handlung bei der Conſkripziou 8 5 

Entdeckungen neue im Gebiete der Induſtrie, 
wegen Verleihung der diesfaͤlligen Priviles 
gien werden die Grundfäge bekannt ges 
macht 0 

Enutlaſſung der Reſerve und Lande prmäuner, 
Weiſung wie ſich dabei zu benehmen fey . 

Entlaſſungen vom Militär im Con certations⸗ 
wege auf oͤde liegende Gruͤnde, dann der 
Reſerve- und Landwehrmaͤnner auf erkaufte 
Wirthſchaften und Gewerbe diesfaͤllige Weis 
ſung 7 . 

— — vom Militär auf abgetretene Wirth⸗ 
ſchaften, hiebei muß die Nothwendigkeit der 
Erhaltung des oͤkonomiſch guten Zuſtandes 
derſelben nachgewieſen werden 8 . 


36 51 


52 69 


47 63 


22 22 


96 117 


68 86 


143 Fe 


82 
Is Seite 
gt 
Erben der Penfioniften und Proviſioniſten, wel⸗ 
che nach dem 2Hten eines Monats ſterben, 
gebührt die Penfion für den ganzen Monat 67 85 
Erbländiſche Provinzen, was bei Uiberſiedlun⸗ 
gen aus einer in die andere zu beobach⸗ 
ten ſey F 151 191 
Erbsfähigkeit wird den moldauer luͤrkiſchen 
Unterthanen in den oͤſterreichiſchen Staaten 
zugeſtanden . 29 45 
Erbſteuer hievon find auch die Meßſtiftungen in 
Conv. Münze befreit . © 81 104 
Erfindungen neue im Gebiethe der Industrie 
wegen Verleihung der diesfaͤlligen Privilr- 
gien werden die Grundſaͤtze bekannt ge⸗ 
macht . 1 8 5 . 22 22 
— — privilegirte, nähere Beſtimmungen 
für die zu dieſem Behufe ſich bildenden 
Akziengefellſchaften . ..136 170 
Ergänzungs männer fiehe Kefervemänner, 
Erwerbſteuer deren Ausſchreibung für das 
vierte Triennium 2 122 149 
Erziehungskunde allgemeine; Einführung des 
vom Vinzenz Eduard Milde Ae Lehr⸗ 
buches . 55 70 
Erſatzleiſtung fuͤr unbefugt abweſende Land. 
wehrmaͤnner, diesfaͤllige Weiſung . . 49 64 
Eſſig deſſen Erzeugung aus Weinlager wird N 
verboten . 60 79 
Exekuzions⸗ Gebühren, Beſtimmung wie ſich 
dei deren Eintreibung zu benehmen ſey „ 97 118 


F. 
Falſchwerbung wegen Beſtrafung der diesfaͤl⸗ 
ligen Verbrecher werden die §. § 60. und 
77. des Geſetzbuches über Verbrechen er⸗ 
laͤutert 7 R 5 a f . 


134 163 


Zahl der 
Verordn. 


Selte 


Feldärzte für deren zuruͤckbleibende Frauen und 

Kinder wird die Quartiers kompetenz be⸗ 

ſtimmt „ 63 87 
Feuerſchäden, Weiſung wie ſich bei diesfalli⸗ 

gen Steuernachlaͤſſen zu benehmen fey . 65 83 
Feyertägen, an felben wird die Abhaltung der 

Jahrmaͤrkte verboten . 101 122 
Fleiſch-Ausſchrottung, die unter denen Flei⸗ 

ſchern diesfalls beſtehende Wechſelordnung 

wird abgeſtellt . 61 80 
Fleiſcher die unter ſelben beſtehende Wechſel⸗ 

ordnung in der Ausſchrottung des Flei⸗ 


ſch wird abge fellt . 61 8ı 
Floretſeiden Geſpinnſte, aan. Beſtim⸗ 
mung für ſelbe . 85 109 


Flüchtige Neſerpecn rüctſch lich deren 

Angaben werden die Dominien einer ſchaͤr⸗ 

feren Kontrolle unterzogen 150 191 
Follen dreijährige ſchoͤnſte für ſelbe werden die 

Prämien, und zwar für Hengſte 20 Dus 

katen, und fir Stuttenfollen auf 6 Du⸗ 
: faten im Golde erhöht . . 24 42 
Forderungen der geiſtlichen Gemeinden Dürfen 

ohne Bewilligung der politifhen Behörde 

in den Grundbuͤchern oder der Landtafel 

nicht geloͤſcht werden . 2 98 111 
Frauen der Feldarzte zurückbleibende, für ſel⸗ 

be wird die Quartierskompetenz beſtimmt 63 81 
Freijahre b ei neuen oder betraͤchtlich verbeſſer⸗ 

ten Haͤuſern werden auf den Straſſenfrohn— 

beitrag ausgedehnt . 25 43 
Fremde elternlofe, dann des weiblichen Ge 

ſchlechts; Vorſchrift, wierſte bei der Kon⸗ 

ſtripzion zu behandeln ſind . 47 63 
Fremdherrſchaftliche Individuen begins „von 

den Dominien auf eigene Rechnung zum 

Militär geſtellte, wie ns diesfalls zu be 

nehmen ſey A R 8 70 88 


Fuhrleute mit den vorgeſchriedenen Sertififas 
ten nicht verfehene, wie ſich die Poſtmei⸗ 
ſter gegen ſelbe zu benehmen haben a 
Fuhrweiens - Deferteurs, das aus deren Ber 
mögen einzuhebende Poͤnale muß in Conv. 
Muͤnze berichtiget werden . . 


G. 

Galiziſche Indigenatstaxe, deren Nachſicht zur 
Hälfte für die Käufer der Staats guͤter wird 
aufgehoben 0 r 

Gebäudeſteuer, wegen Se Entrichtung wer⸗ 


den die näheren Beſtimmungen bekannt ge⸗ 


macht 2 

— — von deren Entrichtung wen die 
Mendikantenkloͤſter enthoben . 7 

Gefälls⸗Pachtungen jüͤdiſche, Vorſchrift we⸗ 
gen Ausfertigung der hypothekariſchen Cau⸗ 
tions ⸗Juſtrumente 

Gefangenwächter bei Kriminalgerichten / deren 
Loͤhnungen, dann Provifionen und Gnaden⸗ 
gaben ihrer Wittwen und Kinder werden 
in Convent. Münze bewilliget 

Seiftlice Kealirdten, deren Paͤchtern darf die 
Bedingniß der Steuerentrichtung neh 
gebürdet werden. & 

— — Pfruͤnden, deren Paͤchter ind von Lan⸗ 
des fuͤrſtlichen 3 Lieferungen ꝛc. bes 
freit . 8 

— — Pfründen müſſen die Herſtellungsko⸗ 
ſten der pfarrlichen Wirthſchaftsgebaͤude 
aus Eigenem beſtreiten . 5 

— — Raealitaͤten zum Beſten des Religions- 
fonds verpachtete, Beſtimmung wegen Be⸗ 
richtigung der Steuern von ſelben . 

— — Gemeinden und Pfründner; Weiſung 
in wie ferne ſelbe Verpachtungs⸗ und Ver⸗ 


93 16 
21 21 
30 46 
42 69 


45 61 


@ 


miethungs⸗Vertraͤge abzuſchließen befugt 
find 


Geiſtliche Konfi ſtotien, Gikariate und Dekos 


225 find in officioſis vom Briefporto be⸗ 
reit l 8 5 
— Gemeinden, deren Forderungen duͤr⸗ 
fen ohne Bewilligung der politiſchen Be⸗ 
hoͤrde in den Grundbüchern oder der Lands 
tafel nicht geloͤſcht werden 
— Kloſterrealitaͤten, Erneuerung der Vor⸗ 
ſchrift wegen deren Verwaltung 
— Mendikantenkloͤſter. Siehe Mendikan⸗ 
tenkloͤſter. 

— Prieſter und Zoͤglinge aus den Pro⸗ 
vinzen in das hoͤhere geiſtliche Bildungsin⸗ 
ſtitut beruffene, für ſelbe werden die Rei⸗ 
ſekoͤſten beſtimmt 

— Cooperatoren aus dem Religions fond 
bezahlte, Erhöhung der Congrua für ſelbe. 


Geiſtlichkeit (Kurat) deren Urbarialzehende 


und Meſſalien⸗Bezuͤge find von der Klaſſen⸗ 
ſteuer befreit 5 


Gelder, deren Behebung für Privatpartheien 


wird den Kaſſabeamten unterfagt . 0 


Gemeinden geiſtliche, Weiſung, in wie ferne 


felbe Berpachtunge⸗ und Vermiethungs⸗Ver⸗ 
träge abzuſchließen befugt find 0 
— geiſtliche, deren Forderungen dürfen 
ohne Bewilligung der politiſchen Behoͤrde 
in den Grundbuͤchern oder der n 
nicht geloͤſcht werden . 


Gemiſchte unterthanen Siehe Sujets tee. 
Gerichtliche Effekten - Befhreibung eines Mie⸗ 


thers wegen ruͤckſtaͤndigen Miethzins; Er⸗ 
laͤuterung des diesfälligen Kreisſchreibens 
— Schaͤtzungen, Schaͤtznoten oder Schaͤt⸗ 
zungsprotokolle; 1 meer deren 
Stemplung | £ > . 


der 
* 


be 


Selte 


64 82 


72 90 
87 11¹ 


88 111 


100 121 


32 48 
135 169 


46 62 


107 131 


64 82 


88 111 


36 51 


95 116 


Gerichtsbarkeit, wie ſich bei deren Ausübung 
gegen die Bewohner der Militärgränze zu 
benehmen ſey . 

Gerichts behörden, Weiſung wie dich dieſelben 
bei Wahlen von Vormuͤndern und Kura⸗ 
toren zu benehmen haben 5 

Geſetzbuch allgem. bürgerl. Modiftzirung des 
1340. $. wegen Ergreifung des Rechtswe⸗ 
ges bei Beſtimmung des Schadenerſatzes . 

— — über Verbrechen, ſiehe Strafge⸗ 
ſetzbuch. 

Geſpinnſte von Floretfeiden; Beſtimmung des 
Zolltariffs für felbe . 

Geſuche um Loͤſung der Ehehinderniſſe find an 
die Landesſtelle zu leiten x 

— — der Hebammen um Stipendien, wel⸗ 
che Behelfe denſelben anzuſchließen find . 

Gewer be erkaufte, wie ſich bei Entlaſſung der 
Referves und Landwehrmaͤnner auf felbe zu 
benehmen ſey . 

Gewerbs⸗Befugniſſe, deren Ertheilung wird 
den Magiſtraten eingeraumt . = ° 

— — detto bürgerliche oder ſtenerbare, wie 
ſich bei deren Ertheilung an Ausländer zu 
benehmen 

Giebigkeiten unterthänige, in deren Venüßung 
dürfen die Obrigkeiten nicht geflört werden 

Gnadengaben der Kriminalgefangenwaͤchter, 
dann ihrer Wittwen und Kinder werden in 


M. M. bewilliget 4 . 
Goldgeräthe, mit ſelben wird der Haufe 
handel verbothen N 


Gränzbewohner der Mititärgränge, wie ſich 
gegen dieſelben bei Ausübung der Zivil⸗ 
und Kriminalgerichtsbarkeit zu benehmen ſey 

Gränze (Militär) in ſelber wird der Hanfiers 
handel allgemein verboten 8 


Zahl der 
Verordn. 
0 


112 138 


110 136 


69 88 


f 


Gründe oͤde liegende, wie ſich bei Militär. 
Entlaſſungen im Concertationswege auf ſel⸗ 
be zu benehmen ſey . . 5 4 
— — zur Beſchotterung des Straſſenweſens 
abgenommene, diesfaͤllige Entſchaͤdigungs⸗ 
art der Eigenthuͤmer . . « 8 
Grundbücher in ſelben dürfen Forderungen der 
geiſtlichen Gemeinden ohne Bewilligung der 
politiſchen Behörde nicht geloͤſcht werden . 
Grundſteuer wegen deren Entrichtung werden 
die naͤheren Beſtimmungen bekannt gemacht 
— — müſſen die Mendikantenkloͤſter von de⸗ 
nen ihnen angehoͤrigen Gründen bezahlen 
— — wird den Schullehrern und Lehrgehil⸗ 
fen aus dem Schulfonde zurückvergütet. 
Grundſtücke den Mendikantenkloͤſtern angehoͤri⸗ 
ge, hievon muß die Grundſteuer entrichtet 
werden . . + . . . 
Gymnaſial⸗Coder; Erläuterung des 7.5. wer 
gen Aufnahme der herumziehenden Judens 
ſoͤhne in die Gymnaſien . 2 . 
Gymnaſium, wegen Aufnahme der herumzie⸗ 
henden Judenſoͤhne wird der ß. 7. des 
Gymnaſial⸗Codex erläutert . 8 


H. 

Hammergewerks⸗Beſitzer, für deren Bücher 
wird der Stämpel beſtimmt . 1 4 
Handel (Kommiſſions und Spedizions) dürfen 
alle Handelsleute ansuͤben, die ein Hand» 
lungsbefugniß befigen . 5 = 
Handelsleute deren ausgebrochene Konkurſe 
müſſen der Zollgefaͤllenadminiſtraziou bes 
kannt gegeben werden . . k 9 

— — die ein Handlungsbefugniß beſitzen 
dürfen den Kommiſſions⸗ und Spedizions⸗ 
handel ausuͤben . 8 HM 1 
Prov. Geſetzſ. v. Galizien 1821. O 


124 


106 


106 


92 


250 


131 


131 


137 


115 


45 


115 


Häuſer neue oder beträchtlich verbeſſerte, find y 


auch während der geſetzlichen Freijahre von 
dem Straſſenfrohnbeitrag befreit . 5 

Hauptſchule ifraslitifhe wird in Tarnopol ers 
richtet 4 

Hauſierhandel wird in der Militärgränze all. 
gemein verboten . „ 

— — mit Buͤchern Kalendern, Bildern und 
Liedern, dann mit Gold- und Silbergeraͤ⸗ 
then wird verboten . 

— — mittelſt befpannter Wägen wird ver, 
boten > 

Hausklaſſen⸗ und Zinsſteuer, Mevag ſind die 
Bankalgefaͤllen und Wegmauthgebaͤude be⸗ 


freit . 
Hauszins⸗ Ertraͤgniſſe dürfen der Klaſſenſteuer 
nicht mehr unterzogen werden 2 


Hauszins⸗ Steuer, wegen deren Entrichtung 
werden die naͤhere Beſtimmungen bekannt 
gemacht 

Hebammen, Weiſung, welche Behelfe felbe 
ihren Geſuchen um Stipendien anzuſchlieſſen 
haben 8 

Hengft = Foffen dreijährige ſchonſte, für ſelbe 
werden die Praͤmien auf 20 Dukaten im 
Golde erhoͤht 

Heurathen der Reſervemänner, Weiſung wie 
ſich diesfalls zu benehmen fey A 

Hilfstäge denen Doninien zugeſtandene; Re⸗ 
gulirung der diesfaͤlligen Verguͤtungs-Preiſe 

Hofreiſen; Vorſchrift, wegen Entſchaͤdigung 
fuͤr die dabei zu Grund gegangenen Pferde 

Holz⸗Spar⸗ Apparate, deren Einführung in 
denen Militärgebäuden auf Koſten des Mi⸗ 
litaͤr⸗Aerars 0 

Holzhandel nach Lemberg wird den Juden ge⸗ 
ſtattet . 5 . . 0 . 


Zahl der 
Verordn 


108 


113 


14 


G 
= 
2. 
1 


117 
152 


103 


139 


15 


Hypothekariſche Cautions » Infirumente für 
die Pachtungen jüdifcher Gefälle, Vor⸗ 
ſchrift wegen deren Aus fertigung. . 


J. 
Jahrmärkte, deren Abhaltung an Senn» und 
Feyertaͤgen wird ſtrengſtens verboten a 
Impfung, auf deren Fuͤrgang wird denen 
Ortsobrigkeiten die groͤßte Wachſamkeit auf⸗ 
getragen * . . . . . 
Impfungskoſten werden vom Staatsfchag uͤber⸗ 
nommen 5 1 5 1 
Judigenatstaxe galiziſche deren Nachſicht zur 
Hälfte für die Käufer der Staatsguͤter 
wird aufgehoben 8 4 . . 
Induſtrial = Entdeckungen und Erfindungen 
neue oder Verbeſſerungen, wegen Erthei— 
lung der diesfaͤlligen Privilegien werden die 
Grundfaͤtze bekannt gemacht. " . 
Intereſſen der arrofirten Obligazionen unter 
liegen der Klaſſenſteuer . N . 
Iſraelitiſche Hauptſchule, deren Errichtung in 
Tarnopol : 0 . 1 5 
Italieniſche Staaten, das Auss und Durch⸗ 
triebs⸗ dann Aus fuhrs verbot der Pferde 
nach ſelben wird aufgeheben 8 3 
Juden wird der Holzhandel nach Lemberg ger 
attet „ . * * . 
-- I welche an einem Orte ihre Anſaͤſſig⸗ 
keit und in dem andern ihre Tollerirung 
erweiſen, wie ſelbe bei der Konſkripzion 
und Rekrutenſtellung zu behandeln ſind . 
Judenſöhne herumziehende, wegen deren Auf- 
nahme in die Gpmnaſien wird der 5. 7. 
des Gymnaſial-Codex erläutert . 1 
Judicial Correfpondenz offizioſe, der nicht lan⸗ 
desfuͤrſtlichen Orts ⸗ und ane 
2 


Zahl der 
Derorde, 
9 


75 

7,6 
73 90 
222 
41 55 

BIT 
90 115 
14 15 
16 16 
106 151 


richte, Dominien und Magiſtrate 0 poſt⸗ 895 
portofrei 148 
Jüdiſche Klaſſenſteuer wird auf Conb. wund 
geſetzt 40 
Gefällspachtung 5 Vorſchrift Wegen 
Ausfertigung der hypothekariſchen Cautions⸗ 
Inſtrumente 3 
Jünglinge der gemiſch ten Unterthanen im Aus⸗ 
land ſtudirende, deren Behandlung . 121 
K. 
Kalender; der Hauſterhandel mit ſelben wird 
verboten . 94 
Kaleſchen⸗ Gebühr Beſtimmung für die mit 
der Poſt reiſenden Paſſagiers 5 9 
Kammeral; ſiehe Cammeral. 5 
Kapuziner; ſiehe Capuciner. 
Kalfa = Dienſtbeſezungen, die diesfälligen Qua» 
lifikazious tabellen ſind nur auf ein Jah 
gültig € 145 
Kaſſebeamten wird das Schreiben der Quit⸗ 
tungen und die Behebung der Gelder für 
Privatpartheien unterſagt . 10% 
Kataſtral⸗ und Triangulirungsgeſchäft, die Vers 
gütungspreiſe für die zu dieſem Behuf ges 
leiſteten Praͤſtazionen werden in Conv. Munz 
beſtimmt . 13 
Katechiſiren die hiezu von Johaun Lebnbard 
verfaßte Ankeitung wird als Lehrbuch all⸗ 
gemein vorgeſchrieben . 130 
Käufer der Staatsguͤter; für felbe wird die 
Nachſicht der halben galiziſchen Indigenats⸗ 
Taxe aufgehoben. = 5 A 73 
Kauzionen; ſiehe Cautionen. 5 
Kavallerie; ſiehe Cavallerie. 
Kerkerſtrafe; Vorſchrift, wie ſich ruͤckſichtlich 
der wegen Verbrechen hiezu verurtheilten 
Landwehrmaͤnner zu benehmen ſey 104 


116 


184 


151 


14 


159 


90 


129 


Kinder der Feldaͤrzte zuruͤckbleibende, für felbe 
wird die Quartiers-Competenz beſtimmt 
— — der Kriminal⸗Gefangenwaͤchter, de⸗ 
ren Proviſtonen und Gnabengaben werden 
in Metallmuͤnze bewilliget . . 
Kirchen; Errichtung und Unterhaltung der Ar- 
menbuͤchſen innerhalb derſelben 
Kirchenbaulichkeiten, wozu die unterthaͤnigen 
Gemeinden beizutragen haben; Weiſung 
wie ſich bei Bekanntmachung der Concurrenz⸗ 
leiſtungen zu benehmen ſey . 5 
Klaſſenſteuer, von deren Entrichtung find die 
angefiedelten deutſchen Koloniſten befreit . 
— — jüdifhe wird auf Conv. Muͤnze geſetzt 
— — derſelben unterliegen die Perzente der 


arroſirten Obligazionen € 
— — bievon find die Urbarial = gehend und 


Meſſalienbezuͤge der Kuratgeiſtlichkeit befreit 

— — Vorſchrift wegen deren Fuͤrſchreibung, 
Einhebung und Verrechnung 1 

— — deren Ausſchreibung für das Militär, 

Jahr 1822. 

— derſelben dürfen Hauszinderträgniffe 

nicht mehr unterzogen werden . 

Klauſel, welche den Subarendirungs⸗ Kontrak⸗ 
ten einzuſchalten iſt, wird beſtimmt 3 

Kloͤſter der Mendikanten; ſieh Mendikantenkloͤſter. 

Kloſter⸗Realltaͤten; Erneuerung der Vorſchrift 
wegen deren Verwaltung 8 2 

Koloniſten, ſiehe Coloniſten. 

Kommiſſions⸗ Handel dürfen alle Handelsleute 
ausuͤben, die ein en be⸗ 
figen . . 8 5 

Konkurrenz; ſiehe Goncurrenz. 

Konkurſe; ſtehe Concurſe. 

Konſiſtorien; ſiehe Conſiſtorien. 

Konſkripzion; ſiehe Conſcription. 


we 


‚125 


125 


100 


92 


115 


Kontrakte von Seite des Aerariums mit vach⸗ 


tern abzufchließende, Erläuterung der dies⸗ 
fälligen Vorſchrift 8 


— — über Subarendirungs⸗ Verhandlun⸗ 


gen; Veſtimmung, welche Klauſel denſel⸗ 
ben einzuſchalten ſey . 


Kontrolle ſchaͤrfere, derſelben werden die Do⸗ 


minien rückſichtlich ihrer Angaben über Re⸗ 
krutirungsflüͤchtlinge unterzogen R 


Kooperatoren; fiehe Cooperatoren. 
Kreutze pro piis meritis müffen nach dem 


Tode des Beſitzers zuruͤckgeſtellt werden . 


Kriegsbedürfniſſe, deren Aus» und Durchfuhr 


Kriminal- urtheil, hinſich lich deſſen Anzeige 


Il 


in die Moldau und Wallachey wird ver: 
boten 8 0 . . . - 
— deren Aus s und Durchfuhrsverbot 
wird auch auf die Provinz Servien auge 
gedehnt 


— + 


an die Landesſtelle oder andere Behörden 
werden einige Paragraphe des Strafge⸗ 
ſetzbuches erlaͤutert . . 
— Kosten, Beſtimmung derjenigen, welche 
in Conv. Muͤnz gezahlt werden müſſen 
— Straͤflinge; ſiehe Straͤflinge. 

— Gefangenwaͤchter, deren Loͤhnungen, 
dann Provifionen und Gnadengaben ihrer 
Wittwen und Kinder werden in Metall⸗ 
Muͤnze bewilliget 2 . 
— und Sivil- Gerichtsbarkeit; wie ſich 
bei deren Ausuͤbung gegen die Bewohner 
der Militär s Graͤnze zu benehmen ſey . 


Kurat⸗Geiſtlichkeit, deren Urbarial = Zehend 


und Meſſalienbezuͤge ſind von der Klaſſen⸗ 
ſteuer befreit . . 


. * 


Kuratoren; ſiehe Curatoren. 


erordn. 
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8 57 
66 84 


93 115 
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L. 


Landes fürſtliche Steuern, hievon ſind die 
Pächter geiſtlicher Pfruͤnden befreit. . 
Landesthierärzte, Vorſchrift, wie felbe bei 
ihren Bereiſungen hinſichtlich der Diaͤten 
und Reifekoͤſten, zu behandeln ſind 0 

Landrechtliche Akten unbrauchbare, deren Ber: 
tilgung, und Erhebung der dabei befind— 
lichen, denen Partheien erforderlichen Be- 
helfe. 9 Ar © 2 0 0 

Landtafel, in ſelber dürfen die Forderungen 
geiſtlicher Gemeinden ohne Bewilligung der 
politiſchen Behörde nicht geloͤſcht werden . 

Landwehr ⸗Dienſtleiſtung; hievon find die 
Straſſeneinraͤumer nicht befreit . . 

— — Männer unbefugt abweſeude, wegen 
deren Behandlung und des diesfaͤlligen Ers 
fages wird die Vorſchrift ertheilt . 

— — detto Weifung wegen deren Entlaf⸗ 
fung auf dde liegende Gründe, dann auf 
erkaufte Wirthſchaften und Gewerbe 8 

— — detto Weiſung, wie ſich bei deren Ent⸗ 
laſſung dann ruͤckſichtlich ihrer Heumathen 
zu benehmen ſey 7 2 

— — detto wegen Verbrechen zur Kerker⸗ 
ſtrafe verurtheilte; Vorſchrift, wie ſich 
diesfalls zu benehmen . 2 

Lebensgefahr, die Belohnung für die Rettung 
eines darinn ſchwebenden Menſchen wird 
in Conv. Münze beſtimmt . 1 

Legioniſten bayriſche entlaſſene, zur Keſerve 
geſtellte, denſelben ſind die bei der Krone 
Bayern geleiſteten Feldkriegsdienſte in die 
14jaͤhrige Capitulationszeit mit einzurechnen 

Lehranſtalten oͤffentliche, bei ſelben wird das 
Lehrbuch der allgemeinen Erziehungskunde 
vom Vinzenz Eduard Milde eingeführt . 


Jabl der 
Verordn. 
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Lehrbuch der allgemeinen Erziehungskunde vom 
Vinzenz Eduard Milde wird bei allen oͤf⸗ 
fentlichen Lehranſtalten eingefuͤhrt . 

— — der Religion vom Michael Leonhard 
verfaßte wird eingefuͤhrt 8 

Lehrern bei den Schulen wird die Grundsteuer 
aus dem Schulfond zuruͤckverguͤ tet. 

Lehrgehilfen bei Schulen wird die Grund, 
ſtener aus dem Schulfond zuruͤckverguͤtet 

Lemberg, dafelbſt wird den Juden der Holzhau⸗ 
del geſtattet 5 8 s . f 

Leonhard Michael, deſſen Religions » Lehrbuch 
wird eingeführt . . 

— — Johann, die von felben verfaßte An⸗ 
leitung zum katechiſtren wird als Lehrbuch 
allgemein vorgeſchrieben - 

Lieder, mit felben wird der Haufierhandel nicht 
geſtattet . 

Lieferungen, hievon find die Pächter geistlicher 
Pfruͤnden befreit . 7 

— — biebei duͤrfen Staatsobligazionen zu 
Cautionen angenommen werden 5 

Liqueur heimlich eingeführter, Beſtimmung der 
diesfälligen Strafen . 

Löhnungen der Kriminal⸗Gefangenwaͤchter der 
ren Bewilligung in Metal-Münze . 5 

Looſe aus dem Anlehen vom Jahr 1820 her⸗ 
ruͤhrende, dürfen zu Dienſtkauzionen ans 
genommen werden 4 . . . 


M. 

Märkte, ſtehe Jahrmaͤrkte. 

Magazins ⸗Baͤckerey aͤrariſche und Oepoſitorien 
für deren Sicherheit müffen die Magazins⸗ 
Rechnungsfuͤhrer Sorge tragen, und darf 
von den Subarendirungsunternehmern kei⸗ 
ne weitere Burgſchaftsleiſtung dies falls ab⸗ 
verlangt werden . 2 . . . 
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Magiſtrate find hinſichtlich ihrer offizioſen Ju⸗ 
dizial = Correfpondenz poſtportofrei . - 

Magiſtraten wird die Ertheilung der Meiſter⸗ 
rechte (Gewerbsbefugniſſe) einberaumt . 

Materiale ſchlechtes darf unter Haftung der 
den Bau leitenden Behoͤrde zu oͤffentlichen 
Baulichkeiten nicht verwendet werden . 

Mäuthe. Weg, Brüden» und Uiberfahrts⸗ 
maͤuthe, nachtraͤgliche Beſtimmungen we— 
gen deren Einhebung und Berichtigung, 
dann diesfaͤllige Strafen 0 

Mauth ⸗Gebühren bei Privat-Weg⸗ Brücken 
und Uiberfuhrsmaͤuthen werden auf Metall⸗ 
Münze geſezt . 5 

— — Gebuͤhr, deren Veftimmänge 
und Brückenmaͤuthen, dann Uiberfahrten 


— — Stazionen, und ihre Entfernung nach 
Meilen werden bekannt gemacht . 8 
— — Gebühr nachträgliche für ausgewieſene 


Mauthſtazienen, von deren Entrichtung 
werden die Viehhaͤndler befreit 5 

— — (Weg- und Brücken) Siehe Weg ⸗ 
und Brüͤckenmauth. 

— — Gebäude find von der Hausklaſſen - 
und Zinsſteuer befreit . 1 4 

Meiſterrechte deren Ertheilung wird den Ma⸗ 
giſtraten einberaumnt . 

Meiſterſtücke muͤſſen durch die Bünfe aeochf 
werden 8 . 

Medikamenten; ſiehe Arzneien. 

Mendicanten »Klöfer find von der Perfonal- 
feuer befreit R 

— — detto werden von Entrichtung der Ge⸗ 
baͤudeſteuer enthoben, muͤſſen jedoch von 
denen ihnen angehoͤrigen Grundſtuͤcken die 
Grundſteuer bezahlen 5 1 a 
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Menſchen in Lebensgefahr ſchwebende, die Be 
lohnung für die Rettung derſelben wird in 


Conv. Münze beſtimmt 
Meſſalien⸗Bezuͤge der Kuratgeiſtlichkeit unters 
liegen nicht der Klaffenfteuer . 3 


Meßſtiftungen find auch in Cono. Münz erb⸗ 
ſteuerfrei , 

Miether von Wohnungen; Erläuterung des 
Kreisſchreibens, ruͤckſichtlich deren gerichtli⸗ 
chen Effekten-Beſchreibung wegen rüͤckſtaͤn⸗ 
digen Miethzins . 8 

Miethverträge; Weiſung, in Be ferne geiſt⸗ 
liche Gemeinden und Pfründner dergleichen 
abzuſchließen befugt find 5 

Miethzins ruͤckſtändiger eines Miethers; Er⸗ 
laͤuterung des Kreisſchreibens, rückſichtlich 
der diesfaͤlligen gerichtlichen Effekten-Be⸗ 
ſchreibung. 0 

Milde = Stiftungen; Weiſung welche bei Rechts 
ſtreitigkeiten vom Fiskus zu vertreten ſind 

Milde Vinzenz Eduard, deſſen Lehrbuch der 
allgemeinen Erziehungskunde wird bei allen 
oͤffentlichen Lehranſtalten eingeführt 8 

Militär » Dienfte bayriſche, aus ſolchen ent⸗ 
laſſenen zur Reſerve geſtellten Individuen 
ſind die bei der Krone Bayern geleiſteten 
Militärdienfte in die 14jaͤhrige Capitula⸗ 
tionszeit mit einzurechnen 4 . 

— — Gränze, in felber wird der Hauſier⸗ 
handel allgemein verboten . a 

— — Stellung, wie hiebei jene Juden zu 
behandeln ſind, welche in einem Orte ihre 
Anſaͤßigkeit, und in dem anderen ihre 
Tollerirung erweiſen können. 8 3 

— —  bievon find nur jene Organiſten zeit⸗ 
lich befreit, die als wirkliche Schullehrer 
angeſtellt nd . 1 . ° . 
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Militär⸗Mannſchaft entwichene, die für deren 


Einbringung beſtimmte Taglia wird auf 

Metall⸗Münze geſetzt . 62 81 
— — Feldaͤrzte; Vefimmung der Quartiers 

kompetenz für deren a Frauen 

und Kinder . 63 8¹ 
— — Eutlaſſungen im Comcbrfala 

auf oͤde liegende Gründe, dann der Land⸗ 

wehr » und Refervemaͤuner auf erkaufte 

Wirthſchaften und Gewerbe, wie dabei fürs 

zugehen. 68 386 
— — Entlaffungen auf abgetretene Wirth⸗ 

ſchaften; ſiehe Entlaſſungen. 
— — wie ſich hinſichtlich der von den Do⸗ 

minien auf eigene Rechnung geſtellten paß⸗ 

loſen ent dea Individuen, E 

benehmen fei 70 88 
— — Staubaulichkeiten, deren goſten wer⸗ 

den auf den Beguartirungsfond übertragen 74 91 


— — Reſeiven; fiebe Referven. 
— — Aſſiſtenz⸗ Mannſchaft, Beſtimmung der 
Gebühr für ſelbe 8 97 118 
— — Aerzten wird in dringenden Fällen die 
Vorſpann bewilliget . 99 120 
— — Aerar, von ſelben ubſſen künftig die 
Beſchellauslagen, beſtritten werden . 102 123 
— — Stellung; ſiehe Rekrutenſtellung. 


Een Graͤnzbewohner; wie ſich gegen die- 

ſelben bei Ausuͤbung der Zivil und Krimi⸗ 

nal Gerichtsbarkeit zu benehmen ſey . 112 138 
— — Gebäude, Einfuhrung der Holz-Sparr⸗ 

Apparate in ſelben . 113 139 
— — Quartierstraͤger ſollen um Soldaten 

Bettſtaͤtte oder Pritſchen verabreichen 116 141 
— — Vorſpanns anweiſungen auf eine über 

die beſtehende Aus maaß erforderliche Mehr⸗ 


zahl von Pferden, Vorſchrift, wie ſich dies⸗ 
falls zu benehmen ſey 8 F 4 

Militär - Behandlung der hiezu affentirten ans 
geblichen Ausländer, wenn fie ihre Eigen⸗ 
fhaft als wirkliche Ausländer erweiſen . 

Mißhandlung derunterthanen durch ihre Grund⸗ 
herrſchaft; Belehrung, wie dabei fuͤrzuge⸗ 
hen ſey . 

Moldan, Ausfuhrsverboch der Waffen und 
Kriegsbeduͤrfniſſe. 6 

Moldauer türkiſchen Unterthanen wird bie Erbs⸗ 
fähigkeit in denen oͤſterreichiſchen Staaten 
zugeſtanden 5 7 * n h 


N. 


Nichtlandesfürſtliche Orts ⸗ und Patrimonlal⸗ 
Gerichte find hinſichtlich ihrer offizioſen Ju- 
dizial⸗Correſpondenz poſtportofrei . 2 


O. 


Oberärzten wird in dringenden Faͤllen die Vor⸗ 
ſpann bewilliget 8 

Obligazionen (Staats) ſiehe Staatsobliga⸗ 

a zionen. 

Obrigkeiten dürfen in Benutzung der unterthäs 
nigen Urdarialgiebigkeiten und Robot nicht 
geſtoͤhret werden . ö 

Dede liegende Gründe, wie ſich bel Militär: 
Entlaffungen im Concertationswege auf 
ſelbe zu benehmen fey . . 

Oeſterreichiſche Seehaͤfen; ſiehe Seehäfen. 

Officioſe Judicial-Correſpondenz, dies falls find 
nichtlandesfuͤrſtliche Orts⸗ und Patrimo⸗ 
nialgerichte, Dominien und Magiſtrate 
poſtportofrei . 4 3 . . 


117 142 


127 153 
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148 186 


Ordinariate, deren Amtsſchriften find vom 
Briefporto befreyt 5 1 . 2 


Organiſten find nur jene vom Militär zeitlich 
befreit, die als wirkliche Schullehrer an⸗ 
geſtellt ſind 

Orts⸗ und Patrimonialgerichte nicht landes 
fuͤrſtliche find hinſichtlich ihrer offiztofen Ju⸗ 
dicial-Correſpondenz poſtportofrei . y 


P. 


Pachtkontrakte Über aͤrarial Verpachtungen ab⸗ 
zuſchlieſſende; Erläuterung der diesfaͤlligen 
Vorſchrift . 

Pachtverträge; Weiſung, in wie ferne geiffe 
liche Gemeinden und Pfründner * 
chen abzuſchlieſſen befugt find 8 

Pächter der geiſtlichen Pfruͤnden find von lan⸗ 
desfürftlihen Steuern, Lieferungen, und 
allen nach dem Steuergulden repartirt wer⸗ 
denden Abgaben defreit 5 

— — der juͤdiſchen Gefaͤlle; Borſchrift — 
gen Ausfertigung der hypothekariſchen Cau⸗ 
tions = Snftrumente = 

Pächtern der ſtädtiſchen, geistlichen, Spitals⸗ 
und ſonſtigen Realitäten darf die Beding⸗ 
niß der Steuerentrichtung nicht aufgedür⸗ 
det werden 

Parzial⸗ Schuldverſchreibungen; ſiehe Schuld⸗ 
verſchreibungen. 

Paßloſe Individuen fremdherrſchaftliche von den 
Dominien auf eigene Rechnung zum Milis 
tar geſtellte, wie ſich diesfalls zu beneh⸗ 
men ſey . 

Patrimonial⸗ und Ortsgerichte nicht (arg 
fuͤrſtliche, find hinſichtlich ihrer offizioſen 
Judizial ⸗Correſpondenz poſtportofrei 
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Penſion gebührt den Erben der Penfioniften, 

welche nach dem 25 ten eines Monats ſter⸗ 

ben, fuͤr den ganzen Monath 2 8 
Penſioniſten wenn fie nach dem 25ten eines 

Monats ſterben, gebuͤhrt deren Erben die 


Penfion für den ganzen Monat . 67 85 
Perſonalſteuer von ſelben find die Mendlkan⸗ 

tenkloͤſter befreit . 0 27 44 
Perſonalſteuer deren Ausfhreibung für das 

Militaͤrjahr 1822 122 149 
— — Einhebung wie ſich dabei zu benehmen 129 156 


Pfarr» Wirtbſchaftsgebaͤude deren Herſtellungs⸗ 

koſten muͤſſen reichlich dotirte Pfruͤnden aus 

Eigenem beſtreiten 8 42 56 
Pfarrbaulichkeiten, wozu die unterthäͤnigen 

Gemeinden beizutragen haben; Weiſung wie 

ſich bei Bekanntmachung der Concurrenz⸗ 

leiſtung zu beuehmen ſey 3 r . 23 41 
Pferde, bei Hofreiſen zu Grund gegangene, 

Vorſchrift wegen deren Entſchaͤdigung 80 103 
— — deren Aus⸗ und Durchtriebs- dann 

Aus fuhrsverboth nach den italieniſchen Nach- 

barſtaaten und über ſaͤmmtliche oͤſterreichi⸗ 

ſche Seehaͤfen wird aufgehoben N 90 113 
Pferdezuchts⸗Praͤmien für die dreijährigen 

ſchoͤnſten Hengſt⸗ und Stuttenfollen wer⸗ 

den auf 20 und 6 Dukaten im Golde er⸗ 

boͤht. 24 42 
Pfründen geiſtliche reichlich dotirte müffen die 

Herſtellungskoſten der pfarrlichen Wirth⸗ 

ſchaftsgebaͤude aus Eigenem beſtreiten . 42 56 
— — geiſliche, deren Pächter find von 

landesfuͤrlichen Steuern, Lieferungen und 

allen nach dem Steuergulden repartirt wer⸗ 

denden Abgaben befreit h 5 . 30 46 
Pfründner geiſtliche, Weiſung in wie ferne 

ſelbe Verpachtungs- und Vermiethungsoer⸗ 

traͤge abzuſchließen befugt ſind 0 „ 64 82 


Pilſnoer Wegmauth Nro. 2., Beſtimmung der 
Wegmauthgebühr bei ſelber . 1 F 

Poenale aus dem Vermögen der Fuhrweſens⸗ 
Deſerteurs einzuhebendes, fiehe Straf⸗ 
betrag. 

Pohlen, Weiſung, wegen Reklamirung der da⸗ 
hin gefluͤchteten Refervemänner 

Politiſche Behoͤrden, deren Wirkungskreis in 
Anſehung des unbefugten Verkaufes der 
Arzneymittel wird beſtimmt . 

Polizeyübertretungen ſchwere, Erläuterung 
wie ſich der Givilrichter zu denehmen habe, 
wenn im Laufe eines Prozeſſes derlei Ans 
zeigen vorkommen 

Portopflichtigen Behoͤrden, Weiſung wegen 
Berichtigung der Briefportogebühren, wenn 
ſelbe an portofreie Behoͤrden und Partheien 
— und umgekehrt Briefe oder Pakette auf⸗ 
geben 

Poſtmeiſter, * ſich ſelbe gegen die mit den 
vorgefihriebenen Zertifikaten nicht verſehe— 
nen Fuhrleute zu benehmen haben. x 

Poſtporto Weiſung, wegen deſſen Berichti— 
gung, wenn portofreie an portopflichtige 
Behörden und Partheien — und umge— 
kehrt, Briefe oder Pakette aufgeben 

— — Freiheit wird den Konſiſtorien, Vika⸗ 
riaten und Dekanaten in officioſis geſtattet 


— —  bievon find nicht landesfuͤrſtliche Orts— 
und Patrimonialgerichte, Dominien und 
Magiſtrate hinſichtlich ihrer offiziofen Judi⸗ 
zial = Correfpondenz befreit . I 

Poſtrittgeld, deſſen Erhöhung, dann Beſtim⸗ 
mung des Trink = und Schmiergeldes, 
fo wie der Kaleſchengebuͤh1 “. 


54 71 


30 66 


105 130 


50 66 


72 90 
87 111 


148 186 


39 78 


Poſtſpeeſen, bei Geſchaͤftsreiſen der Beam⸗ 
ten ſind in Conv. Muͤnze zu verrechnen 

Poftmagen » Gebühr, deren Beſtimmung 

— — Gebühr, hievon find die Amtspakette 
in Schulſachen befreit . 2 

Prämien fur dreijaͤhrige ſchoͤnſte Hengste 58d 
Stuttenfollen werden auf 20 und 6 Du⸗ 
katen im Golde erhoͤht F . 

— — für erlegte Raubthiere werden auf 
die urſprüngliche Ausmaaß in Conv. Münz 
zuruͤckgefuͤhrt 8 

Präſtazionen zum Behuf des Kataſtral⸗ und 
Triangulirungsgeſchaͤfts, die diesfaͤlligen 
Verguͤtungspreiſe werden in Conv. Muͤnze 
beſtimmt . 

Prieſter aus den Provinzen in das höhere 
geiſtliche Bildungsinſtitut berufene, für 
ſelbe werden die Neiſekoſten deſtimmt 

Primaplaniſten gebührt keine Vorſpann 

Pritſchen oder Bettſtätte ſollen die Quartiers⸗ 
träger den Soldaten verabreichen . 8 

Privat» Mauthgebühren werden auf M. M. ges 
ſetzt . 

Privatpartheien, für ſelbe dürfen alp om 
ten keine Quittungen ſchreiben noch Gelder 
beheben „ 

Privilegien ⸗ Berleibung für neue Entdeckun⸗ 
gen, Erfindungen und Verbefferungen im 
Gebiete der Induſtrie, diesfalls werden 
die Grundſaͤtze bekannt gemacht . 8 

Privilegirte Erfindungen; naͤhere Beſtimmun⸗ 
gen fuͤr die zu dieſem Behuf ſich bildenden 
Akziengeſellſchaften . 

Protokolle uͤber gerichtliche Schaͤbungen, Vor⸗ 
ſchrift wegen deren Stemplung . 
Provifion gebührt den Erben der Proviſioniſten 
welche nach dem 25 eines Monats ſterben, 
fuͤr den ganzen Monat = E e 
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Proviſionen der Kriminalgefangenwaͤchter, 
dann ihrer Wittwen und Kinder werden in 
Metall » Münze bewilliget . 

Proviſioniſten, wenn fie nach dem 2 ten ei 
nes Monats ſterben, gebüht deren Erben 
die Provifion für den ganzen Monat 

Provinzen erblaͤndiſche, was bei Uiberſiedlun⸗ 
gen aus einer in die andere zu beobachten 
ſey 

Prozente der en Obligazionen 74415 
liegen der Klaſſenſteuer 8 

Prozeſſe bei Zivilgerichten in Verhandlung fe: 
hende; Erläuterung, wie ſich der Zivilrich⸗ 
ter zu benehmen habe, wenn in deren Laufe 
Anzeigen eines Verbrechens oder einer 
ſchweren Polizeyuͤbertretung vorkommen 

Punzirung bievon it das in feine Blattchen 
geſchlagene Silber befreit . A 

Punzirungs⸗Taxe, darf von dem in feine 
Blaͤttchen geſchlagenen Silber nicht ent⸗ 
richtet werden 9 . . a 


Q. 


Qualifikazions⸗Tabellen bei Kaſſadienſtbeſet⸗ 
zungen ſind nur auf ein Jahr gültig E 

Duartiers » Competenz, deren Beſtimmung für 
die zuruͤckbleibenden Frauen und Kinder der 
Feldaͤrzte . 

— — Fond, auf ſelben werden die Militär- 
Stallbaukoſten uͤbertragen 

— — Traͤger ſollen dem Soldaten Bettſtätte 
oder Priiſchen verabreichen . L 8 

Quittungen für Privatpartheien zu ſchreiben 
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115 
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wird denen Kaſſabcamten verboten 1 


Prov. Geſetzſ. vo Galizien 1821. 5 


R. 


Raubthiere erlegte, die diesſaͤlligen Prämien 
werden auf die urſprüͤngliche Ausmaaß in 
Conv. Münze zurückgefuͤhrt . 5 2 

Realitäten geiſtliche, zum Veſten des Reli— 
gionsfonds verpachtete, Beſtimmung wegen 
Berichtigung der Steuern von ſelben 5 

— — giiſtliche, deren Paͤchtern darf die B⸗ 
dingniß der Steuerentrichtung nicht aufge— 
buͤrdet werden . ; 2 2 A 

Rechtsſtreitigkeiten; Beſtimmung, welche mil— 
de Stiftungen hiebei vom Fiskus zu ver— 
treten find . 2 a 5 „ 3 

— — Erläuterung, wie ſich der Zivilrichter 
zu benehmen habe, wenn in deren Zuge 
Anzeigen eines Verbrechens oder einer 
ſchweren Polizeyübertrettung vorkommen. 

Rechtsweg, wegen deſſen Ergreifung bei Ber 
ſtimmung des Schadenerſatzes wird der 
398. $. des Strafgeſetzes II. Theil, und 
der 1340. &. des allgemeinen bürgerlichen 
Gefetzbuches wmodifizirt . 4 i . 

Reclamirung der nach Pohlen und Rußland 
geſtuͤchteten Reſervemaͤnner, diesfaͤllige 
Weiſung 0 2 2 8 

Reife - und Zehrungskoſten der ſtaͤdtiſchen Bes 
amten werden in Conv. Münze bewilliget . 

— — Koſten; Vorſchrift, wie die Landes- 
thieraͤrzte bei ihren Bereiſungen diesfalls 
zu behandeln ſind 4 4 2 

— — Koſten Beſtimmung für die aus den 
Provinzen in das hohere geiſtliche Bildungs- 
inſtitut berufenen Prieſter und Zoͤglinge 

Rekruten⸗ Stellung, wie hiebei jene Juden zu 
behandeln ſind, welche in einem Orte ihre 
Anfäffigfeit, und in dem anderen ihre Tol⸗ 
lerirung erweiſen fönnen 1 8 ? 
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141 179 
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Rekruten⸗Stellung, hiezu müſſen die Dominien 
mit doppelten Widmungs rollen verſehen ſein 

Rekrutirung, hievon ſind die Organiſten, die 
nicht als wirkliche Schullehrer angeſtellt 
find nicht befreit . 8 . 

Religions- Lehrbuch des Michael | 
deffen Einführung a 7 

Reparaturs-Koſten der pfarrlichen Wirthſchafts⸗ 
gebaͤude; ſiehe Baukoſten. 

— — koſten der aͤrarial Gebäude müſſen in 
Conv. Münze berechnet werden . 
Reſerve, denen, dazu geſtellten, aus es 

Militaͤrdienſten entlaſſenen Individuen find 
die bei der Krone Bayern geleiſteten Miliz 
taͤrdienſte in die 14 jährige 1 
zeit einzurechnen. . 
— — Fluͤchtlinge, rückſichtlich derlei An⸗ 
gaben werden die Dominien einer ſchaͤrfe— 
ren Kontrolle unterzohen 8 2 
Reſervemänner, Weiſung wegen deren Ent⸗ 
laſſung auf oͤde liegende Gründe, dann auf 
erkaufte Wirihſchaften und Gewerbe 0 
— — nach Pohlen und Rußland gefluͤchtete, 
Weifung wegen deren Reklamirung a 
— — wie ſich bei deren Entlaſſung, dann 
ruͤckſichtlich ihrer Heirathen zu benehmen ſey 
— — Weiſung, wie ſelbe bei vorfellenden 
Selbſtverſtuͤmmlungen zu behandeln find . 
— — zur Waffenuͤbung nicht erſchienene, wie 
ſich mit ſelben zu benchmer fey n 
Rettung eines in Lebensgefahr ſchwebenden 
Menſchen, die diesfaͤllige Belohnung wird 
in Cono. Münz beſtimmt 
Roboth unterthaͤnige, in deren Benutzung dür⸗ 
fen die Obrigkeiten nicht geſtoͤhrt werden 
Koſoglio heimlich eingeführter, bereits N 
2 
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68 


89 


146 


109 


112 
117 
142 


151 


184 
134 


fhänfter, Beſtimmung der diesfaligen 
Strafen 
Rum heimlich eingeführter, bereits ausgeſchaͤnk⸗ 
ter, Beſtimmung der diesfaͤlligen Strafen . 
Rußland, Weiſung wegen Reklamirung der 
dahin gefluͤchteten Reſervemaͤnner . 


S. 


Schätzungen gerichtliche, derlei Noten oder Pro⸗ 
tokolle; Vorſchrift wegen deren Staͤmplung 

Schadenerſatz, wegen Ergreifung des Rechts⸗ 
weges bei deſſen Beſtimmung wird der 
398. $. des Strafgeſetzes II. Theils, dann 
der 1340. F. des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches modiſizirt . . 

Schlafkreutzer⸗ Quittungen aus der Periode 
vom Jahre 1813 bis ıten November 1818 
dürfen nicht mehr angenommen werden . 

Schottergrund zum Straſſenweſen abgenom⸗ 
mener, diesfaͤllige Entſchaͤdigungsart der 
Grundeigenthümer 8 

Schüler der Gymnaſien; fiehe Gymnaſtalſchüler. 

Schulbaulichkeiten, wozu die unterthänigen 
Gemeinden beizutragen haben; Weiſung 
wie ſich dei Bekanntmachung der Concur⸗ 
renzleiſtung zu benehmen fey . 7 5 

Schuldverſchreibungen varzielle vinkulirte vom 
Jahr 182 1 koͤnnen zu Dienſtkauzionen an⸗ 
genommen werden 

Schule (Haupt) iſraelitiſche; deren Errichtung 
in Tarnopol 8 

Schulfond, aus ſelben iſt denen Salle 
und Lehrgehilfen die e zuruck zu 
verguͤten . 

Schullehrern und Lehrgebilfen wird die Grund⸗ 
ſteuer aus dem Schulfonde zuruͤckverguͤtet 
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20 20 
20 20 
89 112 
95 116 
69 88 
34 50 
138 175 
23 41 
38 53 

8. 
133 162 
133 162 
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Schulſachen, die diesfaͤlligen Amts pakette find 
von der Poſtwagenbebuͤhr befreit 140 

Schwere Polizeyüͤbertretungen; Siehe Polizey⸗ 
übertretungen, 

Seehäfen oͤſterreichiſche, das Aus = und Durch⸗ 
triebsverbot der Pferde uͤber ſelbe wird 
aufgehoben. 2 90 

Seide muß nach der Gattung, in welcher ie 
erſcheint, verzollet werden 10 

Seiden (Floret); ſiehe Floretſeiden. 

Seite der Ssrbonark, Warnung vor dem Bei⸗ 
tritt zu ſelber, und Beſtimmung der dies⸗ 
faͤlligen Strafen . - . 144 

Selbſtverſtümmlungen der Rpſero zune und 
wirklichen Soldaten; Weiſung, wie ſelbe 
zu behandeln ſind R . 118 

Servien Provinz, in ſelbe wird die Aus- und 
Durchfuhr der Waffen und Kriegsbedürf- 
niſſe verboten 8 A. 

Silber in feinen Blaͤttchen geſchlagenes 9 0 
von der Punzirung und n 

Sülbergerdthe; der Hauſterhandel mit ſelben 
wird verboten. Kay: 

Soldaten » Entlaffungen ; ſiehe Enttaſſulgen 

— — beurlaubte, verunglückte ſind ſogleich 
in die Militär = Spitäler abzugeben 5 

— — denſelben ſollen die Quartierstraͤger 
Bettſtaͤtte oder Pritſchen verabreichen . 116 

— — wirkliche, Weiſung, wie fie bei vor⸗ 
fallenden n zu behan⸗ 
deln find . . 118 

Sonntäge, an ſelben wird die Abhaltung der 
Jahrmaͤrkte verboten . 101 

Sparöfen, deren Einführung in denen Militär 
Gebäuden auf Koſten des Militaͤr⸗Aerars 113 


=: Seite 
K RER 

Spedizionshandel durfen alle Handelsleute 

ausüben, die ein Handlungsbefugniß be= 

ſitzen c 92 115 
Spionerie, wegen Beſtrafung der diesfälligen 

Verbrecher werden die $$. 60 und 77 des 

Geſetzbuches Über Verbrechen erlaͤutert . 134 163 
Spitals Realitäten, den Pächtern derſelben 

darf die Bedingniß der Steuerentrichtung 

nicht aufgebürdet werden 5 21 21 
Staats ⸗Obligazionen koͤnnen als een 

bei Lieferungen, Baufuͤhrungen ꝛc. ange- 

nommen werden . N 39 59 
— — detto arroſirte, die von ſelben entfal⸗ 

lenden Intereſſen unterliegen der Klaſſen⸗ 

ſteuer r . % . 41 55 
Staats anlehen; fiehe Anleben. 
Staatsgüter; für die Kaͤufer derſelben wird 

die Nachſicht der halben galiziſchen In— 

digenatstaxe aufgehoben 73 90 
Städtiſche Uiberſchußgelder dürfen Wen Par- 

theien nur nach bewirkter Prüfung der Si— 

cherheitsdokumente und erfolgter Gubernial— 

bewilligung als Bauvorſchüͤße gegeben wer⸗ 

den 1 . 8 5 : end, Ei 
— — Realitaͤten, denen Paͤchtern derſelben 

darf die Bedingniß der Steuerentrichtung 

nicht aufgebürdet werden . 2 21 
— — Beamten, deren Retſe⸗ und Zehrungs⸗ 

koſten werden in Conv. Muͤnz bewilliget . 141 179 
Stallbaulichkeiten für das Militär, deren Ko⸗ 

ſten werden auf den Bequartierungs fond 0 

übertragen . 5 ° „ TAI 
Standrechtliches Verfahren, Erläuterung des 

16. Kapitels I. Theils des Strafgeſezes 43 58 
Staroſchinetzer Jochbrucke über den Sereth— 

Fluß, Einführung der Bruͤckenmauth . 131 159 


Stämpel, deſſen Beſtimmung für die Bücher 


der Hammerwerksbeſitzer . 

Stämplung gerichtlicher Schaͤtzungen, Schaͤtzno⸗ 
ten, oder Schaͤtzungsprotokolle; diesfaͤllige 
Vorſchrift 2 

Steuer (Klaſſen); ſiehe Klaſſenſteuer. 

— — von Gruͤnden, Gebäuden, Urbarial⸗ 
und Zehendabgaben; fiehe Grund, Gebäude, 
Urbarial und Zehend. 

— — von Gewerben; ſiehe Gewerbſteuer. 

— — Nachlaͤſſe wegen Elementarſchaͤden; 
Weiſung wie ſich diesfalls zu benehmen fey 

— — Perſonal- und Erwerb; ſiehe Perfor 
nal= und Erwerbſteuer. 

Steuerbare Gewerbsbefugniſſe, wie ſich bei de⸗ 
ren Ertheilung an Ausländer zu benehmen 
ſey 

Steuern, deren Entrichtung darf den Pachtern 
der ſtaͤdtiſchen, geiſtlichen, Spitals -und 
ſonſtigen Realitäten nicht aufgebürdet wer⸗ 
den. 2 . 5 K . 2 

— — landes fürſtliche, hievon find die Päd 
ter geiſtlicher Pfründen befreit 

— — don denen zum Beſten des Religions- 
fonds verpachteten geiſtlichen Realitaͤten; 
Beſtimmung wegen deren Berichtigung . 

— — Hausklaſſen- und Sinns, ſiehe Haus⸗ 
klaſſen und Zinnsſteuer. 

Steuerrückſtände; Weiſung, wie ſich wegen 
deren Einbringung mittels Exekuzion zu be⸗ 
nehmen ſey 

Stiftungen milde, Weiſung, welche bei Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten vom Fiskus zu vertreten ſind 

— — für Meſſen find auch in Conv. Muͤnz 
erbſteuerfrei N 

Stipendien Geſuche der Hebammen; Weiſung 
welche Behelfe denſelben angeſchloſſen wer⸗ 
den muͤſſen . 2 w 8 
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111 137 


Sträflinge; deren Verſendung außer dem Straf⸗ 
hauſe zum Ankauf verſchiedener Sachen 
wird verboten 8 

Strafbeträge für Tabakſchwaͤtzungen werden 

in Conv. Münz feſtgeſetzt d 

— — ous dem Vermoͤgen der Fuhrweſens⸗ 
deſerteurs einzuhebende muͤſſen in Conv. 
Münze berichtiget werden 1 . 

Strafen⸗Beſtimmung für die Uibertretung der 
Trankſteuer- Vorſchriften 3 5 

— F- fuͤruͤberladene Waͤgen werden in Conv. 
Muͤnz feſtgeſetzt . 

Strafgeſetz⸗Erlaͤuterung des 16. Kapitels I. 
Theil, das ſtandrechtliche Verfahren be⸗ 
treffend . . . . . . 

— — II. Theil; Modiftzirung des 398. $. 
wegen Ergreifung des Rechtsweges dei Bes 
dunn e des Schadenerſatzes . . 

— — Buch I. Theil, Erlaͤuterung einiger 
55. hinſichtlich der Anzeige eiges Krimi⸗ 
nalurtheils an die Landesſtelle oder andere 
Behörden, und der Ankuͤndigung der Straf⸗ 
urtheile an die Verbrecher. 

— — Buch, Erläuterung der $$. 60. und 
77. wegen Beſtrafung der Verbrechen der 
Aus ſpaͤhung (Spionerie) und Falſchwerbung 

Strafurtheile, wegen deren Anzeige an die 
Landesſtelle und Ankuͤndigung an die Ver⸗ 
brecher werden einige Paragraphe des 
Strafgeſetzbuches erläutert . 5 

Straſſeneinräͤumer find von der rande 
dienſtleiſtung nicht befreit 

Straſſenfrohnbeitrag, hievon ſind e 
beträchtlich verbeſſerte Häufer während der 
geſetzlichen Freijahre befreit . 4 

Straſſenweſen; Entſchaͤdigungsart der Grund⸗ 
eigenthuͤmer fuͤr den hiezu abgenommenen 
Schottergrund . 0 n . 
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79 101 
44 61 


. 142 180 


20 20 


119 144 


43 58 


69 88 


37 52 


134 163 


57 5 


15 15 


25 43 


138 175 


Streitigkeiten; ſiehe Rechtsſtreitigkeiten. 

Studierende Juͤnglinge der gemiſchten Unter⸗ 
thanen im Ausland, deren Behandlung 5 

Stutten⸗ Follen Zjäprige ſchoͤnſte, für ſelbe 
werden Praͤmien auf 6 Dukaten im Golde 
erhoht 7 

Subarrendirungs⸗ ene von ſelben 
darf für die Sicherheit der ihnen überlaſ— 
ſenen aͤrariſchen Baͤckerey und Depofitorien 
keine beſondere Buͤrgſchaftsleiſtung abver⸗ 
langt werden 5 

— — Kontrakte; Weiſung, welche Klausel 


denſelben einzuſchalten ſey . 8 
Sujets mixtes, Behandlung deren im Aus- 
lande ſtudierenden Juͤnglinge . . 

T. 


Tabak⸗Schwärzung, die diesfaͤlligen Strafen 
werden in Conv. Muͤnz feſtgeſetzt . 5 

Taglia für die Einbringung der i wird 
auf M. M. geſetzt 

Tarnopol, Errichtung einer iſraelitiſchen daun 
ſchule daſelbſt R 1 

Taxe für Punzirung des in ſeine Blättchen ge⸗ 
ſchlagenen Silbers darf nicht entrichtet 
werden g 

— — fur das galiziſche Jndigenat, be Ju- 
digenatstaxe. 

Taxen für die Trauung werden aufgehoben. 

Thierärzte (Landes) Vorſchrift, wie ſelbe bei 
ihren Bereiſungen hinſichtlich der Siaͤten 
und Keifefoften zu behandeln find . A 

Zrantftener ⸗Vorſchriften⸗Uibertrettung, Bes 
ſtimmung der diesfälligen Strafen . u 

Triangulirung; Vorſchrift wegen Vergütung 
der zu dieſem Behuf vorgenommenen Wald⸗ 
auslichtungen . . . . 


44 61 


84 105 


Triangulitungs=Gefdft „ die Verguͤtungspreiſe 7 


für die hiezu geleiſteten Praͤſtazionen wer: 
den in Conv. Muͤnze beſtimmt. F 2 
Trauungs - Zaren werden aufgehoben 
Türkiſchen unterthanen in der Moldau wird 
die Erbs fahigkeit in den oͤſterreichiſchen 
Staaten zugeſtanden . ° . . 


IL, 


Uiberfahrten für welche eine Mauthgebuͤhr zu 
bezahlen it, werden bekannt gemacht . 

Uiberfahrtsmäuthe, nachtraͤgliche Beſtimmun— 
gen wegen deren Einhebung und Berichtis 
gung dann diesfaͤllige Strafen 8 


Zahl der 
Verordn. 
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— 


Uiberfuhrs⸗-Mauthgebuͤhren werden auf M. M. 


geſetzt a; 
— — Gebühr Bean Beſtimmung 
Uiberladung der Wagen, die diesfaͤlligen Stra⸗ 
fen werden in Conv. Münze feſtgeſetzt . 
Uiberſchußgelder ſtaͤdtiſche dürfen denen Par- 
theien nur nach bewirkter Prüfung der Sis 
cherheitsdokumente und erfolgter Guberni— 
albewilligung als Bauvorſchüſſe gegeben 
werden . 
Uiberſiedlungen aus einer erbländiſchen Pro⸗ 
vinz in die * was hiebei zu beob— 


achten 0 . 
Unterärzten wird in dringenden Fallen die 
Vorſpann bewilliget . 5 


Unterthänige Urbarial⸗ Giebigkeiten und Kos 
both; in deren Benutzung dürfen die Obrig— 
keiten nicht geſtoͤhret werden . ‘ 

Unterthanen; Weiſung, wie ſich wegen Ein⸗ 
treibung der hinter ſelben aushaftenden 
Urbarialrückſtaͤnden zu benehmen ſey 

Unterthanen Belehrung, wie bei deren Miß⸗ 
handlung durch ihre Grundherrſchaften fürs 
zugehen ſey ö . ° . 


13 14 

7 6 
29 45 
79 101 
139 177 
77 94 
78 95 
119 144 

1 1 
151 191 
99 120 
109 134 
31 47 
33 49 


Unterthanen Regulirung der Verguͤtungspreiſe 
5 die den Dominien zu leiſtenden Hilfs» 
täge . . . . 

— — gemiſchte; ſiehe Sujets mixtes. 

Urbarial- Steuer, wegen deren Entrichtung 
werden die näheren Beſtimmungen bekannt 
gemacht 5 8 . 0 2 . 

— — Rüdftände der Unterthanen; Weis 
fung wie fih wegen deren Eintreibung zu 
benehmen ſey . 1 


— — Zoehende der Kuratgeiſtlichkeit unter⸗ 
liegen nicht der Klaſſenſteuer . 4 5 
— — Giebigkeiten unterthaͤnige, in deren 


Benutzung dürfen die Obrigkeiten nicht ger 
ſtoͤhrt werden 0 7 R — * 
Urtheile über Verbrecher; ſiehe Strafurtheile. 


2. 


Verbeſſerungen im Gebiete der Induſtrie we= 
gen Ertheilung der diesfaͤlligen Privilegien 
werden die Grundſaͤtze bekannt gemacht. 

Verbrechen; Erläuterung, wie ſich der Zivils 
richter zu benehmen habe, wenn im Laufe 
eines Prozeſſes derlei Anzeigen vorkommen 

— — der Ausſpaͤhung (Spionerie) und 
Falſchwerbung, wegen deren Beſtrafung 


werden die $$. 60 und 77 des Geſetzbu⸗, 


ches über Verbrechen erläutert 5 1 
Vergütungspreiſe für Praͤſtazionen zum Behuf 
des Kataſtral- und Triangulirungs gefchaͤfts 
werden in Conv. Münze beſtimmt . 
— — für die den Dominien zugeſtandenen 
Hilfstaͤge, deren Regulirung 1 % 
Verkauf unbefugter der Arzneymittel, diesfalls 
wird der Wirkungskreis der politiſchen und 
Kammeralbehoͤrden beſtimmt . 5 . 
Vermiethungs⸗Vertraͤge; ſiehe Miethvertraͤge. 


Seite 
Fe 
108 132 
1 
31 47 
46 62 
109 134 
22 22 
54 71 
134 163 
13 14 
108 132 
58 76 


Verpachtungen ſtaͤdtiſcher, geiſtlicher, Spi⸗ 
tals⸗ oder ſonſtiger Realitaͤten; hiebei darf 
dem Pächter die Bediggniß der Steuerent⸗ 
richtung nicht aufgebürdet werden. . 

Derpachtungs = Verträge; ſiehe Pachtvertraͤge. 

Verpflegskoſten der Verhaſteten bei Kriminal⸗ 
gerichten muͤſſen in, Conv. 3 bezahlt 


werden 8 
Verwaltung der Kloſterrealitäten, die diesfäl⸗ 
lige Vorſchrift wird erneuert . 5 


Verzollungsbolleten über die im 49. 8. des 
zeftifizirten Zollpatents bezeichneten Waa- 
ren, auf denen die Visa der Zwiſchen⸗ 
Zollämter mangeln; Weifung was ruͤckſicht⸗ 
lich derſelben zu beobachten ſey 

Vicariaten wird in offizioſen Correſpondenzen 
die Briefportofreiheit geſtattet 2 . 


Viehhändler, deren Befreiung von nachträgli⸗ 
cher Entrichtung der Mauthgebühr * aus⸗ 
gewichene Mauthſtazionen N 

Vinculirte Parzialſchuldverſchreibungen vom 
Jahr 1821 dürfen zu Dienſtkauzionen ans 
genommen werden = 

Vormünder, Weiſung wie ſich die Gerichtsbe⸗ 
hoͤrden bei deren Wahlen zu benehmen ha⸗ 
ben 

Vorſchüſſe aus ſtaͤdtiſchen uiberſchußgeldern 
dürfen nur nach geſchehener Prüfung der 
Sicherheits- Dokumente und erfolgter Gu⸗ 

dernialbewilligung verabfolgt werden 8 

Vorſpann gebührt Primaplaniſten nicht 

— — witd denen Militaͤraͤrzten in dringen⸗ 
den Fällen dewilliget . 

Vorſpanns⸗ Auslagen bei Geſchaͤftsreifen der 
Beamten ſind in C. M. aufzurechnen 0 


> Seite 


Jahl der 
Verordn. 


21 21 


66 84 


100 121 


4 3 
22 90 
87 111 
119 144 


38 53 


110 136 


1 1 
19 20 


99 120 


56 73 


Vorſpanns⸗Anweiſungen auf eine uber die 
bdeſtehende Ausmaaß erforderliche Mehrzahl 
von Pferden; Vorſchrift, wie ſich diesfalls 
zu benehmen fey . 

Vorſpannsgebühr muß auch von Zivilparthelen 
in Conv. Münze bezahlt werden. . 


W. 


Waaren im 49. F. des rektiſtzirten Zollpatents 
bezeichnete, was ruͤckſichtlich deren Verzol⸗ 
lungsbolleten zu beobachten ſey, auf wel⸗ 
chen zwar die Beſtaͤttigung der aͤmtlichen 
Entfieglung der Kollina im Orte der Ab- 
legung, nicht aber auf jene Visa enthal⸗ 
ten iſt, welche von den Zwiſchenzollaͤmtern 
ertheilt werben ſoll 

Waffen, deren Aus und Durchfuhr in die 
Moldau und Wallachey wird verboten. 

— — deren Aus = und Durch fuhrsverbot 
wird auf die Provinz Servien ausgedehnt 

Waffenübung, Weiſung, wie ſich ruͤckſichtlich der 
hiezu nicht erſchienenen Reſervemaͤnner zu 
benehmen ſey 5 

Wagen ⸗ ⸗Uiberladungsſtrafen werden in "Con, 
Münze feßgefegt N hi 

Wahlen von Vormuͤndern und Kuratoren, wie 
ſich die Gerichtsbehoͤrden dabei zu beneh⸗ 
men haben. 2 

Waldauslichtungen zum Behuf des Triongu. 
lirungsgeſchaͤfts, deren Entſchaͤdigungs mo⸗ 
dalitaͤt 5 

Wallachei, Ausfuhrsverbotb der Waffen und 
Kriegsbeduͤrfniſſe nach felber . : 

Warnung vor dem Beitritt zur Sekte der Car⸗ 
bonari und Beſtimmung der diesfaͤlligen 
Strafen 5 . 3 4 . 


Nerord. 


Seite 


Zahl der 


. 117 142 


5 5 


110 136 


144 181 


Waſſerſchäden; Weiſung, wie ſich bei dies» 


Zahl der 
Verordn. 
9 


fälligen Steuernachlaͤſſen zu benehmen ſey 68 83 
Wechſelordnung in der Ausſchrottung des 

Fleiſcheis unter den Fleiſchern beBeERde ; 

wird abgeſtellt . 8 » 61 8 
— — und Patent, nähere Beſtimmung ei⸗ 

niger diesfaͤlligen Vorſchriften 2 . 128 155 
Megmäuthe. nachträgliche Beſtimmungen we⸗ 

gen deren Einhebung und Berichtigung, 

dann diesfaͤllige Strafen 8 139 177 
Wegmauth⸗Gebuͤhren werden auf Metall⸗ Münze 

geſetzt . 77 94 
— — Gebühr, deren Beſtimmung 2 295 
— — Stazionen und ihre Entfernung nach g 

Meilen werden bekannt gemacht „79 101 
— — Gebuͤhr Beſtimmung bei der pilsnoer 

Wegmauth Nro. 2. a . 149 189 
Wegmauthgebäude find von der Hausklaſſen⸗ 

und Zinsſteuer befreit. 115 140 
Weiblichen Geſchlechts Fremde, Vorſchrift wie 

ſie bei der Conſkripzion zu behandeln ſind 47 63 
Wein und derlei Eſſig, deſſen Erzeugung aus 

Weinlager wird verboten 8 60 76 
Weinlager, die Erzeugung des Weins, oder 

Weineſſigs aus ſelben wird verboten 60 76 
Werbung falſche, wegen Beſtrafung, derlei 

Verbrecher werden die SS. 60. und 77. 

des Geſezbuches über Verbrechen erläutert 134 163 
Wetterſchäden, Weiſung, wie ſich bei dies- 

fäligen Steuernachlaͤſſen zu benehmen ſey 68 83 
Widmungsrollen doppelte müſſen die Domi⸗ 

nien zur Rekrutenſtellung mitbringen 103 128 


Wirkungskreis in Anſehung des unbefugten 
Verkaufes der Arzneimittel, deſſen Beſtim⸗ 


mung fuͤrdie politiſchen und Kammeralbehoͤrden 88 76 


Wirthſchaften erkaufte, Weiſung wegen Ent— 
laſſung der Landwehr⸗ und Refervemänner 


auf ſelbe 8 A 8 = N 


68 86 


Wirthſchaften abgetretene, Militäͤrentlaſſun- 
gen auf ſelbe muß die Nothwendigkeit der 
Erhaltung des oͤkonomiſch guten Zuſtandes 
derſelben nachgewieſen weden s # 

Wirthſchaftsgebäude pfarrliche, deren Her⸗ 
ſtellungskoſten muͤſſen reichlich dotirte Pfruͤn⸗ 
den aus Eigenem beſtreiten . 8 

Wittwen der Kriminalgefangenwächter, deren 
Penſtonen und Gnadengaben werden in M. 
M. bewillignt 2 8 


Zehende (Urbarial) der Kuratgeiſtlichkeit unter⸗ 
liegen nicht der Klaſſeuſteuer . 3 
Zehendſteuer, wegen deren Entrichtung Ka 

— die näheren Beſtimmungen bekannt ge— 


acht 

Beprungstöften der aͤdtiſchen Beamten ir 
den in Conv. Münze bewilliget 

Zinnsſteuer, hievon find die Banfalgefällene 
und Wegmanthgebaäude befreit 

Zivil- Richter, wie ſich derſelbe zu benehmen 
habe, wenn im Laufe des Prozeſſes An— 
zeigen eines Verbrechens oder einer ſchwe⸗ 
ren Polizeyuͤbertretung vorkommen - 

— — und Kriminalgerichtsbarkeit, wie ſich 
bei deren Ausuͤbung gegen die Bewohner 
der Militaͤr-Graͤnze zu benehmen fey 

Zivilpartheien müͤſſen die Vorſpannsgebühr in 
Conv. Münze bezahlen. . 

Zöglinge geiſtliche aus den Provinzen in das 
hohere geiſtliche Bildungsinſtitut berufene, 
für ſelbe werden die Reiſekoͤſten beſtimmt 

Zoll von der Seide iſt nach der Gattung in 
welcher fie erſcheint, abzunehmen . 

— — Tariff, deſſen Beſtimmung für die 
Slorerfeiden = Gefpinnfte R A = 


42 


93 


46 


10 


85 


181 


56 


115 


Zollämtliche Volleten über die im 49. §. des 
reftifigirten Zollpatents bezeichneten Waa⸗ 
ren, auf denen die Visa der Zwiſchenzoll⸗ 
amter mangeln; Weiſung was Wenge 
derſelben zu beobachten. 8 

Zollgefällen⸗Adminiſtrazion, derſelben muß 72 

N der ausgebrochene Concurs der hierländis 
gen Handelsleute bekannt gegeben werden 

Zünfte müſſen die Meiſterſtüͤcke der Meiſterrechts⸗ 
n LA, rin 


Jahl der 
Vetotdn. 
@ 
2 
I 


1. 


Bauvorſchuͤſſe aus ſtaͤdtiſchen Uiberſchußgel— 
dern duͤrfen den Partheyen nur nach 
geſchehener Pruͤfung der Sicherheitsdo— 
kumente und erfolgter Gubernialbewilli— 
gung verabfolgt werden. 


Ez haben ſich einige Stadtmagiſtrate erlaubt, ohne 
eingehohlter hierortiger Bewilligung, und vorausgegan— 
gener fliskalämtlicher Prüfung der Kauzionsinſtrumente, 
aus den ſtädtiſchen Uiberſchußgeldern an Partheyen Bau— 
vorſchüße, und Darlehn zu erfolgen: da nun dergleichen 
eigenmächtige Schritte die ſtädtiſchen Kaſſen leicht ge— 
fährden können, und die hierortige Uiberſicht, über die 
bey den ſtädtiſchen Kaſſen befindlichen Gelder verloh— 
ren geht; fo hat das königl. Kreisamt, die unterfte« 
henden Magiſtrate und Kämereyen zu belehren, daß ſie 
in Zukunft unter ſonſtiger Verantwortung, und Ahn— 
dung des Vorſtehers aus den ſtädtiſchen Kaſſemitteln 
keine Gelder an Privatpartheyen darleihen dürfen, fons 
dern die einlangenden Darlehns- oder Vorſchußgeſuche 
mit dem Kauzionsinſtrumente, und dem Tabularextrakt, 
ſammt der Abſchätzung der zur Sicherheit verſchriebenen 
Realität mittelſt des königl. Kreisamts einzuſenden haben. 


Oubernial = Dekret vom sten. Jänner 1822. Zahl 
63351. Jahr 1820. 


Prov. Geſetzſ. von Galizien 1821. A 


— 2 — 


2 


Den aus bayriſchen Militaͤrdienſten entlaf- 
ſenen, zur Reſerve geſtellten Individuen 
und Legioniſten duͤrfen die bey der Krone 
Bayern geleiſteten Militaͤrdienſte in die 
14jaͤhrige Kapitulazionszeit eingerech- 
net werden. 


Vier die aufgeworfene Frage, ob den aus den königl. 
bayeriſchen Militärdienften entlaſſenen 

a) auf die Kriegsdauer geſtellten Indibiduen, und 

b) den Legioniſten 
im Falle ſie zur Neſerve geſtellt worden ſind, ihre 
bey der Krone Bayern geleiſteten Dienſte auf die 
14jährige Kapitulazion zu guten gerechnet werden 
dürfen, iſt mit h. Hoffanzley» Dekret vom ı6ten 
l. M. Zahl 37398 anher bedeutet worden, daß es 
keinem Anſtande unterliege, daß 

ad a) den auf die Kriegsdauer geſtellten diesfälligen 
Individuen eben ſo wie 

ad b) den Legioniſten, die bey der Krone Bayern ge— 
leiſteten Militärdienſte in die 14jährige Kapitulas 
zionszeit eingerechnet werden, doch wird bey den 
letzteren (nemlich den Legioniſten) zur ausdrückli⸗ 
chen Bedingung gemacht, daß ihre biesfälligen 
Dienſte in den Kriegsjahren geleiſtet worden ſeyn, 
ohne Unterſchied jedoch, ob fie vor den Feind 
marſchirt, oder bloße Garniſonsdienſte geleiſtet 
haben. A 

Gub. Dekret vom 2. Jänner 1821. Zahl 65325. ex 1820. 


2. 
Der Hauſierhandel in der Militaͤrgraͤnze wird 
allgemein verboten. 


e. Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchließung vom 
7. November v. J. den Hauſterhandel in der Militär- 


— 3 — 


gränze für die Zukunft im Allgemeinen zu unterfagen 
befohlen, mit einziger Ausnahme der ihre eigenen Er» 
zeugniße dahin bringenden flavakiſchen Leinwandhändler 
aus der Arwaer, Turoczer, und Liptauer Ge- 
ſpannſchaft, welchen dieſer Handel in der Gränze noch 
ferner geſtattet bleiben ſoll. 

Welches zu Folge hohen Hofkanzleydekrets vom Sten 
ezember v J allgemein kund gemacht wird. 
M vom Aten Jänner 2821. Zahl 

955. 


4. 

Weiſung, was ruͤckſichtlich der Verzollungs⸗ 
bolleten über die im 49 F. des rektiftzir⸗ 
ten Zollpatents bezeichneten Waaren zu 
beobachten ſey, auf welchen zwar die 
Beſtaͤttigung der aͤmtlichen Entſiglung 
der Kollina im Orte der Ablegung, nicht 
aber auch jener Visa enthalten iſt, wel⸗ 
che von den Zwiſchenzollaͤmtern, ertheilt 
werden ſoll. 


E, hat ſich der Fall ergeben, daß bey zollämtlichen 
Reviſionen von Handlungsgewölden, Verzollungsbolle⸗ 
ten über die im ligten $. des im Jahre 1807. reftifis 
zirten Zollpatents vom Jahre 1788. bezeichnete Waaren 
vorgeſunden wurden, auf welchen zwar die Beſtätti— 
gung der amtlich geſchehenen Entſigelung der Kollina im 
Orte der Ablegung, nicht aber auch jene Viſa enthal⸗ 
ten war, welche nach dem ssten $. des erwähnten Zoll⸗ 
patents bei jeder Art von Verſendung dieſer Waarenar⸗ 
tikel von den Linien⸗ oder Waſſer⸗ oder den auf dem or- 
dentlichen Straſſenzuge liegenden Zwiſchenzollämtern auf 
die degleitende Verzollungs⸗ oder Bedeckungsbollete er⸗ 
theilt werden ſoll. 

Da dieſer Fall ſich eigentlich gar nicht ergeben foll, 
weil, wenn eine Waare des Agten g. K ihrem Be⸗ 

2 
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ſtimmungsorte, mit einer Verzollungs⸗ oder Bedeckungs⸗ 
bollete, dieſe aber ohne die Visa der Linien- Waſſer⸗ 
oder anderer Zwiſchenämter einlangt, das Zollamt oder 
der Ortsvorſteher des ohne Zollamt, beſtehenden Bes 
ſtimmungsortes verpflichtet iſt, die Entſigelung nicht 
vorzunehmen, folglich die Beſtättigung hierüber nicht 
zu ertheilen, ſondern über den angetroffenen Mangel der 
vorgeſchriebenen Visa eine Unterſuchung einzuleiten, 
oder unter Zuruͤckhaltung der Waare den Anſtand zur 
Unterſuchung anzuzeigen; fo wird der Zollgefällen-Ad⸗ 
miniſtrazion laut hohen Hofkammerdekrets vom zten Des 
zember v. J. aufgetragen, den untergeordneten Zollams 
tern die genaueſte Beſolgung, und Handhabung der im 
55ten und s5öten d. des Zollpatents enthaltenen Beſtim— 
mungen einzuſchärfen, und denſelben zu erinnern daß 
in dem Falle, als in Zukunft ähnliche Verzollungs— 
oder Bedeckungsbolleten, welche bloß die Entſigelungs⸗ 
Anmerkung des im Beſtimmungsorte der Waare befind— 
lichen Amtes, nicht aber auch die Visa der Liniens 
oder anderen Zwiſchenämter die nothwendig mit der 
Waare paßirt werden mußten, enthalten vorgefunden 
werden ſollten, das Amt welches die Entſigelung unges 
achtet des Mangels der Visa vornahm, und ſolche de— 
ſtättigte, ſtreng zur Verantwortung gezogen, und nach 
Umſtänden nachdrücklich geahndet werden würde. 

Damit aber auch in jenem Falle, wo nach dem 
5öten $ des Zollpatents sub Lit. F. die Entſigelung 
einer Waare des 49 d. dem Ortsvorſteher wegen der im 
Beſtimmungsorte nicht vorhandenen Gefälls⸗-Beamten 
obliegt, ſich auch von den Orts-Vorſtehern genau nach 
der Vorſchrift benommen werde, wird dem kön. Kreis- 
amte aufgetragen, den Ortsobrigkeiten die oben be- 
merkte für die Zollämter ertheilte Weiſung zur genauen 
Nachachtung einzufchärfen: 

Uibrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß weil an 
ben Lemberger ſtädtiſchen Linien ſchon ſeit ten Rovem⸗ 
ber 1815 wegen der an Juden geſchehenen Verpach— 
tung der Linienämter keine Visa mehr ertheilt wird, 
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die obige Weiſung nur für die Verſendungen aus den 
übrigen Legſtätten und fuͤr jene Fälle hierlandes An⸗ 
wendung habe, welche ſich in Folge des letzten Abſatzes 
des 55 f. des Zollpatents Lit. F. ergeben können. 
Gubernialdekret vom 5. Jänner 1821. 3. 65185. ex 1820. 


An 


Die Vorſpannsgebuͤhr wird auch für Zivil⸗ 
partheyen mit 10 Kreutzer Conv. Muͤnze 
pr. Meile und Pferd feſtgeſetzt. 


achträglich zur hierortigen Verordnung vom 7. No⸗ 
vember b. J. Zahl 55809. womit die Vorſpannsgebühr 
fuͤr das k. k. Militär vom 1. November v. J. ohne Un⸗ 
terſchied auf 10 kr. E. M. pr. Pferd und Meile ſeſtge— 
fest wurde, wird demſelben zur ſchleunigen Kundma— 
chung bedeutet: daß auch die Gebühr für die Civil« 
Vorſpann vom ıten Jänner l. J. anzufangen, auf ei« 
nen gleichen Betrag von Zehn Kreutzer in E. M. pr. 
Pferd und Meile beſtimmt werde, und in dieſem Bes 
trage und Währung bei allen vorkommenden Dienft« 
reiſen in Aufrechnung zu bringen ſey. 

Sollte in einzelnen Fällen der mit Vorſpann reis 
fende nicht mit Conv. Münze verſehen ſeyn, fo ver« 
ſteht es ſich von ſelbſt, daß in ſolchen Fällen der Vor⸗ 
ſpannsleiſter mit 25 kr. W. W. pr. Pferd und Meile 
befriediget werden müſſe, weil bei der gegenwärtigen 
Redukzion das beſtehende Kursverhältniß von 250 fl. 
W. W. für 100 fl. M. R. zum Maaßſtabe angenom- 
men worden iſt. 

Gubernialdekret vom 5. Jänner 1821. Z. 65550. ex 1820. 


6. 
Die angeſiedelten deutſchen Koloniſten ſind 
von der Klaſſenſteuer befreyt. 


em kön. Kreisamte wird bedeutet, daß, da die auf 
Dominikalgründen angeſiedelten deutſchen Koloniſten im 


— — 


Grunde hierortiger zu Folge Hofkanzley⸗ Dekret vom 17. 
September 1805 erfolgter Weiſung vom 12. Oktober des 
nemlichen Jahres Zahl 2112. deßwegen zur Entrichtung 
der Klaſſenſteuer verhalten werden, weil ſie weder eine 
Dominikal- noch Ruſtikal-⸗Grundſteuer zu zahlen ver» 
pflichtet waren, gedachte Koloniſten nunmehr, wo ſelbe 
angefangen vom 1. November v. Jahr die Grund— 
ſteuer ſo wie alle Grundbeſttzer zu zahlen haben, von 
der Klaſſenſteuer hinſichtlich ihres Einkommens bom 
Grund und Boden angefangen vom gegenwärtigen Mis 
litärjahre enthoben werden, daher von ſelben keine Rlaf- 
ſenſteuer-Faſſionen in Bezug auf dieſes Einkommen 
abzufordern ſind. 

Gubernialdekret vom 9. Jänner 1821 Zahl 61771 ex 1820. 


7. 
Trauungstaxen werden aufgehoben, und die 
Impfungskoſten vom Staatsfchaß uͤber⸗ 
nommen. 


In Folge hohen Hofkanzleydekretes vom 16. Nobem⸗ 
der v. J. 3. 34229. haben Seine Majeftät mit aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 6. deſſelben Monates die 
mit dem Kreisſchreiben vom 17. Dezember 1815. 3. 
45040. zur Gründung des Vaccinations- Fonds ein⸗ 
geführte Trauungs⸗Taxe, welche mit der hierortigen 
Entſchließung vom 5. Jänner 1818. 3. 69303. auf 4fl. 
erhöhet wurde, allergnädigſt aufzuheben und zu be— 
fehlen geruhet, daß die Impfungskoſten auf den Staats, 
ſchatz übernommen werden. 

Dieſe allerhöchſte Entſchließung wird mit dem Bei⸗ 
fase zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß die Ent⸗ 
richtung dieſer Taxe bei den Ortsobrigkeiten und Dos 
minien, und die Vorzeigung der, von denſelben bier- 
über erhaltenen Quittung bei dem Seelſorger, welcher 
die Trauung vollzieht, mit a. Hornung I. J. aufgeho⸗ 
ben werde, folglich nur noch bis letzten d. M. wie bis⸗ 


her, bei den Dominien zu entrichten, von dieſen zu 
verrechnen, und an die k. Kreiskaſſe abzuführen fen. 
Baugleich wird ſämmtlichen Ortsobrigkeiten und Dos 
minien, ſo wie ihren Stellvertretern, und den Gemein— 
de⸗Vorſtehern, zum Wohl der Inſaſſen, zur, gewiſſeren 
Erreichung des Zweckes der Vaccination, und zur Vers 
meidung überflüßiger, oder übertriebener Auslagen, 
die Pflicht in Erinnerung gebracht, daß ſie auf den 
ordentlichen, und den beſtehenden Impfvorſchriften an⸗— 
gemeſſenen Fuͤrgang der Impfung wachen, die Impf« 
ärzte in dem Zwecke ihrer Sendung unterſtützen, und 
die Auffindung der impffähigen Kinder befördern, daß 
ſie ferner zur Vaccination immer einen Beamten beige— 
den, der in den Gang dieſes Geſchäftes genaue Ein— 
ſicht nimmt, und daß endlich nach der Beendigung der 
Impfung in den einzelnen Ortſchaften, die Impf⸗Zer⸗ 
tifikate an die ächt Geimpften richtig ertheilt, dieſelben 
auch an die Ortsobrigkeit abgegeben, und den Impf— 
ürzten über die Tage, an welchen fie im Orte verweil— 
ten, und über die Anzahl der von ihnen wirklich acht 
Geimpften ein der gründlichen Uiberzeugung und der 
Wahrheit angemeſſenes Zeugniß ertheilt werde. 
Gubernialdekret vom 9. Jänner 1822. Zahl 571. 
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Errichtung einer iſraͤelitiſchen Hauptſchule 
in Tarnopol. 


a Se. Majeſtät mit a. h. Entſchließung vom ı6ten 
November v. Jahrs die Errichtung der vom Joſeph Perl 
begründeten iſraelitiſchen Hauptſchule in Tarnopol die 
a. h. Genehmigung zu ertheilen geruheten, ſo ſind die 
von dieſer Hauptſchule für iſraelitiſche Kinder ausgeſtellte 
Schulzeugniße als geltend zur Aufnahme in höhere Klaſ⸗ 
— der Hauptſchulen und in das Gymnaſtum anzuer⸗ 
ennen. 


Gubernialdekret vom 9. Jänner 1821. Zahl 662. ex 1881. 


9. 
Naͤhere Beſtimmungen wegen Berichtigung 
der Grund - Urbarial- und Zehent⸗ 
dann der Gebaͤude- oder Hauszinsſteuer. 


Zu Folge der hohen Hoffanzley » Defrete vom ı6tem 
September und 3. November 1820. Zahlen 1629 und 
1948. tritt das, mit dem Kreisſchreiben vom 6. May 
1819 Zahl 2114. kundgemachte Grund » Steuer « Pros 
viſorium vom 1. November 1820 an, mit nächſtehen⸗ 
den Beſtimmungen in Anwendung: 


K 17 
Vom 1. November 1820 an, hört die unter der 
Benennung Dominifals und Ruſtikal⸗Steuer beftandene 
Steuer nach ihrer bisherigen Repartizionsweiſe auf. 


§. 2. 
Dagegen iſt nach den Steuer -Objekten, welche 
das Grundſteuer-Proviſorium umfaßt: 
a) Die Steuer vom unmittelbaren Grundertrage, 
p) die Steuer von den Urbarial- und Zehent-Ge⸗ 
nüßen, 
c) die Gebäude» Steuer zu entrichten. 


§. 5. 

Die Steuer vom unmittelbaren Grundertrage wird 
nach den Kefultaten der in Gemäßheit des bezogenen 
Kreisſchreibens vom 6. May 1819 bewirkten Berichti⸗ 
gung der Steuerregulirungs-Operate auf die einzelnen 
Grundbeſitzer, die Urbarial- und Zehentſteuer nach den 
Summen der für das Grundſteuer-Probiſorium einge» 
legten Vekenntniſſe auf die einzelnen urbarial⸗ und 
zehent⸗ berechtigten Parteyen, die Gebäudeſteuer end» 
lich nach den Vorarbeiten der Häuſerklaſſifikazion, und 
in den Städten Lemberg und Brody nach der letzten 
Ae e geg auf die einzelnen Hausbeſitzer um⸗ 
gelegt. 
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. 4 

Die unmittelbare Grundſteuer, dann die Urbarlal⸗ 
und Zehent⸗ endlich die Hauszinsſteuer werden in die 
ordentliche Steuer mit drei Viertheilen, und den Bus 
ſchuß mit einem Viertheile abgetheilt. 

H. 5. 

Bei der Repartirung der unmittelbaren Grund— 
ſteuer, ward zwiſchen den einzelnen Kulturs-Gattun⸗ 
gen das Verhältniß in der Steueranlage der Geſtalt 
feſtgeſetzt, daß im Durchſchnitte von jedem Gulden des, 
in den Steuerregulirungs- Operaten ausgewieſenen 
Ackerertrages 6% fr., von jedem Gulden des Ertrages 
der Wieſen und Gärten 10 3 kr., endlich von jedem 
Gulden des Ertrages der Hutweiden, Geſtrippe und 
Waldungen 12 $ kr Metallmünze an unmittelbarer 
Grundſteuer ſammt Zuſchuße zu entrichten ſind. 


Dieſe Steuerdibidenten erleiden jedoch für das 
Militärjahr 1821 bei jenen Gemeinden eine Aenderung, 
welche in dem bei der gemeindeweiſen Steuer⸗Ausmitt⸗ 
lung zur Grundlage angenommenen Summarium noch nicht 
mit dem definitiv richtig geſtellten Grundertrage ent— 
halten waren. Für dieſe Gemeinden werden die Divi— 
denten beſonders ausgemittelt, und den Steuerbezirks— 
Obrigkeiten durch das Kreisamt bekannt gemacht. 

+ 2 

Die Urbarial- und Zehentſteuer wird mit 12 1/12 
von 100 des im Grunde der eingelegten Faſſionen aus— 
gemittelten Geldwerthes der gedachten Bezuͤge gefordert. 

8 

Die Gebaͤudeſteuer nach der Hauſerklaſſifikazion ift 
nicht bloß für das Militärjahr 1821 ſondern auch nach⸗ 
träglich für das Jahr 1820 zu entrichten. Dieſelbe wird 
daher für dieſe beiden Jahre zwar abgeſondert in Vor— 
ſchreibung gebracht, jedoch in den borſchriftsmäßigen 
Raten im doppelten Betrage eingehoben. Dagegen 
wird die Gebäudefteuer nach der letzten Hauszinserhe⸗ 


bung vor der Hand nur für das Jahr 1821 eingefor⸗ 
dert; in Anſehung der Ausgleichung für das Vergan— 
gene werden die beſonderen Beſtimmungen nachträglich 
erfolgen. 

Die Hauszinsſteuer beträgt von dem zur Beſteue— 
rung einbefannten, und nach Abzug von 15/100 rich 
tig geſtellten Zinsertrag an ordentlicher Steuer 15 2 
Perzent, am Zuſchuße 42 Perzent. 

§. 10. 

Die benannten Steuergattungen werden in Matall— 
münze repartirt; jedoch iſt den unterthänigen Kontri— 
buenten' geſtattet, die ausgemittelte Steuer entweder 
in Metallmünze, wie ſolche ausgemittelt iſt, oder in 
Wiener Währung nach dem Kurſe von 250, das iſt: 
2 fl. 50 kr. W. W. für jeden Gulden Metallmuͤnze zu 
entrichten. 

§. 11. 

Die individuelle Repartirung der Grund- und Ge— 
bäudeſteuer liegt den Steuerbezirks-Obrigkeiten ob; zu 
welchem Ende dieſelben mit einer beſonderen Inſtruk— 
zion verſehen wurden. 

9. 1 

Die, jeden Grund » und Hausbeſttzer treffende 
Steuerquote wird demſelben durch die Steuerbezirks— 
Obrigkeit mittelſt eines eigenen Steuerbüchels, die Ur- 
barial- und Zehentſteuer hingegen, den betreffenden 
Parteyen unmittelbar vom Kreisamte bekannt gemacht. 

§. 13. 

Die Grund⸗Urbarial⸗ und Zehent⸗ dann Gebäude⸗ 
ſteuer iſt in denſelben Raten, welche bisher für die 
Grundſteuer vorgeſchrieben ſind, zu entrichten. 

§. 14. 

Jeder Kontribuent iſt verpflichtet, dieſe Abgaben 
längſtens inner der drei letzten Tage des Termines, in 
dem die Zahlung fällig iſt, abzuſtatten. 8 


I 
Es ſteht aber jedem Kontribuenten frey, mit eis 
nem Mahle mehrere Raten, oder die ganze Jahres- 
ſchuldigkeit zu entrichten. 
S. 16. 
Die Zahlung der Urbarial» und Zehentſteuer hat 
unmittelbar an die Kreiskaſſe zu geſchehen. 
8 
Die Grund- und Gebäudeſteuer hingegen hat jeder 
Kontribuent an die Steuerbezirksobrigkeit zu entrichten; 
es iſt ihm aber unbenommen, ſich der perſönlichen Abs 
fuhr durch einen Mittelsmann, jedoch auf ſeine Koſten 
und ſeine Gefahr zu entledigen. 
§. 18. 
Die Steuerbezirksobrigkeiten haben den Kontri⸗ 
buenten den Empfang in dem Steuerbürhel gehörig zu 


quittiren. 
Se 


Die eingehobenen Steuergelder muͤſſen von den 
übrigen Geldern abgeſondert verwahrt, und daher in 
eigenen Kaften hinterlegt werden. 

§. 20, 

Für die abgeſonderte und ſichere Verwahrung der 
eingehobenen Steuergelder iſt die Steuerbezirksobrig— 
keit verantwortlich. 

§. 21. 

Die eingehobenen Steuergelder ſind von derſelben 

an die Kreiskaſſe abzuführen. 
§. 22. 

Um den Einfluß der Steuern möglichſt zu beſchleu— 
nigen, und durch die Vorarbeiten, welche die indivi⸗ 
duelle Repartirung fordert, nicht zu verzögern, iſt 
bis die Letztere vollends zu Stande kömmt, die Steuer⸗ 
bezirksobrigkeit nicht nur berechtigt, ſondern auch vers 
pflichtet, angemeſſene Abſchlagszahlungen abzufordern, 
und einzuheben. 


Nach Vollendung der individuellen Repartizion hat 
die Ausgleichung in Hinſicht dieſer Zahlungen auf Abs 
ſchlag bei der nächſten Steuerfriſt in dem neuen Steuer— 
büchel zu geſchehen. 

§. 25. 


Die zwangsweiſe Beitreibung der Steuer hat, im 
Falle eines Nückſtandes, nach den, dermahl beſtehen⸗ 
den geſetzlichen Anordnungen einzutreten, bis nicht dieß 
falls andere Vorſchriſten erſließen. 

Gubernialdekret vom 16. Jänner 1821. Zahl 762. 


10. 


Bei Verzollung der Seide darf nicht auf die 
Formen, in welcher ſie erſcheint, ſon— 
Bi auf die Gattung derſelben geſehen 
werden. 


Aus Anlaß erhobener Zweifel über den 3. und 4. Ab⸗ 
ſatz des neuen Seidentariffes wird mit hohem Hofkam— 
merdekrete vom 29. Dezember v. J. im Einvernehmen 
mit der k. k. Komerzhofkommiſſton zur Beſeitigung eis 
nes jeden Mißverſtändnißes ausdrücklich ſeſtgeſetzet, daß 
in den 3. Abfatz die gereinigte und gefärbte Seide zum 
Einſchlage, Aufzuge und dergleichen, und in den 4. 
die Näh⸗Strick⸗ und Wirkſeide gehören, daß es dem⸗ 
nach bei Verzollung der Seide nicht auf die Formen, 
in welchen ſie erſcheint, ſondern auf die Gattung derſel⸗ 
ben, ankomme. 
Gubernialdekret vom 16. Jänner 1821. Zahl 1990. 


11. 

Vorſchrift, wie die Landesthieraͤrzte bei ihren 

Bereiſungen hinſichtlich der Diäten und 
Reiſekoͤſten zu behandeln find. 


ie hohe k. k. Hofkanzlei hat mit Dekret vom 18ten 
Dezember v.. J. Zahl 35569 eröffnet, daß den Lan⸗ 
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desthierärzten bei ihren Dienſtreiſen ſowohl bei Seu⸗ 
chen als auch außer denſelben der Gebrauch der Poſt— 
pferde und die Aufrechnung der Poſtgebühren jedoch nur 
für jene Strecken, auf welchen Poſtſtazionen beſtehen, 
für die außer den Poſtſtazionen liegenden Strecken aber, 
auf denen fie ſich der Poſt ohnehin nicht bedienen kön— 
nen, nur die Aufrechnung der Vorſpannsgebühr geſtat— 
tet werde; und daß die Reiſeköſten und Diäten in jes 
nen Fallen in welchen Private hiezu die Veranlaſſung 
geben, von den Partheyen, außer dem aber vom 
Staatsſchatz zu tragen ſeien. ; 


Gubernialdekret vom 17. Sanner 1621. Zahl 10. 


12. 


Errichtung und Unterhaltung der Armen— 
buͤchſen innerhalb den Kirchen. 


Da bei ſehr wenigen Pfarreyen die vorgeſchriebenen 
Armenbüchſen, welche innerhalb der Kirche nächſt der 
Kirchenthüre zu befeſtigen find, und die Subſtſtenz der 
Armen wenigſtens zum Theil erleichtern können vor— 
handen find, fo wird die Eurat » Geiftlichfeit zur unver— 
züglichen Errichtung, und gehörigen Unterhaltung die— 
ſer Armenbüchſen durch die Konſiſtorien aufgefordert, 
wobei das kön. Kreisamt auch ſeiner Seits die Orts— 
obrigfeiten und Gemeinden zur thunlichſten Mitwirkung, 
und Unterſtützung ihrer Armen mit Almoſenſpendungen 
in der Kirche, und ſonſtigen Naturalien um fo mehr an— 
zuweiſen hat, als ihnen nach den beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten ohnehin die Erhaltung der lokal Armen, in ſo weit 
als keine beſondere Stiftungen hiezu vorhanden ſind, 
oder die nächſten Verwandten nicht auslangen, obliegt. 


Gubermialdekret vom 19. Sänner 1821. 3. 62872. ex 1820. 
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Die Verguͤtungspreiſe für Praͤſtazionen zum 
Behufe des Kataſtral- und Trianguli— 
rungsgeſchaͤfts werden in Konvenzions— 
Muͤnze beſtimmt. 


ie k. k. Grundſteuerregulirungshofkommiſſion hat 
einverſtändlich mit dem Finanzminiſterio beſchloſſen, alle 
Kataſtral⸗ und Triangulirungs-Auslagen fo viel als 
möglich auf Metallmünze zurückzuführen. 

Nachdem das Triangulirungsgeſchaft in allen Krei— 
ſen der Provinz mit dem eintrettenden Frühlinge be— 
gonnen, und im Laufe des gegenwärtigen Jahres zu 
Stande gebracht werden wird, fo handelt es ſich zu— 
nächſt um die Beſtimmung der Verguͤtungspreiſe für 
die bei dieſem Geſchäfte eintretenden Landespraſtazionen. 

Die Gattungen dieſer Präſtazionen und die dafür 
aus Anlaß der in der Bukowina bereits ſtatt gehabten 
diesfälligen Operationen für das Jahr 1820 in Wiener 
Währung beſtimmten Preiſe ſind folgende: 


1. für einen zweiſpännigen Wagen auf 

den ganzen Tag I fl. 30kr. WW. 
2. für einen folchen auf den beben 

Tag — 45 — 
3. für ein pack oder Reitpferd auf 

den ganzen Tag 1 fl.— — 
4. für ein ſolches auf den halben Tag — 36 — 
5. für einen Indikator auf den gan⸗ 


zen Tag . — 45 — 
6. für einen ſolchen auf den halben 

Sag — 30 — 
7. für einen Bothen, Handlanger und 

Taglöhner auf den ganzen Tagg — 40 — 
8. für einen ſolchen a den halben 

D * * — 24 — 


für einen Vothen zur Berfendung 
= Briefen pr. Meile — 20 — 


so. für einen zur Errichtung der Zei⸗ 

chen, oder ſonſt erforderlichen Hand⸗ 

werksmann auf den ganzen Tag u fl. 50kr. WW. 
11. für einen ſolchen auf den halben 

Tag r end 

Was die Vorſpann betrifft, ſo kömmt ſolche nach 
der im Allgemeinen unterm Sten d. M. Zahl 65550. 
gemachten Beſtimmung zu bezahlen. 

Die Verguͤtungspreiſe für dieſe Präſtazionen müfs 
fen nach den befonderen Verhältnißen der dortigen Ges 
gend möglichſt genau angegeben, den Preiſen der erſten 
Lebensbedürfniße und des Viehfutters, worauf es hier 
vorzüglich ankömmt, angemeſſen werden. Sie ſollen 
einerſeits eine volle Entſchädigung für den Präſtirenden, 
andererſeits aber nicht uͤberſpannt ſeyn, und mit der 
ſchuldigen Vorſorge für den Staatsfchatz beſtimmt werden. 

Gubernialdekret vom 20. Janner 1821. 3.2671. 


14. 


Den Juden wird der Holzhandel nach Lem: 
berg geſtattet. 


ie den Kreisämtern mit dem hierortigen Dekret vom 
24. Oktober 1806. Zahl 44265. bekannt gemachte aller- 
höchſte Entſchließung, vermög welcher die Juden vom 
Holzhandel nach Lemberg entfernt, und ihnen nur ges 
ſtattet wurde, ihre damal gehabten Vorräthe zu ver— 
kaufen, iſt mit h. Hofkanzleidekret vom 21. Dezember 
b. J. als unter veränderten Umſtändem nicht mehr an« 
wendbar zurückgenommen, fonach den Juden der Holz— 
handel nach, und in Lemberg wieder freygelaſſen worden. 

Gubernialdekret vom 24. Janner 1821. Zahl 512. 


15. 
Straſſeneinraͤumer ſind von der Dienſtlei⸗ 
ſtung bei der Landwehr nicht befreyt. 


it hoͤchſtem Hofkanzleydekrete vom 9. J. M. 3. 10. 


a in, 


ift anher bedeutet worden: daß die bei dem Straſſen⸗ 
baue mit Dienſt⸗Kreditiven als Einräumer angeſtellten 
Landwehrpflichtigen ausgedienten Kapitulanten weder 
von den jährlichen Waffenübungen der Landwehr losge⸗ 
zählt, noch denſelben die gänzliche Entlaſſung im Con⸗ 
certazionswege zugeſtanden werden konne, weil die letz⸗ 
tere Verfügung ſich mit den Beſtimmungen der Land— 
wehrinſtrukzion durchaus nicht vereinigen ließe, und 
weil ein geſetzlich in den Stand der Landwehr gehöriger 
Mann, von der mit dieſer Widmung verbundenen 
Obligenheiten, insbeſonders aber von den jährlichen 
Waffenübung nicht losgezählt werden kann, indem ſei— 
ne diesfällige Widmung im entgegengeſetzten Falle ihren 
Zweck verlieren müßte. 
Wornach ſich zu benehmen iſt. 
Gubernial-Dekret vom 27ten Säner 1821. 3. 4816. 


16; 


Vorſchrift, wie jene Juden bei der Kon⸗ 
ſkripzion und Rekrutenſtellung zu behan⸗ 
deln ſind, die in einem Orte ihre An- 
ſaͤſſigkeit, und in dem anderen ihre Tol⸗ 
lerirung erweiſen. 


us Anlaß eines ſpeziellen Falles, iſt die Hofkanzley 
in die Kenntntß eines Mißbrauches gelangt, welcher 
in Beziehung auf die Militärwidmung der iſraelitiſchen 
Bevölkerung von bedeutendem Intereſſe iſt. 

Um ſich nämlich der Militärpflicht zu entziehen, 
trachten viele ſich Urkunden zu verſchaffen, wodurch 
ſie an einem Orte ihre Anfäßigkeit, und an einem 
andern ihre Tollerirung erweiſen können. 

Von dieſen zwei Begünſtigungen machen dieſelben 
nun nach den jeweiligen Umſtänden Gebrauch, und 
beziehen ſich, wenn einer ihrer Söhne in dem einem 
Orte dem Militär gewidmet werden ſoll auf ihre Tol⸗ 
lerirung in dem andern, und im Gegentheile wenn 


dieſer Sohn in dem andern Orte gefordert wird auf 
ihre Anſäßigkeit in dem erſten; woburch die Fonffribi. 
renden Obrigkeiten irre geführt, und viele der Militär- 
widmung geſetzlich unterworfene Juden entgehen. 

Zur Hindanhaltung dieſes Mißbrauchs iſt mit h. 
Hofkanzleydekrete vom roten I. M. Zahl 265. als Grund⸗ 
ſatz aufgeſtellt worden. 

1. Daß jene Juden die in einem Orte für beſtän⸗ 
dig tollerirt ſind zu deſſen einheimiſchen Bevölkerung zu 
zählen, und daher gemäß des 26 $. Lit. B. des Kon⸗ 
ſtripzionspatents daſelbſt zu konſkribiren, und im Taug⸗ 
lichkeitsfalle zu aſſentiren ſeyen. 

2. Diejenigen hingegen die nur einer zeitweiſen 
und periodiſch zu erneuernden Tollerirung genießen, ha⸗ 
ben zur einheimiſchen Bevölkerung jenes Ortes zu ge— 
hören, wo fie ſelbſt, und ihre Familie den Befig ihrer 
erhaltenen und vorſchriftsmäſſig beizubehaltenden Fa⸗ 
milienſtelle ausweiſen. 

Obwohl in Galizien die in anderen erbländiſchen 
Provinzen beſtehende Tollerirung der Juden nicht fy« 
ſtemmäßig iſt, weil hierlandes jeder Jude ſo lange zu 
ſeiner Geburtsgemeinde gehört, bis er von derſelben 
ab» und zu einer andern zugeſchrieben worden, und 
darüber den Entlaß⸗ und Aufnahmsſchein gelöſt hat, 
fo können ſich doch Fälle ergeben, welche der Aehnlich 
keit halber nach dem oben ausgeſprochenem Grundſatze 
behandelt werden muͤſſen. 

Manche Juden pflegen nemlich ohne von ihrer Ge⸗ 
burtsgemeinde abgeſchrieben zu werden, in anderen Ort— 
ſchaften, Pachtungen, Handlungs- und fonftige, oft 
Jahre lang dauernde Geſchäfte zu unternehmen, und 
ſich dadurch gleichſam den Anſpruch auf einen doppel⸗ 
ten Wohnort, in ihrem Geburtsorte, und in dem Orte 
ſolcher Unternehmungen zu erwerben, und bei dieſen 
konnen daher eben jene Mißbräuche eintreten, welche 
im vorliegenden Dekrete angedeutet wurden. 

Dem k. Kreisamte wird ſomit die obige für ſolche 
Fälle erfloſſene höchſte Vorſchrift zur genauen Rachach⸗ 
be) 


Prov. Geſetzſ. von Galizien 1821. 
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tung mit dem Beiſatze bekannt gemacht, daß hiernach 
die zur Ortsgemeinde nicht gehörigen mit keinem Fa⸗ 
milien Rro. verfehenen Juden zu perhalten feyen, ihre 
Aufenthaltsurkunden bei der jährlichen Konſkripzions⸗ 
Kevifion vorzuweiſen, um ſie hiernach gehörig klaſſiftzi⸗ 
ren, und nach obiger h. Weiſung bei Rilitär - Stellun« 
gen behandeln zu können. 
Gubernialdekret vom 28. Jaͤnner 1821. Z. 4366. 


17. 5 
Die nach dem Tode eines Beſitzers vorfin⸗ 
digen Kreutze pro piis meritis muͤſſen zu⸗ 
ruͤckgeſtellt werden. e 


uf eine vom Tyroler Gubernium gemachte Anfrage, 
was mit Kreutzen pro plis meritis, welche ſich in ei⸗ 
ner Verlaſſenſchaft vorfinden, zu geſchehen habe? hat 
der hierüber einvernommene Hofkriegsrath am 28. No- 
vember v. J. erwiedert, daß die Kreutze pro piis me- 
ritis nach dem Tode eines Beſitzers wieder zurückge⸗ 
ſtellet werden follen. 

Die kön. Kreisämter werden hievon zur weiteren 
Bekanntmachung an die Magiſtrate und Gerichtshälter 
in Folge h. Hofkanzleydekrets vom 14. Dezember 1820 
verſtändiget. b 

Gubernialdekret vom 29. Jänner 1821. Zahl 9. 


18. 


Beſtimmungen, welche milde Stiftungen bei 
Rechtsſtreitigkeiten vom Fiskus zu ver⸗ 
treten ſind. 


Seine Majeftat haben mit a. h. Entſchließung vom 
22. Dezember 1620 hinſichtlich eines über die Einſchrei⸗ 
tung der Fiskalämter bei Vertrettung milder Stiftun⸗ 
gen auf dem Rechtswege entſtandenen Zweifels folgende 
Beſtimmungen feſtzuſetzen geruht: 1 


»Alle unter öffentlicher Verwaltung ſtehenden In⸗ 
» ſtitute ohne Ausnahme müffen der beſtehenden In⸗ 
» ſtrukzion gemäß von dem Fiskalamte vertretten wer⸗ 
» den. — Fromme Vermächtniſſe und Stiftungen find 
»in ihrer Einbringung und Einſetzung da der Staat für 
» deren Realiſtrung nach dem Willen der Erblaſſer und 
„Stifter zu ſorgen verpflichtet iſt, ſomit hinſichtlich der 
» Einbringung und Sicherſtellung des geſtiſteten Vermö— 
» gens ebenfalls von dem Fiskus zu vertretten.« 

»Die Art der weiteren Vertrettung ſolcher Stif— 
» tungen und Inſtitute, aber hängt von dem Umſtan⸗ 
» de ab, ob dieſelben unter landesfuͤrſtlicher oder Pri⸗ 
„bat Verwaltung ſtehen, und ob fie folglich nach der 
» Analogie der Patronen und Vogteyen der unmittels 
» baren landesfuͤrſtlichen, oder einer Privat-Obſorge zur 
» gewiefen find. 

» Nur im erſteren Falle liegt auch deren weitere 
»Vertrettung nach erfolgter Einſetzung dem Fiskus — 
» im letzteren Falle aber, es mag nun die Adminiftra- 
» zion ſolcher Stiftungen und Anftalten einzelnen Pris 
» baten oder Gemeinden oder Korporationen übertragen 
»worden ſeyn, immer nur dieſen Privatpatronen, je⸗ 
» doch unter deren Verantwortlichkeit nicht nur für die 
» Bwede der Stiftung, ſondern auch für deren genaue 
»Beſolgung und unter der Oberaufſicht des Staats ob, 
» welcher ſtets als oberſter Beſchützer aller gemeinnützi⸗ 
» gen Anſtalten zu betrachten iſt. Nur in dem Falle 
» daß eine unter Pripatverwaltung ſtehende Stiftung 
» gegen die Patronats- oder Vogtobrigkeit ſelbſt zu ver⸗ 
» tretten wäre, iſt dieſe Vertrettung kraft des dem 
„Staate zuſtehenden oberſten Schutzes von dem Fis⸗ 
»kalamte zu leiſten. « 

Die kön. Kreisämter werden zur Wiſſenſchaft und 
Verſtändigung der unterſtehenden Ortsobrigkeiten und 
Magiſtrate in die Kenntniß geſetzt. 


Gubernialdekrel vom 34. Jänner 1821. Zahl 2854. 


8 2 


2 g N 
Prima Planisten von Militaͤr gebuͤhrt keine 
Vorſpann. 


ermöge h. Hofkanzleydekrete vom ıten v. M. haben 
Seine Rajeſtät unterm 21ten Dezember 1620 zu bes 
fehlen geruhet: daß bis zur Emanirung des neuen Vor— 
ſpanns » Regulativs in der Regel für die Prima Pla- 
nisten die Anweiſung einer Vorſpann nicht Statt ha— 
be: nur geruhen Allerhöſt dieſelben einſtweilen zu ge— 
ſtatten , daß in Fällen wo Fourire, und Unter und 
Oberärzte mit ihren Truppen marſchiren, und nicht im 
Genuße der Pferdporzionen ſtehen, oder wenn außer 
einem ſolchen Marſche die Verſendung dieſer Indibiduen 
wegen eines dringenden Bedarfs nothwendig wird, — 
Ausnahmsweiſe die Vorſpann — jedoch nur mit 4 
Köpfen auf einem Wagen, eintretten könne. 

Das reſpizirende Feldkriegskommiſſariat und die 
daſſelbe vertrettenden Behörden find dafuͤr verantwort- 
lich, daß dießfalls jede Ungebühr vermieden werde. 

In wie weit ein dringender Fall vorhanden fey, 
um die Fourire, Unter- und Oberarzte init Vorſpann 
zu derfenden, muß jedesmal vom Generalkommando; 
oder Militärkommando der Provinz beſtimmt, und auf 
dieſe Beſtimmung ſich in der Marſchroute bezogen 
werden. 

Welches dem kön. Kreisamte zu Folge bezogenen 
hohen Hofkanzleydekrete mit dem Auftrage eröffnet wird, 
ſtrenge darüber zu wachen; daß dieſe allerhöchſte Weifung 
genau befolgt, und jede entwaige Ungebühr gehörig an— 
gezeigt, und durch die betreffende Militärbehörde auch 
beſtraft werde. 

Gubernialdekret vom 1. Februar 1821. Zahl 2833. 


20. 
Beſtimmungen der Strafen für die Uiber⸗ 
trettung der Trankſteuervorſchriften. 


achdem in dem 55 f. des Kreisſchreibens vom öten 
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September 1805 und in dem Abſatze d. der dieſem 
Kreisſchreiben unter Lit. c. angehängten Vorſchrift in 
Anſehung des heimlich eingeführten Brandweins, Ro- 
soglio u. f. w. die vorgeſchriebene Konſiskazionsſtraſe 
und der Erlag der Aufſchlagsgebühren nur dann ans 
wendbar iſt, wenn der heimlich eingefuͤhrte Brandwein, 
Rosoglio, Rum und Liqueur wirklich betreten wird, 
und vorhanden iſt, für jeden Fall aber, wenn dieſe 
Getränkgattungen bereits ausgeſchänkt und verzehrt wor⸗ 
den ſind, in dieſem Kreisſchreiben nicht vorgeſehen iſt, 
ſo wird hiermit in Folge des einverſtändlich mit der k. 
k. vereinigten Hofkanzley herabgelangten Hofdekrets der 
F. k. allgemeinen Hofkammer vom 21. Janner 1821 
3. 2232 zu Jedermanns Wiſſenſchaft verordnet: daß, 
wenn die Quantität und die Gattung des heimlich ein 
geführten bereits ausgeſchänkten oder verzehrten Brand— 
weins, Rosoglio, Rums und Liqueurs ausgemittelt 
werden kann, die Vergütung deſſelben nach den Lokal 
preiſen die Stelle der Konſtskazion zu vertreten habe, 
wenn aber die Quantität dieſer geiſtigen Getränke nicht 
mehr ausgemittelt werden kann, eine den Umſtänden 
angemeſſene Geldſtrafe nebſt dem Erlage der Auffchlags⸗ 
gebühren entrichtet werden muͤſſe. 
Gubernialdekret vom 9. Februar 1822. Zahl 7524. 


27. 


Bei Verpachtungen ſtaͤdtiſcher- geiftlicher- 
Spitals- und ſonſtigen Realitaͤten darf 
dem Paͤchter nie die Bedingniß der Steu— 
erentrichtung aufgebuͤrdet werden. 


De hierortige Verfügung vom ıten Dezember 1818 
Zahl 57706. daß in Zukunft bei Verpachtung ſtädti⸗ 
fiber = geiftlicher = Spitals » und fonftigen Kealitäten die 
Berichtigung der landesfürſtlichen Steuern, und Lie⸗ 
ferungen von dieſen Realitäten in den Pachtbeding⸗ 
nißen dem Pächter zur Pflicht zu machen ſey; wird 
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zu Folge hohen Hoſkanzleydekrets vom 3 iten Jänner 
1821. Zahl 2726 aufgehoben, und dem kön. Kreisamte 
aufgetragen, ſich bei künſtigen Verpachtungen derglei— 
chen Realitäten in Rückſicht der Steuerzahlung genau 
nach dem Abſchnitte III. $. 10. Lit. F. der Verpach⸗ 
tungsdirektiven vom Jahre 1813 zu halten, daß die 
Landesfürſtlichen Steuern, und Lieferungen die Stadt- 
oder ſonſtige Kaſſe, und auf keinen Fall der Pachter zu 
berichtigen habe. 


Gubernialdekret vom 16. Februar 1821. 3.8434. 


222 
Grundſaͤtze wegen Verleihung ausſchließen⸗ 
der Privilegien fuͤr Entdeckungen, Er⸗ 
findungen und Verbeſſerungen im Ge⸗ 
biete der Induſtrie. 


eine Majeſtät haben laut hohen Hofkanzleidekrets 
vom aten Jänner d. J. mit a. h. Entſchließungen vom 
aten Auguſt und 8ten Dezember v. J. ein Allerhöchſt 
denſelben von der k. k. Kommerzhofkommiſſion vorge— 
ſchlagenes Syſtem der Verleihung ausſchließender Pris 
vilegien für Entdeckungen, Erfindungen und Verbeſſe⸗ 
rungen im Gebiete der Induſtrie zu genehmigen ges 
ruhet. 
N Die Grundſätze desſelben find aus dem beilie⸗ 
genden Patente zu erſehen, von welchem demſelben die 
erforderliche Anzahl Abdrücke zur weiteren Kundma— 
chung mit dem Auftrage zugeſtellt wird, darauf zu fe» 
hen, daß auch der Gewerbs- und Fabrikenſtand, deſ— 
ſen vorzügliches Intereſſe das neue Syſtem beſelt, in 
hinreichende Kenntniß deſſelben gelange. 

Uibrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß alle äl⸗ 
tern Geſetze in dieſer Beziehung dadurch aufgehoben 
ſind. 


Gubernialdekret vom 23. Februar 1821. 3.6531. 
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8 
Wir Franz der Erſte ꝛc. ꝛc. 


Um in allen Provinzen des öſterreichiſchen Staates 
ein gleichförmiges Syſtem der Verleihung ausſchlieſſen⸗ 
der Privilegien auf Entdeckungen, Erfindungen und 
Verbeſſerungen im Gebiethe der Induſtrie einzufuͤhren, 
und durch daſſelbe auf die Auſmunterung des Erfin- 
dungsgeiſtes und auf die Belebung der Nazional-Be— 
triebſamkeit günſtig zu wirken, haben Wir über einen 
Vortrag Unferer Kommerz⸗Hofkommiſſion zu beſchlieſ⸗ 
ſen befunden: 


J. Abſchnitt. 
Von dem Gegenſtande der ausſchlieſſenden Pri⸗ 
vilegien, und dem Verfahren zur Erlan⸗ 
gung derſelben. 


1. 

Zur Erlangung eines ausſchlieſſenden Pridile⸗ 
giums in dem öſterreichiſchen Staate ſind alle neuen 
Entdeckungen, Erfindungen und Verbeſſerungen des 
In- und Auslandes im geſammten Gebiethe der 
Induſtrie geeignet, es möge das Privilegium bon 
einem In⸗ oder Ausländer angeſucht werden. 

Nee 

Wer ein ausſchlieſſendes Privilegium auf irgend 
eine neue Entdeckung, Erfindung oder Verbeſſerung 
im Gebiethe der Induſtrie zu erlangen wünſcht, hat 
bei dem Kreisamte, in deſſen Bezirk er ſich aufhält, 
fein Geſuch nach dem beiliegenden Formulare A. ein- A. 
zureichen, in demſelben ſeine Entdeckung, Erfindung 
oder Verbeſſerung in der Weſenheit anzugeben, die 
Anzahl von Jahren, auf welche er das Privilegium 
zu erlangen wünſcht, (welche jevoch auf keinen Fall 
den Zeitraum von fünfzehn Jahren überſchreiten dür⸗ 
fen, F. 19.) auszudrücken, die darnach entfallende 


Taxe nach den weiter unten ($. 13. 18.) dorkom⸗ 
menden Beſtimmungen zur Hälfte zu erlegen, und 
eine verſigelte genaue Beſchreibung ſeiner Entdeckung, 
Erfindung oder Verbeſſerung beizulegen, welche mit 
folgenden Erforderniſſen verſehen ſeyn muß: 

2) Die Beſchreibung iſt in der deutſchen oder in 
der Geſchäftsſprache der Provinz, wo das Ges 
ſuch eingereicht wird, einzulegen. 

b) Sie muß ſo abgefaßt ſeyn, daß jeder Sach⸗ 
verſtändige den Gegenſtand nach dieſer Beſchrei⸗ 
bung zu verfertigen im Stande iſt, ohne neue 
Erfindungen, Zugaben oder Verbeſſerungen bei- 
fügen zu müffen. 

c) Dasjenige, was neu ift, alfo den Gegenftand 
des Privilegiums ausmacht, muß in der Be— 
ſchreibung genau unterſchieden und angegeben 


ſeyn. 

d) Die Entdeckung, Erfindung oder Verbeſſerung 
muß klar und deutlich, und ohne Zweideutig⸗ 
keiten, die irre leiten Pönnten, und dem in b) 
angegebenen Zwecke entgegen ſind, dargeſtellt 
werden. 

e) Es darf weder in den Mitteln, noch in der 
Ausführungsweiſe etwas verheimlichet werden; 
es dürfen daher weder theurere oder nicht die 
ganz gleiche Wirkung hervorbringende Mittel ana 
gegeben, noch Handgriffe, welche zum Gelin— 
gen der Operazion gehören, berſchwiegen werden. 
Wo es thunlich iſt, find zur beſſeren Verſinnli⸗ 

chung der Gegenſtände der Beſchreibung, Zeichnun⸗ 
gen oder Modelle beizufügen, obwohl dieſelben nicht 
unumgänglich erfordert werden, wenn anders der Ge⸗ 
genſtand durch die Beſchreibung allein, nach dem in 
b) ausgedrückten Erforderniſſe, deutlich genug ge⸗ 
macht werden kann. 

R 


Das Kreisamt hat dem Pripilegienwerber über 
die gedachten Eingaben einen Empfangſchein (Zertifl- 


„ 


kat) nach dem beiliegenden Formulare B. auszu⸗ B. 
fertigen, in welchem nebſt dem Nahmen und Wohn⸗ 
orte des Privilegienwerbers, Tag und Stunden der 
Überreichung, die Beſtätigung der bezahlten Taxe, 
und die Angabe der in dem Gefuche in der Wefen- 
heit angezeigten Entdeckung, Erfindung oder Verbeſ⸗ 
ſerung anzuſetzen ſind. 
§. 4. 

Von dieſem Tage und dieſer Stunde an hat die 
Priorität der angezeigten Entdeckung, Erfindung oder 
Berbefferung zu gelten, das heißt: jede Einwendung 
einer nach dieſem Termine gemachten oder ausgeübten 
gleichen Entdeckung oder Verbeſſerung wird als un⸗ 
gültig betrachtet, und kann die Neuheit der von dem 
Privilegienwerber ordnungsmäßig angezeigten und bes 
ſchriebenen Entdeckung, Erfindung oder Verbeſſerung 
nicht widerlegen und eic eg 

Auf den Umſchlag der verſtegelten Beſchreibung 
hat das Kreisamt den Nahmen und Wohnort des 
Privilegienwerbers, Tag und Stunde der Überrei— 
chung, die bezahlte Taxe und die Angabe der in dem 
Geſuche in der Veſenheit angezeigten Entdeckung, 
Erfindung oder Verbeſſerung unter Mitſertigung des 
Privilegienwerbers ſogleich bei der Überreichung nach 
dem beiliegenden Formulare C. anzuſetzen, dieſe C. 
Beſchreibung ſammt dem Geſuche ohne Verzug längs 
ſtens binnen drei Tagen unerbrochen an die Landes- 
ſtelle der Provinz zu uͤberſenden, und die empfangene 
Taxe auf dem gewöhnlichen Wege an die Landes. 
ſtelle abzuf uͤhren. 

Ss. 6. 


Die Landesſtelle hat ſich in keine wie immer ge⸗ 
artete Erhebung über die Reuheit oder Nützlichkeit 
der Entdeckung, Erfindung oder Verbeſſerung einzu⸗ 
laſſen, ſondern nur zu beurtheilen, ob die in dem Ges 
ſuche in der Weſenheit angezeigte Entdeckung, Erfin⸗ 


dung oder Verbeſſerung in keiner öffentlichen Hin⸗ 
ſicht ſchädlich oder Landesgeſetzen zuwider ſey? darüber 
gleichfalls ohne Verzug längſtens binnen acht Tagen 
ihren Bericht an die zur Leitung der Kommerz⸗An⸗ 
gelegenheiten beſtimmte Hofbehörde zu erſtatten, und 
ſammt dem Geſuche die mit der Beſtättigung des 
Kreisamtes verſehene verfiegelte Beſchreibung, auf 
deren Umſchlag ſie bloß den Tag des Empſangs und 
der Weiterbeförderung an die Kommerz Hofſtelle 
beizufügen hat, ununterbrochen beizulegen. 
+ u 7: 

Weitere Einvernehmungen und Erhebungen hat 
bie Landesſtelle nur in denjenigen Fällen zu pflegen, 
in welchen derſelben Bedenken über die Schädlichkeit 
oder Geſetzwidrigkeit aus Staatsrückſichten, bei der 
in dem Geſuche in der Weſenheit angezeigten Ent» 
deckung, Erfindung oder Verbeſferung auffallen, wel» 
che ſolche Erhebungen nothwendig machen, und auch 
in dieſen Fällen iſt jederzeit die vorläufige Anzeige 
an die zur Leitung der Kommerz: Angelegenheiten 
deftimmte Hofbehörde binnen acht Tagen zu machen. 

Eine Eröffnung der von den Privilegienwerbern 
zu überreichenden verfiegelten Beſchreibungen bei der 
Landesſtelle darf nur bei ſolchen Gegenſtänden ſtatt 
finden, welche in das Sanitätsfach einſchlagen, und 
worüber nach den Landesgeſetzen eine vorläufige ge» 
naue Unterſuchung von der mediziniſchen Fakultät er⸗ 
forderlich iſt. Es verſtehet ſich übrigens von ſelbſt, 
daß, wenn die auch bei andern Gegenſtänden in den 
Geſuchen um Privilegien allenfalls verſchwiegenen, 
aber in den verſiegelten Beſchreibungen enthaltenen 
Mittel oder Verſahrungsarten gegen Polizey» oder 
Sanitäts⸗Rückſichten oder gegen das allgemeine 
Staats » Intereffe ſtreiten, die Anwendung und Aus⸗ 
übung derſelben eben fo wenig mit einem ausſchlieſ⸗ 
ſenden Privilegium, als ohne ein ſolches geſtattet 


werden könne, uod daß die Bewilligung des Privi⸗ 
legiums in ſolchen Fällen ſich von ſelbſt aufhebe. 
§. 9. 

Die zur Leitung der Kommerz⸗Angelegenhei⸗ 
ten beſtimmte Hofbehörde hat über die von den Län⸗ 
derſtellen einlangenden, mit den gedachten Erforder⸗ 
niſſen gehörig verſehenen Privilegien » Gefuche die 
Vorträge an Uns zu erſtatten, die Ausfertigung der 
Privilegien » Urkunden, unter den nöthigen Vorſich— 
ten und Klauſeln, nach dem beiliegenden Formulare 
D. zu erwirken, und die Aushändigung derſelben D. 
an die Privilegirten nebſt der bisher gewöhnlichen 
Kundmachung zu deranlaſſen. 


II. Ab ſchnitt. 


Von den mit den ausſchlieſſenden Privilegien 
verbundenen Vortheilen und Befugniffen. 


10. 

Das ausſchlieſſende Privilegium ſichert und ſchützt 
dem Privilegirten den ausſchlieſſenden Gebrauch ſeiner 
Entdeckung, Erfindung oder Verbeſſerung, ſo wie ſie 
in ſeiner eingelegten Beſchreibung dargeſtellt worden iſt, 
für die Anzahl von Jahren, auf welche fein Priviles 
gium lautet. 

H. 17 


Der Privilegirte iſt berechtiget, alle jene Werk⸗ 
ſtätten zu errichten, und jede Art von Hülfsarbeiter in 
denſelben aufzunehmen, welche zur vollſtändigen Aus- 
übung des Gegenſtandes feines Privilegiums in jeder 
beliebigen weiteſten Ausdehnung nöthig ſind, folglich 
überall in der Monarchie, Etabliſſements und Nieder⸗ 
lagen zur Verfertigung und zum Verſchleiſſe des Ge⸗ 
genſtandes ſeines Privilegiums zu errichten, und andere 
zu ermächtigen, ſeine Erfindung unter dem Schutze 
feines Privilegiumg auszuüben, beliebige Geſellſchaſter 
anzunehmen, um feine Erfindungs⸗ Benützung nach 


jedem Maßſtabe zu vergrößern, mit feinem Privilegium 
ſelbſt zu diſponiren, es zu vererben, zu verkaufen, zu 
verpachten oder ſonſt nach Belieben zu veräuſſern, und 
auch im Auslande auf feine Erfindung ein Privilegium 


zu nehmen. 
§. 12. 


Das Pribilegium auf eine Verbeſſerung oder Ver⸗ 
änderung einer privilegirten Erfindung hat ſich einzig 
und allein auf die individuelle Verbeſſerung oder Ver⸗ 
änderung ſelbſt zu beſchränken, und dem privilegirten 
Verbeſſerer oder Veränderer auf die ubrigen Theile der 
bereits privilegirten Erfindung, oder einer ſchon bekann⸗ 
ten Verfahrungsart kein Recht zu geben, wogegen der 
Haupterfinder eben ſo wenig die von einem Andern ge— 
machte privilegirte Verbeſſerung oder Veränderung be— 
nützen darf, wenn er ſich nicht mit demſelben deß halb 
einverſteht. 


III. Abſchnitt. 
Von den Privilegien- Taxen. 


§. 15. 

Die Privilegien» Taren find nach Verhältniß der 
Dauerzeit der Privilegien (J. 14.) die jedoch fünfzehn 
Jahre nicht überſchreiten darf ($. 19.) zu entrichten, 
und hat der Privilegienwerber ſelbſt zu beſtimmen, auf 
wie viele Jahre bis zur höchſten Dauerzeit hinauf er 
das Privilegium zu erhalten wünſche. 

S. 14. 

Für jedes Jahr der Dauerzeit eines Privilegiums, 
es laute dieſes auf eine Entdeckung, Erfindung oder 
Verbeſſerung, iſt, fo viel die erſten fünf Jahre anbe⸗ 
langt, eine Pribilegien-Taxe von zehn Gulden Kon⸗ 
venziosmünze, zuſammen alſo für alle fünf Jahre 

50 fl. K. M. 
für das öte Jahr 15 — 
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zuſammen alſo für die hoͤchſte 
Dauerzeit von 15 Jahren.. 425 fl. K. M. 
zu entrichten. 

„ 15. 


Die Hälfte der hiernach für die ganze Dauerzeit 
entfallenden Privilegien Tare ift, wie geſagt, (5. 2.) 
gleich mit dem Anſuchen um das Privilegium, die an⸗ 
dere Hälfte aber in eben fo vielen Jahres Raten, als 
die Dauerzeit des verliehenen Privilegiums ausmacht, 
mit Anfang eines jeden Jahres, bei ſonſtiger Einzie⸗ 
hung des ing zu entrichten. 

* 1 + - 

Um den Erfindern die Erlangung von Privilegien 
zur probweiſen Ausübung ihrer Erfindungen zu erleich- 
tern, kann derjenige, der Anfangs ein Privilegium auf 
eine geringere Zeit als 15 Jahe erhalten hat, vor dem 
Ablaufe des Privilegiums die Verlängerung deſſelben 
bis höchſtens zur Zeit von 15 Jahren gegen dem er- 
langen, daß er für die Verlängerung des Privilegiums 
von der ſtufenweiſen Taxbemeſſung der verlängerten 
Jahre, die Hälfte dieſes hiernach für die Dauerzeit dies 
fer Verlängerung entfallenden Betrages, bei Bewill— 
ligung der Verlängerung, und die andere Hälfte in 
eben ſo vielen Jahres ⸗Raten, als die Verlängerung 
dauert, mit Anfang eines jeden dieſer derlängerten 
Jahre, bei ſonſtigem Verluſte dieſer Verlängerung, 
entrichte. 

§. 17. 
Jede bezahlte Taxe iſt als verfallen zu betrachten, 


— — 


und es kann kein Anſpruch auf eine Rüdvergütung ders 
ſelben gemacht werden, wenn auch in der Folge Um⸗ 
ſtände hervorkommen, welche die Nullität eines Privi⸗ 
legiums herbeifuͤhren, es ſey denn, daß der Staat aus 
öffentlichen Ruͤckſichten ein Privilegium zu anulliren, 
oder nicht zu ertheilen finde, in welchem Falle die be⸗ 
zahlte Taxe zurück zu erſtatten iſt. 
§. 18. 

Auſſer der gedachten Taxe, dann der Expedizions⸗ 
Gebühr von drei Gulden Konvenzionsmuͤnze für jede 
Privilegien» Urkunde, und einer Stempelgebühr von 
ſieben Gulden Konvenzionsmünze hat der Privilegirte 
für die Verleihung des Privilegiums keine wie immer 
geartete Gebühr, Honorirung oder Expedizions⸗ und 
Kanzleyſpeſen unter irgend einem Vorwande zu entrich⸗ 
ten, und die Privilegien» Urkunden find künftig wie 
jedes andere Befugnisdekret ex officio zu expediren. 


IV. Ab ſchnitt. 


Von dem Anfange, der Dauer, dem Umfange, 
der Kundmachungsart und Erloͤſchung der 
ausſchlieſſenden Privilegien. 


§. 19. 
Die höchſte Dauerzeit der Privilegien wird, wie 
geſagt, ($. 2 und 15.) auf fünfzehn Jahre feftgefegt. 
hr AR 
Die Zeit der Dauer eines Privilegiums beginnet 
von dem Datum der Privilegien. Urkunde, jedoch kann 
die Wirkſamkeit des Privilegiums in Beziehung auf die 
Straffälligkeit der unbefugten Nachahmung des privile⸗ 
girten Gegenſtandes erſt mit dem Tage der Kundma⸗ 
chung des Privilegiums in den öffentlichen Blättern be⸗ 


ginnen. 
§. 21. 


Der Umfang der Privilegien hat ſich ohne Aus⸗ 
nahme auf die ganze Monarchie zu erſtrecken. 


ni ZI 


§. 22. 

Jedes Privilegium iſt in drei Urkunden auszufer⸗ 
tigen, wovon die erſte für die geſammten Erbſtaaten 
mit Ausnahme von Ungarn und Siebenbuͤrgen, die 
zweite für Ungarn, und die dritte für Siebenbürgen zu 
gelten hat. 4 

§. 25. 

Die Privilegien erlöſchen: 

a) wenn es der genauen Beſchreibung der Entdeckung, 
Erfindung oder Verbeſſerung, worauf das Pripile⸗ 
gium angeſucht worden iſt, an den im J. 2. (a 
—e) vorgeſchriebenen Erforderniſſen, oder auch 
nur an einem derſelben fehlt; 

p) wenn jemand geſetzmäßig erweiſet, daß die privi⸗ 
legirte Entdeckung, Erfindung oder Verbeſſerung 
ſchon vor dem Tage und der Stunde des ausge- 
fertigten ämtlichen Zertifikats im Inlande nach den 
weiter unten (J. 27. d) vorkommenden Beſtim⸗ 
mungen nicht mehr als neu angeſehen werden 
konnte; 

c) wenn der Eigenthümer eines in Kraft beſtehenden 
Privilegiums nachweiſet, daß die ſpäter privilegirte 
Entdeckung, Erfindung oder Verbeſſerung mit feis 
ner eigenen früher ordnungsmäßig angezeigten und 
privilegirten Entdeckung, Erfindung oder Verbeſ— 
ſerung identiſch ſey; 

) wenn der Privilegirte dinnen Jahresfriſt nach dem 
Tage der Ausfertigung des Privilegiums feine Ent» 
deckung, Erfindung oder Verbeſſerung noch nicht 
auszuüben angefangen hat, er ſey ein In- oder 
Ausländer; 

e) wenn er dieſe Ausübung ein Jahr lang während 
der Privilegienzeit unterbricht, ohne ſich darüber 
mit genügenden Gründen auszuweiſen; 

1) wenn die zweite Hälfte der Privilegientare nicht in 


den oben vorgeſchriebenen Jahresraten entrichtet 
wird; 
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g) endlich mit dem Verlaufe der urfprünglich ertheil⸗ 
ten, oder durch Verlängerung erhaltenen Privi⸗ 
legienzeit. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß dieſe Erlöſchungs⸗ 
arten auch für einen jeden, der ein Privilegium an ſich 
bringt, fo wie für den urſprünglich Privilegirten zu 
gelten haben. Nach der Erlöſchung eines Privilegiums 
wird die beliebige Benützung der Cntdeckung, Erfin⸗ 
dung oder Verbeſſerung, auf welche das Pridilegium 
ertheilt war, allgemein frey gegeben. 


V. Abſchnitt. 
Von der Einregiſtrirung der Privilegien. 


§. al. 

Damit derjenige, welcher ein Privilegium anſuchen 
will, in den Stand geſetzt werde, zu ſeiner größeren 
Sicherheit die bereits ertheilten Privilegien zu durchs 
ſehen, iſt bei ſämmtlichen Länderſtellen der Monarchie 
ein Regiſter zu eröffnen, in welches die ſämmtlichen 
Privilegien, wie fie ertheilet werden, ſammt der An» 
gabe der Perſonen, welchen ſte ertheilt worden ſind, 
ihren Wohnſitzen, des Datums der Ausfertigung der 
amtlichen Zertifikate, der Privilegiums⸗ Urkunde, und 
der Erlöſchungszeit des Privilegiums einzutragen, und 
in welchem eine beſondere angemeſſene Rubrik für Ans» 
merkungen über den Stand der nachherigen Ausübung, 
und über die in dem Beſitze der Privilegien geſchehenen 
Veränderungen offen zu laſſen iſt. Bei der zur Lei— 
tung der Kommerz ⸗ Angelegenheiten beſtimmten Hof⸗ 
behörde ift das Hauptregiſter zu führen. 

§. 25. 

Wenn das Privilegium an einem andern übergeht, 
ſey es durch Kauf, Tauſch, Schenkung, Erbſchaſt, Vers 
pachtung oder ſonſtige Veräuſſerung, ſo iſt davon die 
beglaubigte Anzeige an die Landesſtelle zu erſtatten, von 
welcher auf der Rückſeite der Privilegiums⸗ Urkunde die 
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Veränderung des Beſitzes zu bemerken, zu beſtättigen, 
und darüber an die zur Leitung der Kommerz = Angele- 
genheiten beſtimmte Hofbehörde die Anzeige zu erſtat— 
ten iſt, um dieſe Veränderung in den Kegiſtern anmer⸗ 
ken zu laſſen. 

§. 26. 


Wegen der Reviſion der bisher ertheilten ausſchlieſ⸗ 
ſenden Pribilegten, deren Beſitzer in dem Beſitze der» 
ſelben in der Art und unter den Bedingungen, wie ſie 
ihnen ertheilt worden ſind, verbleiben, wird die wei— 
tere Weiſung nachfolgen. 


VI. Abſchnitt. 
Von dem Verfahren bei entſtehenden Streitig— 
keiten, und von der Strafſankzion des 
neuen Syſtems. 


8. 27. 

Zur Vorbeugung und zweckmäßigen Eniſcheidung 
von Streitigkeiten werden folgende Beſtimmungen feſt— 
geſetzt. 

Das Privilegium gründet ſich auf die von dem Bes 
ſitzer deſſelben eingelegte Beſchreibung der Entdeckung, 
Erfindung oder Verbeſſerung (J. 10.). Bei entſtehen⸗ 
den Streitigkeiten wird daher die Entdeckung, Erſin⸗ 
dung oder Verbeſſerung nur nach dem Zuſtande beurs 
theilt, in welchem ſie in der eingelegten Beſchreibung 
dargeſtellt iſt. 

a) Als eine Entdeckung iſt jede neue Auffindung eis 
ner zwar ſchon in früheren Zeiten ausgeübten, aber 
wieder ganz verloren gegangenen, oder einer zwar 
im Auslande noch jetzt ausgeübten, abet im St» 
lande unbekannten induſtriellen Verfahrungsweiſe 
anzuſehen. 

b) Als eine Erfindung ift jede Darſtellung eines 
neuen Gegenſtandes mit neuen Mitteln, oder ei⸗ 
nes neuen Gegenſtandes mit ſchon bekannten Mi⸗ 
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teln, oder eines ſchon bekannten Gegenſtandes mit 
andern, von denjenigen, welche ſchon für denſel⸗ 
ben Gegenſtand angewendet werden, verſchiedenen 
Mitteln zu betrachten. 

c) Als eine Verbeſſerung oder Veränderung iſt jede 
Hinzufügung einer Vorrichtung, Anordnung oder 
Verfahrungsweiſe zu einem bereits bekannten oder 
privilegirten Gegenſtande anzuſehen, durch welche 
in dem Zwecke des Gegenſtandes, oder in ſeiner 
Darſtellungsweiſe ein mehr vollkommener Erfolg, 
oder eine größere Oekonomie erzielet werden ſoll. 

d) Als neu iſt irgend eine Entdeckung, Erfindung, 
Verbeſſerung oder Veränderung zu betrachten, wenn 
fie im Inlande weder in der Ausübung, noch durch 
eine in einem öffentlich gedruckten Werke enthal— 
tene Beſchreibung bekannt iſt; jedoch kann die 
Neuheit einer Entdeckung, Erfindung oder Verbeſ— 
ſerung aus einer in einem öffentlich gedruckten 
Werke enthaltenen Beſchreidung nur in dem Falle 
angefochten werden, wenn dieſe Beſchreibung ſo 
genau und deutlich iſt, daß hiernach jeder Sachs 
verſtändige den Gegenſtand, worauf ein Privile— 
gium angeſucht oder erlangt worden iſt, zu verſer— 
tigen oder auszuüben vermag. 


8 
Über die Fragen: ob ein ertheiltes Privilegium aus 
öffentlichen Rückſichten oder wegen unterlaſſener Ausü— 
bung deſſelben, oder wegen von dem Privilegiumsbe— 
figer nicht erfüllter, oder von ihm verletzter Bedingniſſe 
der Verleihung aufzuheben ſey, haben die politiſchen 
Behörden nach Maßgabe ihres allgemeinen Wirkungs— 
kreiſes, und mit dem Vorbehalte des in der geſetzlichen 
Friſt zuläſſigen Rekurſes an die höhere Behörde zu er— 
kennen. 
8323 
Das Erkenntniß über die Exiſtenz eines Eingrifs 
oder einer Verletzung, über die Anwendung der geſetzli— 


Wr 


chen Strafe; uͤber den Erſatz des von der einen oder 
andern Seite erwieſenen Schadens fo wie über einen 
Streit um das rechtmäſſige Eigenthum eines Privile. 
giums, er möge wegen der Priorität der Erfindung, 
Entdeckung oder Verbeſſerung, oder aus einem privat— 
rechtlichen Titel entſpringen, ſteht dem ordentlichen 
Richter zu, und ift in dem vorgeſchriebenen Rechtswe— 
ge auf die gefetzmaßige Art zu erwirken. 
ae 

Bei dieſem, oder demjenigen Richter, welcher ſich 
im Orte befindet, und der Zuſtändige des Verletzers 
wäre, wenn dieſer ſich dort befände, iſt auch der Pri⸗ 
vilegirte im Falle, als er glaubt, daß Jemand ſich einen 
Eingriff in feine privilegirten Rechte erlaubt, oder dies 
ſelben verletzt hätte, berechtiget, gegen den unbeſugten 
Nachahmer des Gegenſtandes ſeines Privilegiums die 
Einſtellung der ſerneren Nachahmung desſelben zu vers 
langen, und die unverzügliche Beſchlagnahme des nach⸗ 
geahmten Gegenſtandes, es möge ſich dieſer bei dem 
Nachahmer ſelbſt oder bei einem Dritten vorfinden, oder 
von dem Auslande hereingebracht worden ſeyn, zu bes 
gehren, worüber dann der Richter, den es betrifft, ohne 
Zeitderluſt zur Handhabung des Privilegiums fein Amt 
zu handeln hat. 

. 


Eingriffe in die Privilegien werden mit einer Strafe 
von Ein Hundert Spezies-Dukaten, wovon die eine 
Hälfte dem Privilegirten, und die andere Hälfte dem 
Armenfonde des Ortes, wo das Erkenntniß in erſter 
Inſtanz gefällt wurde, gehört, nebſt der Konſiskazion 
der nachgemachten Gegenſtände des Privilegiums zum 
Vortheile des Privilegirten verpönt. 

Gegeben in Unſerer Haupt = und Reſidenzſtadt 
Wien den Sten Dezember 1820. 

Franz. 
(L. S.) 
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Formulare A. 


Löbliches ꝛc. (Hier iſt das Kreisamt, an das man ſich 
zu wenden hat, zu nennen.) 

N. N. (Tauf⸗, Zunahme, Charakter, Wohnort 
des oder der Privilegienwerber) zeigt, (zeigen) hiermit 
geziemend an, eine neue Entdeckung, (Erfindung, Ver⸗ 
beſſerung) gemacht zu haben, welche in der Weſenheit 
darin beſteht, daß: 

(Hier hat die Darſtellung derſelben zu ſolgen.) 

Die genaue Beſchreibung davon, nach der Vor— 
ſchrift des 2. $. des allerhöchſten Patents vom 8. De⸗ 
zember 1820 entworſen, liegt bei. 

(Wenn Zeichnungen, Modelle, Muſter ꝛc. ꝛc. zu⸗ 
gleich beigebracht werden, iſt dieſes mit genauer Angabe 
der Anzahl der Stücke hier anzuſetzen) 

Auf dieſe angezeigte und vorſchriftmäſſig beſchrie⸗ 
bene Entdeckung, (Erfindung, Verbeſſerung) welche der 
(die) obgedachte (n) und unterzeichnete (n) Privilegi⸗ 
umswerber nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen für neu 
im öſterreichiſchen Staate nach den Beſtimmungen des 
J. 27. des gedachten allerhöchſten Patents und folglich 
auf feine (ihre) Gefahr und Verantwortung zur Erlan— 
gung eines ausſchließenden Privilegiums gefegmäßig ge⸗ 
eignet hält (halten), ſucht derſelbe (ſuchen dieſelben) 
hiermit um ein ſolches Privilegium auf die angezeigte 
Entdeckung (Erfindung, Verbeſſerung) in der Art, wie 
fie in der angeſchloſſenen bverfiegelten Beſchreibung dar— 
geſtellt iſt, unter den geſetzmäſſigen Klaufeln und Be— 
dingungen auf. ... Jahre an, zu welchem Ende 
die hiernach in Folge des . 14. des gedachten aller- 
höchſten Patents entfallende halbe Privilegientaxe mit 

1 Gulden Kondenziong » Münze entrichtet, und 
um die Ausfertigung des ämtlichen Zertifikats zur Dis 
cherung meiner (unſerer) Prioritäts-Anſprüche ange— 
langt wird. 

(Ort, Jahr und Tag der Ausfertigung dieſer An⸗ 
zeige.) 

Unterſchrift (en.) 
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Formulare B. 


Von dem unterfertigten Amte wird hiermit beſtatigt, daß 
heute (den Tag, Monat und die Jahres⸗Zahl) um 
Uhr Vor⸗(Nach⸗) Mittags, N. N. (Tauf⸗, Zunahme, 
Charakter und Wohnort des oder der Privilegienwerber) 
in dem hierortigen Amte erſchienen iſt (find), ſammt 
dem vorſchriftmäßigen Anbringen ein verſiegeltes Packet, 
in welchem angeblich ſeine (ihre) neue Entdeckung (Er⸗ 
findung, Verbeſſerung) beſchrieben iſt, und welche nach 
dem obigen Anbringen in der Wefenheit darin beſtehen 
ſoll, daß: (hier hat die Darſtellung derſelben wörtlich, 
wie fie in dem Anbringen angezeiget iſt, nebſt der An» 
merkung der allenfalls noch beigefuͤgten Zeichnungen, 
Modelle, Muſter ꝛc. ꝛc. zu folgen) bei dem hierortigen 
Amte uͤberreichet, und für die hierauf angeſuchte Daus 
erzeit eines ausſchließenden Privilegiums von. 
Jahren die Hälfte der hiernach in Folge des 5. 14. des 
allerhöchſten Patents vom 8ten Dezember 1820. mit 
2 Konvenzionsmünze entfallenden Privlegiens 
Taxen zu entrichten hat (haben). 
Gegeben den 


Formulare C. 


Beilage ad Nrum. Exhibiti . . .. des Kreis⸗ 
amtes. 
Beſchreibung 
der von R. N. (Taufr, Zunahme, Charakter und 
Wohnort) angeblich gemachten neuen Entdeckung (Er- 
findung, Verbeſſerung), welche im Wefentlihen darin 
beſteht: (mit dem Anbringen gleichlautende Oarſtellung). 
Empfangen den (Jahr, Monat, Tag und Stunde). 
Amtliche Unterſchriften. 
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Mitfertigung des (der) Priv. ⸗ Werber. 

Zuletzt iſt hier unten der Tag der Einlangung bei 
der Landesſtelle, der Nrus Exhibiti der Landesſtelle, 
und der Tag der Weiterbeförderung nach Hof genau 
anzuſetzen. 


Anmerkung. Jede, wenn auch noch ſo geringe 
Verzögerung, oder ſonſtige Vernachläſſigung in der 
Beförderung dieſer Packete wird an den Schuld⸗ 
tragenden ſtrenge zu ahnden ſeyn. 


Formulare D. 


Nachdem uns N. R. (Tauſ⸗, Zunahme, Charakter 
und Wohnort des oder der Pribilegienwerber) allerun⸗ 
terthänigſt vorgeſtellet hat, (haben), daß er (ſie) eine, 
nach feinem (ihrem) beſten Wiſſen und Gewiſſen in dem 
öſterreichiſchen Staate neue Entdeckung (Erfindung, 
Verbeſſerung) gemacht habe (n), darin beſtehend: 

(Darſtellung aus dem Anbringen) auf welche Ente 
deckung, (Erfindung, Verdeſſerung) er (ſie) um ein 
ausfchlieffendes Privilegium auf die Dauer von. .. 
Jahren bittet (n) und nachdem dießfalls alle 
in Unſerem Patente vom 8. Dezember 1820 vorläufig 
vorgeſchriebenen Formalitäten erfüllet worden ſind: 

So haben Wir Uns bewogen gefunden, dem N. 
N., ſeinen (ihren) Erben und Zeſſionaren, für ſeine 
(ihre) genannte Entdeckung (Erfindung, Verbeſſerung) 
ein ausſchlieſſendes Privilegium auf .... nach eins 
ander folgende Jahre, fuͤr den ganzen Umfang der 
Monarchie unter den in Unſerem Patente vom 8. De⸗ 
zember „820 enthaltenen Bedingungen, und nahment⸗ 
lich gegen dem zu verleihen: 

tens. Daß, wenn in der verſiegelten genauen 
Beſchreibung dieſer Entdeckung (Erfindung, Verbeſſe⸗ 
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rung) wider alles Vermuthen, ſolche Mittel und Verfah⸗ 
rungsarten enthalten ſeyn ſollten, die in dem oden er⸗ 
wähnten Anbringen, und in der daſelbſt vorkommen⸗ 
den Darſtellung der Weſenheit der gedachten Entdeckung 
(Erfindung und Verbeſſerung) verſchwiegen worden wä⸗ 
ren, und welche gegen die Landesgeſetze ſtreiten folls 
ten, die Anwendung und Ausüdung derſelben eben ſo 
wenig mit dem ertheilten ausſchlieſſenden Privilegium, 
als ohne ein ſolches geſtattet werden könne, und daß 
die Bewilligung dieſes Privilegiums in einem ſolchen 
Falle ſich von ſelbſt auſhebe. 

etens. Daß das gedachte Privilegium erlöſche, ſo— 
bald irgend ein weſentlicher Mangel der vorſchriftmäßi⸗ 
gen Eigenſchaften dieſer Beſchreibung geſetzmäßig erwie⸗ 
ſen wird. 

ztens. Daß, fobald irgend Jemand mittelſt ge⸗ 
ſetzlichen Beweiſes darthun könnte, daß im Inlande 
vor der Ausfertigung des dem (den) Privilegienwerber 
(n) ausgeſtellten amtlichen Zertifikats die privilegirte 
Entdeckung (Erfindung oder Verbeſſerung) nach den 
dießfalls in Unſerem Patente vom Bten Dezember 1820 
aufgeſtellten Beſtimmungen nicht mehr als neu angeſe— 
hen werden konnte, das Privilegium als erloſchen, 
oder vielmehr als nicht ertheilt betrachtet werden ſoll. 

atens Daß das Privilegium erloſchen, oder viel— 
mehr als nicht ertheilt angeſehen ſeyn ſoll, wenn der 
Eigenthümer eines in Kraft beſtehenden Privilegiums 
nachweiſet, daß die neu privilegirte Entdeckung (Erfin⸗ 
dung, Verbeſſerung) mit ſeiner eigenen früher ange— 
zeigten und privilegirten Entdeckung (Erfindung, Ver— 
beſſerung) identiſch ſey. 

stens. Daß das Privilegium erloſchen ſeyn ſoll, 
wenn der (die) Privilegirte (n) binnen Jahresftiſt nach 
dem heutigen Tage ſeine (ihre) Entdeckung (Erfindung, 
Verbeſſerung) noch nicht auszuüben angefangen hat 
(Haben); oder wenn er (fie) dieſe Ausübung ein Jahr 
lang während der Privilegiumszeit unterbricht (brechen), 
ohne ſich darüber durch genügende Urſachen auszu⸗ 
weiſen. 
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ötens. Daß das Privilegium erloſchen ſeyn ſoll, 
wenn die noch zu entrichtende halbe Privilegientare nicht 
in den gefetzlichen Friſten berichtiget wird. 

tens. Daß mit dem Verlaufe der gefegmäßigen 
Privilegienzeit die Benützung der gedachten Entdeckung 
(Erfindung, Verbeſſerung) Jedermann frey ſeyn ſoll. 

Wenn nun die geſetzmäßigen Bedingungen getreus 
lich in Erfüllung gebracht werden, ſo foll er (ſollen ſte) 
nicht nur dieſes ihm (ihnen) allergnädigſt verliehenen 
Privilegiums ſich zu erfreuen haben, ſondern Wir ver» 
ordnen zugleich, daß während ... Jahren, don dem 
Tage der öffentlichen Kundmachung dieſer Urkunde an— 
zufangen, in dem ganzen Umfange der Monarchie, ſich 
außer ihm (ihnen) feinen (ihren) Erben oder Zeſſiona— 
ren, Jedermann enthalten ſoll, die von ihm lihnen) 
angezeigte und beſchriebene Entdeckung (Erfindung, 
Verbeſſerung) auszuüben, bei Verluſt des nachgemach— 
ten Gegenſtandes des Privilegiums, welcher zum Rut— 
zen des (der) N. N. verfallen ſeyn ſoll, und einer 
Geldſtrafe von Einhundert Spezies ⸗ Dukaten in jedem 
Übertreeungsfalle , wovon die Hälfte dem Armenfonde 
des Ortes, wo das Erkenntniß in erſter Inſtanz gefallt 
wurde, die andere aber dem (den) N. N. zuzufallen 
hat, und unnachſichtlich durch das in dem Lande, wo 
die Übertretung geſchieht, befindliche Fiskalamt einzu⸗ 
treiben iſt. Wie den auch den ÜÜbertreter dieſes Privi— 
legiums noch insbeſondere Unſere allerhöchſte Ungnade 
treffen, und es dem (den) N. N. insbeſondere vorbehal⸗ 
ten ſeyn ſoll, ihn wegen alles erweislichen Schadens 
zum Erſatz bor dem ordentlichen Richter zu belangen. 

Den Behörden, die es betrifft, ertheilen Wir den 
gemeſſenſten Befehl, über die Handhabung dieſes Pri— 
vilegiums und die damit verbundenen Bedingungen zu 
wachen. 

Urkund deſſen 20. ꝛc. 

Wien den 
S. (Franz.) 
(Folgen die gewöhnlichen 
Unterſchriften.) 
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Wie fh) bei Bekanntmachung der Konkur⸗ 
renzleiſtungen zu den Kirchen- Pfarr- 
und Schulbaulichkeiten, in ſo ferne die 
unterthaͤnigen Gemeinden beizutragen 
haben, zu benehmen ſey. 


a man bemerkt hat, daß bei Bekanntmachung der 
Konkurrenzleiſtungen zu den Kirchen, Pfarr- und Schul⸗ 
baulichkeiten, in ſofern die unterthänigen Gemeinden 
dazu beizutragen haben, dieſe Gemeinden von der auf 
fie ausgemeſſenen Konkurrenz⸗Hand⸗ und Zugrobot theils 
nicht deutlich und beſtimmt genug in die Kenntniß ge= 
ſetzt werden, theils dieſe Bekanntmachung meiſtens von 
dem Kreisamte den Dominien aufgetragen wird, wo— 
durch leicht, Mißverſtändniße, Mißbräuche, und für die 
Unterthanen, wegen der nicht erhaltenen deutlichen, und 
beſtimmten Bekanntmachung deſſen, was fie zu leiſten 
haben, ſehr drückende Gelderſatzforderungs-Anſprüche 
veranlaßt werden können: ſo findet man dem Kreisamt 
zu verordnen: 

stens. Daß das Kreisamt von nun an jedesmal 
bei der Bekanntmachung der Konkurrenzleiſtung fuͤr obi— 
ge Baulichkeiten an die konkurrenzpflichtigen Partheyen, 
die von den unterthänigen Gemeinden zu leiſtende No— 
bot jeder Gemeinde unmittelbar durch ein eigenes in der 
Landesſprache abgefaßtes, an die Gemeinde ſtiliſirtes 
Dekret, nebſt der Verſtändigung, des Dominiums mit 
Angabe des ganzen Roboterforderniß⸗-Quantums be⸗ 
kannt zu machen habe, und dieſe Verſtändigung nicht 
wie es bisher meiſtens geſchehen iſt, den Dominien zu 
überlaſſen ſey. 

ztens. Daß zugleich, der ſtatt der Robot entfal⸗ 
lende Geldbetrag, und zwar nach welcher Grundlage 
derſelbe ausgemeſſen ſey, für die Zug⸗ und Handrobot, 
beſtimmt der Gemeinde bekannt gemacht, und derſel⸗ 
ben, in einer geſetzten Zeitfriſt (in jedem Fall vor dem 


Beginnen des Baues) die Erklärung abgefordert werde, 
ob fie die Robot in Natura abarbeiten, oder den aus— 
gemeſſenen Geldbetrag zu bezahlen bereit ſey, wornach 
ſodann der Bauführer in die Kenntniß zu fegen ift. 

ztens. Daß dem Bauführer im Falle ſich die Ges 
meinde für die Naturalleiſtung erkläret hat, in keinem 
Falle für ſich geſtattet ſey, bezahlte Arbeiter, ſtatt der 
Verpflichteten aufzunehmen, ſondern, daß er die nachläßi⸗ 
gen und ausbleibenden Konkurrenzpflichtigen dem Kreis- 
amte anzuzeigen habe, welches ſodann gegen dieſelben 
mit den geſetzlichen Zwangsmitteln vorzugehen haben 
wird. 

Atens. Daß aber auch eben darum, und zwar eis 
nerſeits der Bauführende in feinem Bau nicht aufges 
halten, andererſeits aber die Konkurrenzpflichtigen bei 
Zeiten von der zu leiſtenden Robot in die Kenntniß ge⸗ 
ſetzt werden, immer die eintrettende Leiſtung, durch den 
Bauführer mittels des Dominiums, den Gemeinden 14 
Tage in voraus bekannt gemacht werde. 

Nach welcher Verfügung ſich das Kreisamt von nun 
an, unnachſichtlich zu achten, und dem Kreis-Ingenieur 
fo wie jeden Bauführer hiernach beſtimmt zu verſtän— 
digen hat. 

Gubernialdekret vom 24. Februar 1822. Zahl 4779. 


24. 


Fuͤr die ſchoͤnſten 3jährigen Hengſtfollen 
werden die Praͤmien mit 20 Dukaten, 
und für die Sjährigen Stuttenfollen mit 
6 Dukaten im Golde bewilliget. 


Se Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchließung aus 
Lapbach vom 211en Jänner d. J. allerhöchſt zu geneh⸗ 
migen geruhet, daß die bisher aus der Kammeral⸗-Kaſſe 
in Einlöſungsſcheinen bemeſſenen Pferdezuchts-Pramien 
zur Aufmunterung der Pferdezucht in Galizien, in 
Konvenzionsmünze, und zwar mit zwanzig Stück kai⸗ 
ſerlichen Dukaten im Golde für die ſchönſten dreijähris 
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gen Hengſtſollen, und mit ſechs Stück Dukaten für die 
ß dreijährigen Stuttenfollen vertheilt werden 
ollen. 

Dieſe allerhöchfte Entſchließung wird in Gemäßheit 
dem Dekrete der hohen Hofkanzley vom 29ten Jänner 
d. J. mit dem Beiſatze kund gemacht, daß die Anzahl 
der in jedem Kreiſe zu vertheilenden Prämien die nähm⸗ 
liche bleibe, wie fie durch das Kreisſchreiben vom Bten 
April 1808 Zahl 14952 ſeſtgeſetzt wurde, das iſt: 5 
Prämien für Hengſtfollen, und 6 für Stuttenfollen. 

Gub. Kundmachung v. 28. Februar 1822. Zahl 8184. 


25. 


Die den neuen oder betraͤchtlich verbeſſerten 
Haͤuſern zugeſtandene Befreyung vom 
Militaͤr⸗Quartierbeitrag erſtreckt ſich 
auch auf den Straſſenfrohnbeitrag. 


Die hohe Hofkanzley hat über die hierortige Anfrage: 
ob nähmlich die den neuen oder beträchtlich verbeſſerten 
Häuſern durch die geſetzliche Zeit zugeſtandene Befrey⸗ 
ung vom Militär » Quartierbeitrage, auch die Befreyung 
von der Entrichtung des Straſſenfondbeitrags in ſich bes 
greifen? mit Dekret vom ten d. M. Zahl 2443 er⸗ 
wiedert, daß von jetzt an, die Häuſer welche in Ges 
mäßheit der beſtehenden Baubegünſtigungen, von dem 
Militär » Duartiersbeitrage befreyet werden ſollen, auf 
die Dauer diefer Befreyung, auch der, die Stelle der 
Straſſenfrohne vertrettenden Beitragsleiſtung zum Straf⸗ 
ſenfonde enthoben ſeyn ſollen, indem dieſer letztere Bei⸗ 
trag nach dem Erſtern geregelt wurde, und der Grund 
der Befreyung bei beiden gleich iſt. 


Gubernialdekret vom 28. Februar 1821 Zahl 9510. 


26. 


Nur jene Organiſten, welche als wirkliche 
Schullehrer angeſtellt ſind, ſind vom 
Militaͤr zeitlich befreyt. 


Mit höchſtem Hofkanzleydekrete vom 6. v. M. 3. 3267 
iſt anher bedeutet worden, daß nachdem der 8. $. des 
Konſkripzionspatents vom Jahre 1804 nur der Diener 
der Religion, in ſoweit ſie als Geiſtliche zu betrachten 
find, erwähnt, im 14. 5. aber worinn die bermög 
ihres Standes Befreyeten aufgezählt ſind, die Organi— 
ſten unter den Dienern der Religion wieder nicht ver» 
ſtanden werden, ſie mögen mit oder ohne Gehalt ange— 
ſtellt ſeyn, fo könne die mit Gubernial » Verordnung 
vom ıoten September 1816 Zahl 40783 dem Kreis⸗ 
amte gegebene Belehrung, welche die Schonung der 
kein Lehramt ausuͤbenden Organiſten bei den in Frie— 
dens zeiten vorkommenden Rekrutirungen empfiehlt, nicht 
ferner beſtehen, weil derley Individuen nach dem Sin⸗ 
ne des Konſkripzions⸗Syſtems blos in der Eigen⸗ 
ſchaft als Organiſten kein Recht auf die zeit⸗ 
liche Befreyung vom Militär haben. 

So wie es demnach von den obbezogenen hieror— 
tigen Verordnung ganz abkömmt, wird dem kö. Kreis⸗ 
amte nur noch bedeutet, daß, wenn ein oder der ans 
dere Organiſt als wirklicher Schullehrer oder in größe» 
ren Ortſchaften, als geprüfter Gehülf angeſtellt iſt, 
derſelbe für dieſen Fall ohnedem laut $. 16. Nr. 2. 
Lit. b. des Konſkripzionsſyſtems die zeitliche Befreyung 

enießt. 
4 Wornach ſich von nun an zu benehmen iſt. 
Gubernialdekret vom a. Marz 1821. Zahl 9593. 


. 

Mendikantenkloͤſter find von der Perſonal— 
ſteuer befreyt. 

ach anher gelangter Eröffnung der hohen Hofkanz⸗ 


ley vom dten v. M. Zahl 5474. haben Se. Majeftät 
mit allerhöchfter Entſchließung vom 17ten Februar l. 
J. den Mendikanten⸗ Orden der Kapuziner und Fran⸗ 
ziskaner die Befreyung von der Perſonalſteuer zuzuge⸗ 
ſtehen geruhet: wovon das k. Kreisamt zur eigenen 
Darnachachtung und Verſtändigung der gedachten Ordens⸗ 
geiſtlichen ſeines Kreiſes, dann der betreffenden Obrig⸗ 
keiten, in die Kenntniß gefetzt wird. 
Gubernialdekret vom 2. Maͤrz 182 1. Zahl 15685. 


28. 


Jeder ausgebrochene Konkurs eines hierlaͤn⸗ 
digen Handelsmannes muß der Zollge⸗ 
erden EEE bekannt gegeben 
werden. 


a die k. k. Zollgefällen⸗Adminiſtrazion zu Folge 
hohem Hofkammer » Defrets vom Aten Auguſt 1819 an⸗ 
gewieſen wurde, von jedem ausgebrochenen Konkurſe 
eines hierländigen Handelsmannes ſogleich die betreffen- 
de Behörde in die Kenntniß zu ſetzen, damit die gegen 
dieſelbe allenfalls aushaftenden Zollforderungen dinnen 
der feſtgeſetzten Konkursfriſt angemeldet werden kön⸗ 
nen, fo wird dem kö. Kreisamte aufgetragen, ſämmtli— 
che Magiſtrate anzuweiſen, von jedem derley Konkurſe 
die Anzeige zu erſtatten, welche ſodann unaufgehalten 
anher vorzulegen iſt. 

Gubernialdekret vom 2. März 1821. Zahl 6145. 


29. 

Tuͤrkiſche Unterthanen in der Moldau ſind 
in den oͤſterreichiſchen Staaten in ſolan⸗ 
ge erbsfaͤhig, als die Reciprocität in der 
Moldau beobachtet wird. 


ungeachtet ſonſt in den tuͤrkiſchen Staaten fremde 
Unterthanen als unfähig erklärt find, von einem türkis 
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ſchen Unterthan eine Erbſchaft oder ein Legat zu er⸗ 
langen; fo nimmt doch wie vorgekommen iſt, die Res 
gierung der Moldau keinen Anſtand, öſterreichiſchen Un⸗ 
terthanen zu geſtatten, das Vermögen, was ihnen als 
Erbſchaft oder Legat, von einem Unterthan der Moldau 
zufällt, an ſich zu ziehen. 

Se. Majeſtät haben, als dieſes zur höchſten Kennt— 
niß gebracht wurde, mit allerhöchſter Entſchließung vom 
23ten Oktober v. J. zu befehlen geruhet, daß die 
moldauiſchen Unterthanen in allerhöchſt ihren Staaten 
ſo lange als erbsfähig anzuerkennen ſind, als die Re— 
gierung in der Moldau gegen die öſterreichiſchen Unter» 
thanen ein gleiches Verfahren beobachtet. Da hiedurch 
von der in Hinſicht auf die türkifchen Unterthanen, die 
mit allerhöchſter Entſchließung vom 22ten Dezember 
1775 als unfähig etwas von einem öſterreichiſchen Un⸗ 
terthan durch Erbſchaft zu erwerben, jure reciproci, 
erklärt wurden, eine Ausnahme für die Unterthanen 
der Moldau gemacht worden iſt; ſo wird hievon das 
Kreisamt auf die unterm ı3ten Jänner 1776 Zahl 185 
dekannt gemachte allerhöchſte Entſchließung vom 23ten 
Dezember 1775 zur eigenen Nachachtung in vorkom⸗ 
menden Fällen, und zur Verſtändigung der Unterbe⸗ 
hörden in die Kenntniß gefetzt. € 

Gubernialdekret vom 3. März 162173. 10243. 


30. 


Paͤchter geiſtlicher Pfruͤnden ſind von der 
Entrichtung landesfuͤrſtlicher Steuern 
und Lieferungen, ſo wie von allen nach 
dem Steuergulden repartirt werdenden 
Abgaben loszuzaͤhlen. 

m Nachhange zu den hierortigen Erlaß vom 16ten 
Hornung l. J. Zahl 8434 wird dem kön. Kreisamte er⸗ 
öffnet, daß diefe höchſte Vorſchrift gleichfalls bei den 
Verpachtungen der in Erledigung kommenden geiſtlichen 


ꝓfründen zur Nichtſchnur zu dienen habe, zugleich aber 
auch nicht bloß von den landesfürſtlichen Steuern und 
Lieferungen, ſondern auch von allen nach dem Steuer. 
gulden repartirt werdenden wie immer Namen haben» 
den Abgaben zu gelten habe, indem der ausgeſproche⸗ 
nen höchſten Abſicht gemäß von den Pachtluſtigen jedes 
Beſorgniß, daß Steuerveränderungen eine Erhöhung 
der Giebigkeiten herbeiführen könnten, und ſelbe hie⸗ 
durch theils abgeſchreckt, theils zu ſehr widrigen An⸗ 
bothen beſtimmt werden, entfernet werden ſoll. 
Gubernialdekret vom 6. März 1821. Zahl 12227. 


813 


Weiſung, wie ſich bei Eintreibung der Ur⸗ 
barial-Ruͤckſtaͤnde der Unterthanen zu 
benehmen ſey. 


ehrere vorgekommene Fälle, daß die Grundherr⸗ 
ſchaften da, wo ſie es ihres Vortheils zu ſeyn befinden, 
von dem zur Eintreibung der Urbarfalrückſtände vorge⸗ 
ſchriebenen politiſchen Verfahren abweichen, und diefe 
Rückſtände auf die Realitäten der Unterthanen intabu⸗ 
liren oder pränotiren laſſen, ſonach aber auf diefem 
Grunde das gerichtliche Verfahren gegen die Untertha— 
nen einleiten — haben die vereinte Hofkanzley bes 
ſtimmt, im Einverſtändniße mit der k. k. oberſten Ju⸗ 
ſtizſtelle folgende allgemeine Verfügung zu erlaſſen. 

»Es iſt den Dominien nicht geſtattet, von ihren 
Unterthanen über Urbarialrückſtände ſich Schuldbriefe 
ausſtellen, oder auf was immer für eine Weiſe ſolche 
Kückſtände auf die Realitäten der Unterthanen intabu⸗ 
liren oder pränotiren zu laſſen, indem für die Urbaria⸗ 
lien im politiſchen Wege eine eigene privilegirte Exeku⸗ 
zions⸗ Ordnung beſteht, nach welcher ſich ausſchließend 
denommen werden muß. « 8 

Dieſes wird in Gemäßheit hohem Hofkanzleydekre⸗ 
tes vom 15. Februar 1821 Zahl 5061 dem kö. Kreis- 
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amte zur eigenen Darnachachtung und gehörigen weis 
teren Bekanntmachung mit dem Beiſatz eröffnet, daß 
hievon auch die Juſtizbehörden durch den oberſten Ge» 
richtshof in die nöthige Kenntniß gefetzt werden. 
Gubernialdekret vom 8. Marz 1821. Z. 14969. 


32. 

Beſtimmung der Reiſekoͤſten fuͤr die aus den 
Provinzen in das hoͤhere geiſtliche Bil⸗ 
dungsinſtitut berufenen Prieſter und 
Zoͤglinge. 

bit h. Hofkanzleydekrete vom ıten v. M. iſt anher 
eröffnet worden: 

»Mit allerhöchſten Handſchreibem aus Laibach, den 
»18ten b. M. haben Se. Majeftät hinſichtlich der Rei⸗ 
» ſeköſten der aus den Provinzen in das höhere geiſtli⸗ 
»che Bildungsinſtitut berufenen Prieſter, dieſen Prie⸗ 
» ftern und Zöglingen für ihre Reiſeköſten ſowohl für 
» die Hin» als für die Zurückreiſe aus ihrem Austritte 
» aus dem gedachten Inſtitute bis auf den Poften ihrer 
»Anſtellung an Meilen-Geldern den Betrag, welcher 
» von feſtgeſetzten Ritt-Trink⸗ und Schmiergelde für 
»ein Pferd auf eine Meile fällt, fo wie den vierten 
» Theil der Gebühr für eine gedeckte Kaleſche, und 
„zwar Al’ dieſes nach der in den Ländern, die fie 
»durchreiſen, auf eine ganze Stazion, beſtehenden Vor— 
»ſchrift, dann als Zehrungsköſten für die Meile 15 kr. 
„M. M. und zwar aus dem nähmlichen Fond bewilliget, 
» auf dem fie mit ihrem Unterhalte im Inſtitute ange- 
» wiefen find, jedoch mit Ausnahme der Stiſtgeiſtlichen 
» fir welche ihr Stift die Reiſekoſten zu beſtreiten hat, 
» und jener Prieſter und Zöglinge, für welche And ere 
» z. B. Biſchöfe, den Unterhalt im Inſtitute bezahlen, 
»oder welche die Reiſekoſten ſelbſt zu beſtreiten im Stan⸗ 
» de jind. « 

Von dieſer allerhöchſten Entſchließung wird das erz⸗ 
biſchöfliche Konſtſtorium in Kenntniß gefest, um hiernach 


den in dem genannten höheren Bildungsinftitute bes 
reits befindlichen oder dahin abzuſendenden Individuen 
die nöthige Belehrung zu ertheilen, welchen Betrag ſie 
als Vorſchuß zur Beſtreitung ihrer Dahin oder Rück⸗ 
reife anzuſuchen, und wie felbe das dießſällige Reife: 
partikulare zu legen haben. Bei jedem einzelnen Fall 
hat jedoch auch daſſelbe ſich die nöthigeKenntniß zu verſchaf— 
fen, ob das betreffende Individuum die dießfälligen Reis 
ſeköſten nicht aus eigenem Vermögen zu beſtreiten im 
Stande ſey, und über dieſen Umſtand bei dem zu ma- 
chenden Anſuchen um einem Reiſevorſchuß die beſtimm⸗ 
te Außerung beizufügen. 
Gubernialdekret vom 10. März 1821. Z. 9929. 


332 
Belehrung wie bei Mißhandlungen der Un— 
terthanen durch ihre Grundherrſchaften 


fuͤrzugehen ſey. 


us Anlaß eines Hofrekurſes in einer Mißhandlungs— 
angelegenheit eines Unterthans, wurde mit hohem Hof— 
kanzleydekrete vom ı5ten v. M. Nro. 5860 bedeutet: 
daß Mißhandlungen, die von fo erſchwerenden Umſtän— 
den begleitet find, daß fie als ſchwere Polizeyübertret— 
tungen angeſehen werden müſſen, darum nicht aufhö— 
ren in dieſe Kategorie zu gehören, daß zwiſchen dem 
Übertretter und den mißhandelten Perſonen das Unter— 
thansverhältniß eintritt, indem dieſes Verhältniß nicht 
die Kategorie des Vergehens ändert, ſondern als ein erſchwe— 
render Umſtand, nämlich als ein Mißbrauch jener 
Macht erſcheint, welche die Staatsverwaltung in wohl— 
thätiger Abſicht in die Hände der Obrigkeit gelegt hat, 
und übrigens der politiſchen Behörde einen weiteren 
Wirkungskreis in Abſicht auf die Entſchädigung der Mif- 
handelten einräumt. 

Wornach ſich das kön. Kreisamt in Zukunft genau 

zu benehmen hat. 

Gubernialdekret vom 10. März 1821. Z. 1252b. 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1821. D 
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34. 
Schlafkreutzerquittungen aus der Periode 
vom Jahre 1815 bis ıten November 


1818 duͤrfen nicht mehr angenommen 
werden. 


Da die zur Einſendung der Schlafkreutzer Gebuͤhrs⸗ 
Beſtättigungen aus der Periode vom Jahre 1815 bis 
ıten November 1818 wiederhohlt feſtgeſetzten Termine 
den Partheyen hinlängliche Zeit gewährten, ihre dieß 
fälligen Forderungen anzumelden, und es ſich gegen— 
wärtig um die Abſchließung dieſes Fondes bandelt, ſo 
hat das Kreisamt von nun an keine Schlafkreutzerquit⸗ 
tungen aus der geſagten Periode mehr anzunehmen. 
Gub. Dekret vom 13. März 1821. Zahl 6706. 


554 
Zu öffentlichen Baulichkeiten ſoll unter Haf- 


tung der den Bau leitenden Behörde 


fun ſchlechtes Materiale verwendet wer— 
en. 


Aus Anlaß eines einzelnen Falles, wo ſich ein Bau 
einſturz ergab, wurde mit hohem Hofkanzleydekret vom 
»3ten Jänner l. J. bedeutet: 

Dieſer Baueinſturz ſey auffallend der ſchlechten Be» 
ſchaffenheit des Materials zuzuſchreiben, und es werde 
zur verantwortlichen Pflicht gemacht, daß in Zukunft 
unter Haftung der Baudirekzion und jener — einen 
Bau leitenden Behörde, oder einzelnen Individuen kein 
ſchlechtes Materiale zu einem öffentlichen Baue verwen, 
det, und keine Entſchuldigung auf folches als geltend 
werde anerkannt werden, ſelbſt auch der Maurermeiſter, 
oder andere Unternehmer, welche die Maurerarbeit ohne 
Materiale übernehmen ſollten, keineswegs von der Haf⸗ 
tung für einen aus der Verwendung des ſchlechten Mas 
terials entſtehenden Schaden, losgezählt werden wür— 
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den, da es ihre Pflicht, das ſchlechte Materiale nicht 
anzunehmen, und nicht zu verarbeiten, wenn ſie es 
aber doch verarbeitet haben, dieſes als Beweis, daß ſie 
es für gut anerkannt haben — ſchon gegen felbe ſpricht, 
daher ihnen auch der Erſatz derſelben zur Laſt fallen 
müßte, aus welchem Grunde auch die unbedingte Haf⸗ 
tung für die Maurerarbeit dem Unternehmer bei jeder 
Bau » Entreprise zu übertragen koͤmmt. 


Wovon das kön. Kreisamt zur eigenen Wiſſenſchaft, 


Verſtändigung des Kreisingenieurs, und zur genauen 
Darnachachtung in die Kenntniß geſetz wird. 


Gubernialdekret vom 15ten März 1821. Zahl 8055. 


56. 


Erlaͤuterung des Kreisſchreibens uͤber das 
Benehmen der Gerichtsbehoͤrden bei 
Vornahme der Beſchreibung der Fahr⸗ 
niße eines Miethers. 


Nachträglich zu dem Kreisſchreiben vom 4. April 1820 
Neo. 14927, betreffend das Benehmen der Gerichts— 
behörden bei Vornahme der Beſchreibung der Fahrniße 
eines Miethers wird in Folge hohem Hofkanzleydekretes 
vom zten März d. J Zahl 3889 allgemein kundge⸗ 
macht, daß ſtatt der in dem beſagten Kreisſchreiben ans 
geführten $$. 340 bis 342, der allgemeinen, die 85. 455 
bis 455 im deutſchen, und die $$ 451 bis 455 im las 
teiniſchen Texte der galiziſchen Gerichtsordnung zu ver⸗ 
ſtehen ſeyen. 


Gubernialdekret vom 20. März 1821. Z. 14548. 
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37. 


Erlaͤuterung einiger SS. des Strafgeſetzbu⸗ 
ches I. Theils hinſichtlich der Anzeige ei- 
nes Kriminalurtheils an die Landesſtelle 
oder andere Behoͤrden, und der Ankuͤn— 


digung der Strafurtheile an die Ver- 
brecher. 


eine Majeſtät haben mit a. h. Entſchließung vom 
14. Dezember 1620 nachſtehende Erläuterung der fi. 
446, 450, 451 und 452 des Strafgeſetzbuches J. Theils 
zu ertheilen geruht. 
tens. Die nach dem h. 446 des Strafgeſetzes zu 
erftattende Anzeige eines Kriminal-Urtheils vor deſſeu 
Kundinachung kann in Verbindung mit dem 5. 25. des 
Strafgeſetzes nur von einem ſolchen Kriminalurtheile 
verſtanden werden, welches keinem weiteren Zuge uns 
terliegt. 
ztens. Nach den db. 450 und 457. des Strafge⸗ 
ſetzes und der höchſten Entſchließung vom 12. Dezember 
1814 (Anhang I. Nro. 24. des Strafgefetzes) find nebſt 
den Todesurtheilen nur die auf längere als fuͤnfjährige 
Kerkerſtrafe lautenden Urtheile, wenn zugleich dagegen 
nicht mehr rekurrirt werden kann, öffentlich, andere 
aber nach dem 5. 452. blos im Gerichshaufe, folglich 
ohne Offentlichkeit anzukündigen. Demnach ſoll der 
bei einigen Kriminalgerichten herrſchende Unfug, die auf 
eine kuͤrzere Strafdauer erkennenden, und auch die, 
noch dem Rekurſe unterliegenden Urtheile bei offenen 
Thüren des Gerichtshauſes anzukündigen, ſogleich un— 
terlaſſen werden. 
Dieſe allerhöchſte Erläuterung wird in Folge ho— 
hen Hofkanzleydekretes vom 20. Hornung 1. J. Zahl 
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2123 hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


Gubernial = Verordnung vom zıten März 1821. 
Zahl 12750. 


* 
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38. 

- Sowohl die aus dem Anlehen vom Jahre 
1820 herruͤhrenden Looſe, als auch die 
vinkulirten Parzial-Schuldverſchreibun— 
gen vom Jahre 1821 konnen zu Dienſt⸗ 
kauzionen angenommen werden. 


ach der Verfügung des k. k. Hofkammer-Präſtdiums 
vom ızten v. Monats Zahl 4434 dürfen zur Sicher⸗ 
ſtellung der vorgeſchricbenen Dienſtkauzionen ſowohl die 
aus dem Anlehen vom Jahre 1820. pr. 20,900, o00 fl. 

C. M. herrührenden Looſe, als auch die aus dem zwei— 

ten Anlehen vom Jahre 182 pr. 57,500, 00 fl. K. M. 

entſtandenen 4% Partial-Schuldverſchreibungen nach 

ihrem vollen Nennwerthe angenommen werden, und 
find bei vorkommenden Fällen derley Looſe und Schuld— 
verſchreibungen dei der Univerfal» Staats- und Vanko— 

Schulden- Hauptkaſſe- vorſchriftsmäſſig zu vinkuliren. 
Hievon ſind die unterſtehenden Magiſträte in die 

Kenntniß zu ſetzen. 

Gubernialdekret vom 24. März 1821. Zahl 12748. 
59. 

Staatsobligazionen duͤrfen nach dem Wie⸗ 
ner Börſekurſe als Kauzionen bei Liefe⸗ 
rungen, Baufuͤhrungen ꝛc. angenom- 
men werden. 


n der Regel iſt den Pachtunternehmern von Lieſe— 
rungen, Bauführungen u. ſ. w. in Folge der früheren 
Direktiven freygeſtellt, die zur Sicherheit des Aerariums 
vorgaſchriebenen Kauzionen entweder in Baaren, oder 
nach Umſtänden durch Zurücklaſſung mehrerer ins Vers 
dienen gebrachte Raten, durch Einlegung verzinslicher 
Staatspapiere, durch Vormerkung auf Häufer oder lie- 
gende Gründe, oder durch gehörig zu intabulirende und 
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Pragmatikal⸗ Sicherheit gewährende Buͤrgſchafts⸗In⸗ 
ſtrumente zu leiſten. 

Aus dieſem Anlaße hat ſich die Frage ergeben, 
wie ſich in jenen Fällen zu benehmen ſey, wenn ſtatt 
der baaren Kauzionsleiſtung für Lieferungen, Baufüh⸗ 
tungen ꝛc. ꝛc. Staatsobligazionen von den Partheyen zur 
Ararial⸗Sicherſtellung angebothen werden? 

In Erwägung daß der baare Erlag des Kauzions⸗ 
Betrages für manche Partheyen aus dem Grunde lä— 
ſtig ſeyn dürfte, weil ſie dadurch die Zinſen des baar 
erlegten Kapitals entbehren, hat die Hofkammer, ohne 
übrigens die Vorſchriften ohne des Erlages der Kauzio- 
nen im mindeſten abändern zu wollen, lediglich in 
Ruckſicht der Geldverwerthung der Staatsobligazionen, 
zu beſtimmen befunden, daß künftig in ſolchen Fällen, 
wo die Verpflichtung zum Erlag einer baaren Kauzion 
beſteht, und hiefür Staatsobligazionen als Kauzion 
erlegt werden, dieſelben nach ihrem jeweiligen Wiener— 
börfekurs, welcher nach dem Tage der Einlage zu bes 
ſtimmen ſey, angenommen werden dürſen. 

Nur müſſen in allen dieſen Fällen, die zur Kau⸗ 
zion eingelegten Staatsobligazionen auf den Zweck ihrer 
Widmung vinkulirt werden. 

Übrigens ſey aber hiebei noch zu beobachten, daß, 
wenn durch die Kursverhältniße ein Steigen oder Fal— 
len dieſer Kauzions-Obligazionen veranlaßt, und das 
durch der Werthbetrag derſelben verändert würde, in 
keinem Falle weder eine verhältnißmäßige Hinausgabe 
der eingelegten Kauzions Obligazionen an die Par— 
theyen geſtattet, noch eine Daraufzahlung derſelben ge— 
fordert werden dürfe. 

Da endlich die von der nied. öſt. priv. Nazional⸗ 
bank ausgefertigten Akzien, blos als Urkunden einer 
pripilegirten Privatgeſellſchaft zu betrachten ſeyen, fo 
dürfen dieſelben, zur Sicherſtellung eines Ararial-Kau⸗ 
zionsbetrages nicht angenommen werden. 

Welches den kön. Kreisämtern in Folge hohen Hofe 
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kammer ⸗Dekrets vom 27 ten Februar I. J. zur Wiſſen⸗ 
ſchaft und Darnachachtung bekannt gemacht wird. 
Gubernialdekret vom 27. März 1821 Zahl 25614. 


Ko; 

Die juͤdiſche Klaſſenſteuer in Galizien und 
der Bukkowina wird auf Konvenzions— 
Muͤnze geſetzt. 


ie hohe Hofkanzley hat im Einverſtändniße mit dem 
Finanzminiſterium die Judenklaſſenſteuer in Galizien 
und der Bukkowina für das Militärjahr 1621, nach Ab⸗ 
ſchlag des 5oprzentigen Zuſchußes nach dem Verhält- 
niße von 250 zu 100 auf Konv. Münze umzuſetzen be⸗ 
funden, wornach die Judenſchaft in Galizien 24 kr. und 
jene der Bukkowing 52 fr. Konv. Münze, für die Fa- 
milie zu zahlen hat. 
Welches daher zur allgemeinem Kenntniß gebracht 
wird. 
eee eng vom 27ten Mär; 1821. Zahl 
14734. 


41. 
Die Prozente der arroſirten Obligazionen 
unterliegen der Klaſſenſteuer. 


us Anlaß einer vorgekommenen Anfrage, ob die 
Prozente der arrofirten Obligazionen don Entrichtung 
der Klaſſenſteuer befreyt ſeyen, wurde mit hohem Hof- 
kanzleydekrete vom 1. d. M. Zahl 5232 feſtgeſetzt, daß 
die Intereſſen der aus der Verloſung entſtandenen 
Schuldverſchreibungen und der Obligazionen zu 5, 2 ½, 
und 1 Prozent Metall⸗Münze, welche aus den Anleihen 
der Jahte 1815 und 1816 entſtanden ſind, ferner je⸗ 
ne, welche don den 40% Anleihen pr. 37,500,000 fl. 
herrühren, nach der Beſtimmung des Klaſſenſteuerpa⸗ 
tentes vom 20. Auguſt 1806 zu verſteuern, und von 
den Eigenthümern in ihren Klaffenfteuer Erklärungen 
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aufzufuͤhren ſeyen, weil dieſe Intereſſen in keinem Pa⸗ 
tente, und in keiner Verordnung von Entrichtung der 
Klaſſenſteuer ausgenommen oder befreyt worden find. 
Welches daher zur allgemeinen Kenntniß gebracht 
wird. 
Gubernialdekret vom 27. Marz 1821. Zahl 14884. 


42. 
Reichlich dotirte Pfruͤnden, muͤſſen die Her⸗ 
ſtellungskoſten der pfarrlichen Wirth⸗ 
ſchaftsgebaͤude aus Eigenem tragen. 


iber die höchſten Orts gemachte Anfragen: 

a) Ob ſowohl Reparaturen, als auch neue Baulich— 
keiten, welche bei reichlich dotirten Pfründen auf 
den zu denſelben gehörigen Dörfern, Dorfsanthei— 
len, oder abgefonderten ganzen Mayerhöfen vor— 
fallen, im Wege der Konkurrenz nach der Vor— 
ſchrift vom 17. Jänner 1812 Zahl 704 oder nach 
der bisherigen Praxis und der hierortigen Verfü⸗ 
gung vom 15. Dezember 1816 Zahl 56952 zu be- 
werkſtelligen ſeyen. 

b) Wenn derley ökonomiſche Gebtude auf ſolchen 
Pfarrguͤtern entweder durch eine ohne die Schuld 
des Pfründners ausgebrochene Feuersbrunſt, oder 
durch den Zahn der Zeit zu Grunde gehen, und 
die ganz neue Herſtellung dieſer Gebäude aus Ei— 
genem die Kräfte des Pfründners überſteigen, oder 
ein derlei Zufall während der Interkalarzeit ſich er» 
eignet, ob einem derlei Pfründner die Aufnahme 
eines hiezu erforderlichen, auf dem Pfarrgute zu 
verſichernden, und in längſtens 20jährigen Raten 
mit 5—100 zu berzinfenden Kapitals bewilliget, 
oder aus dem Neligionsfonde gegen erwähnte Rück— 
zahlung, und Verzinſung vorgeſchoſſen werden 
könne, iſt mit hohen Hofkanzleydekrete vom Bten 
März l. J. entſchieden worden. 


ad a) Daß es bei der bisherigen Obſervanz, näm⸗ 
lich daß derlei Pfarrer allein die erwähnten 
Herſtellungskoſten zu tragen haben, zu verblei— 
ben hat 

ad b) Als Negel zwar nicht gelten gelaſſen werden 

könne, daß der Neligionsfond einen derley Vor⸗ 

ſchuß als Darlehen zu leiſten habe, als Aus» 

nahme jedoch dieſes nach hohen Orts zuvor ans 

zuſuchender Genehmigung Statt finden könne. 

tens. Wenn der RNeligionsſond als Patron für 

die Aufrechthaltung der Ertragsfähigkeit des Vermögens 
der Pfründe zu ſorgen hat; 

ztens. Wenn außer dem, dem Religionsfonde 
bei längerer Erledigung einer Pfründe ein größerer In⸗ 
terkalarertrag entginge, und er durch einen größeren 
Nachtheil, als durch jenes Darlehen litte. 

ztens. Wie außer dem für einzelne Pfründen ein 
erforderliches Kapital aufgebracht werden wolle, müffe 
der Sorge der Lokalbehörden mit Nückſicht auf die Eis 
genheiten jedes Falles überlaſſen werden. 

Von dieſer höchſten Entſchließung wird das kön Kreis⸗ 
amt zur Fünftigen Darnachachtung mit dem Beiſatze in 
Kenntniß geſetzt, dem Kreis-Ingenieur hiernach die nö— 
thige Weiſung zu ertheilen, und zugleich den Kreiskom⸗ 
miſſären aufzutragen, gelegenheitlich ihrer Geſchäfts— 
reifen, den ohne dieß deſtehenden Vorſchriſten geı.:üß, 
den Zuſtand dieſer Gebäude zu überwachen, und die 
etwa wahrgenommenen Gebrechen dem Kreisamte anzu— 
zeigen, welches auch rückſichtlich der Vernachläſſigung 
von derley Gebäuden nach dem 3. $. des Kreisfchreis 
bens vom 17ten Jänner 1812 das Amt zu handeln 
haben wird. 

Dieſe Verfügungen hat das Kreisamt auch fämmt⸗ 
lichen Dominien, und Kirchenpatronen kund zu machen, 
gleich wie auch ſämmtliche Konfiftorien angewieſen wer, 
den, ſelbe dem geſammten Kuratklerus kund zu ma— 
chen, und den Landdechanten aufzutragen, bei ihren 
jährlichen Dekanatsviſitazionen nebſt der Beſichtigung 


— 


der Kirche, ſammt deſſen Inventar, und den bei ber 
Kirche befindlichen Wohn» und Wirthſchaftsgebaͤuden, 
auch dieſe zur Pfarre gehörigen abgeſonderten Nealitä⸗ 
ten zu beſichtigen, die für nöthigt erachteten Repara- 
turen oder neue Baulichkeiten dem betreffenden Pfründ⸗ 
ner aufzutragen, die Befolgung zu überwachen und bei 
ſich zeigender Nichtbefolgung dieſer Aufträge dieſes dem 
betreffenden biſchöflichen Konſiſtorium anzuzeigen, wel⸗ 
ches ſonach das betreffende Kreisamt, um deſſen Amts⸗ 
handlung angehen wird. 
Gubernialdekret vom 27. März 1821. Z. 15475. 


45. 


Naͤhere Beſtimmungen des 16. Kapitels 
I, Theils des Strafgeſetzes, das ftand- 
rechtliche Verfahren betreffend. 


eine Majeſtät haben zur Beſeitigung verſchiedener 
Anſtände und Schwierigkeiten, welche ſich bei Anwen⸗ 
dung der in dem Geſetzbuche über Verbrechen enthalte 
nen Vorſchriften, das Standrecht betreffend, ergeben 
haben, Nachſtehendes zu erklären, und vorzuſchreiben 
befunden: 

a) Der h. 219 des erwähnten Geſetzbuches hat in 
ſtandrechtlichen Fallen keine Anwendung. Der Be⸗ 
ſchuldigte muß, wenn er auch außer dem Bezirke 
des Standrechtes ergriffen wird, von jedem Krimi⸗ 
nalgerichte zum ſtandrechtlichen Verfahren im Be— 
zirke des Standrechtes, wo das Verbrechen verübt 
worden, ausgelieſert werden. 

b) Iſt gegen den Beſchuldigten kein Beweis, wie ihn 
der $. 450 des Geſetzbuches zur Verhängung der 
To desſtrafe fordert, ſondern nur ein Beweis durch 
Mitſchuldige, oderaus zuſammentreffendenUmſtänden 
vorhanden; ſo muß das Urtheil von dem ordentlichen 
Kriminalgerichte gefällt, und daher der Beſchul⸗ 
digte nach dem $. 509 zum ordentlichen Verfah- 
ten abgegeben werden. 


c) Auch iſt es den ordentlichen Kriminalgerichten zu 
überlaffen, Beſchuldigte, welche zur Zeit des Ver⸗ 
brechens das Alter von zwanzig Jahren noch nicht 
zurückgelegt hatten, nach Vorſchrift des h. 451 ab⸗ 
zuurtheilen. 

) Die im b. 505 vorkommenden Ausdrücke » wider 
welchen rechtliche Anzeigungen darüber beſtehen⸗ 
dürfen in Bezug auf die Anwendung des ſtand— 
rechtlichen Verſahrens nach dem d. 500 und an- 
deren Beſtimmungen des Geſetzes, nicht von jeder 
auch entfernten rechtlichen Anzeigung verſtanden 
werden. 

Das ſtandrechtliche Verfahren hat nur in Fällen 
Statt, wenn entweder der Verhaftete auf der That er» 
griffen worden iſt, oder ſonſt gegen denſelben ſchon bei 
ſeiner Verhaftung ſolche rechtliche Anzeigungen beſtehen, 
welche mit Grund erwarten laſſen, daß der förmliche 
rechtliche Beweis, der nach dem $. 430 zur Verhän⸗ 
gung der Todesſtrafe erfordert wird, von dem Stand» 
rechte ſelbſt binnen der geſetzlichen Zeit werde hergeſtellt 
werden können. 

Es iſt daher auch insbeſondere dem Geſetze nicht ge⸗ 
mäß, Beſchuldigte wider welche bei ihrer Verhaftung 
lediglich entferntere Anzeigungen eines zum ſtandrecht⸗ 
lichen Verſahren geeigneten Verbrechens beſtehen, einer 
Vorunterſuchung dei andern Behörden zu unterziehen, 
und ſie alsdann, wenn in dieſem Wege nähere Anzei⸗ 
— — hervorgekommen find, zum Standrechte abzu⸗ 
geben. 

e) Statt der unter c) $. 506 beſtimmten vier und 
zwanzig Stunden wird für die Zukunft die längſte 
Dauer eines ſtandrechtlichen Unterſuchungs und 
Aburtheilungs⸗ Verfahrens ohne RNückſicht auf die 
Zahl der Beſchuldigten oder die Art der Beweiſe, 
überhaupt ohne Unterſchied der Fälle, auf drei 
Tage feſtgeſetzt. Auch ſind dieſe drei Tage erſt 
von der Zeit an zu rechnen, wo der Beſchuldigte 
oder die Beſchuldigten vor das Standrecht geſtellt 


n 


worden find- Immer muß aber dasjenige, was 

zur Eröfnung des Standrechtes einzuleiten und vor⸗ 

zukehren iſt, auf das Thunlichſte beſchleuniget 
werden. 

1) Die Vorſchrift des 508 $. » nur diejenigen, die an 
dem Aufruhr geringeren Antheil genommen ha— 
ben, u. ſ. w.« hat auf die im 5. 505 genannten 
Verbrechen keine Beziehung. Beſchuldigte, welche 
an einem von dieſen Verbrechen, wenn das Stand- 
recht dagegen angeordnet iſt, lediglich geringeren 
Antheil genommen haben, hat das Standrecht an 
das ordentliche Kriminalgericht abzugeben, und 
die ſtandrechtliche Aburtheilung blos auf diejenigen 
zu beſchränken, welche zu dem Verbrechen durch 
Befehl, Beſtellung, Handanlegung, oder ſonſt auf 
eine thätige Weiſe vor oder bei der Ausübung mit⸗ 
gewirkt haben. 

g) Das Standrecht iſt ermächtigt, auch Militär, und 
andere zur Militärgerichsbarkeit gehörige Perfonen 
ſtandrechtlich abzuurtheilen, wenn ſie nach geſche— 
hener Kundmachung ein Verbrechen, wogegen das 
ſtandrechtliche Verfahren in der Kundmachung ans 
gedroht iſt, in dem betreffenden Bezirke begangen 
haben, und von der Civilobrigkeit ergriffen, und 
eingebracht worden ſind. 

Dem Standrechte liegt lediglich ob, davon dem 
nächſten Militär » Kommando mit Anführung des Nah- 
mens, Geburtsortes, und Militär » Charakters des Abs 
geurtheilten, dann des Tages ſeiner Hinrichtung die 
Anzeige zu machen. 

Auch iſt das Standrecht ermächtiget, zur Militär⸗ 
gerichtsbarkeit gehörige Perſonen, um in end rege n 
Fällen als Zeugen vernommen zu werden, unmittelbar 
vorzurufen. Jedoch muß auch davon dem nächſten Mi⸗ 
litär⸗ Kommando ſogleich Nachricht gegeben werden. 

h) Wenn das Standrecht feine Gerichtsbarkeit in ein⸗ 
zelnen Fällen nicht gegründet findet, ſo iſt daſſelbe 
befugt und verpflichtet, dem Veſchuldigten, ob⸗ 
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ſchon es zu deſſen Aburtheilung eigens zuſammen 

berufen worden, an das orbentliche Kriminalge⸗ 

richt abzugeben. 

Welche allerhöchſte Entſchlieſſung in Folge hohen 
Hofkanzleydekrets vom 1. März d. J. Zahl 343 allge⸗ 
mein bekannt gemacht wird. 


Gub. Kundmachung v. 31. März 1821. Zahl 14078. 


44. 
Die Tabackſchwaͤrzungsſtrafe wird in Conv. 
Muͤnze feſtgeſetzt. 


Zufolge allerhöchſter Entſchließung vom 26. Hornung 
d. J. find die Taback⸗Schwärzungs⸗Straſen in Kon⸗ 
venzionsmünze feſtgeſetzt. 
Dieſe allerhöchſte Entſchbließung wird in Gemäßheit 
dem hohen Hofkammerdekrete vom 14. d. M. mit dem 
Beiſatze kund gemacht, daß dieſe Beſtimmung vom Ta⸗ 
ge der erfolgten Kundmachung in Wirkſamkeit trete. 
Gubernialdekret vom 31. März 1821. Zahl 16553. 


N. 
Weiſung wie die Steuern von den zum Be— 
ſten des Religionsfonds verpachteten 
geiſtlichen Realitaͤten zu berichtigen find. 


it hierortigem Erlaſſe vom ı3aten März 1. J. Zahl 
12227 mit Beziehung auf jenen vom 16. Hornung l. 
J. Zahl 8454 iſt verfügt worden, daß in Zukunft bei 
Verpachtung geiſtlicher Realitäten die auf felbe entfal— 
lenden Steuern nicht wie bisher der Pächter, ſondern 
der Religionsfond werde zu entrichten haben. 

Da jedoch gegenwärtig einige Steuern, als die 
Grund » und Häuſerſteuer an die betreffende Bezirks— 
obrigkeit unmittelbar entrichtet werden müffen, einige 
aber an die kön. Kreiskaſſa entrichtet werden können, hie- 
durch jedoch eine weitwendige Manipulazion vorgeſchrieden 
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werden müßte, fo hat man zur Befeitigung der hier⸗ 
aus ſich ergebenden Weitläufigkeit zu beſtimmen beſun⸗ 
den, daß ſelbe von dem aufgeſtellten Spiritualienadmi⸗ 
niſtrator gegen dem zu entrichten ſeyn werden, daß 
demſelben nach den fälligen Raten der zur Entrichtung 
der Steuern erforderliche von dem kön. Kreisamte aus- 
zuweiſende Betrag von demſelben bei der Kreiskaſſa 
werde angewieſen werden, welcher hiernach den an die 
Steuerbezirsobrigkeit zu entrichtenden Betrag an Dies 
ſelbe, die übrigen Steuern aber an die Kreiskaſſa wieder 
abführen, und alle dieſe erhaltenen Vorſchüſſe und da⸗ 
von beſtrittenen Steuerzahlungen, in ſeiner ohnehin 
nach der beſtehenden Vorſchrift zu legenden Rechnung 
erſichtlich zu machen haben wird. Dieſe Modalität hat 
nicht nur bei kleineren zur Pfarre gehörigen Realitäten 
Statt zu finden, ſondern auch dann, wenn zu ſelber 
ganze, eine eigene Steuerbezirksobrigkeit ausmachende 
Realitäten gehören. 

Um dieſen Spiritual⸗Adminiſtratoren wegen Ers 
hebung dieſes Steuerbetrages keine befondere Auslagen 
zu verurſachen, find ihnen felbe bei Gelegenheit der von 
denſelben zu erhebenden Spiritualien » Adminiftrazionse 
Gebühren bei der kön. Kreiskaſſa anzuweiſen, und von 
ihnen bei ſelber die Abſtattungen zu leiſten. 

Von welcher Verfügung das kön. Kreisamt ſämmt⸗ 
liche Steuerbezirksobrigkeiten in Kenntniß zu ſetzen hat. 


Gubernialdekret vom 1. April 1821 Zahl 19046. 


46. 


Urbarialzehende und Meſſalienbezuͤge der 
Kuratgeiſtlichkeit unterliegen nicht der 
Klaſſenſteuer. ö 


9 it hohem Hofkanzleidekrete vom 29ten Jänner d. 
J. iſt anher bedeutet worden, daß die Urbarial⸗Zehend 
und Meßalien Bezüge der Kuratgeiſtlichkeit, nachdem 
fie nunmehr nach Einführung des Grundfteuer = Pro» 
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viforiums, Objekte der Urbarial ⸗ und Zehendſteuer find 
nach dem Geiſte des zoten 3. des Klaſſenſteuerpatents 
vom 20ten Auguſt 1806 der Klaſſenſteuer⸗Entrichtung 
nicht zu unterliegen baben. 

Was hingegen die Klaſſenſteuer, und den Militär⸗ 
quartierbeitrag für das Jahr 1821 betrifft, fo müſſen 
dieſe beide Abgaben, nebft der Hauszins⸗Steuer in 
dieſem Jahr noch eingehoben werden. 

Wovon daſſelbe zur Wiſſenſchaft und Darnachtung 
in die Kenntniß geſetzt wird. 

Gubernialdekret vom 3. April 1822. Zahl 14068. 


47. 


Vorſchrift wegen Konſkribirung der aͤltern⸗ 
loſen Fremden, und Behandlung des 
fremden weiblichen Geſchlechts. 


3 ift die Frage vorgekommen: 

tens, Wie älternloſe Fremde in Hinſicht auf ihre 
Konſkribirung zu behandeln ſeyen? 

atens. Wie das fremde weibliche Geſchlecht in der 
Frembentabelle auszuwerſen wäre? 

ztens. Woher die rechtmäſſigen Dominien den 
Stand ihrer abweſenden Familien erſehen können? 

Die hohe Hofkanzley hat hierüber einverſtändlich mit 
dem Hofkriegsrathe unterm 15ten Hornung d. J. folgendes 
entſchieden. 

ad ımum. Die älternlofen Fremden ſollen fortan 
nach der Veſtimmung des Koffripzions- Patens vom 
Jahre 1804 $. 26. 2ter Abſatz behandelt, mithin in dem 
für ſie deſtimmten Rubriquen der Fremdentabelle zwar 
ſeparirt ausgewieſen, zugleich aber auch am Schluſſe 
der Ortsſummarien zur einheimiſchen Bevölkerung der 
betreffenden Orte zugezählt werden. 

ad 2dum. Die Fremden weiblichen Geſchlechts 
ſollen ohne Unterſchied, ob ſie verheurathet oder ledig 
find, fo weit fle nicht zu den Ausländern gehören, oder 
aus einem nicht konſkribirten Lande gebürtig ſind, in 
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den (nach den für die Alternloſen beſtimmten Rubri⸗ 
quen) vorkommenden Rubrique weibliches Ge— 
ſchlecht überhaupt ausgewieſen werden 

ad ötium. Die Uibertragung der Fremden in die 
Verzeichniſſe 9. und 10. muß lediglich auf das mann» 
liche Geſchlecht beſchränkt werden, jedoch iſt bei jedem 
Einzelnen von derlei Fremden die Anzahl der zu ſeiner 
Verwandſchaft gehörigen weiblichen Individuen ſum⸗ 
mariſch beizuſetzen. Am Schluße des Verzeichniſſes 
Nro. 10. aber iſt in einer beſondern Bemerkung die 
Anzahl der vorgefundenen, aus andern Bezirken gebür- 
tigen weiblichen Individuen ebenfalls ſummariſch anzu⸗ 
ſetzen. 

Welches dem kön. Kreisamte im Nachhange der Ber- 
ordnung vom ı6ten September v. J. Zahl 45660 zur 
Wiſſenſchaft und Belehrung der Dominien eröffnet wird. 

Gubernialdekret vom 4. April 1821. Zahl 11477. 


48. 

Befreiung des in feinen Blattchen geſchla⸗ 
genen Silbers von der Punzirung und 
Punzirungstare- 


it Hofkammerdekrete vom 15. Jänner d. J. Zahl 
395 haben Se. k. k. Majeſtät die Befreyung des, in 
der Einfuhr aus dem Auslande vorkommenden, in fei— 
nen Blättchen geſchlagenen Silbers in größerem For— 
mate über 2 4 Zoll lang, und 2 3 Zoll breit, von der 
bisherigen Punzirung und Punzirungs-Tax⸗Entrich— 
tung, vom 51. März d. J. angefangen zu bewilligen 
geruht. n 

Welches zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird. 

Gubernialdekret vom 4. April 1821. Zahl 16250. 


49. 
Behandlung der unbefugt abweſenden Land— 
wehrmaͤnner, und deren Erſatz. 


s hat ſich der Fall ergeben, daß bei der in einer 
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Provinz vorgenommenen Keviſion der Landwehrmann⸗ 
ſchaft mehrere Landwehrmänner als unbefugt abweſend 
angegeben, und ohne Wiſſen ihrer Obrigkeit von der 
Reviſion und Waffenübung weggeblieben ſind. 

Von dieſen unbefugt abweſenden wurde ein Theil 
als ausgewandert betrachtet, und ſogleich bei der Res 
viſion durch andere Leute erſetzt, in Hinſicht der uͤbri— 
gen aber, haben die Dominien die bloße Verſicherung 
geltend zu machen geſucht, daß diefe Leute nicht aus⸗ 
gewandert, ſondern nur aus einer unbekannten Urfa- 
che abweſend ſeyen, jedoch ohne Zweifel auf anderen 
Ubungsplägen erſcheinen, auf jeden Fall aber bis zur 
nächſten Concentrirung über ſie beſtimmte Nachrichten 
einlaufen dürften. 

Dieſe bloß wörtliche Zuſicherung der Dominien iſt 
um fo unzureichender, als dadurch die unbefugt Ab- 
weſenden eben nach jener Modiſikazion behandelt wer- 
den würden, wie fie der 15. 5. der Landwehr-Inſtruk⸗ 
zion für die mit Bewilligung der Obrigkeit abweſenden 
Landwehrmänner vorſchreibt. 

Um daher jeden dießfälligen Mißbrauche vorzubeu— 
gen, iſt mit h. Hofkanzleidekrete vom 1. l. M. Zahl 
4280 folgendes feſtgeſetzt werden. 

iteus. Kommen die Konfkripzions⸗Obrigkeiten ohne⸗ 
hin nach beendigter jährlicher Konſkripzions-Reviſion 
in die genaue Kenntniß der abweſenden Landwehrmän- 
ner, es wird ihnen daher zur ſtrengen Pflicht zu ma» 
chen ſeyn, ſogleich nach dieſer gewöhnlich in den erſten 
Monaten des Jahrs eintrettenden Epoche die zur Ent⸗ 
deckung und Einberufung der unbefugt abweſenden Land⸗ 
wehrmänner vorgeſchriebenen Mittel einzuleiten. 

2tens. Haben ſich ſelbe über die diesſalls ergriffenen 
Maßregeln bei der nächſtfolgenden Landwehrmänner⸗Mu⸗ 
ſterung vor der Muſterungs⸗Kommiſſion legalauszuweiſen. 

Nach diesfalls erfüllter Pflicht wird es ſohin 

stens. keinem Anſtande unterliegen, daß mit der 
diesfälligen Erſatzleiſtung ſo lange zugewartet werde, bis 
ſich entweder 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1821. E 
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a) mit den im $. 25 der Landwehr ⸗Inſtrukzion 
vorgeſchriebenen Verzeichniſſe ausgewieſen wird, daß 
der Landwehrmann in dem, in der Frage ſtehen⸗ 
den Jahre ſich anderwärts der Waffenübung unterzo⸗ 
gen habe, oder 

b) „derfelbe im darauf folgenden Jahre zur Zeit der 
Übung bei ſeinem eigenen Bataillon erſcheint. 
Wird in dieſem Zeitraume keine dieſer zwei Be— 

dingniſſe erfüllt, fo iſt die betreffende Obrigkeit ohne 
aller weiterer Ruͤckſicht zu verhalten, für den unbefugt 
abweſenden Landwehrmann, einen anderen Mann zum 
Erſatze zu ſtellen. 

Wornach ſich genau zu benehmen und die Kon— 
ſkripzions-Abrigkeiten mit dem Beiſatze anzuweiſen find, 
daß es ſich von ſelbſt verſtehe: daß die obberührte Erſatz⸗ 
leiſtung durch keine neue Aushebung zu bewirken ſey, 
weil vermög Gubernial » Verordnung vom 19. und 21. 
July 180 Zahl 35135 und 55465 die Landwehrba— 
taillons vor der Hand nur aus der im Kreiſe vorhan— 
denen — mit Reſervekarten entlaſſenen Mannſchaft der 
aufgelaſſenen Neſerve und Garniſonsbataillons dann der 
ausgedienten Kapitulanten zu formiren ſind, und wenn 
dieſe beiden Klaſſen nicht zureichen, der verbleibende 
Rückſtand lediglich vorzumerken iſt. 

Gubernialdekret vom 7. April 1821. Zahl 14858. 


50. 


Berichtigung der Briefportogebuͤhren, wenn 
poſtportofreye an portopflichtige Be⸗ 
hoͤrden und Partheyen, und umgekehrt, 
Briefe oder Packete aufgeben. 


ei Einführung des neuen Brieftaxſyſtems, iſt nach 
der Eirkular⸗Verordnung vom roten April 1817. 5. 5. 
Lit. b) und der hierortigen Verordnung vom ꝛ29ten 
Dezember 1818 Zahl 65521 beſtimmt worden: daß für 
lene Briefe und Packete, welche von portopflichtigen 


Behörden und Partheyen an portofreye Behörden und 
Perſonen aufgegeben werden, gleich bei der Aufgabe 
die Halfte des tariffmäßigen Briefporte, und wenn por— 
topflichtige Behörden und Partheyen, von portofreyen 
Behörden und Perſonen Zuſchriften enthalten, erſtere 
bei Erhalt derſelben den ganzen tariffmäßigen Briefs 
porto zu entrichten verpflichtet ſind. 

Durch mehrere Anzeigen iſt jedoch die hohe Hof« 
kammer zur Kenntniß gelangt. 

tens. Daß öfters von portopflichtigen Behörden 
und Partheyen Briefſchaften an portofreye Behörden 
und Perfonen ohne Entrichtung der halben Briefporto» 
gebühr aufgegeben werden, und 

2tens. daß von erftern nicht felten die Abnahme 
der Zuſchriften portofreyer Behörden und Perſonen we— 
gen des darauf haftenden Porto verweigert wird. 

In Erwägung daß durch willkührliches Zurückweiſen 
ämtlicher Aufträge und Zuſchriften wegen der darauf 
haftenden Briefportogebühren die amtlichen Handlungen 
der verſchiedenen Organe der Staatsverwaltung gehemmt 
oder vereitelt würden, wurde mit hohen Hofkammer— 
Dekret vom 24ten Februar d. J. Zahl 2835 für noth⸗ 
wendig befunden, folgende Veſtimmungen feſtzuſetzen. 

Rückſichtlich des erſten Punktes, wenn von porto— 
pflichtigen Behörden oder Partheyen an portofreye Be— 
hörden oder Perfonen Briefſchaften ohne Entrichtung der 
Hälfte der Portogebühr aufgegeben werden, iſt jedes 
Poſtamt verpflichtet, diefelben von der aufgebenden por— 
topflichtigen Behörde oder Parthey, wo die Aufgabe 
der Briefe zu Handen des Poſtbeamten oder Poſtexpe— 
ditors geſchiebt, nicht anzunehmen, fondern dem Aufs 
geber ſogleich zurückzugeben, und ihn zur Entrichtung 
des halben Porto anzuweifen, bei jenen Oberpoſtäm— 
tern, oder groͤßern Pofiftazionen hingegen wo Briefein⸗ 
lagsbehältniſſe beſtehen, und derley Briefſchaften 
ohne Portoentrichtung in dem Briefſammlungska— 
ſten eingelegt werden, iſt der Poſtbeamte verpflichtet 
dieſelben der aufgebenden eee e oder 

1 2 
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Patthey, welche aus der Aufſchrift, oder dem Sigille 
entnommen werden kann, zurückzuſtellen. Sollte aber 
die aufgebende portopflichtige Parthey aus dem Sigille 
nicht erkannt werden, ſo ſind die an portofrepe Behör— 
den oder Perſonen aufgegebenen Briefſchaſten nach der 
beſtehenden Vorſchrift zu behandeln. 
Rückſichtlich des zweiten Punktes 
a) wird von portopflichtigen Behörden oder Partheyen 
die Annahme der von portofreyen Behörden an 
ſie einlangenden Briefſchaften wegen des darauf 
haftenden Porto verweigert, fo wird jedem Poſt- 
amte zur Pflicht gemacht die Zuſtellung derley 
Briefſchaften an die Portopflichtigen, durch die zu— 
nächſt vorgeſetzte Ortsbehörde, und wenn Domi⸗ 
nien, Magiſtrate, Grund- und Ortsobrigkeiten, 
oder Patrimonialgerichte ſelbſt die Annahme ver— 
weigern ſollten, durch das betreffende kön. Kreis— 
amt ungeſäumt zwangsweiſe einzuleiten, und die 
portopflichtige Behörde oder Parthey, bleibt noch 
überdieß für jeden aus der verzögerten Annahme 
entſtandenen Nachtheil verantwortlich. 


b) Wenn von portopflichtigen Partheyen die Annah— 
me der von portopflichtigen Behörden an fie ge- 
langten Briefſchaften verweigert werden ſollte, hat 
das Poſtamt die Zuſtellung und Auslöſung derſel— 
ben gleichfalls zwangsweiſe durch die Ortsbehörde 
zu veranlaſſen. 

Übrigens haben die portopflichtigen Behörden ihre 
Briefſchaften mit dem Amtsſigille zuverſehen, und auf 
der Addreſſe den Namen der aufgebenden Behörde bei— 
zufegen, und wenn die Zuſchriften an portopflichtige Par» 
zheyen gehören mit der Benennung ex Officio zu bes 
zeichnen, wo runter aber nicht Franco ſondern nur allein 
die zuverläßliche und nöthigenfalls zwangsweiſe Zuſtel⸗ 
lung an den Addreſſanten zu verſtehen iſt. 

Wovon die kön. Kreisämter zur genaueſten Dar- 
nachachtung verſtändigt, und denſelben aufgetragen wird, 


BT 


diefe Beſtimmungen ſogleich zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. 


Gubernialdekret vom 8. April 1821. 3. 15023. 


51. 


Meiſterrechte ſind von Magiſtraten und 
Ortsobrigkeiten zu ertheilen, die Zuͤnf⸗ 
f haben blos die Meiſterſtuͤcke zu pruͤ⸗ 
en. 


s iſt wiederhohlt der Fall vorgekommen, daß die 
von den Zünften verliehenen Meiſterrechte als Gewerbs— 
befugniſſe anzuſehen, und demnach den Partheyen der 
Betrieb der Gewerbe geſtattet worden iſt. 

Da dieſes Verfahren den beſtehenden Vorſchriften 
vom 29ten April und 25ten May 1791 welche dem 
Kreisamte am 28ten Juny 1791 Zahl 14 81 bekannt 
gemacht wurden, und die zur Ausübung eines Gewer— 
bes die beſondere Bewilligung der Ortsobrigkeiten vor— 
ſchreiben, entgegen iſt, ſo hat die hohe Hofkanzley mit 
Erlaß vom ı5ten März d. J. 3. 7064 eröffnet: daß 
die Magiſtrate und Ortsobrigkeiten, nicht blos die von 
den Zünften ertheilte Meiſterrechte zu genehmigen, ſon— 
dern daß ſie ſelbſt jedoch nach vorläufiger Vernehmung 
der Zünfte, und Intereſſenten die Gewerbrechte zu ver— 
leihen haben, und daß letzeren nur zuſtehe, die Meiſter— 
ſtücke zu prüfen, dann die von der Behörde mit einem 
Befugniſſe Betheilten in die Innung aufzunehmen. 

Gubernialdekret vom 10. April 1821. Z. 17609. 


52. 
Geſuche um Loͤſung der Ehehinderniſſe ſind 
direkte an die Landesſtelle zu leiten. 


us Anlaß wahrgenommener Unregelmäßigkeiten bei 
dem Einſchreiten um Ehehinderniß⸗Dispenſen wird für 
die Zukunft als Richtſchnur feſtgeſetzt, daß in Anſehung 
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der Dispensfalle in Ehehindernißen ſich mit Übergehung 
aller frühern Verordnungen oder ehemaligen Obſervanz 
allein an das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch und an 
das durch daſſelbe vorgezeichnete Verfahren zu halten 
ſey, daß ſomit die Partheyen in jedem Falle eines nach 
dem bürgerlichen Geſetzbuche vor Abſchließung der Ehe 
eintrettenden Ehehinderniſſes, deſſen Löſung angeſucht 
wird, im Grunde 5. 83. und 84. des bürgerlichen Ges 
ſetzbuchs gehalten ſeyen, ſich ſelbſt und unmittelbar, 
und ohne vorläufig die Ordinariatszuſicherung einzuho— 
len, durch das betreffende Kreisamt an die Landesſtelle, 
welche ſich ſelbſt im Erfordernißfalle mit dem Konfiftos 
rium in das Einverſtändniß ſetzen wird, zu verwenden, 
daher das Konfiftorium keine ſolchen Geſuche anzuneh⸗ 
men, und eben ſo wenig ſelbſt für eine Parthey hier— 
orts einzuſchreiten, ſodann die Difpenswerbenden im 
vorgezeichneten Wege an die Landesbehörde zu weiſen hat. 

Dem kön. Kreisamte wird es obliegen, ſolche Ge— 
ſuche unter Angabe über die Richtigkeit des Standes 
und Wohnorts der Partheyen, dann der ſonſt berück— 
ſichtigten werthen Umſtände unverzüglich der Landes 
ſtelle vorzulegen. 

Bei Verkündigungsnachſichten iſt ſich genau nach 
dem $. 85 und 86 des bürgerlichen Geſetzbuches zu be— 
nehmen. 

Hiernach find in vorkommenden Fallen die Dies 
pens werbenden Partheyen anzumeifen. 


Gubernial-Dekret vom 27ten April 1821. 3. 20299. 


53, 


Erneuerung der Vorſchrift, daß verungluͤck— 
te Beurlaubte ſogleich an das naͤchſte 
Militaͤrſpital abgeſchickt werden ſollen. 

s find neuerdings Falle vorgekommen, daß die er— 
krankten Beurlaubten nicht ſogleich in das Militärſpital 
abgeſendet wurden, und daß ihr Tod nach fruchtlos an⸗ 
gewandter ärztlichen Hilfe in wenigen Stunden nach 
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ihrer Ankunft in das Spital — als eine unvermeidliche 
Folge — ihrer Verwahrloſung erſolgen mußte. 

Aus diefem Anlaſſe wird dem kön. Kreisamte auf⸗ 
getragen, die Dominien nochmals mit allem Ernſte zu 
erinnern, daß die hierortigen Verordnungen vom 22. 
März und 31. Auguſt 1818 Zahl 14935 und 45010 
genau beobachtet werden. 

Gubernialdekret vom 24. April 1821. 3. 17764. 


54. 


Wie ſich der Zivilrichter zu benehmen habe, 
wenn im Laufe des Prozeſſes Anzeigen 
eines Verbrechens oder einer ſchweren 
Polizeyuͤbertretung vorkommen. 


e. k. k. Majeſtät haben uͤber die vorgekommene 
Anfrage, wie ſich der Zivilrichter zu benehmen habe, 
wenn ſich im Laufe eines Prozeſſes Anzeigen eines Ver— 
brechens oder einer ſchweren Polizeiübertretung erges 
ben, und ob er bis zur Beendigung der Unterſuchung 
das rechtliche Verfahren einzuſtellen, oder wenigſtens 
die Entſcheidung des Zivil⸗Prozeſſes bis dahin zu ders 
ſchieben habe, über erſtatteten allerunterthänigſten Vor⸗ 
trag durch allerhöchſte Entſchlieſſung anzuordnen geru— 
het: Es ergebe fich ſchon aus den durch das allgemeine 
Strafgeſetzbuch Theil J. 5. 522 bis 525 und Theil II. 
d. 398, dann aus den durch das allgemeine bürgerliche 
Geſetzbuch $. 1558, 1559 und 1340 ertheilten Vor- 
ſchriften, daß Rechtsangelegenheiten, deren Entſchei— 
dung von dem Beweiſe und der Zurechnung eines Ver— 
brechens oder einer ſchweren Polizeyübertretung abhängt, 
vor erfolgtem Urtheile des Kriminalrichters oder der po⸗ 
litiſchen Behörde bei den Zivilgerichten nicht angebracht 
werden können. 

Wird erſt im Laufe des Prozeſſes eine beſtimmte 
Perſon eines Verbrechens oder einer ſchweren Polizey⸗ 
übertretung auf ſolche Art angeklagt, daß die Beſchul⸗ 
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digung für eine, zur Einleitung der Unterſuchung hin⸗ 
reichende rechtliche Anzeige zu halten iſt; ſo muß, in 
fo fern der Erfolg dieſer Unterſuchung auf die Entſchei⸗ 
dung der Streitſache weſentlichen Einfluß haben könnte, 
bei dem Zivilgerichte das rechtliche Verfahren eingeſtellt 
und das Erkenntniß des Strafgerichtes abgewartet 
werden. 

Iſt der Ausgang der Unterſuchung für die Ent⸗ 
ſcheidung des Prozeſſes gleichgültig, ſo hat zwar der Zi⸗ 
vilrichter das Verfahren ununterbrochen fortzuſetzen, und 
nach geſchloſſenen Akten zu erkennen, überall aber die 
vorgekommenen rechtlichen Anzeigen eines Verbrechens 
oder einer ſchweren Polizeyübertretung dem Strafge— 
richte, der Vorſchrift gemäß, von Amtswegen fogleich 
mitzutheilen. 

Dieſe allerhöchſte Entſchließung wird in Gemäßheit 
dem hohen Hofkanzleydekrete vom 26. März l. J. Zahl 
hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

Gubernialdekret vom 25. April 1821. Zahl 20165. 


50 


Einfuͤhrung des Lehrbuches der allgemeinen 
Erziehungskunde im Auszuge von Vin⸗ 
zenz Eduard Milde bei allen oͤffentlichen 
Lehranſtalten. 


ie hohe Studienhofkomiſſion hat unterm ııten d. 
M. Zahl 2370 hieher eröffnet: Se Majeſtät haben uns 
term 28ten b. M. beſchloſſen, daß ſtatt des bisher vor» 
geſchriebenen Lehrbuches der Erziehungskunde vom De— 
chant Milde, in Hinkunft der von ihm ſelbſt aus jenem 
größeren Werke gemachte Auszug, betitelt: » Lehrbuch 
der allgemeinen Erziehungskunde im Auszuge, von Vin— 
zenz Eduard Milde 2 Bände 8. Wien 1821 bei Kaul⸗ 
fuß « in Hinkunft für alle k. k. öffentliche Lehranſtal⸗ 
ten allgemein als Lehrbuch vorgeſchrieben werde. 


Gubernialdekret vom 28. April 1821. Zahl 21459. 


56, 


Vorſpannsauslagen und Poftfpefen bei Ge⸗ 
ſchaͤftsreiſen der Beamten, fo wie die 
Bau⸗ und Reparaturskoͤſten, dann 
Medikamenten Verguͤtungsbetraͤge, wel⸗ 
che den Kammeralfond betreffen, ſind 
in Konvenzions-Muͤnze zu berechnen 
und zu erfolgen. 


In Gemäßheit des hohen Hofkammerdekrets vom ı2ten 
Hornung d. J. wird dem kön. Kreisamte zur Nachach⸗ 
tung und weitern Verſtändigung aufgetragen: 


ıtend. Die Auslagen für die Vorſpann deren ſtch 
die Kreisamtsbeamten in officiofen Reifen, ferner die 
Sanitäts- Beamten der Kreiſe bei ihren Geſchäftsrei— 
fen zu bedienen haben, find don nun an in Konven— 
zions-Münze nach den ausfallenden reduzirten Beträgen 
aufzurechnen. 

2ztens. Die Beamten haben die Poſtſpeſen, das iſt 
Rittgeld, Trinkgelb, ꝛc. ꝛc. fo ferne fie ex Camerali 
zu beſtreiten kämen, nun gleichfalls in Konvenzions⸗ 
Münze aufzurechnen. 
öztens. Bei allen den Kameral⸗Fond betreffenden 
Ararial Bauten, und Reparaturen, ſo wie bei allen 
neuen Bauten und Reparaturen auf dem Lande, von 
Pfarrhöfen, Kirchen, Schulen ꝛc. ꝛc. welche das Kame⸗ 
ral-Aerarium als Patron treffen, die Koſtenüberſchläge 
auf Konv. Münze abzufaſſen; um auch in dieſer Wäh⸗ 
rung den das Kamerale betreffenden Betrag anweiſen, 
oder, wo Verſteigerungen gehalten werden muſſen, auch 
dieſe in Kond. Münze vornehmen laſſen zu können, da⸗ 
her das kön. Kreisamt den Magiſtraten und Ortsobrig⸗ 
keiten den Auftrag zu ertheilen hat, die Material- und 
Arbeitspreiſe, welche den Koſtenüberſchlägen beigelegt wer⸗ 
15 müffen, gleichfalls nach Konvenzions⸗-Münze zu bes 
rechnen. 
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Die Medikamenten ⸗Vergütungsbeträge, welche von 
Seite des Kameralärariums zu leiſten find, müffen 
künftig von dem wundärztlichen Perſonale bloß in Konv. 
Münze, jedoch in der Art, daß die jetzt in Wiener 
Währung beſtehenden Preiſe nur mit zwei Fünftel in 
Konb. Münze anzuſetzen ſind, aufgerechnet werden. 

Auf gleiche Art haben alle Aufrechnungen des wund⸗ 
ärztlichen Perſonals zu geſchehen. 

Gubernialdekret vom 1. May 1821. 3. 13953. 


572 
Erlaͤuterung der Vorſchrift, ruͤckſichtlich der 
mit Paͤchtern abzuſchlieſſenden aͤrarial 
Kontrakten. 


Mi: der bierortigen Verordnung dom a5ten July v. 
J. Zahl 55129 wurde im Grunde hohem Hofdekret vom 
29ten Juny v. J. Zahl 16658 bedeutet, daß anſtatt 
der vorhin üblich geweſenen Verzichtleiſtung auf den 
Rechtsweg die Klauſel einzufchalten ſey: »Es ſteht den 
v politiſchen, oder ſonſtigen mit der Erfüllung des Kon— 
» traktes beauftragten Behörden frey, alle jene Maßre— 
„geln, welche zur unaufgehaltenen Erfüllung des Konz 
» traktes führen, zu ergreifen, wogegen aber auch den 
» Kontrahenten der Rechtsweg für alle Anſprüche, die 
» fie aus dem Kontrakte machen zu können glauben, offen 
» ſtehen foll. « 

Nachträglich wurde über einen hierorts erftatteten 
Bericht mit hohem Hofdekreke vom 16ten Dezember v. 
J. Zahl 57293 eröffnet, daß die oberfte Juſtizſtelle von 
der obigen Veranlaſſung die Gerichtsbehörden mit dem 
Beiſatze in die Kenntniß geſetzet habe, daß unter den zu 
ergreifenden Zwangsmitteln die in den Juſtizgeſetzen be, 
zeichneten Zwangsmitteln zu verſtehen ſeyen, das (Sur 
bernium nahm hieraus Anlaß, unterm ꝛ2ꝛten Jänner d. 
J. hohen Orts die Anfrage zu ſtellen, ob die in Acras - 
rialkontrakten bedungen zu werden pflegende Außerbe— 
figfegung des vertragbrüchigen Kontrahenten den politi, 


ſchen Behörden abgeſprochen, oder forthin eingeräumt 
ſey, indem daſſelbe dabei bemerkte, daß hierin oft das 
einzige ſichere Mittel liege, das, Ararium, den Fond 
oder die ſtädtiſche Kaſſe vor Nachtheilen zu ſichern. 

Hierüber wurde mit hohem Hofdekrete vom sten 
b M. Zahl 9159 der Landesſtelle der Auszug einer Auße⸗ 
rung mitgetheilt, welche die oberſte Juſtizſtelle am 12. 
Julius 1816 abgegeben hat, da zuerſt die Frage in die 
Berathung kam, ob es nicht geftattlih, und nothwen— 
dig ſey, die Verzichtleiſtung auf den Rechtsweg in Ara⸗ 
rialkontrakten aufzunehmen, und ob nicht in anderen 
Wegen der Sicherheit des Arariums in Ubereinftims 
mung mit den allgemeinen Nechtsgrundſätzen berathen 
werden könne. 

Hierunter iſt auch die Außerbeſitzſetzung angedeutet. 
Da nun daſſelbe Mittel auch in dem allerhöchſten Paten» 
te vom Zıten Dezember 100 $. 5 gegen vertragsbrü— 
chige Pächter, oder Käufer von Staatsgütern ausdrück— 
lich vorgeſchrieben iſt, und es weder in der Abſicht der 
oberſten Juſtizſtelle, noch in ihrer Macht liegen kann, 
allerhöchſte Anordnungen Seiner Majeſtät außer Kraft zu 
fegen, fo wird den kö. Kreisämtern imNachhange der imEin⸗ 
gange bezogenen Gubernialverordnung bedeutet, daß in je» 
dem mit dem h. Ararium oder ſonſt einem unter Aufſicht 
der öffentlichen Behörde hinſichtlich der Vermögensber— 
waltung ſtehenden Komunkörper, und ſonſtigen Fonde 
anzuſtoßenden Kontrakte auſſer der oben vorgeſchriebe— 
nen Klauſul dem Gegentheile zur Bedingung zu ma— 
chen ſey, daß er im Falle der Nichterfüllung des Ver 
trags ohne alles Rechtsverfahren im kuͤrzeſten Wege von 
volitiſcher Behörde aus dem Beſitze des dadurch ermwor- 
benen, Rechtes geſetzt werden könne. 

Übrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß bei der’ 
Entwerfung der Verſteigerungsprotokolle, bei der Er- 
theilung oder Verſagung der Verträge, und dei der Er⸗ 
füllung derſelben von Seite der verwaltenden Behör— 
den, wie nicht minder bei der Sicherſtellung der Be⸗ 
weiſe, welche über dieſe Erfüllung geführt, oder im 
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Falle einer vertragsmwidrigen Handlung des Kontrahen⸗ 
ten gegen denſelben geltend gemacht werden können, 
alle Vorſicht und Puͤnktlichkeit angewendet werden muß, 
damit wenigſtens mit keinen gegründeten Klagen gegen 
das Ararium die Städte oder politiſchen Fonds im 
Rechtswege aufgetretten, und der Ungrund der Klagen 
ohne vieler Weitläufigkeit nachgewieſen werden könne. 


Gubernialdekret vom 1. Mai 1821 Zahl 21336. 


58. 


Beſtimmung des Wirkungskreiſes der poli— 
tiſchen und Kammeralbehoͤrden, in An- 
ſehung des unbefugten Verkaufes der 
Arzneymittel. 


eine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchlieſ⸗ 
fung vom 21. Dezember b. J. in Anfehung des unbe— 
fugten Verkaufes der Arzeneymittel den Wirkungskreis 
der politiſchen und der Kammeral-Behörden auf ſolgen⸗ 
de Art zu beſtimmen geruht: 

1. In Fällen, wo ein befugter Apotheker ſich ei— 
ner Schwärzung mit Arzeneymitteln ſchuldig macht, 
oder ſonſt eine andere Partey in der Einſchwärzung der— 
ſelben betreten wird, haben die Zollbehörden under» 
weilt den Thatbeſtand, und die, zur Beweisführung 
gereichenden Umſtände genau zu erheben, hiervon der 
politiſchen Behörde ſogleich die Anzeige zu machen, und 
derſelben eine beglaubte Abſchrift der Thatbeſchreibung 
mitzutheilen, wie auch den Betretenen nahmhaft zu 
machen, oder an diefelbe abzuliefern. 

2. In der Anzeige muß angeführt werden, ob 
ſich der Betretene nebſt der Übertretung der Zollgeſetze 
auch jener des Hauſirpatents, oder beider zugleich ſchul— 
dig gemacht habe, und ob in Beziehung auf dieſe Übers 
tretung derſelbe auf freyem Fuße belaſſen werden dürfe, 
oder nicht, — damit die politiſchen Behörden ſich hier— 
nach achten, und nach Beendigung ihrer Amtshand⸗ 
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lung den Betretenen an die Zollbehörden anweiſen, 
oder an dieſelben wieder abliefern können. 

5. Von den Zollbehörden ſind die betretenen 
Arzeneyen jedes Mahl den politiſchen Behörden ſogleich 
einzuantworten. 

4. Den politiſchen Behörden liegt ob, mit dem 
mediziniſch⸗chirurgiſchen Studien- Direftorate über die 
Schädlichkeit der Arzeneyen, und ob deren Vertilgung 
nothwendig iſt, das Vernehmen zu pflegen, und den 
Werth dieſer Arzeneyen durch Sachkündige erheben zu 
laſſen, ſolchen aber durch ämtliche Zuſchrift den Zollbe— 
hörden zu dem Ende bekannt zu machen, damit dieſe, 
in fo weit eine Übertretung des Soll» oder Hauſtrpa⸗ 
tents Statt gefunden hat, hiernach die weitere Strafe 
bemeſſen können. 

5. Bei dieſer Strafbemeſſung iſt eben ſo, wie 
durch das Hofdekret vom zten Auguſt 1815 für Fälle, 
wo nebſt einer Gefällsübertretung ein Verbrechen Statt 
hatte, vorgeſchrieben iſt, zu beobachten, daß die Strafe 
für die Gefällsübertretung jener, welche von der politi— 
ſchen Behörde verhängt wird, zu folgen habe, und bei 
deren Beſtimmung auf jene zurück zu ſehen ſey. 

6. Da nach dem gten Artikel des II. Theils des 
Strafgefeges über ſchwere Polizeyübertretungen der er— 
haltene Geldbetrag für die verkauften Arzeneyen dem 
Armenfonde des Ortes zugedacht iſt, fo hat die politi- 
ſche Behörde, wenn keine Übertretung des Zoll- oder 
Haufirpatents eingetreten, gleichwohl aber der Verkauf 
verbothener Heilmittel durch Zuthun der Zollbeamten 
oder Aufſeher, oder durch geheime Anzeiger entdeckt 
worden iſt, jedes Mahl für die Anzeiger ein Orittheil 
der Werthsſtrafe, und für die Ergreifer ebenfalls ein 
Drittheil, dagegen, wenn keine Anzeiger vorhanden 
find, nur ein Orittheil für die Ergreifer, nebſidem aber 
auch in jedem Falle die aufgelaufenen Unterſuchungs⸗ 
Koſten, und Schreibgebühren des Inſpektorats dem Be⸗ 
trettenen noch insbeſondere zur Strafe anzuerkennen, 
5 die eingebrachte Strafe auch an die Zollbehörde abzu⸗ 
geben. 


Et 


Dieſe allerhöchſte Entſchließung wird in Gemäßheit 
dem hohen Hofkanzleydekrete vom 8. März d. J. zur 
allgemeinen Kenntniß gebracht. 

Gubernialdekret vom 4. May 1821. 3. 17045. 


59. 

Erhoͤhung des Poſtrittgeldes, dann Be— 
ſtimmung des Poſtilliontrinkgeldes, der 
Kaleſchengebuͤhr, des Schmiergeldes 
und der Poſtwagengebuͤhr fuͤr reiſende 
Paſſagiers. 

n dem Anbetrachte, daß das Pferdefutter, und meh— 
rere Erforderniſſe des Poſtdienſtes, im Preiſe geſtiegen 
ſind, iſt mit hohem Hofkammerdekrete vom 21. April 
d. J. befunden worden, dom erſten Juny d. J. ange⸗ 
fangen, das Poſtrittgeld, ſowohl bei Aerarial- als Pris 
vat⸗ Ritten, einſtweilen bis auf weitere Beſtimmung, 
im Königreiche Galizien von 56 Kreuzern, auf vierzig 
fünf Kreuzer in Konventions Münze im zo Gulden» 
Fuße, für ein Pferd und eine einfache Poſtſtazion, zu 
erhöhen, wornach die Vergütung der Ararial-Ritte 
geleiſtet wird, den Privaten aber noch ferners ſreyge— 
laſſen bleibt, das Rittgeld, auch in Einlöſungs-Schei— 
nen mit Einem Gulden 52 ½ Kreuzern für ein Pferd, 
und eine einfache Poſtſtazion, entrichten zu können. 

Das Poſtillionstrinkgeld hat bey dem bisherigen 
Ausmaße für Galizien, mit Neun Kreuzern in Conv. 
Münze, oder 22 ½ Kreuzern in Einlöſungs-Schei— 
nen für ein Pferd und eine einfache Poſtſtazion zu 
verbleiben. 

Für den Gebrauch einer gedeckten Kaleſche, iſt die 
Hälfte, für eine ungedeckte Kaleſche aber ein Viertel 
des für ein Pferd feſtgeſetzten Poſtrittgeldes, zu entrichten. 

Das Schmiergeld hat bey der bisherigen Beſtim— 
mung zu verbleiben, wornach, wenn die Schmeer (Fette) 
vom Poſtillion beigegeben wird, 8 Kreuzer in Eond. Münze, 


oder 20 Kreuzer in Einlöſungs⸗ Scheinen, außer dem 
aber 4 Kreuzer in Conv. Muͤnze, oder 10 Kreuzer in 
Einlöfungs = Scheinen zu bezahlen find. 

Uibrigens haben Diejenigen, welche mit dem Pofta 
wagen reiſen, den Paſſagiersporto, für jede einfache 
Poſtſtazion, und zwar: 

1. Für einen Sitz im Innern des Wagens mit 
24 Kreuzern in Conb. Münze, oder einem Gulden in 
Einlöſungs⸗ Scheinen, 

2. Für einen Sitz im vordern Theile des Wagens 
mitı8 Kreuzern in Conv. Münze, oder 45 Kreuzern 
in Einlöſungs⸗ Scheinen, 

3. für ein Kind, welches auf den Schoß genom⸗ 
men wird, mit 5 Kreuzern in Conv. Münze, oder 
12 Kreuzern in Einlöſungs-Scheinen, und 

4. für ein Kind, welches zwiſchen zwey Perfonen 
Raum zum figen findet, mit 6 Kreuzern in Conv. 
Münze, oder 15 Kreuzern in Einlöfungs = Scheinen 
zu bezahlen. 

An Trinkgeld hat jeder Paſſagier dem Poſtillon 
5 Kreuzer in Conv. Münze, oder 7 Kreuzer in Eins 
loſungs-Scheinen zu entrichten. 

Welches zur allgemeinen Wiſſenſchaft kund ge⸗ 
macht wird. 

Gubernialdekret vom 7. May 1821-Zahl 23155. 


60. 


Die Erzeugung des Weines oder Eſſigs 
aus Weinlager wird verboten. 


In Folge hohem Hofkanzley-Dekrets vom 5. v. M. 
Zahl 85 11 iſt die Benützung des in faule oder ſauere 
Gährung übergangenen Weinlagers, und Benützung 
des aus einem ſolchen Weinlager, mit oder ohne Bei⸗ 
miſchung vom Waffer filtrirten, oder mit Gewalt aus, 
gepreßten Weines, wodurch nicht mehr der urfprüng« 
lich mit dem Weinſyſtem vermiſchte wirkliche Weinan⸗ 
theil, oder Eſſig, ſondern ein ganz anderes der Ge- 
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ſundheit ſchädliches Produkt erbalten wird, anbiethen, 
und die Benützung eines ſolchen Weinlagers einzig zur 
Bereitung des Brandweines zu geſtatten. 

Wovon die Ortsobrigkeiten, und durch dieſe die 
Weinhändler unter ftrenger Ahndung im Nichtbefolgungs⸗ 
falle, ſammt dem unterſtehenden Sanitätsperſonale in 
die Kenntniß zu ſetzen ſind. 


a = Verordnung vom dten May 1822. Zahl 
21728. 


61. 


Abſtellung der unter den Fleiſchern beſte— 
henden Wechſelordnung in der Aus⸗ 
ſchrottung des Fleiſches. 


Da vorgekommen iſt, daß in manchendrten wo eine kleine 
Populazion beſteht, die Fleiſcher unter ſich das freiwil— 
lige Einverſtändniß getroffen haben, daß fie eine Wech⸗ 
ſelordnung in der Ausſchrottung beobachten, welches 
Uibereinkommen die Obrigfeiten in der Meinung eines 
mit dieſer Gewohnheit für das Publikum mehr der» 
bundenen Vortheils beſtättiget haben, ſo iſt mit hohem 
Hafkanzley⸗ Dekrete vom 7. April I. J. Zahl 9145 be⸗ 
deutet worden, daß Se. Majeftät mit allerhöchſter Ent» 
ſchlieſſung vom 27. März d. J. zu befehlen geruhet 
haben, Sorge zu tragen, daß derley Privatübereinkom⸗ 
men nicht länger mehr geſtattet werden. 

Hievon wird das Kreisamt mit dem Auftrage verſtän⸗ 
diget, daß im Falle ein dergleichen Übereinkommen irgend⸗ 
wo im Kreiſe beſtehen, oder noch vorkommen ſollte, auf 
die Abſtellung derſelben der gehörige Bedacht zu neh» 
men ſey: 


Gub. Dekret vom 8. May 1821. Zahl 21729. 
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62. 
Die Taglia fuͤr die Auslieferung der De⸗ 
ſerteurs wird auf Metallmuͤnze geſetzt. 


Se. Majeſtät haben allergnädigſt zu bewilligen ge- 
ruhet, daß die nach den verſchiedenen Waffengattungen 
beſtimmten Deferteurs. Taglien im gleichen Nennwerthe 
mit der gegenwärtigen, in Konvenzionsmünze bezahlt 
werden dürfen. 

Welches in Folge höchſten Hofkanzleydekrets bom 
16ten April I. J. Zahl 10885 allgemein bekannt ge— 
macht wird. 

Gubernialdekret vom 9. May 1821. Zahl 23790, 


65. 
Beſtimmung der Quartirskompetenz fuͤr die 
zurückbleibenden Frauen und Kinder der 
Feldaͤrzte. 


as k k. General-Kommando hat ſich im Grunde 
eines vom k. k. Hofkriegsrathe erhaltenen Reſkripts we— 
gen der nöthigen Unterkunft für die zurückgebliebenen 
Frauen und Kinder der zur Militär-Dienſtleiſtung kom⸗ 
mandirten Feldaͤrzte anher verwendet, auf welche den» 
ſelben ſowohl die Rückſicht auf den entfernt von feiner 
Familie eine eben ſo beſchwerliche als wichtige Dien⸗ 
ſtesbeſtimmung erfüllenden Feldarzt, als auch die Rück 
ſicht ſür ihre eigene, ſonſt hilf- und ſchutzloſe Lage den 
gegründeten Anſpruch geben. 

Man findet daher den beobachteten Grundfatz, daß 
den zurückgebliebenen Frauen der auf den Kriegsfuß 
geſetzten Offiziere, und anderer im gleichen Range ſte— 
henden Militär » Individuen die Hälfte der Quartiers⸗ 
Competenz ihrer Männer auf Koſten des politifihen 
Fonds zugewendet werde, dem Kreisamte mit dem Bei⸗ 
fage in Erinnerung zu bringen, daß nachdem den Ober. 
ärzten vermög der unterm 29ten May 1818 3.25996 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1821. F 
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regulirten Ratural⸗Quartiers⸗Competenz 1 Zimmer, 1 
Küche und 1 Holzkammer — den Unterärzten aber blos 
ein gemeinſchaftliches Quartier auf Koſten des Militär- 
Quartierfondes gebühret, hiernach auch die Familie der 
letztern ſich blos mit der gemeinſchaftlichen Unterkunſt 
begnügen, jene der Oberärzte aber dergeſtalt unterbracht 
werden müſſen, daß ſtets zwei Familien derſelben in 
dem ausgemeſſenen kampetenten Quartier eines Ober— 
arztes das Unterkommen finden. 

Welches dem kön. Kreisamte zur Richtſchnur und 
Darnachachtung mit der Erinnerung bedeutet wird, 
darüber zu wachen, daß bei derlei Anweiſungen kein 
Mißbrauch geſchehe. 

Gubernialdekret vom 11. May 1821. Zahl 17765. 


64. 


Weiſung in wie ferne geiſtliche Gemeinden 
und Pfruͤndner Verpachtungs⸗- und 
Vermiethungsvertraͤge abzuſchlieſſen be- 


fugt ſeyen. 

m dem Bedürfniſſe einer deſtimmten Vorſchrift über 
das Befugniß geiſtlicher Gemeinden und Pfründner 
über den Ertrag des ihnen zum Genuſſe eingeräumten 
Stiftung ⸗ Vermögens rechtsgiltige Pacht- und Mieth⸗ 
Verträge abzuſchließen, zu begegnen, haben Seine Ma— 
jeſtät mit allerhöchſter Entſchließung bom 6. April 1821 
laut Hofkanzley⸗Dekretes vom 14. nämlichen Monates 
allergnädigſt angeordnet: 

1. Die Vorſteher geiſtlicher Gemeinden ſind ohne 
Beſtimmung ihrer Gemeinden nicht befugt, giltige Pacht— 
und Miethverträge abzuſchließen. 

Die Beiſtimmung der Gemeinde muß durch die 
bei ihren Beſchlüſſen übliche Fertigung dem Kontrakte 
deigeſetzt werden. 

2. Es liegt in der Natur des Fruchtgenuſſes, daß 
geiſtliche Pſründner für ſich ſelbſt, und ohne höhere 


Genehmigung nur für die Zeit des Befiges ihrer Pfrün⸗ 
de über den Ertrag des Pfründevermögens giltige Pacht- 
und Miethbertrage abſchließen können. — 

5. Wenn von einer geiſtlichen Gemeinde oder von 
einem geiſtlichen Pfründner über das Stiftungsvermö⸗ 
gen, welches fie beſitzen, Pacht⸗ oder Miethvertrage: 

a) auf die Lebensdauer des Pächters oder Mieth⸗ 
mannes, 

b) bei Grunderträgniſſen und Gerechtſamen auf eine 
längere Zeit als auf neun Jahre, und bei Woh⸗ 
nungsmietben auf länger als 6 Jahre abgeſchloſſen 
werden wollen, oder 

c) wenn ſich die Einhebung des Pachtſchillings oder 
Miethzinſes vorhinein auf mehrere Jahre bedun- 
gen werden will, iſt zur Giltigkeit dieſer Vertrage 
die Genehmigung der Landesſtelle nothwendig. 


Gubernial Verordnung vom ten May 1821. Zahl 
23805. 


65. 


Wie ſich bei Steuernachlaͤſſen wegen Ele— 
mentarſchaͤden zu benehmen ſey. 


a mit hohem Hofkanzleidekrete vom 26ten März d 
J. Zahl 517 bedeutet wurde, daß ſich hinſichtlich der 
Steuer ⸗Nachläße, welche aus Anlaß der Elementar⸗ 
Ereigniſſe ertheilt werden, ganz in der Art wie bisher 
zu denehmen ſey, fo wird derſelben bedeutet, daß es 
auch bei derſelben untem gten März 1819 Sahl 10719 
ertheilten Weiſung zu verbleiben habe, im Grunde 
welcher beſtimmt wurde, daß die Nachläße durch die 
Abſchreibung der nachgeſehenen Steuer -Quoten von der 
Schuldigkeit des Jahres zu erfolgen habe, in jenem 
Falle aber wo Kontribuenten während der Verhandlung 
über ihre Geſuche im Zuge ſind, die Steuern deren 
Nachſicht fie ganz oder zum Theile anſprechen, mitler- 
weile aber wirklich erlegten, von Seite der Kaſſen nicht 
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rückberguͤtet werden dürfen, ſondern dieſen Kontribuen⸗ 
ten lediglich Anweiſungen auf die nachgeſehenen Beträge 
zu erfolgen ſind, welche ſodann bei der nächſten Steuer⸗ 
zahlung ſtatt Baaren anzunehmen ſey. 


Gub. Dekret vom 12. May 1821. Zahl 20030. 


66. 


Beſtimmung welche Kriminalkoſten in Kon⸗ 
venzionsmuͤnze bezahlt werden muͤſſen. 


Mit hohem Hofkanzleydekret vom 25ten März d. J. 
Zahl 8626 wurde der Landesſtelle eröffnet, daß über 
die, in Betreff der Währung in welcher die Kriminale 
koſten zu bezahlen ſind, von der hohen Hofkanzley mit 
dem k. k. oberſten Gerichtshof und der k. k. allgemeinen 
Hofkammer gepflogenen Kückſprache durch gemeinfchafts 
liches Einverſtändniß beſchloſſen wurde, daß vom zten 
Quartal des l. M. Jahres das iſt vom sten Februar 
angefangen, alle im erſten Theile II. Abſchnitt XVIII. 
Hauptſtück des Strafgeſetzbuches bezeichneten Kriminal— 
koſten in Konvenzionsmünze zu entrichten, und ſoviel 
es insbeſonders die Verpflegskoſten betrifft, die bisher 
nach Verſchiedenheit der Orte und Umſtände für die 
Verpflegung der Verhafteten in W. W. nämlich Einlö⸗ 
ſungs⸗ oder Antizipazionsſcheinen anzurechnen bewillig⸗ 
ten Beträge nach ihrem Werthe in Konvenzionsmetall⸗ 
Münze in der Rechnung vorzutragen, und zu bezahlen 
ſeyen. 

Wovon man dasſelbe zur Wiſſenſchaft und Nach⸗ 
achtung in die Kenntniß ſetzt. 


Gubernialdekret vom 14. May 1824. 3. 18445. 
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67. 


Wenn Penſioniſten und Proviſioniſten ꝛc. 
nach den 25. eines Monats ſterben, iſt 
deren Erben die Penſion fuͤr den ganzen 
Monat zu verabfolgen. 


Zur Herſtellung einer Gleichförmigkeit in der Zahlungs⸗ 
art der Penſtonen, Proviſionen, Gnadengaben, u. d. 
g. und um Nüderfäge an Übergenüßen zu beſeitigen, 
wurde mit hohen Hofkammerdekret vom Zoten März 
d J. Zahl 12254 angeordnet; daß die den Penſtoni⸗ 
ſten und Penſioniſtinen, den mit Erziehungs» Unters 
haltungsbeiträgen und Gnadengaben betheilten Waiſen 
und andern in Bezug von Gnadengehalten ſtehenden 
Partheyen dann den Proviſioniſten, und Proviſtoni⸗ 
ſtinen, wenn fie den fünf und zwanzigſten des Monats, 
als den zur Erhebung ihrer Gebühren beſtimmten Tag 
erleben, ihre Gebühren an fie felbft, oder wenn fie 
ohne Behebung derſelben nach dem 25ten mit Tod ab- 
gegangen find, an ihre ſich legitimirenden Erben fuͤr 
den ganzen Monat verabfolgt werden, und daß es da⸗ 
her von allen Rüderfag der Gebühr für Partheyen, 
welche am 25ten des Monats ihre Penſtonen, Erzie⸗ 
hungsbeiträge, Gnadengaben oder Proviſionen erhoben 
haben, und nachher in der Zwiſchenzeit bis letzten des 
Monats geſtorben find, künftig abzukommen habe. 


Wovon dieſelbe zur genaueſten Darnachachtung mit 
dem Beiſatz verſtändigt wird, daß ſich dieſe Vorſchrift, 
nicht bloß auf den Kammeralfond, fondern vermög ho— 
hen Hofkanzleydekrets vom azten April 1821 Zahl 
10099 auch auf die politiſchen Fonde und Anſtalten 
beziehe. 

Gubernialdekret vom 14. May 1821. 3. 20472. 


ze u 


68. 


Behandlung der Entlaſſungswerber vom 
Militaͤr im Konzertazionswege auf oͤde 
liegende Gründe, dann der Reſerve⸗ 
und Landwehrmaͤnner auf erkaufte 
Wirthſchaften und Gewerbe. 


s iſt der Zweifel entftanden: 
ıtens. ob Soldaten ohne Unterſchied ihrer Quali⸗ 
fikazion als aktib dienend, in der Landwehr oder im 
Ergänzungsſtand befindlich, die von ihren Obrigkeiten 
öde liegende Wirthſchaften ohne Entgelt erhalten, 
15 im Conzertazionswege entlaſſen werden können, 
un 
atens. ob die Ergänzungs⸗ und Landwehrmänner, 
die ſich eine Wirthſchaft oder ein Gewerd erkaufen, 
eben fo wie die dienenden Soldaten verhalten werden 
müffen, von ihrem Regiments oder Korps⸗ Kommando 
die Bewilligung des Ankaufs beizubringen. 
Über die diesfalls vom k. k. General» Militärs 
Kommando gemachte Anfrage hat der k. k Hofkriegs⸗ 
Prath die in Abſchrift beiliegende Erklärung erlaſſen, 
welche dem Kreisamte, da ſelbe ganz im Geiſte der 
für die Friedenszeiten beſtehenden milderen Grund— 
ſätze erfolgte, zur Wiſſenſchaft und Nachachtung mit⸗ 
getheilt wird. 


Gubernialdekret vom 14. Mai 1821 Zahl 24612. 


Hofkriegsraͤthliche Verordnung vom 17. 
April 1821. 1505 K 


Den mittelſt Berichts, vom 28ten b. M. R. 3068 
gemachten Anfragen wegen Behandlung der Entlaſſungs⸗ 
werber im Konzertazionswege auf öde liegende Gründe, 
dann der Keferde- und Landwehrmänner, die ſich eine 
Wirthſchaft oder Gewerb erkaufen, iſt, ſo weit ſich dieſe 
Fälle auf die gegenwärtigen Zeitverhältniſſe bezie⸗ 
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ben, durch die dem General⸗Kommando mit dem dies⸗ 
ortigen Reſkripte vom 13ten l. M. K. 1475 bekannt ge⸗ 
gebenen verſchärften Entlaſſungs- und Paßvorſchriften be» 
reits entſprochen worden. Da hiernach wahrend, der 
Dauer von ſechs Monaten Entlaſſungen im Konzertas 
zionswege nur auf ererbte und auf don gebrechlichen 
Altern übergebene Wirthſchaften und Gewerbe ſtatt fine 
den dürfen, und zwar nur dann, wenn die Erhaltung 
der ererbten oder übertragenen Wirthſchaften und Ges 
werbe auf keine andere Art zu ſichern wäre. Diefe An⸗ 
ordnung bezieht ſich auf alle der Militärpflicht unterlie⸗ 
gende Individuen, wenn daher Refſerve- oder Landwehr⸗ 
männer auch wirklich Wirthſchaften oder Gewerbe an- 
kaufen, oder erheurathen, fo befreyet fie dieſes gegen 
wärtig nicht von ihrer aufhabenden Militärpflicht. 

Derley ſcharfe Maßregeln find, jedoch auf friebli« 
che Zeiten nicht anwendbar. In Friedenszeiten 
kann auf Wirihſchaſten, welche die ſeſtgeſetzte Ausmaß 
haben, deßwegen, weil fie mehrere Jahre oͤde gelaſſen 
wurden, den betreffenden Beſitzern die Entlaſſung im 
Konzertazionswege nicht verſagt werden, da es für die 
Landesprodukzion von großer Wichtigkeit iſt, Bearbeiter 
öde liegender Gründe zu erhalten, und da den zu be— 
fürchtenden Mißbräuchen durch die beſtehende Vorſchrift 
vorgebeugt iſt, daß der Wirihſchaftsbeſizer nur in fo 
lange beſreyet bleibt, als er die Wirthſchaft wirklich 
ſelbſt betreibt. 2 

„Da übrigens dieReferve⸗ und Landwehrmänner außer 
der Übungszeit der Ciwpil⸗Jurisdikzion unterſtehen, fo iſt es 
mit den beſtehenden Anordnungen unvereinbarlich dieſelben 
in dem Erwerbe von Wirthſchaften ꝛc. von der Militärbehör- 
de abhängig zu machen, und fie fo wie die dienende Mann- 
ſchaft zur Einholung der vorläufigen Bewilligung der bes 
treffenden Werbbezirks⸗ Regimenter zu verhalten. 

Dieſes in Erledigung des obgedachten Berichts zur 
genauen Darnachachtung. 
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69. | 
Modiſizierung des 598 F. des II. Theile des 
Strafgeſetzes, und des 1340 S. des all⸗ 
gem. buͤrgerl. Geſetzbuches wegen Er⸗ 
greifung des Rechtsweges bei Beſtim— 
mung des Schadenerſatzes. 


eine k k. apoſtol. Majeſtät haben über einen, nach 
Einvernehmung des oberſten Gerichtshofes, und der 
oberſten politiſchen Behörde von der k. k. Hofkommiſſion 
in Juſtizgeſetzſachen erſtatteten a. u. Vortrag, den 5. 
398. II. Theils des Strafgeſetzbuches, und den $. 1540. 
des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches dahin abzu— 
andern befunden: daß, wie bisher ſchon in Kriminal— 
fällen, eben ſo kuͤnftig auch bei ſchweren Polizeyuͤber— 
tretungen gegen die, in dem politiſchen Strafurtheile 
erfolgte Beſtimmung des Erſatzes, oder der Entfchädis 
gung, der Rechtsweg nur dem Beſchädigten, nicht aber 
auch dem verurtheilten Beſchädiger vorbehalten ſeyn ſoll. 
Dieſe allerhöchfte Entſchließung wird in Folge Hof⸗ 
kanzleydekretes vom 7ten April I. J. Zahl 2234 zur all» 
gemeinen Wiſſenſchaft dekannt gemacht. 
Gubernial- Verordnung vom i8ten May 1821. 
Zahl 21024. 
f 70. 
Weiſung, wie ſich hinſichtlich der von den 
Dominien als paßlos auf eigene Rech⸗ 
nung zum Militaͤr geſtellten fremdherr⸗ 
ſchaftlichen Individuen zu benehmen ſey. 


bwohl rückſichtlich der in Folge hierortiger Werord- 
nung vom 25ten v. M. Zahl 20868 von den Dominien 
auf eigene Rechnung zur Keſerve abgeſtellt werdenden 
paßloſen fremdherrſchaftlichen Indibiduen von einer fünfe 
tigen Ausgleichung zwiſchen den betreffenden Stellungs⸗ 


und Geburts » Dominien keine Rede ſeyn kann, da 
ſolche im Detail unausführbar iſt, fo iſt doch dringend 
nöthig, daß die Geburtsdominien nachträglich in die 
Kenntniß jener Individuen gelangen, welche andere 
Dominien als paßlos auf eigene Rechnung abgeftellt 
haden, damit erftere nicht etwa ſolche Leute als Rekru⸗ 
tirungsflüchtlinge oder Auswanderer behandeln, wäh- 
rend dieſelben bereits beim Militär befindlich ſind. 

In dieſer Erwägung wird in Folge hohen Hofkanz⸗ 
leydekrets vom 7ten l. M. Zahl 15029 anbefohlen: daß 
bei jedem — von den Dominien als paßlos, oder we» 
gen erloſchenen Paße auf eigene Rechnung geſtellt wer— 
denden ſremdherrſchaftlichen Unterthan, don der Aſſen⸗ 
Urungskommiſſion der Geburtsort, dann das Geburts» 
und Jurisdikzions-Dominium deſſelben in dem Aſſenti⸗ 
rungsprotokolle genau angemerkt, nach beendigter Stel» 
lung aber die Verzeichniſſe dieſer Individuen, ſoweit ſie 
aus den konſkribirten Provinzen gebürtig find, unter 
Anführung der oben bemerkten Daten an die Kreisäm— 
ter übergeben werden ſollen, damit dieſe die aus dem 
nämlichen Lande gebürtigen den übrigen Kreisämtern 
namhaft machen, die übrigen aber der Landesſtelle an- 
zeigen, um ſohin den betreffenden Länderſtellen Aus⸗ 
züge dieſer Verzeichniſſe zur Verſtändigung der betref⸗ 
fenden Stellungsbehörden zufertigen laſſen zu können. 

Hiernach iſt ſich genau zu benehmen, und die Aſ⸗ 
ſentirungs⸗Kommiſſion anzuweiſen. 

Gubernialdekret vom 19. Map 1821. 3. 2607). 


71. 

Aus⸗ und Durchfuhrsverboth der Waffen 
und Kriegsbeduͤrfniſſe nach der Moldau 
und Wallachey. 

eine Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchließung 
aus Laibach dom Iten d M. wegen des in den Fürſten⸗ 
thumern Moldau und Wallachei gegen die Pforde aus- 
gebrochenen Aufſtandes die Aus⸗ und Durchfuhr von 


Waffen und Kriegsbedürfniſſen aller Art nach dieſen 
beiden Ländern zu verbiethen geruhet 
Dieſer allerhöchſte Verboth wird hiemit zur genauen 
Befolgung öffentlich bekannt gemacht. 
Gub. Kundmachung v. 20. May 1821. Zahl 3642. 


72. 
Konſiſtorien, Vikariaten, und Dekanaten 
wird bei offizioſen Korreſpondenzen die 
Briefportofreyheit geſtattet. 


aut hohem Hofkanzleydekret vom öten May d. J. ha: 
den Se. Majeſtät durch allerhöchſte Entſchlleßung aus 
Laibach untem 26ten April d. J. folgendes zu derord« 
non geruhet. 

» Den Konſiſtorien, Vikariaten, und Dekanaten hat 
»die Befreyung dom Briefporto gegen Führung der 
» ordentlichen Journale zu Statten zu kommen, wenn 
» fie mit Länderſtellen und Kreisämtern, oder die Kon— 
» fiftorien und Vikariate mit den Dekanaten, und um⸗ 
» gekehrt in stricte officiosis forrefpondiren. « 

Wovon das kön. Kreisamt zur Wiſſenſchaft und 
weitern Verfügung derſtändigt wird. 

Gubernialdekret vom 20. May 1821. Zahl 26105. 


75. 
Die Nachſicht der Haͤlfte der galiziſchen In⸗ 
digenatstaxe für die Kaͤufer der Staats⸗ 
guͤter wird aufgehoben. 


ie laut Kreisſchreibens vom 51. Dezember 1819 Zahl 
62472 jenen Individuen, welche in der Abſicht, um 
landtäfliche Güter zu kaufen, ſich um das galiziſche 
Indigenat bewerben, auf dem Grunde des Kreisſchrei— 
bens vom ıten Dezember 1785 zugeſtandene Herabmä⸗ 
ßigung der vorgeſchriebenen Indigenatstaxe auf die 
Hälfte, haben Se. Majeſtät mit allerhöchſter Entſchlie⸗ 
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fung vom 28. April I. J. zugleich mit der gedachten 
Vorſchrift om Jahre 1785 über allerunterthänigſte 
Bitte des ſtändiſchen Landesausſchußes wieder aufzuhe⸗ 
ben, dabei aber allergnädigſt zu beſtimmen geruhet, 
daß die Wirkung dieſer Aufhebung erſt nach erfolgter 
Kundmachung der allerhöchſten Entſchließung einzutre⸗ 
ten habe. 

Welches in Folge hohen Hofkanzleydekretes vom 4. 
d. M. Zahl 12786 kundgemacht wird. 

Gub ernialdekret vom 25. May 1821. 3. 25568. 


74. 


Die Militär = Stallbaufoften werden auf 
den Militaͤrquartiersfond uͤbertragen. 


it höchſtem Hofkanzleydekrete vom 27ten b. M. 
Zahl 26967 iſt der hierortige Antrag zur Aufhebung der 
mit höchſtem Hofdekrete vom agten May 1804 kundge⸗ 
macht mit Gubernial-Verordnung vom 22ten Juny 
1804 Zahl 24568 und raten November 1816 Zahl 
49692 eingeführten Berechnungs- und Einhebungsart 
der Kavallerie-⸗Stallbaukoſten genehmiget, und zugleich 
geſtattet worden, daß derley Koſten nach den wirklichen 
von Fall zu Fall eintrettenden Lokalpreifen aus dem 
Militärquartiersfonde bergütet werden dürfen. 

Dem Kreisamte wird hiernach folgendes zur Richt⸗ 
ſchnur vorgeſchrieben. 

itens. Sind bei allen künftig vorkommenden Kos 
ſtenüberſchlägen, die bisherigen rojährigen Ourchſchnitts⸗ 
Preiſe, ſo wie auch die mit der obbezogenen ſpäteren 
Gubernial = Verordnung angeordneten Mittelpreiſe nicht 
mehr aufzunehmen, ſondern die Materialien, und Ars 
beiten blos nach den von Fall zu Fall eintrettenden 
Lokalpreiſen anzufetzen und zu berechnen. 

tens. Die diesfälligen Preis tabellen find nicht bloß 
von den Ortsobrigkeiten auszuſtellen, und zu ſertigen, 
ſondern dieſelben ſind von dem Kreisamte durch den 
Kreiskommiſſär des Bezirks, jedoch ohne eigene Keiſe⸗ 
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koͤſten zu veranlaßen, zu verifiziren, und als richtig 
deſtehend, eigens zu beftättigen. 

stens. Sind alle auf dieſe Art inſtruirten Bauan⸗ 
träge zur vorläufigen buchhalteriſchen Zenſur vorzulegen, 
nach deren Bewirkung der Bau durch öffentliche Lizi— 
tazion nach den beſtehenden allgemeinen Grundſätzen 
zu vollziehen ſeyn wird. 

gtens. Über die Art wie die Bauten ganz neuer 
Stallungen für die Zukunft einzuleiten, und welche Mu⸗ 
ſter zu den neuen Kavallerie» Stallungen vom Holze und 
hartem Materiale zu wählen wären, wird dem Kreis⸗ 
amte ſeiner Zeit die Entſcheidung zukommen, und es 
verſteht ſich daher von ſelbſt, daß 

5tens. die gegenwärtige Vorſchrift bloß auf die Er⸗ 
haltung und Reparatur der beſtehenden Stallungen, 
nicht aber auf ganz neue Stallbaulichkeiten ſich bezie- 
he, und daß — 

ötens dabei nicht außer Acht zu laſſen ſey — daß 
die unbedeutenden kleinen Reparaturen, welche auf der 
Stelle ohne Zeit — und beträchtlichen baaren Koſten⸗ 
aufwande landartig, meiſtens ſelbſt, ohne beſondere 
kreisämtliche Einwirkung auf Anfinnen der Kommanden 
von den Dominien bewirkt zu werden pflegen, ſomit 
keines Koſtenüberſchlags benöthigen, fortan von den Do- 
minien und Gemeinden zu bewirken, fomit nur jene 
Herſtellungen, welche theils wegen des benöthigten Zeit⸗ 
und Koſtenaufwandes — theils wegen ihrer Manigfal⸗ 
tigkeit einen Überſchlag erheiſchen, auf die obangedeu— 
tete Art vom Militärquartierfonde zu beſtreiten ſeyen. 

Gubernialdekret vom 24. May 1821. 3. 25965. 


PB: 
a welche Behelfe die Hebammen ihren 


Geſuchen um Erlangung eines Stipen— 
diums anzuſchließen haben. 


Da ungeachtet der fo. beſtimmten Weifung vom 17 ten 
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April v. J. Zahl 16174 und arten Hornung I. J. Zahl 
10123 Weider welche die Hebammenkunſt lernen, ent⸗ 
weder ohne allen Behelfen das Stipendium von 100fl. 
W. W. anſuchen, oder gar von der Ferne hieher kom⸗ 
men, ohne einen Beweis von jenen Eigenſchaften füh⸗ 
ren zu können, wodurch ſie zur Erlangung dieſes Sti⸗ 
pendiums fähig ſeyn würden, oft ſelbſt auch das Nor⸗ 
malalter von höchſtens 40 Jahren, weit überſchritten, 
auch haben ſich ſogar Bittſtellerinnen eingefunden, wel⸗ 
che in Munizipalſtädten wohnen. 

Um alſo dieſe Perſonen nicht in die größte Verle— 
genheit durch eine Reife nach Lemderg oder Czernowitz 
zu fetzen, oder ſie mit falſchen Hoffnungen zu nähren, 
wird noch einmal dem kön. Kreisamte zur Nichtſchnur, 
und zur Belehrung des Kreisphyſikus, und der Domi⸗ 
nien erinnert, daß; 


ıtens. Eine jede Schülerinn der Hebammenkunſt, 
welche die Hebammenkunſt erlernen, und das Stipen⸗ 
dium anſuchen will, den Taufſchein, das Armuthszeug⸗ 
niß, ferner; 

oteng, den Revers, daß ſelbe ihre Kunſt in Gali⸗ 
zien und in der Bukowina und zwar nur auf dem fla⸗ 
chen Lande der Munizipal» oder unterthänigen Städte 
ausüben will, beſitzen muß. 

stens Daß dieſer Revers von zwei Zeugen, und 
wenn felbe verheurathet iſt, von ihren Gatten deſtättigt 
ſeyn, dann; 

uatens. wenn fie Wittwe iſt, ſelbe ein Zeugniß ihres 
Wittwenſtandes beibringen, und endlich daß 

stens. ſelbe des Leſens kundig fein muͤſſe, von 
welchem letztern man ſich hier oder in Ezernowitz über⸗ 
zeugen wird. 

Gubernialdekret vom 5. Juny 1821. 3. 28504. 


76. 
Zu dem Bau eines Dominikalarreſtes muͤſ⸗ 
fen ſaͤmmtliche Antheilsbeſitzer einer Herr⸗ 
ſchaft konkurriren. 


* Grunde hohem Hofkanzleidekrets dom igten April 
d. J. Zahl 10712 wird dem Kreisamte verordnet, nicht 
nur den guten Zuſtand der Arreſte auf dem Lande zu 
überwachen, ſondern auch, wo es die Nothwendigkeit 
erheiſcht, ihre Herſtellung einzuleiten, die hiernach von 
dem Kreisingenieur berechneten Bauauslagen, oder auch 
die ohne Dazwiſchenkunft des Kreisingenieurs aufgerech— 
neten Bauauslagen, wenn ihr Betrag nicht beanſtändet 
wird, auf die ſämmtlichen Antheilsbeſitzer einer Herr— 
ſchaft nach dem Steuergulden zu repartiren, und ſolche 
durch die dem Kreisamte zu Gebothe ſtehenden Mittel 
einzutreiben. 

Wornach ſich in allen vorkommenden Fällen genau 
zu achten iſt. 

Gubernialdekret vom 6. Jun) 1821. Zahl 25291. 


77. 

Privat- Weg = Bruͤcken⸗ und Uiberfuhrs⸗ 
. werden auf Metallmuͤnze 
geſetzt. 


n Folge hohen Hofkammer Präſidialdekrets vom 17. 
v. M. find jene Weg⸗Brucken⸗ und Überfuhrsmauth⸗ 
gebühren, welche von Ständen, Gemeinden, Körper, 
ſchaften, Dominien und Privaten rechtmäßig bezogen 
werden, fortan in ihrem dermaligen Betrage im Pas 
piergelde, oder in dem zu 250 Perzente reduzirten Be⸗ 
trage in Konvenzionsmünze einzuheben. 

Welches zur allgemeinen Wiſſenſchaft und Nachach⸗ 
tung mit dem Beifatze bekannt gemacht wird, daß dieſe 
Beſtimmung auch auf die Lemberger ſtädtiſchen Linien⸗ 
mäuthe Bezug habe. 

Gubernialdekret vom 15. Zuny 1821. Zahl 51269. 
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78. 


Bekanntmachung der Wegmauthſtazionen 
und ihrer Entfernung nach Meilen, 
dann der Bruͤcken⸗ und Uiberfahrten, für 
0 eine Mauthgebuͤhr zu entrich- 
ten iſt. 


In Folge allerhöchſter Entſchließung Sr. Majeftät 
laut Hofkammerpraäſidial⸗Dekrets vom 17. May d. J. 
ſind vom 1. July, 1821 angefangen, die Ararial-Weg⸗ 
Brücken ⸗ und Waſſerüberfahrt⸗Mäuthe in Konv. Münze 
nach dem Zwanzigguldenfuße zu entrichten, und iſt 
ſich hierbei nach folgenden Vorſchriften zu benehmen: 

. 1. 

Die Wegmauth iſt für das Zugvieh in der Bes 
ſpannung, und zwar für alle Fuhren ohne Unterſchied 
der Gattung des Fuhrwerks mit einem Kreutzer Konv. 
Münze vom Stück des angeſpannten Zugviehs für die 
Meile zu entrichten. 

+ 2, 

Für das Zugvieh außer der Beſpannung, ferner 
für das Treibvieh iſt die Wegmauth und zwar: vom 
ſchweren Vieh, als: Pferden, Ochſen, Stieren, Kühen, 
Junzen, Terzen, Maulthieren, und Eſeln, mit einem 
halben Kreutzer vom Stücke, vom leichten Vieh aber, 
als: Kälbern, Schafen, Ziegen und dem Borſtenvieh, 
mit einem Viertel⸗Kreutzer vom Stück für die Meile zu 
entrichten. - 

3 

In der Haupt» und Reſtidenzſtadt Wien, fo wie 
in den Provinzial Hauptſtädten, wo ärarial Linien, 
Amter beſtehen, iſt an denſelben vom Zugvieh in⸗ und 
außer der Beſpannung, dann vom ſchweren und leich⸗ 
ten Vieh, die für eine Meile feſtgeſezte Wegmauth zu 
entrichten. 


S. 4. 
Von der Entrichtung der Wegmauth bei ſämmtli⸗ 
chen Wegmauth⸗ und Linien ⸗Amtern find befrept: 

a) der k. k. Hofſtaat und deſſen unmittelbares Ge- 

olge. 

b) Se. Königl. Hoheit der Herzog Albert von Sach⸗ 
ſen⸗Teſchen. 

c) Die am a. h. Hofe aecreditirten Geſandten, oder 
Bothſchafter auswärtiger Mächte mit eigenen oder 
Poſtpferden. Bei gemietheten Pferden iſt jedoch 
die Wegmauth zu entrichten. 

d) Der Oberſthof⸗ und Landjägermeiſter mit feinem 
eigenen Wagen, ſeinen Reitpferden und ſeinem 
Küchenwagen in allen landesfürſtlichen Forſt und 
Jagdbezirken, dann die, ihm untergeordneten 
Forſt⸗ und Jagdbeamten, nebſt feinen Hausleu⸗ 
ten, die er zu ſeiner Bedienung vorausſendet, oder 
die ihm nachfolgen, wenn ſie mit einem gehörig 
gefertigten Zeugniſſe verſehen ſind. 

e) Das k. k. Jagd- und Forſtperſonale in den Jagd⸗ 
und Forſtbezirken, in welchen jeder einzeln ange⸗ 
ſtellt iſt. 

1) Das in Garniſon liegende k. k. Militär eine Viertel- 
Meile um den Regimentsbequartirungs- Bezirk, 
jedoch nur in ſeiner Uniform. 

g) Pferde, welche wegen der Aushebung zum Miliz 
tär⸗Dienſte geſtellt werden, ſowohl auf dem Hins 
als Rückweg, wenn fie mit dem ihre Beſtimmung 
und Zahl beftättigenden Zeugniſſen der Ortsobrig⸗ 
keit begleitet ſind. 

h) Alle 7 welche ein unmittelbares Ararialgut 
mit k. k. Beſpan führen, oder wenn es gedungene 
Fuhren find „die mit Freypäßen der k. k. allgemei⸗ 
nen Hofkammer oder von der Landesſtelle verſe⸗ 
hen ſind. 

ji) Die Militär⸗Vorſpannsfuhren ſowohl einzeln, als 
bei dem Marſche der Truppen, wie auch die Fuhr⸗ 
und Keitpferde der marſchierenden Truppen und 
Offiziere. 


*) Die Rataral » Lieferungstransporte, welche aus 
einer Magazinsſtazion in eine andere durch Vor⸗ 
ſpann von den Unterthanen verfuͤhrt werden, ſo 
wie auch die Landeslieferungs-Fuhren gegen Vor⸗ 
zeigung der obrigkeitlichen Lieferungsſcheine. 

In einem, wie in dem andern Falle findet dieſe 
Wegmauthbefreyung auch dann Statt, wenn die Unter» 
thanen dieſe Fuhren nicht ſelbſt, ſondern durch — von 
denſelben bezahlte Unternehmer leiſten. 

1) Die ordinären Poſten, wenn mit denſelben kein 
Keifender fährt, da ſonſt ein ſolcher für ein Pferd 
die Wegmauth zu bezahlen hat. 

m) Die Eſtafetten und Kouriere, die k. k. Poſtwä⸗ 
gen, wie auch alle leeren oder an einem Yoſtwa⸗ 
gen, oder einer Poſtkaleſche geſpannten zurückge⸗ 
henden Poſtpferde. 

n) Die Fuhren der Seelſorger in ihren pflichtmäßi⸗ 
gen Amtsverrichtungen, als: zur Abhaltung des 
Gottesdienſtes, der Chriſtenlehre, oder Beſuchung 
der Kranken und Beerdigung der Leichen, in 
ihren ſeelſorglichen Bezirken. 

o) In den Ortſchaften, wo ein Vegmauthſchranken 
aufgeſtellt iſt, werden den Ortsbewohnern von der 
Wegmauth freygelaſſen: 

1. Das auf die Weide, zur Heilung und zum Bea 

ſchlagen gehende Vieh. 

2. Das Fuhrwerk zum Feldbau, als: Pflüge, Eg⸗ 
gen, Dünger und Gipsfuhren, wenn der Gips gleich 
auf Wieſen oder Felder gebracht, und dort eingeackert 
wird, und dieſe Beſtimmung mit obrigkeitlichen Zerti⸗ 
fikaten beſtättiget iſt. 

3. Alle Wirthſchaftsfuhren, welche die Bewohner 
einer Ortſchaft, wo ein Wegmauthſchranken aufgeſtellt ift, 
mit ihrem eigenen, oder in demſelden Ort gemietheten 
Zugvieh verrichten, oder zum Betriebe ihrer Wirthſchaft, 
ihres Gewerbes dergeſtalt nothwendig haben, daß ei⸗ 
gentlich nur das nämliche Naturale, oder die nämliche 
Waare hin» und hergeführt wird, z. B.: wenn Ge⸗ 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1821. G 
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treide oder Mehl zur Vermahlung oder Verbackung, oder 
Fabrikate in die nächſte Walke oder zur Appretur, oder 
bei der Wirthſchaft eigenes Baugut, und die Fechfung 
vom Felde oder Holz aus dem Walde zum eigenen Bes 
darf geführet wird 

4. Alle auf dem Grund und Boden des Mauth- 
ortes genommen Baumaterialien für den Mauthort ſelbſt. 

5. Die Wirthſchaftsfuhren der Dominien, ſowohl 
mit eigenen als gemietheten, und mit Robothzügen, 
welche in einer Stadt, oder in einem anderen Orte, 
wo ein Wegmauthſchranken ſieht, ihre Wirthſchaftsge⸗ 
bäude haben, von welchen aus, ſowohl der Feldbau 
betrieben, als auch dahin das eigene Baugut, dann 
das Holz zum Gebrauche für die Wirthſchaftsgebäude 
aus eigener Waldung gefuͤhrt wird. 

Von dieſer Wegmauthbefreyung an dem Lokal- 
ſchranken ſind ausgenommen: Die Induſtrialfuhren, das 
iſt: ſolche Fuhren, mit welchen Produkte, als: Körner, 
Heu, Stroh, u. ſ. w. oder Fabrikate zum Verkaufe, 
aus dem Orte anderswohin verführt werden. 

Fuhren, welche von den umliegenden Ortſchaften 
Viktualien, Holz und derley Bedürfniße in einen, mit einem 
Wegmauthſchranken gefchloffenen Ort auf den Markt, oder 
ſonſt zum Abſatz bringen, müſſen die Wegmauth auch 
dann bezahlen, wenn fie am nämlichen Tage leer hin» 
ausfahren. N 


p) Alle Fuhren zur Erhaltung oder zum Bau der 
Straſſen gegen Legitimazion mittelſt ordentlicher 
Zertifikate der Straſſenbau⸗Direkzion. 


q) Fuhren mit Baumaterialien zur Wiedererbauung 
eines abgebrannten Hauſes auf dem Lande gegen 
kreisämtliche Päſſe, bei Städten gegen Magiſtrats⸗ 
Zeugniße. 

r) Die rohen Erzfuhren, dann Kohlen⸗ und Holz⸗ 


fuhren im Orte, wo ſich der Schranken befindet, 
aber nicht außer demſelben. 


. rg 


Ubrigens hat es bei der, jenem Fuhrwerke, wel 
ches mit Rädern von einer Felgenbreite von wenigſtens 
6 Wiener Jollen verſehen ift, bereits zugeſtandenen 
Begünſtigung der Nachſicht der Hälfte der Wegmauth, 
En der Unbeſchränktheit der Ladungslaſt fein Ver⸗ 

eiben. 


5) Alle zu Kirchen-Pfarr- und Schulbaulichkeiten 
nach den beſtehenden Geſetzen unentgeldlich zu leis 
ſtenden Fuhren gegen Legitimazion mittelſt kreis- 
ämtlicher oder ortssbrigkeitlicher Zertifikate. 


N 5. 
Von den übrigen bisher beftandenen, und J. 4. 
nicht ausdrücklich namhaft gemachten Wegmautbe⸗ 
ſreyungen hat es abzukommen. 


§. 6. 


Fur die Umfahrung oder Überfahrung einer Weg⸗ 
mauthſtazion mit Zugvieh, fo wie für Umgehung der— 
ſelben mit Triebvieh, ift nebſt der Gebühr der zehn— 
ſache Betrag der Wegmauth von jedem Stuck Zug- oder 
Treibvieh als Strafe zu entrichten, 


wen 


Die Brückenmauth ift nur für Bruͤcken von einer 
Länge von zehn Klaſtern und darüber nach folgendem 
Tariff, und nach den Klaſſen in der Art zu entrichten, 
daß in die erſte Klaſſe, Brücken von einer Länge von 
zehn bis zwanzig Klaftern, in die zweite jene von mehr 
als zwanzig bis vierzig Klaftern, und in die dritte jene 
von mehr als vierzig Klafter-Länge gehören, wobei 
jedoch zu beobachten iſt, daß Brücken, die über meh⸗ 
rere Arme eines Flußes auf demſelben Straſſenzuge 
führen, in Anſehung der Entrichtung der Brückenmauth 
zuſammen nur für eine Brücke zu gelten haben. 
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ut Wer, 


nach welchem die Bruͤckenmauth zu 
entrichten iſt. 


1. 2. 8. 
8 Iaffe 
Kreuzer 
Für alles Fuhrwerk von gr Sa 
die nh 1 2 5 
Von jedem Stück Tragpieh oder 
ſchweren Treibvieh als: Pfer⸗ 
den, Ochſen, Stieren, Aer. 
Maulthieren und Eſeln 5 . 14 
Von jedem kleinen Treibveih, als: 
Kälber, Schweine, Ziegen, 
Schafe, Hammeln ꝛ . . « 4 4 # 


98. 

Alle übrigen, in Anſehung der Weg⸗ und Bruͤcken⸗ 
mauthe beſtehenden Vorſchriften, fo wie die, » fuͤr die 
Übertretung derſelben feftgefegten Strafen haben, infoa 
fern ſte nicht durch die gegenwärtige Zirkularverordnung 
eine Abänderung erleiden, in Kraft und Wirkſamkeit 
zu verbleiben. 

§. 9. 


An jenen Orten, wo ſtatt der Brücken eigene Ara— 
rial⸗Waſſerüberfahrten gewohnlich n ſind die 
UÜberfahrisgebühren ebenfalls in K. M. nach dem für 


= el 3 og 


die Brückenmauth feftgefegten Tariffe, jedoch mit der 
Abweichung zu entrichten, daß: 

a) Auch bei Überfahrten über Flüge unter der Breite 
von zehn Klaftern die Gebühr nach der erſten Klaſſe 
zu bezahlen iſt; dann 

b) bei Überfahrten nach der erſten Klaſſe auch jede 
Perſon ohne Unterſchied eine Gebuͤhr von einem 
Kreuzer, nach der zweiten Klaſſe jene von zwei 
Kreuzern, und nach der dritten Klaſſe jene von 
drei Kreuzern, ferner jede Perſon mit einem Zieh⸗ 
oder Schubkarren die vorbemerkten Gebühren im 
doppelten Betrage zu entrichten habe. 


§. 10. 

Bei den Gränzwegmäuthen iſt die Wegmauthge⸗ 
bühr ganz nach dem neuen Tariffe im einfachen Betrage 
einzuheben. 

§. 11. 


Über die Längenſtrecke der Wegmauthſtazionen nach 
Meilen, und die Klaſſificirung der Brückenmauth nach Ver⸗ 
hältniß der Strombreite wird eine eigene Bekanntma— 
chung erfolgen. 

Gubernialdekret vom 15. Juni 1821. Zahl 51269. 
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79. 

Bekanntmachung der Wegmauthſtazionen 

und ihrer Entfernung nach Meilen, 

dann der Bruͤcken- und Uiberfahrten, 

für welche eine Mauthgebuͤhr zu entrich- 

ten iſt. 

it Bezug auf das gedruckte Kreisſchreiben vom 
15. d. M. Zahl 51269, womit die Einhebung der 
Ararial⸗Weg⸗Brücken⸗ und Waſſerüberfahrt⸗Mauth⸗ 
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gebühren vom 1. Juli d. J. in Konbenzions⸗Muͤnze, 
und der feſtgeſetzte Tariff bekannt gemacht wurde, 
werden mittelft des anliegenden Verzeichniſſes A. alle A. 
Wegmauthſtazionen, und die Meilenzahl, nach wel⸗ 
cher bei jeder derſelben die im obbezogenen Kreis⸗ 
ſchreiben feſtgeſetzten Wegmauthgebühren zu bezahlen 
ſind, dann mittelſt des weitern Verzeichniſſes B. alle B. 
Brücken- und Überfahrten, mit Andeutung der Klaſſe, 
in welche dieſelben nach ihrer Länge, und nach der 
Strombreite gehören, und wornach die in dem im 
nämlichen Kreisſchreiben enthaltenen Tariffe, beſtimm⸗ 
ten Gebühren zu bezahlen ſind, zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht. 


Gubernial⸗Dekret vom töten Juny 1821. Z. 31633. 


Beilage zur 79. Gub. Verordnung. (Zur Seite 102.) 


Verzeichniß A. 


Saͤmmtlicher Wegmautbſtazionen in Galizien, mit Andeutung der Meilenzahl, nach wel⸗ 
cher bei dem Mauthſchranken, die in dem gedruckten Kreisſchreiben vom 15. Juny 
1821 Zahl 5126. feſtgeſetzten Wegmauthgebuͤhren zu bezahlen find. 


| 
Meilenzahl 
wornach 
Poſten⸗ 4 die 
Benennung der Mauthſtazlon. Wegmauth⸗ Anmerkung. 
zahl 2 gebuͤhr 
zu 


bezahlen iſt. | 


. — Ts mm 


I | | 


Bei den Mauthſchranken in 


1 Grodek e 0 9 0 3 
2 W Be 4 | Przemyst, Jaroslau, My- 
3 Przemysf Nr. 1. am lemberger Thore 4 slenice, und Wadowice 
4 Przemyst Nr. 2. am Erafauer Thore 4 | hat jene Parthey, welche ſich 
5 Jaroslau Nr. 1. gegen Przemy es 4 ausweiſet, die Wegmauth bei 
6 Jaroslau Nr. 2. gegen Prze work - - 2 dem einen Schranken gezahlt 
7 Pre . 2 | zu haben, bei dem 2. Mauth⸗ 
8 C%C%% „„ „ 2 ſchranken im Orte, wenn fie 
9 , . 2 ſolchen am nämlichen Tage 
10 Sender 6 5 paſſirt, keine Wegmauth zu 
11 PF 22 4 entrichten. 

12 W 7,3. + 5% 3 5 

13 De 2, 1 8 

14 „„ > 5 

15 ene Nr. .. — 4 

16 Myslenice Nr. 24. x 4 

17 Wadowice Nr. . ... =; 3 

18 Wadowice Nr. 2. 22 5 

19 Henty e En an. 2 

Er a m TR = Diejenige Parthey, welche 

22 Andr h : Neu Z dec. 2 1 3 an einem Tage die beiden 

= — au geg yw 32 2 Schranken zu Lipnik und 

24 Romtlesficz „ — 2 Biala paſſirt, hat nur bei ei⸗ 

* 8 N 2 a 3 nem die Wegmauth zu ent⸗ 

26 Glogges e zer VE = * 

27 Borek N) orig . 9 er . „ „ ee ' on 4 

28 „ nn ne te 3 

29 Sieroslawi ce ‘ 3 

30 Dare ‘ 4 

31 Domtaradz en. vn . 4 » 

32 Dukla Nr. 1. N a 555 „ 4 

33 — ee re Sure 4 

34 „ e Een. 72 

‚N 


Meilenzahl | 
wornach 
Poſten⸗ 8 . 
Benennung der Mauthſtazion. Wegmauth⸗ Anmerkung. 
zahl gebühr 
N zu 
bezahlen iſt. 


len die Gebühr für 


» 


Jene Parthey, die an eis 
nem Tage zwei Schranken zu 
Sambor paſſirt, hat nur bei 
einem die Wegmauthgebuͤhr für 
4 Meilen zu bezahlen. 


* 0 0 0 0 * 0 


Jaslo 5 2 N 
38 Chyrow m EEE] 3. 
Jene Partheyen, die von Chyrow nach Ustrzy- 
ki, oder von da nach Chyrow pafliren, zah⸗ 
37 Strzylka, Lesica S 4 
38 Sambor Nr. .. u a 4 
39 Same Wen... 8, 2 
40 Sambor Nr. 5. . Age‘ 4 
41 Drohobycz 0 0 0 0 * 0 . * 5 4 
42 Zolkie Fw . 5 
43 Rawa. u 4 
44 TT 4 Bei den Mauthaͤmtern zu 
45 N 5 4 Zfoczow, Stry, Halusz 
46 Ze N 2. 5 4 und Stanisla wow, hat jene 
47 Bro , r 4 Parthey, welche ſich auswei— 
48 Janow RT. ER 9 5 ſet, die Wegmauth bei dem ei⸗ 
49 Jaworow , * 3 neu Schranken im Mauthorte 
50 Roz wadowy. „ ' 4 am naͤmlichen Tage ſchon bes 
51 Stry Nr. 4. 3 4 zahlt zu haben, beim andern 
52 Stry Nr. 2. ar „NER, 3 keine Wegwauth zu entrichten. 
53 Sinoutzko . W We 4 Jene, die ſich zu Kalusz aus: 
54 Koziowa . „ en. de n 4 weiſen, in Woynilow die 
55 Rlimiec . . . 5 SET AT, 5 Wegmauth bezahlt zu haben, 
56 Hoszow . . R W PTR: 3 ſo wie auch jene, welche auf 
57 Halusch Nr. 1. ——— = en 4 der Reife von Kalusz nach 
58 Kalusch Nr. 2. 2 ? 3 [A Woynilow, in Kalusz die 
59 L . 2 Wegmauth bezahlt haben, und 
60 | Stanislawow Nr. ı. gegen Lemberg [A ſich zu Woynilow darüber 
61 Stanislawoy Nr. 2. gegen Tysmienitzaz . 4 ausweiſen, haben nichts mehr 
62 Stanislawoy Nr. 3. gegen Lisiec N 4 zu bezahlen. 
63 Nizniow 1 * 0 * * * 0 0 * 0 . 0 4 
61 Nad worna Nr. „, — * . 5 Bei der Wegmauth in Na- 
65 Nadworna g . 5 dworna, Holomea und 
66 Kolomea Nr. 1. gegen Nadworna „ 7 4 Kimpolung, hat jede Par⸗ 
67 Holomea Nr. 2. gegen Slasyn. u | ren 5 they, die ſich ausweiſet, die 
68 Kolomea Nr. 3. gegen Horodenka. 5 Wegmauthgebühr bei einem 
r Schranken des Mauthorts ſchon 


Meilenzahl 


wornach 
Poſten⸗ die 5 
Benennung der Mauthbſtazion. Wegmauth⸗ Anmerkung. 

zahl. gebühr 

zu 

bezahlen iſt. 
1 
69 Kossow nt... ME, ., 2 bezahlt zu haben, beim an= 
70 SS A Tr 4 dern Schranken nichts mehr 
71 (( ( A 4 zu zahlen. Dieſes gilt auch 
72 Am Dherelui- Bach bei Horo wia 4 bei jenen Partheyen, die an 
73 Sereth 8 . * 5 8 15 * a 8 4 einem Tage die Wegmauth 
74 2 rc 5 bei Czernowitz und am 
75 Gura Humora n 2 Dherelui paſſiren, welche 
28 mf ͤ -P 2 daher nur bei einer dieſer 2 
7 Kimpolung Nr. 1. 5 1 2 Mauthe die Wegmauth zu bes 
78 Kimpolung Nr. 2. 5 2 zahlen haben. 
79 LD 6 . 5 4 
80 Bojana Stampi . a . u. 2 
| 


Verzeichniß B. 


Saͤmmtlicher in Galizien und der Bukowina befindlichen Bruͤcken und Uiberfahrten, 
welche der Mauthentrichtung unterliegen. 


r ... K.. 
1 


N Brücken 
Lange der oder 
Joch⸗ Uiberfahrt⸗ 
— 8 Spreng- oder mauth Anmerkung. 
£ Stan tderſel ben. Eher 
& nach der 
& I III 
| Klafter| Schub Klaſſe 
| 
ı)| Biala eine Sohbrüde b . 2 5 8 7 20 4 — 1 
2 Bei Kenty 2 Jochbräcen dei Kobiernice * 80 4 | —1-1 ı 
30 Bei Babice unweit Oswieczyn 1 Uiberfahrt . » 34 2 — 
4 Wadowice in der Sadt 1 Meile vor der Stadt gegen An- 
drichau 1 Jochbrilke 5 a a 4 20 — — 
5 Bei Wadowice om Waſſer 2 Jochbröücken 0 8 111 — 11 
6 Bei Mogilani vor Mogilani 2 Jochbrücken über den Bielo- 
wicer und Glogoezow,er Bach . . . . 23 3 Bir 
7 Bei Myslenice von der Wadowicer Seite 14 5 — 
8|| Bei Myslenice 1 Jocbrücke 2 Meil gegen Xigsnice = Gar “il Ze 
Bei detto 1 Jochbruͤcke Meile gegen Xiasnice . . 71 . 
9 Bei Xiasnice 1 Jochbiücke . g . 3 a | a ae 
100] Bei Brzesko t Jochbiücke ; . ; . 5 . 15 5 N 
11 Bei Woynice am Dünajec - Zluße 1 Schiffbruͤcke am Fluße ZI NE 
1 Sprengbrüde ı Melle vom Fluße Dunajec über die Biala 30 er 
1 Bei Pilsno 1 Shui ß ei i 
1 Jochbruͤcke ı Meile gegen Dembica . 2 8 . 21 — — 
130 Bei Rzeszowy 1 Sprengbruͤcke gegen Lancut - 42 5 —|—| 3 
14|| Bei Jaroslau am frafauer Thor bei Praeworsk 1 Joch⸗ 
brücke N 9 1 ; 1 R 1 8 16 = ll {ee 
15 Bei Przemysl an der Eprengbrüde . N 5 8 9 80 — — — 1 
16 Vel detto om Lemberger Ther 1 Sprengbrücke gegen Mosciska 18 = 24 — 
17 W 1 gemauerte Brucke A 15 2 und Jochbrüͤcke 
E ei 3 : so. | 2 1 ae 
16 Bei Kurowice ı Jochbrücke gegen Lemberg 12 . — e 
19 Bei Zloczow gegen Sassow ı Jochbruͤcke 2 10 3 ler 
200 Bei Dukla bei der Sprengbrücke j 5 4 21 — U 
1 Jochbrücke in Mieysce n 10 — |” 
1 Jochbruͤcke in Iskrzinja . . 9 A . 18 = el 
2 Bei Domaradz 1 Jochbrücke gegen Dubiecko . a . 13 — 9 a Zr 
22 Bei Andrichau 1 Jochbrücke in Andrichau . : 5 25 N 
1 Jochbrücke 2 Meile von Andrichau gegen Zywiecz . 13 =) 


Set and ur t dei en., 


Pollen Nro. 


| 


| 


25 Bei Zywiecz 2 Jochbrücken über den Kozworcer Bach 
1 Jochbrücke fiber den Lenkower Bach 
2 Jochbrücken uͤber den Sola Fluß 
1 Jochbruͤcke uͤber den Lesnaer Bach. 
Bei Kamesnica 1 Sprengbrüde im Orte uͤber 


Hungarn über den Sola Bach 


1 Sprengbruͤcke gegen 6 
Jaslo eine Joqhbruͤcke 


Bei Jaslo bei Toky 2 Meilen von 
und in Jaslo über den Jascelka Bach 
Bei Rawa für 1 Jochbrücke 
Bei Derszow 1 Jochbrüͤcke über den 
1 Jochbrücke über den Lusenker Bach 
Bei Topolnica oder Strzylka Lysica 1 
1 Jochbrücke hinter Topolnica » 
1 Jochbruͤcke bei Turka 
1 Jochbrucke über den Jasienicer Vach 
2 Jochbruͤcken auf der Mikofajower Straſſe über 
Bach A 12 et 15 Klafter 
Bei Rozwadow I Jochbrucke über den 
von Rozwadow gegen Stryi 
1 Jochbrücke über den Dniester - Fluß 
Bei Klimecz 1 Jochbrücke gegen die hungariſche 
Bei Hoziowa 2 geſprengte Bruͤcken jede 162 
Bei Synowucko ı Jochbruͤcke 
Bei Czernowitz am Pruthſtuße 1 Jochbru 
1 Schiffbrücke über den Pruthfluß zu Czernowitz . 
Bei Czernowitz gegen Sereth über den Derelice - Fluß 


Dniester - Fluß 


Bei Sereth 1 Jochbrücke vor Sereth 
ı Jochbrücke bet Sereth 

1 Sprengbrücke in Suczawa 

Bei Woronec ı Jochbrücke vor Worone 
1 Jochbruͤcke in Woronec 
1 Jochbrücke hinter Woronee 

Vor Himpolung 1 Jochbrücke über den Moldaw 
ı Jochbrücke über den Jzwor Alb- Fluß 

i Kimpolung gegen Dorna 2 Jochbrücken jede zu 

Bei Dorna 1 Jochbrücke bei Dorna watra 
1 Jochbrucke in Dorna 8 
1 Jochbrüͤcke gegen Bojana Stampi 


„„ De. 
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Bei Stryi 1 Jochbruͤcke über den Stry- Fluß 


Standort derſelben. 


Bei Jaworze bei Pikno 1 uiberfuhr, wo blos 1 Uiber⸗ 


fahrtsmauth eingehohen wird . a z 7 7 
Bei Wama in der Bukowina 2 Jochbrücken A 54 et 353 
Radymnoer Uiberfahrt am Saan - Fluße @ . 


Bei Hoszow 1 Jochbrücke über den Hoszower - dad 
1 Zohbrüde über den Swica Bach - s 


1 Jochbrücke über din Stryer Mühlbach - g 
Bei Drohobycz 1 Joqbrucke über den Baar- Bach im Dorfe 
Leszna , 0 8 . 2 - 2 
1 Jochbrücke über den Bystrycer-Fluß unweit Ozimina 
Bei Sambor I. 1 Jogbrücke über den Strwigz - Fluß bei 
Honiusz i:! x 8 ; N 8 . 
Bei Sambor II. 1 Jochbrücke über den Czerchawa .- Bach im 
freyem Felde F 
1 Jochbrücke über den Czykowka - Bach im freyen Felde 
1 Jochbrücke über den Dniester- Fluß im freyen Felde . 
1 Jochbruͤcke über den Milino w- Bach bei der Vorſtadt 


Sambor „ ee 

Bei Knihenin 2 Joch bücken über den Bistryca Fluß N 
1 Jochbruͤcke über den Rybianka- Bach 2 8 

1 Jochbruͤcke uͤber den Beresnica- Bach 1 l 7 

1 Jochbrücke über den Luka - Bach 
Bei Halusz I. 1 Jochbrücke über den Czeczwa- Bach 
1 Jochbruͤcke über den Czeczwer Muͤhlbach . 80 


1 Jochbruͤcke über den Siwka-Badh naͤchſt Kalusz 
1 Uiberfahrt über den Lomnica Fluß bei Dobrowlany 
Bei Halusz II. 2 Jochbruͤcken über den Czeczwa - Bach 
1 Jochbruͤcke über den Lomnica- Fluß. 8 . . 
1 Fochbrücke über den Wislowa - Bach 1 - * 
Bei Woynilow 1 Jochbruͤcke über den Sywka - Bach im 
Dorfe Serednie 4 2 2 5 r A 
Bei Nadworna I, 1 Jochbruͤcke über den Bystryca - Fluß in 
Nadworna . - 5 8 g 1 2 
Bei Nadworna II. 1 Jochbruͤcke über den Strymba - Bach 
1 Jochbrücke über den Lubyzna- Bach x . 
1 Jochbrücke über den Rodavwyka - Bach a 
1 Jochbruͤcke über den Korodowka- Bach 
1 Jochbruͤcke über den Lanczynka- Bach 
Bei Bystryca 2 Jochbräcken naͤchſt Mykitynce . 


„ a 


Länge der 


Spreng⸗ oder 


Joch⸗ 


Schiffbruͤcke 


INS 


II 


re 


1er 


Brücken⸗ 
oder 
Uiberfahrt⸗ 
mauth 


nach der 
1 IIIIII 


Klafter Schuh |} Klaſſe 


Anmerkung. 


— — ¹.. dF — — — — — — — 


Standort der ſelben. 


Bei Nyzniow 1 Jochbrücke über den Tlumaczeker Bach 
1 Üiberfahre über den Dniester - Fluß s . b 
Bei Chyrow 1 Jochbrücke über den Strzwigz-Zluß bei 
Chyrow . . . . . — . 

Bei Manasterzyska 1 Jochbrücke über den Koropiec-Badı . 
Bei Zaleszezyk 1 Schiffbrücke über den Dniester Fluß bei 
Zaleszczyk » . . . . . 

1 Uiberfahrt bei Zamuszyn über den Dniester - Fluß 
1 Uiberfahrt über den Suczawa- Fluß bei Tescheutz 
Strozenetzer Uiberfahrt über den Sereth- Fluß 
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80. 
Erneuerung der Vorſchrift wegen Entſchaͤ⸗ 
digung fuͤr die bei Hofreiſen zu Grund 
gegangenen Pferde. 


kit hohem Hofkammerdekret vom 11. May d. J. Zahl 
18424, wurde bedeutet, daß die beſtehenden Normal- 
vorſchriften, welche die Bedin zungen und Förmlichkei- 
ten bezeichnen, unter welchen eine Entſchädigung der 
Obrigkeiten, Unterthanen und Poſtmeiſter für die bei 
Hofreiſen zu Grunde gegangenen Pferde von Seite des 
Arariums Platz zu greifen hat, nicht gehörig beachtet 
werden, dem kön. Kreisamte wird daher aufgetragen, 
mit Bezug auf die hierortige Verordnung vom 28ten 
Dezember 1792 Zahl 37965 neuerdings im Kreiſe bes 
kannt zu machen, daß zur Erhaltung einer Staatsver⸗ 
gütung vorzüglich erforderlich ſey; daß 

ıtens jedesmal wenn ein Pferd auf Hofreiſen 
beſchädiget wird, gleich nach verrichteten Ritt 
die Anzeige an die Ortsobrigkeit gemacht werde; 

2ztens. daß dieſe ohne Zeitverluſt ſogleich das 
Faktum vorgeſchriebenermaßen, ſo wie den Werth des 
Pferdes genau erheben, und es durch Kunſtverſtändige 
ſchätzen laſſe; 

Ztens. daß ſowohl der Poſtilion, der den Ritt ver⸗ 
richtet hat, er möge ein Poſt⸗ oder Bauernknecht ſeyn, 
als auch der betreffende Poſtmeiſter, von dem der Ritt 
abgegangen, ſo wie jener, zu dem er angekommen, 
hierüber umſtändlich konſtituirt. 

dtens. Mit Zuziehung eines oder mehrerer Kunſt— 
verftändigen die Beaugenſcheinigung vorgenommen, 
ſodann aber 

stens. längſtens binnen 6 Wochen vom Tage des 
verrichteten Ritts angezeigt werden ſollte, ob das Pferd 
gleich auf der Stelle, oder binnen 24 Stunden liegen 
geblieben, oder aber nur deſchädiget worden. 

Das kön. Kreisamt hat darauf zu ſehen, daß in 
derley vorkommenden Fällen den Bedingungen entſpro⸗ 
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chen werde, welche für die Gewährung der in der allerhöch⸗ 
ſten Abſicht liegenden Unterſtuͤtzung der Beſchädigten 
vorgeſchrieben find, was ſich wohl ſehr leicht bewerkſtel⸗ 
ligen läßt, wenn die zu einem Hofritt mit ihren Pfer- 
den gewählten Partheyen, durch die Dominien oder 
Ortsrichter jedesmal über die Vorſichten unterrichtet 
werden, die fie bei allenfälligen Beſchädigungen ihrer 
Pferde auf Hofreiſen zu beobachten haben, um ſich der 
ihnen zugedachten Wohlthat zu verſichern. 
Gubernialdekret vom 18. Juny 1822. Zahl 27700. 


81. 


Meßſtiftungen ſind auch in Konvenzions⸗ 
muͤnze erbſteuerfrey. 


lus Anlaß einer geſchehenen Anfrage, ob die in dem 
13ten $. des Erbſteuer- Patents vom 15ten Oktober 
1610 Lit. A. von der Erbſteuer befreyten frommen 
Stiftungen, in wie ſerne dieſelben für eine Meſſe den 
Betrag von ı fl. 50 kr. für ein Hochamt 3 fl. und für 
eine Litaney jenen von ı fl. nicht überſchreiten, 
auch in Conbenzionsmünze erbſteuerfrey zu belaſſen 
ſeyen? iſt mit hohem Hofkanzleydekret vom 18ten v. 
M. Zahl 12270 verordnet worden, daß die in Rede ſte⸗ 
henden frommen Stiftungen in den bezeichneten Beträ⸗ 
gen in Metal» Münze in Zukunft fuͤr erbſteuerfrey zu 
halten ſind. 

Gubernialdekret vom 18. Juny 1821. 3. 28730. 


82. 

Praͤmien fuͤr erlegte Raubthiere werden auf 
die urſpruͤngliche Ausmaaß in Conven⸗ 
zionsmuͤnze zuruͤckgefuͤhrt. 

aut hohen Hofkammerdekrets vom 20. April d. J. 
wurde befunden, die allerhöchſt bewilligte Prämie für 
die Erlegung eines Wolfes oder Bären, welche letzthin 
mit 4 fl. 50 kr. W. W. P. G. entrichtet wurde, nun⸗ 
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mehr wieder auf die urſpruͤngliche Ausmaß von Einem 
Dukaten, oder Vier Gulben 30 fr. Konv. Münze. und 
zwar vom ıten May d. J. an, zurückzuführen. 

Diefe hohe Beſtimmung wird im Nachhange des 
Kreisſchreidens vom 10. July 1788 Gubernial-⸗Zahl 
15441 zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

Gubernialdekret vom 22. Juny 1821 Zahl 25030. 


85. 

Einführung des vom Michael Leonhard ver- 
faßten Religions = Lehrbuches unter dem 
Titel: Verſuch eines Leitfadens bei dem 
katholiſchen Religions-Unterricht. 


aut herabgelangten hohen Studienhofkommiſſions⸗ 
Dektets vom 22ten May l. J. Nro. 3551 haben Se. 
Majeſtät mit allerhöchſter Entſchließung vom Iten May 
I. J. die von dem Wiener Domſcholaſter und Oberauf- 
ſeher der deutſchen Schulen, Johann Michael Leon⸗ 
hard verfaßten Religions » Lehrbücher unter dem Titel: 
Verſuch eines Leitfadens bei dem katholiſchen Religi⸗ 
ons⸗Unterrichte, welche bereits im Grunde des Hofde— 
krets vom 28ten September 1819 Nro. 6245 mit 
@ubernial - Erlaffe von 24ten Oktoder 1810 Nr. 52619 
zum Gebrauche für die 4 Grammatifal» Klaffen provi⸗ 
ſoriſch eingefuͤhrt wurden, als ordentliche Lehrbücher zu 
genehmigen geruhet. 

Welches man dem k. Direktorate zur Wiſſenſchaft, 

und Verſtändigung bekannt machet. 

Gubernialdekret vom 28. Junp 1821. Zahl 29775. 


84. 


Vorſchrift wegen Entſchaͤdigung fuͤr die zum 
Behuf des Triangulirungsgeſchaͤfts vor— 
genommenen Waldauslichtungen. 


Aus der hier mitfolgenden Abſchrift der an die Trian⸗ 
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gulirungsdirekzion unterm 15ten Junius und 5. Okto- 
ber 1818 erlaſſenen Verordnungen der k. k. Grund— 
ft ter » Regulirungs » Hoffommiffion wird das Kreisamt 
zur Wiſſenſchaft und genauer Nachachtung entnehmen, 
auf welche Art der Schaden ausgemittelt, und vergüs 
tet werden ſoll, den Grundobrigkeiten oder einzelne 
Individuen durch die zum Behufe der hier Landes an— 
defohlenen Triangulirung vorgenommenen Waldauslich- 
tungen, oder fonftige Operazionen erleiden, und wie 
es ſich ſeiner Seits hiebei überhaupt zu benehmen habe? 
Gubernialdekret vom 28. Juny 1821. Zahl 52444. 


Verordnung der Grundſteuer Reguli— 
rungs-Hofkommiſſion an den Herrn 
Oberſten und Triangulirungs-Direktor 
von Fallon vom 15ten Juny 1818 Zahl 
4162—521. 


Dem Vornehmen nach iſt dei der trigonometriſchen 
Beſtimmung der Punkte in Nieder-⸗Oſterreich, in dem 
Bezirke des Kammeral-Waldamtes, ein bedeutender 
Diſtrikt ausgehauen, und dadurch dem Waldſtande ein 
Nachtheil zugefügt worden. 

Der Herr Obriſte wollen dieſer Angabe näher auf 
den Grund ſehen, und die Reſultate der Erhebung an⸗ 
her anzeigen. Übrigens aber den Trigonometern nach— 
drücklich empfehlen, derlei Aushauungen der Wälder, 
nur da vorzunehmen, wo fie unbedingt nothwendig 
ſind, dabei die möglichſte Schonung zu beobachten, und 
nie vorzugehen, ohne daß die Eigenthümer oder deſſen 
Bevollmächtigter davon zu gehöriger Zeit in die Kennt- 
niß geſetzt, und eingeladen worden iſt, dabei gegen- 
wärtig zu ſeyen. 


.] Verordnung der k. k. Grundſteuer-Re⸗ 
gulirungs-Hofkommiſſion vom sten 
Oktober 1818 Zahl 5017-181. 


Zum Behufe der Triangulirung fowohl als der Detail- 


+ 
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Vermeſſung wird es oft nothwendig, in großen geſchloſ⸗ 
fenen Wäldern Auslichtungen oder Aushauungen vor. 
zunehmen. 

Die den Eigenthümern hierdurch zugefügte Be⸗ 
ſchädigung kann zwar nicht leicht dedeutend ſeyn, und 
die Hofkommiſſion hegt die zuverſichtliche Hoffnung, daß 
alle Entſchädigungs⸗Geſuche der Waldbeſitzer beſeitiget 
werden können, wenn einerſeits das Vermeſſungs— 
Perſonale ſich die hierortige Anordnung vom ı23ten 
Juny d. J. Zahl 4162 ſtets gegenwärtig halt; wornach 
alle derlei Aushauungen nur da vorzunehmen find, wo 
fie unbedingt nothwendig erkannt werden; dabei ſteis 
die möglichſte Schonung des Waldſtandes zu beobachten 
und nie vorzugehen iſt, ohne daß der Eigenthümer oder 
deſſen Bevollmächtigter zur gehörigen Zeit eingeladen 
wird, dabei gegenwärtig zu ſeyn; andererfeits aber 
die politiſchen Behörden thätigſt dahin wirken, daß die 
Beſchädigten in Anbetracht der Gemeinnützigkeit dieſer 
Operazionen und des ohnehin nicht leicht bedeutenden 
Objektes von ihren Forderungen ganz abſtehen. 

Für den jedoch möglichen Fall, daß Maldbefiger 
auf keine Art zur Verzichtung auf Entſchädigung der 
vorgenommenen Aushauung zu vermögen wären, hat 
die Landesſtelle die Kreisämter anzuweiſen, durch uns 
partheyiſche Forſtverſtändige die Erhebung zu pflegen, 
in was eigentlich der zugefuͤgte Schade beſtehe, und das 
umſtändliche Commiſſions⸗Protokoll im vorgezeichneten 
Wege der Hofkommiſſion gutachtlich zur Entſcheidung 
vorzulegen, hiedei aber folgende Direktiven als unab» 
weichliche Norm anzuſehen. 

Iſt die nothwendige Holzfällung nur eine Auslich. 
tung, das heißt werden aus einem geſchloſſenem 
Walde nur einige wenige Stämme herausgehauen, 
um eine Ausſicht zu gewinnen, ſo kann der 
Eigenthümer in keinem Falle eine Entſchädigung 
anſprechen. Denn entweder iſt das niedergeſchlagene 
Holz ſchlagbares oder Stangen⸗ und Mittel. 
holz. Im erſten Falle geſchieht ihm nicht nur kein 
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Schade, ſondern er erſparrt noch den Schlagerlohn, im 
zweiten Falle aber iſt zu beruͤckſichtigen, daß Mittel» 
und Stangenholz bis es zur Schlagbarkeit kömmt, noth⸗ 
wendig entweder künſtlich ausgelichtet werden muß, oder 
die ſchwächeren Stämme von den ſtärkeren ohnehin 
verdrängt werden 

Durch eine Auslichtung in einem ſolchen Walde 
wird daher der Natur zu Hilfe gekommen, und dem 
Eigenthümer die Koſten der Auslichtung erſparrt. 

Werden jedoch Strecken von einigen Klaftern aus⸗ 
gehauen oder kahl abgetrieben; jo iſt abermals zwis 
ſchen ſchlagbar en, und Mittel oder Stangen» 
holz zu unterſcheiden. Für das erſte iſt aus dem bei der 
Auslichtung angefuhrten Gründe keine Entſchädigung zu 
leiſten. Im zweiten Falle iſt die abgetriebene Wald» 
ſtrecke mit einer nächſt gelegenen ſchlagbaren von glei⸗ 
cher Güte des Bodens, und demſelben Holzbeſtande zu 
parifiziren, ein Joch dieſer ſchlagbaren Waldſtrecke ab» 
zuſchätzen, und nach dem Verhältniße der Area die Be⸗ 
rechnung zu machen, wieviel die abgetriebene Strecke 
an ſchlagbaren Holz hätte ertragen können, zugleich 
aber anzumerken, wie viele Jahre das abgehauene Holz 
noch hätte ſtehen bleiben müffen, um die Schlagbar⸗ 
keit zu erreichen. 

Die aus dieſer Berechnung entfallende Summe, 
wird auf den Betrag reduzirt, den ſte als urſprügliches 
Kapital zum Grunde hat, wenn durch die bis zur 
Schlagbarkeit erforderliche Anzahl, Jahre, Zinſen, und Zins 
fen von Zinſen zu Kapital gerechnet werden, und dieſe ur» 
ſprüngliche Kapitalsſumme dem Beſchädigten nach Ab» 
zug des für das niedergeſchlagene, ihm zu überlaffende 
Holz gelöſten Betrages (der in dem Commiſſions⸗Pro⸗ 
tokoll erſichtlich zu machen iſt) von der Hofkommiſſion 
als Erſatz zugeſprochen, 3. B. es wird eine Strecke von 
1/2 Joch Mittelholz abgehauen, welches bis zur Schlag— 
barkeit noch 40 Jahre zu ſtehen gehabt hätte. Eine 
neben anliegende fihlagbare Waldſtrecke derſelben Holz⸗ 
gattung giebt von einem ı/2 Joch 200 Klaſter. 
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Die Klafter koſtet im Walde z fl. 50 kr. Das ſchlag⸗ 
bare 1/2 Joch erträgt daher 700 fl. Das abgehauene 
Mittelholz braucht bis zur Schlagbarkeit noch 40 Jahre. 
Der Beſchädigte hätte daher eine Summe von 100 fl. 
anzuſprechen, welche Sinfen, und Zinfen von Zinſen 

zum Kapital geſchlagen in 40 Jahren genau Joo fl. ers 
trägt. Das niedergeſchlagene Mittelholz iſt aber 60 fl. 
werth, fo bekömmt er noch 40 fl. im Baaren. 


Wenn ſich der Fall ereignen ſollte, daß der ge— 
machte Durchſchlag die Wälder verſchiedener Eigenthüs 
mer träfe, fo wird demnach die dafür gebührende Ent⸗ 
ſchädigung nur im Ganzen ausgeſprochen, und es den 
Eigenthümern überlaffen, ſich über ihre Vertheilung zu 
einigen. 


85. 


Beſtimmung des Zolltariffes für die Floret⸗ 
ſeidengeſpinnſte. 


Mit hohem Hofkammerdekrete vom roten Juny d. J. 
Zahl 20001 iſt nach gepflogenem Einverſtändniße mit 
der k. k. Komerz⸗Hofkommiſſion beſchloſſen worden, den 
ten Abfag des Tarifjeg vom Jahre 1817 über die Sei⸗ 
den» Baumwolle und Schafwolle ⸗Waaren für die Flo⸗ 
retſeiden⸗Geſpinnſte auf folgende Art abzuändern, 


als: 
Einfuhr. Ausfuhr. 
7. Floretſeide geſponnene 
a) rohe gemeine 1 Zentner . 2 fl. — kr. fl. 3okr. 
bp) der feinften Gattung ganz 
weiße (Fantaiſie genannt) 
1 Zentner SER 8 fl. — kr. 1 fl. 50 kr. 
Gubernialdekret vom 29. Suny 1821. Zahl 33139. 


86. 


Aufforderung an die Partheyen wegen Er— 
hebung ihrer unter denen zur Vertil⸗ 
gung geeigneten landesrechtlichen Akten 
befindlichen Behelfen. 


Wiaesareo Regium in Regnis Galiciae et Lodo- 
meriae Judicium Nobilium Leopoliense omni- 
bus, quorum interest, medio hujus Edicti notum 
reddit: quod in consequentiam Altissimi aulici 
Decreti ddo. 4. Novembris 1803 relate ad ante- 
rius decretum altissimum ddo. 27. Septembris 
1785 editum emanati, — Consignatio antiquo- 
rum actorum civilium, in Caesareo Regii hujus 
Judicii NobiliumLeopoliensis officioRegistraturae 
reperibilium, jam nulli usui judicii inservientium, 
partibus vero nefors necessariorum à Nro. 720 
ad Nrum. 1387 facta, et indices alphabetici ho- 
rum actorum et documentorum conscripti sint, 
talesque indices una cum confectis Consignatio- 
nibus ad notitiam eorum, quorum interest, 
fine inspectionis in gremialis Registraturae judi- 
cialis Officio reperiantur eo fine, ut partes in, 
iisdem Indicibus Specificatae aut earum haere- 
des, quae sua Scripta vel Documenta sibi resti- 
tui optarent, à prima Augusti 1821 ad ultimam 
mensis Julii 1822 necessaria legitimatione in- 
structae, ad gremialis Registraturae Officium 
eatenus eo certius semet in assistentia Advocati 
hic Regii Fori stallum agendi habentis, qui 
competentiam partis se insinuantis contestari 
posset, insinuent, suaquae scripta et Documen- 
ta erga reversales per ipsas partes illarumque 
patronos subsignandas levent, quo secus lapso 
hoc termino, omnia haec consignata scripta et 
adclusae Documentorum copiae, retentis nihilo- 
minus in actis originalibus, abolientur. 


Landrechtd - Edift vom 2. July 1821. Zahl 4878. 


87. 
Konſiſtorien, Vikariate und Dekanate find 
in stricte officiosis von Briefporto be- 
freyet. 


Taut hohem Hofkanzleydekeetr vom zten May d. J. 
haben Seine Majeftät mit allerhöchſter Entſchließung 
vom 26ten April d. J. folgendes zu bewilligen geruhet. 

» Den Konſiſtorien, Vikariaten, und Dekanaten 
» hat die Befreyung vom Brieftporto gegen Führung der 
» ordentlichen Journale zu Statten zu kommen, wenn 
» fie mit Länderſtellen und Kreisämtern, oder die Kone 
» fiftorien und Vikariate mit den Dekanaten, und ums 
» gekehrt, in stricte officiosis orefpondiren. « 

Wovon das kön. Kreisamt wegen Bezeichnung der 
ley Koreſpondenzen von Außen, mit den Worten in 
stricte officiosis zur Wiſſenſchaft, und Darnachach— 
tung in Kenntniß geſetzt wird. 


88. 


Forderungen der geiſtlichen Gemeinden duͤr— 
fen ohne Bewilligung der politiſchen 
Behörde in den Grundbuͤchern oder der 

: Landtafel nicht geloͤſcht werden. 


er Caesareo-Regium in Regnis Galiciae et 
Lodomeriae Appellationum Tribunal, simulque 
superius Judicium criminale Galiciense, in ob- 
sequium altissimi Decreti aulici de ddo. 10. Ju- 
nii a. c. hisce notum redditur: Quod in seque- 
lam conventionis C. R. unitae Cancellariae au- 
licae, cum C. R. supremo Justitiae Tribunali, 
super Decreto aulico de ddo. 30. Augusti 1792 
Nro. 42. collectionis legum, celebratae prae- 
tensiones corporationum Spiritualium, adhucdum 
subsistentium, in libris fundalisbus, aut tabu- 


la regia, sine expresso consensu Instantiae po- 
liticae provincialis deleri nequeant. 


Appellazios⸗Intimat vom 4. July 1821. Zahl 9969. 


89. — 
Weiſung wegen Reklamirung der nach 


Pohlen und Rußland gefluͤchteten Re= 
ſervemaͤnner. 


a die laut Gubernial-Verordnung vom 29. May 
1. J. Zahl 27522 von höchſten Orten bewilligte Rekla— 
mirung der nach Pohlen und Rußland ſich geflüchteten 
Reſervemänner, eben fo wie jene der wirklichen Deſer— 
teurs nur dann von gutem Erfolge ſeyn kann, wenn 
der Ort, wo ſich der geflüchtete Reſervemann im Aus- 
lande aufhält, oder wenigſtens die Gränzgegend von wel— 
cher derſelbe hinüber geflüchtet iſt, beſtimmt angegeben 
werden kann, fo wird dem Kreisamte hiemit aufgetra— 
gen: in Fällen, wo die Dominien dieſe Orte verläßlich 
anzudeuten vermögen, die Perſonsbeſchreibung der ins 
Ausland geflüchteten Reſervemänner mit Anführung 
dieſer Daten, dann ihrer Geburtsorte, Herrſchaften 
und Kreiſe durch das Werbbezirkskommando an das 
betreffende Gränzkordons⸗Commando, nöthigen Falls 
auch zur Gewinnung der Zeit unmittelbar an das letzte 
re gelangen zu machen, damit ſohin von den dazu bes 
auftragten Gränzkordons⸗Commanden die Reflami« 
rung bei dem jenfeitigen Militär Gränz⸗ Commando 
bewirkt werden könne. 

Die Gränzkordons⸗Commendanten haben bereits 
von dem k. k. General» Militär » Commando den Bes 
fehl erhalten, daß, wo immer auf die geſchehene Rekla— 
mirung die Auslieferung eines geflüchteten Referveman« 
nes von jenſeits erfolgt, oder ein ſolcher noch in der 
Flucht begriffen — an der Gränze betreten wird, der⸗ 
ſelbe ſogleich mit der Präfentirungsliſte zu feinem 
Werbbezirksregimente abzuſchicken ſey. 
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Da aber zur wechſelſeitigen, Auslieferung der Des 
ſerteurs zwiſchen Rußland und Dfterreich nur folgende 
drey Punkte feſtgeſetzt find, nämlich in dem Granzbe— 
zirke der ten galizifchen Cordonsabtheilung diesſeits der 
Dart »Narol« und jenſeits »Joſephow« und in 
dem Gränzbezirke der 2ten galiziſchen Cordonsabthei— 
lung diesſeits »Brody« und »Huſiatyn« und 
jenſeits »Radziwilo we und »Satanow« mithin 
wahrſcheinlich auch die Auslieferung der reklamirten Ke- 
fervemänner nur auf dieſen 5 Punkten erfolgen dürfte; 
fo hat das k. k. General » Militär » Comniando die Werb— 
bezirks-Commanden angewieſen: für jeden Fall um die 
Neklamirung eines geflüchteten Neſervemannes auch an 
diejenige dieſer beiden Cordonsabtheilungen mit be— 
ſtimmter Angabe aller vorerwähnten Daten ſich zu vers 
wenden, bei welcher deſſen Auslieferung zu bermuthen 
ſeyn wird. 

Hiernach hat ſich daſſelbe zu benehmen, mit dem 
Werbbezirks-Commando das engſte Einvernehmen zu 
erhalten, und thaͤtigſt die Hand dazu zu biethen, daß 
denſelben die zur Reklamirung der Reſervemänner ers 
forderlichen Daten auf die mögliſt verläßliche Art ber> 
ſchaft, die gedachten Reklamirungen ſomit mit Erfolg ein⸗ 
geleitet werden können. 

Gubernialdekret vom 4. July 182. 3. 34004. 


90. 


Aufhebung des Aus- und Durchtriebs⸗ 
dann Ausfuhrsverboths von Pferden 
nach denen italieniſchen Nachbarſtaaten 
und uͤber ſaͤmmtliche oͤſterreichiſche See⸗ 
haͤfen. 

eine Majeſtät haben die mit dem Kreisſchreiben 
vom 20. Dezember 1820 Zahl 62577 angeordnete Ein⸗ 
ſtellung des Aus- und Durchtriebes, fo wie der Aus- 
fuhr von Pferden nach den italieniſchen Nachbarſtaa⸗ 
Prov. Geſetzſ. von Galizien 1821. H 
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“en, und über die ſämmtlichen öſterreichiſchen Seehä— 
fen mit allerhöchſter Entſchließung aus Schönbrun vom 
25. b. M. wieder aufzuheben geruhet. 

Welches in Folge hohen Hoffammer » Präfidiale 
Dekretes vom 26. v. M. Zahl 1297 zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht wird. 

Gubernialdekret vom 6. July 1822. Zahl 4900. 


91. 

Von Subarendirungsunternehmern darf 
außer der fuͤr die genaue Zuhaltung der 
Kontraktsverbindlichkeit zu leiſtenden 
Kauzion, fuͤr die ihnen uͤberlaſſene aͤrari⸗ 
ſche Magazinsbäckerey und Depoſitorien, 
keine weitere Buͤrgſchaftsleiſtung ver⸗ 
langt werden. 

ermöge Eröffnung des k. k. General ⸗Militär⸗Kom⸗ 
mando vom 10. d. M. Zahl 3000 S. hat der k. k. Hof⸗ 
kriegsrath verordnet: daß, außer der, für die genaue 

Zuhaltung der Kontrakts Verbindlichkeit von den Sub⸗ 

arendirungs » Unternehmern, zu leiſtenden Kauzion, und 

der Haftung mit ihrem Vermögen im Allgemeinen, für 
die von denſelden ausbedungene Überlaſſung der ärati« 
chen Magazins-Bäckerey und Depoſitorien, keine weis 


ſere Bürgſchaftleiſtung abzuverlangen ſey; fondern daß 


für die Sicherheit der ärariſchen Gebäude der betreffen» 
de Magazins⸗Rechnungsführer, oder in jenen Orten, 
wo kein Beamter angeſtellt iſt, der betreffende Sta⸗ 
zionskommendant durch ſtrenge Aufſicht über die Mani⸗ 
pulazion Sorge zu tragen habe. 

Dieſes iſt ſämmtlichen Subarendatoren, und nebſt⸗ 
bei allgemein im Kreiſe, vorzüglich den Judengemein⸗ 
den bekannt zu machen. 


Gubernialdekret vom 12. July 1821. Zahl 36489. 
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92. 

Der Kommiſſions⸗ und Spedizionshandel 
darf von allen Handelsleuten ausgeuͤbt 
ein die eine Handlungsbefugniß be: 
itzen. 


9 it hohem Kommerz ⸗Hofkommiſſions⸗Dekrete vom 

25. May d. J. Zahl 1123 iſt über die in Anregung ge» 

kommene Frage, welchen Handelsleuten der Kommiſ⸗ 

ſions » und Spedizionshandel zuſtebe, einverſtändlich 
mit der k. k. Hofkommiſſion in Juſtizgeſetzſachen bedeu⸗ 
tet worden: daß, da die Spedizions⸗ und Kommiſ⸗ 
ſtonsgeſchäfte nur unter die Beförderungsmittel des Hans 
dels gehören, und nur als Hilfsgeſchäfte deſſelben an⸗ 
zuſehen ſind, ſolche allen berechtigten Handelsleuten 
ohne Unterſchied zuſtehen, jedoch von keinem Andern, 
der nicht zugleich eine Handelsbeſugniß beſttzt, ausgeübt 
werden können. 

Welches zur allgemeinen Wiſſenſchaft bekannt ge⸗ 

macht wird. N 

Gubernial = Verordnung vom 25ten July 182 1. Zahl 
29770. 
95. 

Verſteigerungen der Kriminalgerichtsausla⸗ 
gen, ſollen nicht mehr auf W. W. ſon⸗ 
dern auf Konv. Muͤnze abgehalten 
werden. 

emſelben wird verordnet, ſämmtliche Verſteigerungen 
über Verpflegung, Bekleidung, Beheitzung Baulichkei⸗ 
ten und ſonſtige Requiſtten der Kriminalgerichte von nun 
an ſtets auf M. M. abzuhalten, und da, wo Berech⸗ 
nungen in W. W. zu dieſem Zwecke vorliegen, ſelbe 
nach den Kours à 250-100 auf M. M. zu tedus 
ziren. 

Gub. Kundmachung v. 19. July 1821: . 

* 
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94. 

Erneuerung des Verboths in Abſicht auf 
den Hauſierhandel mit Büchern, Ka⸗ 
lendern, Liedern und Bildern, dann 
mit Gold- und Silbergeraͤthen. 


us einer Anzeige des kön. Czortkower Kreisamts, 
hat man entnommen, daß mehrere Haufierer mit Bis 
chern, Kalendern, Liedern und Bildern, dann mit Gold— 
und Silbergeräthen im Lande herumziehen, ja ſelbſt 
hiezu mit kreisämtlichen Päffen verfehen ſeyen. Da nun 
das hohe Hauſierpatent vom 5ten May ıdıı $. 7. den 
Hauſterhandel mit dieſen Gegenſtänden ausdrücklch ver- 
biethet, ſo wird dem Kreisamte die genaue Befolgung 
der hierortigen Weiſung vom 25ten Dezember 1817. 
Zahl 68619 zur beſonderen Pflicht gemacht. 

Gubernialdekret vom 20. July 1821 Zahl 29112. 


95. 
Vorſchrift wegen Staͤmplung gerichtlicher 
Schaͤtzungen, Schaͤtznoten, oder Schaͤt— 
zungs-Protokolle. 


m dem bisher Statt gehabten verſchiedenartigen Ver⸗ 
fahren ruͤckſichtlich der Stämplung gerichtlicher Schät⸗ 
zungen, Schatz ⸗Noten oder Schätzungs⸗ Protokolle ein 
Ziel zu ſetzen, hat die hohe Hofkammer im Einver⸗ 
ſtändniße mit der k. k. oberſten Juſtizſtelle zu beſtim⸗ 
men befunden, daß jede gerichtliche Schätzungs-Ur⸗ 
kunde — ſie möge von dem Richter im Wege des ade— 
lichen oder des ſtreitigen Richteramts, oder auch außer» 
dem auf Anlangen einer oder mehrerer Partheyen auf— 
genommen worden — dem Gerichte zur Hinterlegung 
zwar auf ungeſtämpelten Papier zu überreichen, jedoch 
von dem Richter ſogleich von Amtswegen dem Erben, 
Vormünder, Ezekuzionsführer — oder der eingeſchrit⸗ 
tenen Parthey in Amtsabſchriſt auf klaſſenmaſſigen 


Stämpel auszufertigen und zuzuſtellen, fo wie der 
Stämpelbetrag von der Parthey auf die für Einhebung 
der Taxen vorgezeichnete Art hereinzubringen ſey. 
Sollte aber eine Parthey ſich nicht durch eine Ge. 
richtsbehörde, ſondern für ſich ſelbſt durch gewählte 
Schatzleute eine Schätzung entwerfen laſſen, fo würde 
dieſelbe eine Privaturkunde darſtellen, und in dieſer 
Eigenſchaft den für Privaturkunden beſtehenden Vor— 
ſchriften des Stämpelpatems unterliegen. 

Dieſe Beſtimmung wird in Folge Hoffammerde, 
krets vom 26. May d. J. 3. 17056 zur allgemeinen 
Ke nntniß gebracht. 

Gubernialdekret vom 20. July 1821. Zahl 30813. 


f 96. 

Weiſung wegen Entlaſſung der Reſerve- und 
Landwehrmaͤnner, dann deren Heu— 
rathen. 


Zur Vermeidung aller Mißverſtändniſſe bei Entlaſſun⸗ 
gen der Neſerve- und Landwehrmänner wird dem Kreis» 
amte bedeutet: daß 

ıtens. die Entlaffung eines jeden Reſerve- oder 
Landwehrmannes, wenn er eine ſteuerbare Wirthſchaft 
übernimmt, vermög dem J. 17. der Reſerve-Inſtrukzion, 
und d. 15 der Landwehr ⸗Inſtrukzion erft im Conzerta— 
zionswege auf die nämliche Art, wie für die zum akti⸗ 
ven Dienſtſtand gehörigen Soldaten erwirket werden 
müffen, wie auch jeder in ſolchem Falle befindliche Re. 
ferve> oder Landwehrmann bis zur überkommenden Ent— 
laſſungsbewilligung noch zur Waffenübung, nöthigen⸗ 
falls auch die Neſervemänner zur Regimentsdienſtlei⸗ 
ſtung einzurücken haben. 

ztens. Daß Landwehrmänner, nachdem fie ber» 
mog $. 74 der Landwehr ⸗Inſtrukzion außer der Con» 
centrirungszeit ganz ihrer betreffenden Jurisdikzion un⸗ 
terworfen bleiben, die Bewilligung zur Heurath von der 
politiſchen Obrigkeit erhalten können. Wobei bemerket 
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wird, daß die bloße Eingehung der Ehe einen Land⸗ 
wehrmann von der Landwehrpflicht eben ſo wenig als 
den Reſervemann von der künftigen Einrückung zur ak⸗ 
tiven Dienftleiftung heſreyet, und daß, wenn ein Land⸗ 
wehrmann durch die Heurath zum Beſtitze einer Wirth— 
ſchaft oder eines Gewerbes gelanget, wodurch er nach 
dem 5. 13 der Landwehr⸗Inſtrukzion auf die Entlaſ⸗ 
fung Anſpruch hat, das Dominium deffen Entlaſſungs⸗ 
bewilligung wie ſolches bei Verehligungen don Refer⸗ 
vemännern unterm 27ten März 189 Zahl 14474 feſt⸗ 
gefetzt iſt, zwar vorerſt einzuhohlen haben, dennoch aber 
den Landwehrmann nach erfolgter Entlaffungsbewilligung 
der Abſchied nicht eher auszufertigen und einzuhändi⸗ 
gen ſey, als dis er ſich legitimiret, daß er durch die 
vollzogene Ehe zum wirklichen Beſitze der Wirthſchaft 
oder des Gewerbes gelangt iſt. 

Die Werbbezirks⸗Kommanden ſind hiernach vom 
k. 5 General » Militär » Kommando bereits angeipiefen 
worden. 


Gubernialdekret vom 21. July 1821. 3. 37674. 


97; 
Beſtimmung wie ſich bei Eintreibung der 
Exekuzionsgebuͤhren zu benehmen ſey. 


iber einen aus Anlaß des bisher zum Theil Statt ge⸗ 
fundenen verſchiedenartigen Verfahrens bei Einhebung 
der Steuer » Erefuzionsgebühren , von der hohen 
Hofkanzley erſtatteten Vortrag haben Seine Majeſtät 
unterm 25ten v. M. anzuordnen geruhet, daß die Exe⸗ 
kuzionsgebühren, fie mögen wegen Eintreibung der 
Grund⸗Klaſſen⸗Perſonal oder was Namens Steuern, 
oder an den Staat rückſtändigen Zahlungen Statt fin⸗ 
den, mit täglich ſechs Kreutzer Einlöſungsſcheinen nebſt 
Obdach beſtimmt ſeyn ſollen. 
Der Exequent hat die 6 kr. der ferneren aller» 
höchſten Anordnung zu Folge, ganz zu erhalten, und 
nur in den Fällen, wo ſelber mehrere Partheien zu exe⸗ 


guiren bat, iſt der Mehrbetrag von den zugleich exe⸗ 
quirten Partheyen, oder bei ſogenannten blinden Erefu. 
zionen der ganze Betrag, der fuͤr fie entrichtet wird, 
zu dem Fonde, zu welchem derley Gebühren beſtimmt 
werden, abzuführen. Ferner wollen Se. Majeſtät, daß 
in keinem Falle der die Exekuzion leitenden Obrigkeit 
eine Vorſchußleiſtung für die erequirende Mannſchaft, 
oder deren Bekoſtigung aufgetragen werde. 

Welche allerhöchſte Beſtimmungen dem Kreisamte 
in Folge hohen Hofkanzleydekrets vom öten d. M. zur 
Verſtändigung der Ortsobrigkeiten, und genauen Nach⸗ 
achtung bekannt gemacht werden. 


Gub. Dekret vom 30. July 182 1. Zahl 38054. 


98. 
Wie ſich bei Verſendung der Briefe mittelſt 
Bothen an jenen Orten zu benehmen 
ſey, wo ſich kein Poſtamt befindet. 


m den uͤberhand nehmenden Schwärzungen der Briefe 
durch Bothen und Fuhrleute zum Nachtheil des Poftges 
fälls zu begegnen, hat die hohe Hofkammer mit Oekret 
vom ısten July d. J. Zahl 249 14 der Zollgefaällen⸗Ad⸗ 
miniſtrazion den Auftrag ertheilet, die Bothen, und 
Fuhrleute, von Zeit zu Zeit durch die Zollämter un⸗ 
vermuthet, und mit Beiziehung eines Brief- und Poſt⸗ 
wagensbeamten, wo ſich eine Poſtwagensbehörde befin« 
det, oder des Poſtmeiſters, ſtrenge unterfuchen zu lafs 
ſen, und wenn ſich bei denſelben Briefe, oder in das 
ausſchlieſſende Beförderungsrecht der Poſtwagensanſtalt 
gehörige Poſtwagensſtücke vorfinden, gegen dieſelben 
nach den beſtehenden Vorſchriften vorzugehen. 

Da jedoch das h. Pofipatent vom 21. März 1775 
die Verſendung der Briefe, und Packete in dringenden 
Fällen, und wenn im Orte, woher die Abſendung ge— 
ſchieht, ſich kein Poſtamt befindet, geſtattet, und es Jeder. 
mann frey ſtehet, auch mit Geld und Dokumenten be⸗ 


ee 


ſchwerte Briefe mit Beobachtung der geſetzlichen Forma⸗ 
litäten mittelſt eigener Bothen zu verſenden, wenn dies 
ſes außer der Poſtwagensroute geſchehen muß, derley 
Briefe jedoch nach dem zten und sten $. des Patents 
dem unterwegs zuerſt betreten werdenden Poſtamte vor— 
gezeiget werden muͤſſen, welches ſodann dieſe Brief— 
ſchaſten zu konſigniren, und dem Bothen mit einem 
Atteſtate zu verſehen hat; fo wird dem Kreisamte aufs 
getragen, die Innſaſſen hiernach zu belehren, und den— 
ſelben zu bedeuten, daß, um in dieſen Fällen allen Un» 
terſchleif zu verhüten, und denen Partheyen, die ders 
ley Briefe durch Bothen zu ſenden gezwungen ſind, ei— 
ne Erleichterung zu verſchaffen, jede Parthey, die 
Briefe durch Bothen ſendet, den Bothen mit einem Zer— 
tifikate, in welchem die von felben zu nehmende Route, 
und die Anzahl der Briefe aufgefuͤhrt ſeyn muß, zus 
verſehen habe, welches Zertifikat bei dem nächſten Poſt— 
amte vorzuzeigen, und von demſelben zu foramifis 
ren iſt. 
Gubernialdekret vom 7. Auguſt 182 1. 3. 38249. 


99. 
Militaͤraͤrzten wird in dringenden Fällen die 
Vorſpann bewilliget. 


e. Majeſtät haben die dem Kreisamte unterm ıten 
Hornung d. J. Zahl 2835 bekannt gemachte allerhöchſte 
Anordnung » daß den Ober- und Unterärzten im Falle 
eines dringenden Bedarfs die Vorſpann mit 4 Köpfen 
auf einen Wagen angewieſen werden dürfe, daß je— 
doch der Fall eines dringenden Bedarfs, 
nur von dem General- oder Militär⸗Com⸗ 
mando der Provinz beſtimmt werden kön⸗ 
ne« mit allerhöchſter Entſchließung vom 12ten Juny 
d. J. dahin zu erläutern, und zu modiſiziren geruhet, 
daß in Fällen, wo die Entſcheidung des General- oder 
Militär⸗Commando einer Provinz über die Nothwendigkeit 
der Vorſpann für die Militärärzte nicht abgewartet 
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werden kann, die Beſtättigung der betreffenden Miliär⸗Vor⸗ 
geſetzten über die Dringlichkeit des Dienftes - Gedürfnifs 
ſes für hinreichend angenommen werden dürfe, wenn 
ſich weder ein Kriegskommiſſariatiſcher, noch ein Ver» 
pflegs⸗ Beamter, oder ein Auditor im Orte befände, 
denen in der Regel die Anweiſung der Vorſpann zu» 
ſtehet; jedoch ſind diejenigen, welche die Vorſpann an⸗ 
weiſen, für jede ungebührliche Anweiſung verantwort⸗ 
lich zu machen. 

Dieſe allerhöchſte Beſtimmung wird dem kö. Kreis- 
amte im Grunde des herabgelangten hohen Hoffanzley= 
Dekrets vom 6ten v. M. nachträglich zu der bezogenen 
Gubernial- Verordnung mit dem Auſtrage eröffnet, 
ſorgfältig darüber zu wachen, daß jeder dießfällige 
Mißbrauch ferne gehalten werde. 

Gubernialdekret vom 7. Auguſt 1821. 3. 38521. 


100. 


Erneuerung der Vorſchrift wegen Verwal— 
tung der Klofterrealitaten. 


m allen irrigen Auslegungen vorzubeugen, welche 
Kloftervorfteher über das unter dem 11ten May l. J. 
Zahl 23803 kund gemechte Kreisſchreiben machen und 
meinen könnten, als wenn hiedurch die unter dem raten 
Jänner 1817 Zahl 60146 rückſichtlich der Verwaltung 
der Kloſterrealitäten kund gemachten Direktiven außer 
Kraft geſetzt worden wären, iſt ſaͤmmtlichen mit Rea— 
litäten dotirten Kloſtergemeinden nachträglich bekannt zu 
geben, daß das Ordinariat gegen jene Kloſtervorſteher, 
welche gegen die bezogenen höchſten Normalvorſchriften, 
handeln würden, mit den empfindlichſten Strafen als 
Nekolekzion, Suspenſion, Entſetzung und Unfähigkeits- 
erklacung zu allen klöſterlichen Würden vorgehen werde. 
Hiezu iſt das Ordinariat nicht nur berechtiget, ſondern 
ſogar verpflichtet, indem nach dem klaren Wortlaute 
der allerhöchſten Entſchließung vom ı4ten pri le 
Zahl 25805 die unter dem bien Dezember 1816 vor⸗ 
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gezeichneten dießfälligen Direktiven nicht außer Übung 
geſetzt werden ſollen. 
Gubernialdekret vom 10. Auguſt 1821. 3. 36587. 


101. 
Die ee der Jahrmaͤrkte an Sonn⸗ 
5 510 d Feyertaͤgen wird ſtrengſtens ver⸗ 
othen. 


Im Anſchluße wird dem kön. Kreisamte eine Abs 
ſchrift des an ſämmtliche Ordinariate wegen Befeitigung 
des Mißbrauches der Abhaltung der Jahrmärkte an 
Sonn und Feyertagen mit dem Auftrage mitgetheilet, 
die dießfalls beſtehenden Anordnungen ſämmtlichen 
Ortsobrigkeiten in Erinnerung zu bringen, den Kreis- 
kommiſſären die Überwachung derſelben in ihren Diſtrik⸗ 
ten zur Pflicht zu machen, die in was immer für We⸗ 
gen zur Kenntniß kommenden Übertretungen ſogleich 

unterſuchen zu laſſen, und gegen die Straffälligen nach 
den beſtehenden Vorſchriften das Amt zu handeln. 


Gubernialdekret vom 17. Auguſt 1821. 3. 40282. 
Verordnung an ſaͤmmtliche Ordinariate. 


Die hoͤchſte Behörde iſt in Kenntniß gefept worden, 
daß allen Verbothen entgegen die Jahrmärkte an Sonn- 
und Feyertagen gehalten, und die Gemeinden dadurch 
von Anhörung des Religionsunterrichtes abgehalten wer» 
den. Dießfalls find nicht nur den allerhöchſten Anord⸗ 
nungen gemäß, wiederhohlte und beſtimmte Anordnun⸗ 
gen vermittelft der kön Kreisaͤmter an fämmtliche Do« 
minien und Magiſträte erlaſſen, ſondern auch durch 
das gedruckte Kreisſchreiben vom 25ten Dezember 1812 
Zahl 42897 Strafen gegen die Übertreter ausgeſprochen 
worden, wornach man auch vorgegangen ſeyn würde, 
wenn einzelne Fälle zur Kenntnis der Landesſtelle ge» 
langt ſeyn würden. Hierinfalls muß vorzugsweiſe durch 
den Kuratklerus mitgewirkt werden. 
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Bemerkt derſelbe dießfällige Geſetzuͤbertretungen, 
ſo iſt der Ortsobrigkeit hievon die Anzeige zu erſtatten, 
und im Falle der ſodann nicht erſolgten Abhilfe, hat ſich 
der Seelforger entweder an fein vorgeſetztes Kreisamt, 
oder an das Konſiſtorium zu verwenden, wo ſodann im 
erſteren Falle die Geſetzübertretung von dem Kreisamte 
unmittelbar wird unterſucht, im letzteren aber auf die 
anher gemachte Anzeige, dieſelbe von hieraus wird an⸗ 
geordnet werden, wo ſodann auch die Beſtraſung erfol⸗ 
gen wird. 


Sämmtliche Kreisämter werden zugleich angewie⸗ 
ſen, die dießfälligen Anordnungen zu republiziren, über 
deren Beobachtung zu wachen, und gegen die Übertre⸗ 
ter das Amt zu handeln. 


Auch iſt es dem Ordinariate überlaffen, den Land⸗ 
dechanten die Überwachung der dießfälligen Vorſchriften 
gelegenheitlich ihrer Geſchäftsreiſen, und die auf Daten 
beruhende Anzeige der wahrgenommenen Übertretungen 
zur Pflicht zu machen. 


102. 


Beſchellauslagen hat das Militaͤraͤrarium 
zu beſtreiten. 


In der Nebenlage erhält das Kreisanit zur Nachach⸗ 
tung, und nöthigen Verlautbarung, eine Abſchrift je⸗ 
ner Verordnung, welche der k. k. Hofkriegsrath, im 
Einverſtäandniße mit der k. k. Hofkanzley, vermög ihrer 
Eröffnung vom igten July d. J. Zahl 20509 rückſicht⸗ 
lich der künftigen Vergütung der Beſchellauslagen von 
Seite des Militär⸗Arars an das General» Militär- Kom- 
mando erlaſſen hat. 


Gubernialdekret vom 19. Auguſt 2822. Zahl 41282. 
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. Hofkriegsraͤthliche Verordnung vom 5ten 
July 1821 J. 5842. 


ie k k. Hofkanzley hat hieher eröffnet, daß ſich in 
Anſehung der Bequartirung bei den Beſchell- und Ri— 
montirungsdepartements in den deutſch erbländiſchen Pros 
vinzen, und auch in Nückſicht der Verſehung der Manns 
ſchaſt und Pferde mit Service und Streuſtroh ungleich 
benommen werde, wodurch manche Auslage auf dem 
Lande noch laſtet, welche das Militär- Arar zu tragen 
habe, indem die Beſchellanſtalt nicht als ein Theil der 
Prob. Garniſon, ſondern als eine der Militärregie über⸗ 
gebene Anſtalt betrachtet werden muß. 

Die Hofkanzley erſuchte daher vom Militärjahr 1821 
an, eine Gleichſtellung des Verfahrens in allen Provin— 
zen einzuleiten. 

Nach dem hierüber mit der k. k. Hofkanzley und 
der k. k. Hofkammer gepflogenen Einvernehmen iſt 
folgendes beſchloſſen worden, und zwar: l 

ıtens. In Anſehung der Unterkunft. Der Zweck 
und die Beſtimmung der Beſchellanſtalten theilet ihren 
Bedarf in Staabs-Konzentrirungs- und Beſchellſtazio— 
nen. — Von erſteren iſt in jedem Lande eine das 
ganze Jahr bindurch, und von letzteren nach Verſchie⸗ 
denheit der Stazionen mehrere gewöhnlich durch 8 oder 
4 Monate mit Mann und Pferden belegt. 

Wenn hiezu angemeſſene Gebäude theils ſchon 
wirklich vorhanden ſind, oder ſolche noch ausgemittelt 
werden, welche ein Eigenthum des Militärs ſind, oder 
wofür die Miethe dem Eigenthümer zu bezahlen iſt, ſo 
müſſen ſolche als Kaſernen behandelt, und die Gebüh— 
ren für Mann und Pferde mit Ausnahme der Stallbe— 
leuchtung und des Streuſtrohes (wovon ſpäter die Rede 
fein wird) nach den diesfalls beſtehenden Militär = Bors 
ſchriften ohne Belaſtung des Landes abgereicht werden. 

In den Konzentrirungs-Stazionen, welche durch 
mehrere Monate belegt, und wo die Mannſchaft zer: 
ſtreut, hoͤchſtens 2 bis 3 Mann allda bequartirt find, 
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dann in den Beſchellſtazionen, welche nur während der 
Beſchellzeit 5 — 4 Monate belegt find, muß für den 
Fall, als in ſolchen Orten keine ärariſchen oder von 
Privaten gemiethete, oder wie es auch in einigen Sta— 
zionen beſteht, keine freiwillige unentgeldliche Unter 
künfte vorhanden find, die gemeinſchaſtliche Bequarties 
rung, bei dem Landmanne geſchehen. 

Da jedoch bei der gemeinſchaſtlichen Bequartierung 
für dem Landmann die beſonderen Nückſichten eintretten, 
daß die Mannſchaft immer in der Nähe der Stallun⸗— 
gen, wo die Hengfte eingeftellt find, bleiben muß, mit- 
hin eine Quartiers- Verwechslung hier nicht thunlich 
iſt, und daß der Schlafkreutzer bei der geringen Zahl 
der Mannſchaft von 2 — 3 Köpfen dem Quartiertraͤger 
für die Liegerſtatt, dann das gemeinſchaftliche Holz und 
Licht, welches er dem Manne dafür geben ſoll, keine 
zureichende Entſchädigung gewährt, ſo wird hiemit ſtatt 
des einfachen ein doppelter Schlafkreutzer bewilliget. — 

Das Militärärar hat dei den Unterkünften der Be— 
fell» und Rimontirungs⸗Departements in fo ferne die 
Gebäude ein Eigenthum des Arars find, alle Reparas 
zionen, und ſoweit ſolche blos gemiethet ſind, die 
Miethzinſe zu beſtreiten; die diesfälligen Miethkontrakte 
müſſen jederzeit die nähere Beſtimmungen über die von 
den Kontrahenten eingegangenen Verbindlichkeiten ges 
ben; Bereits geſchehene, oder noch geſchehen werdende 
freywillige Anbothe einer unentgeldlichen Unterkunſt für 
Mann und Pſerde werden immer als eine patriotiſche 
Handlung gewürdiget werden. 

ztens. In Anſehung des Services. 

Diesfalls ſind alle gegenwärtig beſtehenden, oder 
beſtehen werdenden Normal-Gebühren an Brennholz 
oder Steinkohlen zum Heitzen oder Kochen an Lichtern 
oder Ohl zur Beleuchtung für Kaſernzimmer, dann an 
Bettfornituren und Liegerſtroh, wie ſolche für das Mi⸗ 
litär überhaupt feſtgeſetzt find, auch bei den Beſchell⸗ 
und Rimontirungs⸗ Departements zu beobachten. 
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Ztens. Rückſichtlich der Stullbeleuch⸗ 
tung und des Streuſtrohes. 

Um Beſchadigung und Unglück bei den koſtbaren 
Vaterpferden möglichſt zu verhindern, muͤſſen die Stal— 
lungen zur Zeit der Dämmerung und Nacht, wo im 
Herbſte, Winter und Frühjahr die Pferde gefüttert, ger 
tränkt, und geputzt werden, mit ſtärkerem Lichte dop⸗ 
pelt, und den übrigen Nachtſtunden mit ſchwächerem ein⸗ 
fach beleuchtet werden. 

In den hieſigen Beſchellſtallungen am Heumarkte 
beſteht ſchon mit gutem Erfolge dieſe Beleuchtung durch 
gläſerne Glocken, deren jede 2 blächerne Öhllampen in 
ſich ſaßt, und mit einem Aufzuge verſehen iſt. — Als 
doppelte Beleuchtung brennen in diefen Glocken beide 
Lampen, als einfache nur eine. 

Dieſe Beleuchtung darf jedoch nur für größere Stal⸗ 
lungen angewendet werden, bei kleineren ſind nur 
Wandöhllampen in angemeffener Größe anzubringen. 

Die Ausmaaß hat alſo zu beſtehen: 

Bei Stallungen, wo 8 Wehe ſtehen eine ein⸗ 
fache Wandlampe. 

Wo g bis 15 Stück in einfachen oder bis 20 Stück 
in doppelten Reihen ſtehen, Zwei 

Wo 26 bis 40 und beziehungsweiſe 60 Stück ſte⸗ 
hen, drei; endlich wo 41 bis 60 Stück, und bezie⸗ 
hungsweiſe Bo Stück oder darüber ſtehen, vier dop⸗ 
pelte Glockenlampen. 

Der Maaßſtab an Brennöhl ift eu für die 
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in den 6 Wintermonaten, und die Hälfte dieſes Quan⸗ 
tums in den 6 Sommermonaten. 

Da, wo an diefem Brennſtoffe eine Erſparung für 
das Arar zu machen möglich iſt, muß ſolche zu erzie⸗ 
len getrachtet, und von Seite der Kommandanten dar⸗ 
auf geſehen werden. 

Die Anſchaffung, der hier in Rede ſtehenden Lam⸗ 
pen hat mit aller Wirthſchaft für das Arar und mit 
Rückſicht auf gute und dauerhafte Waare zu geſchehen, 
für die gute Erhaltung dieſer Lampen, und daß ſolche 
nicht durch Nachläßigkeit zu Grunde gehen, haben die 
Kommandanten gehörig zu ſorgen. 

An Streuſtroh wird blos den Beſchell⸗ 
bengften rückſichtlich der Reinlichkeit, welche die koſtbaren 
Pferde fordern, wegen den größern Pferdſtänden, die fie ha⸗ 
ben, und weil ſie in der Beſchellzeit auch bei Tage nach 
dem Belegen einige Stunden zum Ausruhen bedürfen, 
die Gebühr von täglich 5 Pf. pr. Stück auſſer — und 
von 6 Pf. pr. Stück während der Beſchellzeit; allen 
kranken Pferden aber ſelbſt den ordinären Orenſtpferden 
mit 6 Pf. bemeſſen. Dieſe Gebühr an Streuſtroh hat 
von jenem Tage anzufangen, als die gegenwärtige An⸗ 
ordnung den betreffenden Beſchelldepartements und 
Stazionskommandanten im Dienſtwege bekannt wird. 
Der erzeugte Dünger iſt da, wo das Streuſtroh vom 
Arar abgegeben, und nicht, wie es der Fall bei der ge⸗ 
meinſchaftlichen Bequartierung iſt, wo der Landmann 
das Streuſtroh gegen Kücklaſſung des Düngers beiſchaft, 
den Kommandanten gegen dem zu überlaſſen, duß ſie 
die Stallbeleuchtung und die Stallrequiſiten, als Beſen, 
Schaufeln, Düngertragen ꝛc. beforgen. Sollte in ein, 
oder den andern Orten aus dem Dünger nicht ſoviel 
gelößt werden können, um die erwähnten Auslagen zu 
deſtreiten, ſo wäre hierüber mit gehöriger Ausweiſung 
der Einnahme und Ausgabe mit Nückſicht auf die übri⸗ 
gen zu den Beſchell⸗ und Rimontirungsdepartements 
gehörigen Stazionen der umſtändliche Bericht hieher zu 
erſtatten. 
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4tens. In Anſehung des Benehmens bei Dienſt⸗ 
reifen der Offiziere oder Staabspartheyen der Beſchell⸗ 
und Rimontirungsdepartements , und bei der Trans- 
portirung der Beſcheller oder Rimonten, hat es bei der 
bisherigen Beobachtung zu verbleiben, daß die Offiziere 
gleich den Offizieren der Kavallerie-Regimenter das 
Quartier vom Lande da, wo das neue Bequartirungs— 
ſpſtem des l. v. Königreichs noch nicht in Anwendnung 
iſt, unentgeldlich, und die Mannſchaft vom Wachtmei— 
‘ter abwärts, die gemeinſchaftliche Bequartierung gegen 
Entrichtung des einfachen Schlafkreutzers, die Pferde 
aber gegen Nücklaß des Düngers erhalten. 


103. 


Dominien muͤſſen ſich bei der Rekrutenſtel⸗ 
lung mit doppelten Widmungsrollen 
verſehen. 


s haben ech Fälle ergeben, daß bei der diesjährigen 
Konſkripzions⸗Rebiſton ſolche Individuen aus der Vor⸗ 
merkung der Anwendbaren nicht gelöſcht wurden, welche 
ſchon früher zur Aſſentirung gebracht, und bei der ärzt— 
lichen Unterſuchung als dienſtuntauglich erklärt wor— 
den ſind 

Die Urſache davon liegt darinn, daß die Dominien 
nicht, wie es vorgeſchrieben iſt, alle auf den Aſſentplatz 
gebracht werdende Rekruten mit doppelten Widmungs— 
rollen, in welchen der Name, das Haus Nro., der Ge— 
burtsort, das Dominium, das Alter, die Religion und 
die Beſchäftigung eines jeden Indivibuums in voraus 
gleichlautend eingetragen ſeyn ſoll, der Aſſentirungs⸗ 
Kommiſſion vorſtellen, die übrigen Rubriken bei der 
Aſſentirung ausfüllen, und mit Beiſetzung des Datums 
der Vorſtellung, von dem politiſchen und militärifchen 
Aſſentirungs⸗Kommiſſär, dann dem viſitirenden Arzte 
unterſchreiben laſſen, wovon der ſtellende Dominikalbe⸗ 
amte ein Pare zurücknimmt, um ſowohl bei der Kon⸗ 
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ſkripzions ⸗Rebiſion, als in ſonſtigen Fällen ſich legiti⸗ 
miren zu können. 

So wie auch die k. k. Werbbezirks-Kommanden 
zur fünftigen Vorbeugung von derlei Beirrungen die 
angemeſſene diesfällige Erinnerung von dem k. k. Ge⸗ 
netal » Militär » Kommando bereits erhalten haben, eben 
fo hat das Kreisamt die Dominien an eine genauere 
Befolgung der angeführten Modalität anzuweiſen. 

Gubernialdekret vom 20. Auguſt 1821. Zahl 42568. 


104. 


Vorſchrift wie ſich ruͤckſichtlich eines wegen 
Verbrechen zur Kerkerſtrafe verurtheil⸗ 
ten Landwehrmannes zu benehmen ſey. 


Uider die zur Sprache gebrachte Frage: wie ſich hin⸗ 
ſichtlich der wegen eines Kriminal- Verbrechens zur 
zweijährigen ſchweren Kerkerſtrafe verurtheilten Lande 
wehrmänner zu benehmen ſey, iſt mit hohen Hofkanz— 
leydekrete vom Iten l. M. Zahl 21286 einverjtändlich 
mit dem k k. Hofkriegsrathe folgende Beſtimmung ers 
laffen worden. »Die wegen Verbrechen zum Kerker 
oder zur Zuchthaus Strafe verurtheilt werdenden Land— 
wehrmänner find bei der Landwehr in Abgang zu brin— 
gen, es unterliegt aber keinem Anſtande, derlei Indi— 
viduen, wenn fie nach ausgeſtandener Strafe oder nach 
erfolgter Begnadigung wieder in die bürgerliche Gefell- 
ſchaft zurücktreten, und don ihren Dominien wieder». 
bohlt zur Landwehr gewidmet werden, als von ihren 
begangenen Verbrechen gereiniget anzuſehen, und ſie 
wieber in die Landwehr, zu welcher fie bereits gehörten, 
aufzunehmen. 

Diejenigen Individuen hingegen, die wegen bloßer 
Arbeitsloſigkeit in den Zwangsarbeitshäuſern reduzirt ſind, 
min in die Landwehr ohne Anſtand aufgenommen 
werden. 


Gubernialdekret vom 20. Auguſt 182 1. Zahl 44015. 
Prop. Geſetzſ. von Galizien 1821. J 
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105. 


Weiſung wie ſich die Poſtmeiſter gegen die 
mit den vorgefchriebenen Zertifikaten 
nicht verſehenen Fuhrleute zu beneb- 
men haben. 


Es iſt neuerdings der Fall vorgekommen, daß ein 
Poſtmeiſter einem Fuhrmann unbefugt Pferde in Be— 
ſchlag genommen hat; um nun ahnlichen Vorfällen 
vorzubeugen, und andererſeits den Poſtmeiſtern die 
ihnen durch das Poſtpatent, und die in Folge des hos 
hen Hofkammerdekrets vom 26ten Februar 1820 erlafa 
ſene hierortige Vorſchrift vom ı3ten Juny 1820 Zahl 
26410 zugedachten Begünſtigungen zu ſichern, wird 
hiemit verordnet, und unter einem allenKreisämtern, dann 
dem Lemberger Stadtmagiſtrate bekannt gemacht, daß 
die Poſtmeiſter jene Fuhrleute die mit den vorgeſchrie— 
benen Zertifikaten nicht verſehen find, keineswegs ſelbſt 
anhalten, oder ihnen die Pferde konfisziren dürfen; 
ſondern daß dieſelben in den Kreisſtädten das Kreisamt, 
in andern Orten aber dem Magiſtrat, oder das Domi— 
nium um die Anhaltung des Fuhrmanns mündlich an— 
zugehen haben, welche Behörden dann nach fummaris 
ſcher Erhebung für den Fall, als ein ſolcher Fuhrmann 
mit dem, mit obiger Verordnung dorgeſchriebenen Zer— 
tifikate nicht verſehen ſeyn ſollte, die Konfiskazion der 
pferde auszuſprechen, und ſolche dem Poftmeifter zu 
übergeben haben. 

Hiernach verſteht es ſich don ſelbſt, daß die An⸗ 
haltung der Fuhrleute nur in jenen Orten, wo ſich 
eine derlei Behörde befindet, eingeleitet, keineswegs 
aber auf offener Straſſe geſchehen dürfe. 

Das kön. Kreisamt hat ſich nach dieſer Weifung 
genau zu benehmen, und auch die Magiſträte und 
Ortsobrigkeiten diesfalls gehörig zu belehren. 


Gubernialdekret vom 21. Auguſt 182. Zahl 43525. 


106, 


Erläuterung des §. 7. des Gymnaſial⸗Co⸗ 
der wegen Aufnahme der herumziehen⸗ 
den Judenſoͤhne in das Gymnaſium. 


ie hohe Studienhofkommiſſion hat unterm 2gten v. 
M. Zahl 4895 erklärt, daß die Verordnung des Gym— 
naſial⸗ Kodex 5. 7. des erſten Abſchnitts nur die Söhne 
herumziehender, nicht tollerirter Juden treffe, daher 
die anderen, wenn ſie die vorgeſchriebenen Eigenſchaf— 
ten und Vorbereitungskenntniße beſitzen, auch ohne 
ſchriftliche Erlaubniß der Landesſtelle, von den Prä— 
fekten in das Gymnaſium aufgenommen werden können. 

Wovon das kön. Direktorat zur Wiſſenſchaft und 
Rachachtung, dann zur weitern Verſtändigung des Lehr⸗ 
perſonals in Kenntniß geſetzt wird. 

Gubernialdekret vom 25. Auguſt 1822. 3. 45224. 


107. 

Kaſſabeamten wird das Schreiben der Quit⸗ 

tungen, und die Behebung der Gelder 
fuͤr Privatpartheyen unterſagt. 


Mit hohem Hofkammerdekret vom ten d. M. Zahl 
28811 wurde zur Verhinderung von Malverſationen und 
Unterſchleifen bedeutet; daß don nun angefangen allen 
Kaſſabeamten das Schreiben der Quittungen, ſo wie 
auch die Behebung der Gelder für Privat. Partheyen 
gänzlich unterſagt ſeyn ſoll; und daß in Zukunft kei⸗ 
nem Kaſſe⸗ Beamten vom nämlichen Amte, oder von 
derſelben Kaffe wo er angeſtellt ift, und wo die Zah⸗ 
lung zu geſchehen hat, eine folche Zahlung für Private 
geleiſtet werden dürfe. 


Gubernialdekret vom 26. Auguſt 1821. Zahl 44538. 
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108. 


Regulirung der Verguͤtungspreiſe für die den 
Dominien zugeſtandenen Hilfstaͤge. 


Die hohe Hofkanzley hat mit Dekret vom Bten v. M. 
mißbilliget, daß die Vergütungspreife für die den Do⸗ 
minien nach dem Kreisſchreiben vom gten Auguſt 1786 
zugeſtandenen Hilfstage nicht nach dem wahren Lokal⸗ 
werthe, ſondern willkührlich nach allgemeinen Grund. 
fägen beſtimmt werden, die ſich bei näherer Betrachtung 
als unrichtig darſtellen. 

Es wurde nämlich in den letztern Jahren haupt⸗ 
ſächlich angenommen: daß die Arbeitspreiſe ſich nach 
dem Werthe des Getreides richten müffen, und nach 
dem Sinken der Getreidpreiſe, wurden die Preiſe für 
Zwanghilfstage alljährlich regulirt. Dagegen hat die 
Hofſtelle ſchon mit Dekret vom 24ten July 1819 eins 
gewendet, es ſey eben ſo notoriſch als natürlich, daß 
die Körnerpreiſe mit den Arbeitspreiſen nicht immer 
gleichen Schritt halten, fondern daß in fruchtbaren 
Jahren wo die Kornerpreiſe fallen, die Arbeitspreiſe 
eben deßwegen höher fieigen, weil eine größere Anzahl 
arbeitender Hände zur Hereinbringung der Fechſung 
nothwendig wird, und in einem ſolchen Falle nicht 
nur herrſchaftliche, ſondern auch manche Ruſtikalgrund— 
bejiger zu dieſem Zwecke fremder Hände bedürfen, mit⸗ 
hin die größere Konkurenz der Anbote, nothwendig die 
Arbeitspreiſe ſteigern muß. 

Gegen die ſtrenge Feſtſezung der Lokal ⸗ oder 
Miethpreiſe als Verguͤtung für die Hilfstage, treten 
zwar auch Bedenken ein, nämlich die Anſichten, daß 
dieſe Hilfstage doch nur als Zwangsroboten angeſehen 
werden können, und als ſolche haben ſie nie den Werth 
der freiwillig bedungenen Arbeiten, welche fleißiger ver⸗ 
richtet werden, dann daß dieſe Zwangshilfsroboten bei 
verſchiedenen geringern Verrichtungen allenſalls bei Ge⸗ 
treidſammeln, Garbenbinden ꝛc. ꝛc. von Kindern der⸗ 
richtet werden; allein dem ungeachtet hat die hörhfte 
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Hofftelle mit Dekret dom 18ten November 1819 befoh⸗ 
len, daß ſtets bei Beſtimmung der Vergütungspreiſe 
für Hilfstage, die gewöhnlichen Miethpreiſe zum erſten 
Anhaltungspunkte genommen werden ſollen, jedoch zu⸗ 
gleich geſtattet; daß 
a) in der Rückſicht, daß die Hilfstage einen gerin⸗ 
gern Werth als gemiethete Arbeitstage haben, ein 
angemeſſener Abſchlag, und 
b) noch ein weiterer Abſchlag bei jenen Arbeiten Statt 
finden könne, welche durch Kinder verrichtet zu 
werben pflegen. 

Um demnach ſowohl die mit Hofdekrete vom 25ten 
März 1817 bekannt gegebene Abſicht Sr Majeſtät, daß 
den Unterthanen fuͤr die zur Zeit der Heumath und 
Körnerfechſung im Grunde des Kreisſchreibens vom 9. 
Auguſt 1786 zu leiſtenden Hilfsarbeiten der wirkliche 
oder Lokalpreis vergütet werde, zu erfüllen, als auch 
anderer Seits durch eine zu hohe Spannung der Preiſe 
für Zwangshilfstage, die Herrſchaften nicht um den Be⸗ 
zug dieſer ihnen geſetzlich zukommenden Wohlthat zu 
bringen, wird nothwendig ſeyn. 

I. Daß bei Erhebung der Lokal- oder Miethpreiſe 
mit Genauigkeit vorgegangen, und jede willfüyrlige Anz 
nahme vermieden werde. 

Da dem Kreisamte verſchiedene Hilfsquellen zu 
Gebothe ſtehen, um die Wahrheit zu erfahren, näm⸗ 
lich durch die Benützung jener Daten, die bei Beſtim⸗ 
mung der zum Straſſenbau erforderlichen Miethfrohnen 
vorliegen, durch Berückſichtigung der zeitweilig von den 
Kreisingenieuren bei Pfarr-⸗Kirchen-Schulen, auch 
Militär» Baulichkeiten erhobenen Handlanger und Zu⸗ 
ſtellungspreiſe — fo werden alle Lokal⸗ Erhebungen ganz 
überflüßig. 

Sollten obige Hilfsquellen nicht zureichen, fo wird das 
Mangelnde von den Kreiskommiſſären gelegenheitlich ihrer 
Dienſtreiſen erſetzt werden können, oder es werden freye 
Magiſträte, insbeſondere aber Pfarrer, und Poſtmeiſter 
einzubernehmen ſeyn, welche einige Feldwirthſchaft ohne 
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Frohndienſte betreiben, und zu dieſem Ende fremde 
Hände gebrauchen müſſen. 

Der bei einigen Kreisämtern wahrgenommene Ger 
brauch, daß Dominien über die Lokalpreiſe zur Beſtimr 
mung der Vergütung für die Hilfstage einvernommen 
werden, hat gänzlich aufzuhören. 

II. Rückſichtlich der oben bemerkten Abſchläge ad a) 
und b) werden unpartheyiſche Wirthſchaftskuͤndige das 
Gutachten abgeben muͤſſen. 

Die Wahl ſolcher erſahrener rechtlichen Männer 
im Kreiſe wird dem Kreisamte überlaſſen, und ihre 
Außerungen werden den kreisämtlichen Anträgen, wel— 
che nach der hierortigen Anordnung vom 27ten May 
1817 Zahl 25302 in rechter Zeit einzulangen haben, 
beizuſchließen ſeyn. 

Rach dieſen Beſtimmungen, die ohnedieß ſchon 
in dem Geiſte des urſprünglichen Erlaßes vom ıoten 
April 1817 Zahl 16955 liegen, hat ſich das Kreisamt 
pünktlich zu achten. 

Gubernial-Dekret vom 27ten Auguſt 1822. Z. 38359. 


109. 

Obrigkeiten duͤrfen in Benuͤtzung ihrer Ur⸗ 
barialgiebigkeiten und der unterthaͤnigen 
Robot nicht geſtoͤhret werden. 


e. Majeſtät haben in der Betrachtung, daß die Ur⸗ 
barialgiebigkeiten, daher auch Noboten welche die Uns 
terthanen den Obrigkeiten zu leiſten ſchuldig ſind, ein 
Eigenthum der Obrigkeiten ſind; daß dieſe von den 
Behörden darin, fo wie Jeder in feinem Eigenthume ge— 
ſchützt werden müßen, und es nur von den Eigenthü⸗ 
mern einer Sache allein abhängen kann, die Benützung 
feines Eigenthums zu verändern, ſoweit die Verände⸗ 
rung nicht geſetzwidrig iſt, aus Anlaß eines ſpezifiſchen 
Falles mit allerhöchfter Entſchließung vom 24. d. M. 
Allerhöchſt Ihren Willen dahin auszufprerden geruhet, 
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daß von den Behörden und den Beamten ſich unter 
keinem Vorwande unterfangen werde, Obrigkeiten in der 
Benützung ihrer Urbarialgiebigkeiten, in ſoweit ſte ſich 
dabei nicht gefeg» und vorfchriftswidrig benehmen, zu 
ſtöhren, nicht einmahl bei den Noboten eine An- 
deutung oder Wunſch zu äußern ſich erlaubt werde, daß 
ſiereluirt werden möchten, da dieſes blos von 
dem freiwilligen Übereinkommen der Obrigkeiten mit 
ihren Unterthanen abzuhängen hahe, daß endlich ſich 
die Behörden oder Beamten um ſo weniger Etwas im 
voraus zu äußern erlauben ſollen, als fie bei Beſchwer⸗ 
den des einen oder des andern Theils entſcheiden, das 
her dabei ganz unbefangen ſeyn müßen, und nur nach 
dem ſtrengſten Recht entſcheiden ſollen. 

Zugleich haben Se. Majeftät zu befehlen geruhet, 
es ſey ſich eben ſo in Anſehung der Staats » öfſentli⸗ 
chen Fonds- und königl. Städte» Güter zu benehmen, 
wo es daher auch von der, ſeit der Regierung Wailand 
Seiner Majeſtät Kaiſer Joſeph des II. beſtandenen An— 
ordnung abzukommen habe, daß die Robot-A bo- 
lition eingeführt werden ſoll, zumalen ſie ſo⸗ 
wohl dem Ertrage der Güter, als auch felbft den Un— 
terthanen zum Nachtheil gereichen könne, jedoch ver— 
ſteht es ſich von ſelbſt, daß bei ſchon beſtehenden 
von beiden Theilen freiwillig geſchloßenen 
Robot = Abolitiong » Kontrakten ſich genau an felbe zu 
halten ſey. — 

Dieſe allerhöchfte Entſchließung wird dem Kreis— 
amte zur künftigen Nichtſchnur und pünktlichen Befol« 
gung eröffnet. 

Bei dieſer Gelegenheit fanden ſich Se. Majeſtät 
veranlaßt, den ſämmtlichen Behörden und Beamten zu 
ihrer Rachachtung beſtimmt zu befehlen, daß ſie in 
allen ihren Entſcheidungen und Verfügungen 
blos nach der ſtrengſten Gerechtigkeit vorgehen, die 
beſtehenden Anordnungen und Vorſchriften genau befol- 
gen, und ſich nicht erlauben, ihren eigenen Ideen oder 
Begriffen nachzugehen, oder nach ſelben zu handeln 


weil fle felbe beſſer, als das Angeordnete glauben, bes 
ſonders da es, wenn ſie eine Anderung der beſtehen⸗ 
den Geſetze oder Vorſchriſten nothwendig, oder nützlich, 
oder ſonſt etwas erſprießlich erachten, ihre Pflicht ohne⸗ 
hin iſt, es ihren Vorgeſetzten oder Seiner Majeſtät ſelbſt 
anzuzeigen, worüber ſie ſodann die weitere Beſtimmung 
abzuwarten haben, ohne ſich inzwiſchen eine Abwei— 
chung von dem Vorgeſchriebenen zu erlauben. 


Für den genauen Vollzug und die ſortwährende 
Beobachtung dieſer letzteren allerhöchften Anordnung des 
ren Nothwendigkeit die Erfahrung bei mehreren Gele» 
genheiten ſchon gezeigt hat, wird das Kreisamt ſtreng 
verantwortlich gemacht, und demſelden aufgetragen, 
hievon in Folge hohen Hofkanzleydekrets vom zten Au⸗ 
guſt l. J. Zahl 21741 die unterſtehenden ſammtlichen 
Wirthſchaftsämter und Magiſtrate als die erſten politi⸗ 
ſchen Inſtanzen zur pünktlichen Befolgung in die Kennt⸗ 
niß zu ſetzen. 


Gubernialdekret vom 27. Auguſt 1822. Zahl 44450. 


110. 


* wie ſich die Gerichtsbeboͤrden bei 
Wahlen der Vormuͤnder und Kura— 
toren zu benehmen haben. 


- In der Anlage erhält das Kreisamt eine Abſchrift 
des von dem k. k. Apellazions⸗ Gerichte anher mitge⸗ 
theilten Dekrets der oberſten Juſtizſtelle vom 25ten Ju⸗ 
ny 1821 Zahl 5850 —ı70 die Obliegenheit der Ge⸗ 
richtsbehörden, bei vorzunehmender Wahl von Bormüns 
dern und Kuratoren betreffend, mit dem Bedeuten, 
ſolches im gewöhnlichen Wege den dortkreiſtgen Domi⸗ 
nien zur Darnachachtung bekannt zu geben. 


Gubernialdekret vom 29. Auguſt 1821 Zahl 44726. 
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Verordnung der oberſten Juſtizſtelle vom 
25ten Juny 1821 Zahl 5850-170. 


De. k. k Majeftät haben aus Veranlaßung einer 
Anzeige uber den Unfug der von einigen Vormündern 
und Kuratoren mit geheimen in Vokmundſchafts⸗ und 
Kuratelsgeſchaften zu ihren eigenen Vortheil geſchloſſe— 
nen Rebenverträgen getrieben wird, durch allerhöchſte 
Entſchließung vom 24ten April l. J. anzuordnen ges 
tuhet: daß ſämmtlichen Gerichtsbehörden neuerlich zur 
Pflicht gemacht werden ſoll, unter ſtrengſter Verant⸗ 
wortung bei der Wahl von Vormünder, und Kurato— 
ren, mit der größten Vorſicht und Gewiſſenbaf⸗ 
tigkeit zu Werke zu gehen, das Benehmeu derſelben 
der Vorſchrift gemäß ſorgfältig zu beobachten; fie zur 
genauen Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten, gegen 
diejenigen, welche ſich etwas zu Schulden kommen laſ⸗ 
fen, nach den Geſetzen zu verfahren, und alles dieſes 
auch in Anſehung der zu Amtsverrichtungen in Ge⸗ 
ſchäften der freiwilligen Gerichtsbarkeit überhaupt ab⸗ 
geordneten Gerichtsperſonen zu beobachten. 

Das Apellazionsgericht hat dieſe allerhöchſte Ent⸗ 
ſchließung den Vormundſchaftsbehörden feines Jurisdik⸗ 
zions⸗ Bezirkes bekannt zu machen, und fie zur ges 
nauen Befolgung derſelben anzuweiſen. 


111. 


Beſtimmung des Staͤmpels fuͤr die Buͤcher 
der Hammerwerksbeſitzer. 


ie Beſitzer von Hammergewerken gehören nach ihrer 
perſönlichen Eigenſchaft, wenn ſie vermöge Geburt oder 
einer andern Eigenſchaft nicht ſchon einer höhern Stäm⸗ 
pelklaſſe zugewieſen ſind, gleich den Fabriksinhabern 
zur fiebenten Stämpelklaſſe von zwei Gulden, und ſo⸗ 
nach müſſen auch ihre Bucher nach dem F. 44. des 
Stämpelpatents Lit. A. mit dem Stämpel von 15 Kreu⸗ 
zern für jeden Bogen verſehen werden. 
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Welches in Gemäßheit dem Dekrete der hohen k. 
k. Hofkammer vom ı2ten d. M. zur Nachachtung ber 
kannt gemacht wird. 
Gubernialdekret vom 29. Auguſt 2821. Zahl 44934. 


112. 


Vorſchrift wie ſich gegen die Bewohner der 
Militaͤr-Graͤnze bei Ausuͤbung der Zi⸗ 
vil⸗ und Kriminalgerichtsbarkeit zu 
benehmen ſey. 

eine k. k. Majeſtät haben über eine von dem kü⸗ 
ſtenländiſchen Apellazionsgerichte unterlegte Anfrage, 
wie ſich gegen die Bewohner der Militärgränze bei Aus- 
übung der Zivil- und Kriminal-Jurisdikzion benom⸗ 
men werden ſoll, und den von der oberſten Juſtizſtelle, 
nach gepflogenem Einvernehmen mit dem k. k. Hofkriegs⸗ 
rathe und der Hofkommiſſion in Juſtizgeſetzſachen erftat« 
teten allerunterthänigſten Vortrag vermöge allerhöchfter 

Entſchließung vom Zoten Juny 1821 zu beſtimmen ge⸗ 

ruhet: daß, fo viel es die Zivilgerichtsbarkeit betrifft, 

das Hofdekret vom 22ten April 1809 Zahl 890 der Ju- 
ſtizgeſetzzammlung auch auf den Gränzen ohne Unter 
ſchied, ob er zum aftiven Militärdienſte verwendet 
werde oder nicht, Anwendung habe; daß aber dasſelbe 
weder auf die bürgerlichen Einwohner der zwölf Gränz⸗ 
kommunitäten, als: Zengg, Karlopago, Petrinia, Ko 
ſtainica, Bellowa, Ibanich, Brod, Peterwardain, Kar— 
witz, Semmlin, Pantſchowa und Weiskirchen, noch auf 
die in den Bezirken der Gränzregimenter ſich aufhal⸗ 
tenden Handels- und ſonſtigen Gewerbsleute, welche als 
ſolche konſkribirt und daher von dem Militärdienſte be> 
freit find, bezogen werden könne, daß alſo die Gränz⸗ 
einwohner dieſer Klaſſen berechtiget ſeyen, die Juris— 
dikzion der Zibvilgerichte freiwillig zu prorogiren; daß 
endlich nicht bloß derjenige Gränzeinwohner, der zu 
einer der letzt erwähnten Klaſſen, ſondern auch derjeni⸗ 
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ge, der zu dem eigentlichen Gränzſtande gehört, folglich 
jeder Gränzbewohner ohne Unterſchied in bürgerlichen 
Rechtsangelegenheiten, wo eine geſetzliche Prorogazion 
der Zivil- Jurisdikzion eintrit, dei dem betreffenden 
Zibil-Gerichte giltig belangt werden könne. 

Was hingegen die Kriminalgerichtsbarkeit anbelangt, 
fo iſt die Vorſchrift des J. 221 Nr 5 des Straſgeſetzes 
auf die Gränzer ebenfalls anzuwenden, wenn ſie auch 
nicht zum aktiven Dienſte verwendet werden; gegen die 
bürgerlichen Einwohner der ſogenannten Gränz-Kom⸗ 
munitäten aber, und gegen die in den Bezirken der 
Gränz⸗ Regimenter wohnhaften Handels- und Ge— 
werbsleute von vorbezeichneter Art, kann wegen Ver— 
brechen, die ſie außer der Gränze begehen, von den 
Kriminalgerichten nach dem 5. 219 des Strafgeſetzes 
verfahren werden; jedoch ſind auch Gränzeinwohner 
dieſer Klaſſen, wenn fie wegen eines in der Gränze ver— 
übten Verbrechens außer der Gränze angehalten wer— 
den, ohne Ausnahme dem nächſten Militär-Kommando 
zu übergeben, damit fie an die betreffenden Granzbe⸗ 
hörden abgeliefert, und von denſelben nach den in der 
Gränze beſtehenden beſondern Strafgeſetzen, die ſie 
übertreten haben, behandelt werden können. 

Welches zu Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 51. 
July d. J. Zahl 21550/1917 zur allgemeinen Kenntniß 
gebracht wird. 8 

Gubernialdekret vom 51. Auguſt 1821. Z. 44936. 


115. 
Einführung der Holz: Spar = Apparate in 
allen Militär - Gebduden auf Koſten 
des Militaͤr-Aerars. 


e. Majeftät haben mit allerhöchſter Entſchließung 
vom ı6ten April 1. J. anzuordnen geruht, daß die zur 
Errichtung der Holz» Spar ⸗ Apparate in den vom Mili⸗ 
tär benützten Eivilgebäuden erforderlichen Kaſten vom 
Militärärar zu beſtreiten ſeyen. 
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Da dieſe Sparapparate in allen Kaſernen, Spi⸗ 
tälern und ſonſtigen Militär Gebäuden auf allerhöch⸗ 
ften Befehl successive einzuführen ſind, fo wird dieſe 
allerhöchſte Entſchließung dem Kreisamte zur Wiſ⸗ 
ſenſchaſt und Verſtändigung des Kreisingenieurs hiemit 
bekannt gegeben. 

Gubernialdekret vom 3. September 1821. Zahl 45460. 


114. 


Der Aus = und Durchfuhrsverboth von 
Waffen- und Kriegsbeduͤrfniſſen wird auf 
die Provinz Servien ausgedehnt. 

eine Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchließung 
aus Pöggſtall vom sten Auguſt d. J. zu befehlen ge⸗ 
zubet, daß der, wegen des in der Moldau und Walla⸗ 
chey gegen die Ottomaniſche Pforte ausgebrochenen 

Aufſtandes unterm 20. Mai d. J. Zahl 3642. bekannt 

gemachte Aus und Durchfuhrs⸗Verboth von Waffen 

und Kriegsbedürfniſſen aller Art, auch auf die, beſagten 

Fürſtenthümern zunächſt gelegene Probinz Servien, 

auszudehnen ſey. 

Diefe allerhöchſte Beſtimmung wird in Folge ber, 
abgelangten hohen Hofkammerdekrets vom 25. Auguſt 
d. J. zur genauen Befolgung öffentlich bekannt gemacht. 

Gubernialdekret vom 5. September 182 1. Zahl 47049. 


115. 


Bankalgefaͤllen - und Wegmauthgebaͤude, 
ſo wie auch jene Beſtandtheile derſelben, 
welche da angeſtellte Beamte in partem 
Salarii inne haben, find von der Haus⸗ 
Klaffen- und Zinnsſteuer befreit. — 

it dem Hofkanzleidekrete von 18ten v. M. Zahl 
1422. wurde feſtgeſetzt, daß die Bankalgefällen und 
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Wegmauthgebäude in Ruͤckſicht ihres Zweckes an und für 
ſich, und zwar nicht allein mit jenen Abtheilungen, 
welche zur Gefällsamtirung beſtimmt find, der Haus⸗ 
Klaſſen⸗ und Zinnsſteuer nicht unterliegen, ſondern daß 
auch jene Beſtandtheile ſolcher Gebäude, welche da an⸗ 
geftellte Beamte und deren Hilfsindividuen in partem 
Salarii inne haben, die alſo des Dienſtes wegen 
ohne einen Zinnsnutzen zu gewähren, be— 
wohnt werden, ſo lange ſie dieſe Widmung behalten, 
gleich ämtlichen Ubikazionen zu betrachten find. 

Die Kreisämter haben die Steuerbezirksobrigkeiten 
ſogleich hiernach mit dem Beiſatze zu belehren, daß die 
von derlei Wohnungsbeſtandtheilen mittlerweile etwa 
entrichteten Steuerbeträge wieder zuruͤckzuerſetzen find. 

Verordnung der Provinzialkommiſſion zur Einführung 
des Grundſteuer-Proviſoriums vom 7ten September 

1821 Zahl 10045. 


116. 


Erneuerung der Vorſchrift, daß die Quar⸗ 
tierstraͤger den Soldaten Bettſtaͤtte 
oder Pritſchen zu verabreichen verbun— 
den ſind. 

Dem Kreisamte wird die Vorſchrift vom 27ten Auguſt 

1816 Zahl 38458 in Erinnerung gebracht: vermöge 

welcher die Quartierträger zu derhalten find, den Sol 

daten, wenn auch ſchon nicht Bettſtätte, oder Prit⸗ 
ſchen, doch wenigſtens die dieſen ähnliche, erhöht ge⸗ 
legte Bretter zur Schlafſtelle zu geben. 

Gubernialdekret vom 10. September 1821. 3. 47008. 
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117. 

Weiſung, wie ſich bei Vorſpannsanweiſun⸗ 
gen auf eine uͤber die beſtehende Aus⸗ 
maaß erforderliche Mehrzahl der Pferde 
zu benehmen ſey. 


it hohem Hofkanzleidekret vom 29ten July d. J. 
Zahl 21526 iſt anher eröffnet worden, daß der k. k. 
Hofkriegsrath an ſämmtliche Militärbehörden den Eircu— 
larbefehl erlaſſen habe, daß künftig in jeder Marfchroute 
fo oft über die im Jahre 1782 für die Armeen beftehen« 
de Vorſpannsausmaaß eine mehrere Zahl von Vor— 
ſpannspferden einer marſchirenden Truppe oder reiſen— 
den Militärparthey anzuweiſen, eine unvermeidliche 
Nothwendigkeit vorhanden iſt, in jedem ſolchen Falle, 
immer entweder das Datum der diesfällig beſonderen 
Bewilligung, oder wenn dieſe nicht vorhanden wäre, 
immer die Urſache der unvermeidlich nothwendigen gröſ— 
ſeren Vorſpannserforderniß deutlich und beſtimmt an⸗ 
zuführen ſeye, indem jede ſolche Außerachilaſſung, bei 
künftig vorkommenden Anſtänden oder Klagen, der die 
Vorſpann anweiſenden Behörde dergeſtalt zur Laſt ſal— 
len würde, daß dieſelbe die betreffenden Vorſpannsvek— 
turanten nach der für die Poſtpferde beſtehenden Tas 
rif zu entſchädigen ſchuldig ſeyn werde. 

Hievon wird das Kreisamt zur eigenen Wiſſenſchaft 
und Verſtändigung der die Vorſpannsgeſchäfte beſorgen— 
den Ortsobrigkeiten in die Kenntniß geſetzt. 

Gubernialdekret vom 11. September 1821. Zahl 45057. 


118. 
Behandlung der Reſervemaͤnner und wirkli— 
chen Soldaten bei vorfallenden Selbſt⸗ 
verſtuͤmmlungen. 


iber die vorgekommene Frage, ob die mit hierortiger 
Verordnung vom Sten April 1811 Zahl 12967 bekannt 


gemachte allerhöchſte Entſchließung, wornach Burſchen, 
welche ſich — um dem Wehrſtande zu entgehen, Selbſt⸗ 
beſchädigungen zufügen — die Wohlthat der Kapikula⸗ 
zion gänzlich verlieren, auch auf Reſervemänner und 
wirkliche Soldaten anzuwenden ſey, iſt mit hohem Hofe 
kanzleidekrete vom 19ten v M. Zahl 23997 nach ge⸗ 
pflogener Rückſprache mit dem k. k. Hofkriegsrathe an⸗ 
her bedeutet worden: daß, wenn ſchon Burſchen, welche 
blos erſt konſkribirt ſind, dei ſolchen Verſchuldigungen 
die Wohlthat der Kapitulazion gänzlich verlieren, die 
gleiche Folge in gleichen Fällen um ſo mehr den Re— 
fervemann und den wirklich dienenden Soldaten treffen 
müffe, und daß ſonach der Reſervemann oder wirkliche 
Soldat, wenn er um ſich vom Militärftande zu bes 
freien, ſich ſelbſt beſchädigt, nach ausgeftandener ge- 
ſetzmaſſiger Strafe zu derjenigen Dienftleiftung, wo⸗ 
zu er noch tauglich iſt, mit gänzlichen Verluſte der 
Wohltbat der Kapitulazion zu verwenden fey. 

Damit aber dieſe Vorſchrift in der Anwendung nicht 
über ihre Abſicht erſtreckt werde, ſo wird zugleich zur 
Nachachtung demerket, daß ſolche nur auf Falle, wo 
die Kapitulazion eine Wohlthat oder Begünftigung des 
Geſetzes iſt, mithin nicht auf Kapitulanten, welche ver— 
mög ihrer Kapitulazion ein vertragsmäſſiges Recht ha— 
ben, angewendet, vielmehr der Kapitulant von letzterer 
Art bei einem ſolchen Verſchulden nach den beſtehenden 
ſonſtigen Vorſchriften behandelt, ſonach mit der geſetz— 
mäßigen Straſe belegt, und wenn er ſeine Strafzeit 
ausgehalten hat, zu derjenigen Dienſtleiſtung, wozu er 
noch tauglich iſt, lediglich für die Zeit, welche er ver— 
möge Kapitulazion noch auszudienen hat, verwendet 
werden dürfe. 

Hiernach iſt ſich in vorkommenden Fällen genau zu 
achten. 


Gubernialdekret vom 15. September 1821. Zahl 46779. 


119. 

Befreyung der Viehhaͤndler von nachtraͤgli⸗ 
cher Entrichtung der Mauthgebuͤhr fuͤr 
ausgewieſene Mauthſtazionen, und 
Beſtimmung der Wagenuͤberladungs⸗ 
ſtrafen pr. 10 fl. fuͤr die Stazion in 
Conv. Muͤnz. 


ufolge hohen Hofkammerdekrets vom ꝛten Geptem« 
ber d. J. Zahl 33286 ſoll den Viehhändlern in Galizien, 
welche ihr Vieh, ohne die gebaute Straße zu berüh» 
ren, auf Landwegen, der wohlfeilern Fütterung wegen, 
und aus dem Grunde treiben, weil das Vieh leichter 
fortkömmt, kein Nachtrag der Weggebühren für alle 
jene Stazionen, welche ſie berührt hätten, wenn ſie 
ſtatt der Landwege die Kommerzialſtraße eingeſchlagen 
hätten, für die Zukunft auferlegt werden. 

Es berſteht ſich von felbft, daß ein Nachtrag an 
Brückenmauth oder Überfahrtsgebühren nicht abgefor⸗ 
dert werden könne, wenn das Vieh durch den Fluß ge⸗ 
trieben, die Brücke mithin oder die Überfahrt nicht be⸗ 
nuͤtzt worden iſt. 

Doch haben die Viehbändler an jenen Stazionen, 
wo ſie wirklich zum Schranken gelangen, die für dieſe 
Stazionen entfallende Gebühr unweigerlich zu entrich⸗ 
ten, ohne Nüͤckſicht, ob fie die ganze Strecke, für wel⸗ 
che der Tarifsſatz berechnet iſt, zuruͤckgelegt haben, oder 
nicht. 

Durch dieſe hohe Entſchließung wird das Kreisſchrei⸗ 
ben vom 6ten Mai 1799 wegen der von den Viehhänd⸗ 
lern nachträglich zu leiſtenden Entrichtung der Mauth⸗ 
gebühr für die ausgewichenen Mauthſtazionen außer 
Wirkung gefetzt. 

Vermöge eines weiteren hohen Hofkammerdekrets 
vom zten September d. J. Zahl 31320 wird zur all⸗ 
gemeinen Kenntniß gebracht, daß von dem Zeitpunkte 
der Einhebung der Weg⸗ und Brückenmäuthe in Kon⸗ 


denzions » Münze auch die Wagenüberladungsſtrafen pr. 
Fe für die Stazion, in Konb. Münze zn entrichten 
men. 


Gubernial⸗ Verordnung vom ıdten September 1821. 
Zahl 49033. 


120. 


Vorſchrift wegen Fuͤrſchreibung, Einhe⸗ 
. und Verrechnung der Klaſſen— 
euer. 


a aus Anlaß des hierortigen Intimations-Dekrets 
vom 29ten April v. J. Nro. 16354. wornach die Orts⸗ 
obrigkeiten für die richtige Einhebung, und Abfuhr 
der Klaſſenſteuer, wie bei der Grund- Perfonal» und 
Erwerbſteuer zu haften haben, bei den Kreisämtern, 
und Kreiskaſſen, in Betreff der Fürſchreibung und Ein« 
hebung dieſer Steuer, verſchiedenartig fuͤrgegangen 
wird; fo wird, zur Erzielung eines gleichförmigen Vec⸗ 
fahrens, und zur thunlichen Erleichterung der Kreis⸗ 
kaſſen bei Einhebung und Verrechnung der Klaſſen— 
ſteuer, zur künftigen Richtſchnur und Darnachachtung 
feſtgeſetzt. 

tens. Die Klaſſenſteuer iſt nicht jedem einzel nen 
Fatenten insbeſondere, ſondern jeder Ortsobrigkeit für 
alle Steuerpflichtige ihres Jurisdikzions Bezirkes bei 
der Kreiskaſſe, ſummariſch in Fürſchreibung zu brin⸗ 
gen, jedoch muß fortan einer jeden Parthey über ihre 
Steuerſchuldigkeit ein eigener Zahlungsbogen vom Kreis— 
amte durch die Ortsobrigkeit behändigt werden. 

atens. Die Ortsobrigkeit welcher die Einhebung der 
Klaſſenſteuer von den Steuerpflichtigen ihres Bezirkes 
und die Abfuhr an die Kreiskaſſe obliegt, hat jede 
Parthey über die geleiſtete Zahlung auf ihren Klaſſen⸗ 
ſteueranweiſungsbogen ordentlich zu quittiren, über die 
eingeſammelten Steuerbeträge ein verläßliches Verzeich— 
niß, nach dem anliegenden Formulare zu verfaſſen, .' 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1821. K 
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und ſelbes bei der don Zeit zu Zeit zu geſchehenden 
Steuerabfuhr der Kreiskaſſe zu übergeben, welche 

stens. die Obrigkeit, über die abgeführten Steu⸗ 
erbeträge mittelſt der Jurten ſum mariſch zu quittiren, 
die geſchehene Steuerabfuhr ſummariſch zu journaliſt⸗ 
ren, und die von der Ortsobrigkeit, über die einge⸗ 
zahlten Steuerbeträge beigebrachte Conſignation, nach 
vorläufiger Beiſetzug des Jour. Art. unter welchem die 
abgeführte Klaſſenſteuer in Empfang gebracht wurde, der 
Staatsbuchhaltung, zum Behufe der Kontirung unaufs 
gehalten einzuſenden hat. 

Wornach das Kreisamt an die unterſtehenden Orts» 
obrigkeiten die noͤthige Weiſung zu erlaſſen hat. 


Gubernialdekret v. 22. September 182 1. Zahl 39530. 


Über die von nachſtehenden Fatenten für 
das Jahr 1821 bezahlte, und an die 
k. Kreiskaſſe abgeführte Klaſſenſteuer. 


Be⸗ | 
Namen und Karakter der zahlte Ans» 
Klof: || mer» 
Fatenten. ſen⸗ kung. 
re 


fl. r 


Mrokicki Ignatz, Okonom Zu 
. Man⸗ 
datt n 5. — 
Koronowicz Bari, Päd. 
er er 15 30l 
Huſtak Eonftantin, Han⸗ | 
delsmann . 2515 
Glowocki Andreas, Ge⸗ 
neral⸗Kommiſſa . . 5020 


Summe 791 3, 5 


Kornalowice den 2oten April 1821. 
Franz Dombalski, 


2E N -  - 
Formular —U— 
Kreis Tarnow 
Dominium Kornalowice 
Conſignation 
\ Dominikalrepraſentant. 
K 2 
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121. 


Behandlung der im Auslande ſtudierenden 
Juͤnglinge der gemiſchten Unterthanen. 


ie hohe Studienhofkommiſſion hat anher eröffnet, 
daß Se. Majeftät das Studieren an auslandiſchen Stu⸗ 
dienanſtalten allgemein, ohne alle Einſchraäͤnkung ver⸗ 
boten haben. 

über die hiebei entſtandene Frage: ob auch die 
außer Landes ſtudierenden Jünglinge, derer Eltern ge— 
miſchte Eigenthuͤmer find, ohne Rückſicht, ob fie mit 
oder ohne Bewilligung im Auslande ſtudieren, zurück 
zu berufen ſeyen, wurde mit hohen Studienhoffommiifs 
ſionsdekret vom 18ten v. M. ſolgendes bedeutet: 

Rach der zwiſchen dem k. k. öſterreichiſchen Hofe, 
und den Höfen von St. Petersburg und Berlin unterm 
3. Mai 1815 geſchloßenen Convention find gemiſchte 
Unterthanen blos in Rückſicht auf den Beſttzſtand, und 
das Eigenthum anerkannt, die perſönliche Eigenſchaft 
der Unterthänigkeit aber iſt nach dem Wohnſige zu be⸗ 
urtheilen, zu welchem die in Küͤckſicht auf den Beſitz— 
ſtand als gemiſchte Unterthanen bezeichneten Perſonen 
ſich binnen einem Jahre vom Tage der Natifikazion die» 
fer Condention entweder nach dem Art. XI. ausdrück⸗ 
lich, oder nach dem Art. XIII. ſtillſchweigend erklärt, 
oder welchen fie nach dieſer abgegebenen Erklärung bins 
nen dem im Art. XIV. feſtgeſetzten Zeitraume don 8 
Jahren mit Bewilligung der Macht, unter deren Ober— 
herrſchaft fie ſich anſäſſig zu machen dachten, gewählet 
haben. 

Die Kinder derjenigen Eltern, welche nach dieſen 
Beſtimmungen unter diesſeitiger Landeshoheit ihren 
Wohnſitz genommen haben, find daher wie ihre Eltern 
als Unterthanen Sr. Majeftät zur Beobachtung aller 
auf ſte nach ihrer perſönlichen Eigenſchaft anwendbaren 
Vorſchriften, und insbeſondere zur Beobachtung des 
Verbots verpflichtet; welches hinſichtlich des Studie⸗ 
rens im Auslande allgemein beſtehet, in ſo ferne ſie 


biezu nicht ausdruͤcklich die allerhoͤchſte Bewilligung Sr. 
Majeſtät erhalten haben. 
Welches dem Kreisamte zur Wiſſenſchaſt und Dar. 
nachachtung eröffnet wird. 
Gubernialdekret vom 21. Sept. 182 1. Zahl 46801. 


122. 


Ausſchreibung der Perſonal⸗ und Klaſſen⸗ 
ſteuer für das Militaͤrjahr 1822 dann 
der Erwerbſteuer fuͤr das vierte Trienium. 


e. Majeſtät haben mit allerhöchftem Kabinetsſchrei⸗ 
ben vom 28ſten v. M. zu verordnen geruhet, daß die 
Klaffen» und Perſonalſteuer fo wie fie in dem 1, J. 
1821 entrichtet wurde, auch in dem k. J. 1822. aus- 
geſchrieben, die Erwerbſteuer aber für die naͤchſten drei 
Jahre 1822, 1825 und 1824 bemeffen., und eingehos 
ben werden ſoll. 

Welche allerhöchſte Entſchließung in Folge hohen 
Hofkanzleydekrets vom Iten d. M, Zahl 26074 zur Wiſ⸗ 
fenfchaft und Nachachtung hiermit allgemein bekannt 
gemacht wird. 


Gubernialdekret vom 21, Sept. 1821. Zahl 49668. 


123. 
Beſtimmung welche Klauſel den Suba⸗ 
rendirungskontrakten einzuſchalten ſey. 


ittelſt hohem Hofkanzleidekrets vom 6ten d. M. 3. 
24781 iſt im Einvernehmen mit dem k. k. Hofkriegs⸗ 
rathe, verordnet worden: daß zur genaueren Bezeich⸗ 
nung der, aus dem Abſchluße von Subarendirungs« 
kontrakten hervorgehenden Folgen, und zur Hintanhal- 
tung von Mißverſtändnißen oder Entſchuldigungen der 
Nichtkenntniß gefeglicher Vorfchrift, eben jene Klauſel, 
welche mit Dekret vom zoten April 1. J. Zahl 10906. 
für alle Lizitaz ionsbehandlungen überhaupt borgeſchrie⸗ 
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ben wurde, nun auch den Subarendirungs⸗Verhand⸗ 
lungs⸗ Protokollen jederzeit in nachbenannter Form, 
eingeſchaltet werden ſoll: 

»Der Kontrakt iſt fuͤr den Beſtbiether gleich vom 
»Tage des von ihm gefertigten. Behandlungs-Proto⸗ 
» kolls, fürs Ararium aber vom Tage der erfolgten Na— 
»tifikazion an, verbindlich. Im Falle als der Beftbie- 
» ther den förmlichen Kontrakt zu fertigen ſich weiger⸗ 
» te, bertritt das ratiſtzirte Behandlungsprotokoll die 
» Stelle des ſchriftlichen Kontrakts, und das Ararium 
» hat die Wahl den Beſtbiether entweder zur Erfüllung 
»der ratifizirten Bedingungen zu verhalten, oder die 
»Subarendirung auf deſſen Gefahr und Unkoſten neuer— 
» dings in Behandlung zu nehmen, und den erlegten 
» Eautionsbetrag entweder im erſten Falle auf Abſchlag 
»der zu erſetzenden Differenz rückzuhalten, im Falle 
» aber, als der neue Beſtboth keines Erfages bedürfte, 
»als verfallen einzuziehen. « 

Hiernach geſchieht zur Wiſſenſchaft und Nachach⸗ 
tung mit dem Beiſatze die Verſtändigung, daß auch von 
Seiten des k. k. Hofkriegsrathes das Erforderliche an 
die betreffenden Militär» Behörden zur gleichen Zeit 
werde erlaſſen werden. 


Gub. Dekret vom 24. Sept. 1821. Zahl 505 19. 


124. 


Mendikantenkloͤſter werden von Entrichtung 
der Gebaͤudeſteuer enthoben, dagegen 
muß die Grundſteuer von den ſolchen 
Kloͤſtern gehörigen Grundſtuͤcken entrich: 
tet werden. 
it hohem Hofkanzleydekrete vom 27ten Auguſt d. 

J. wird eröffnet, daß die Gebäudeſteuer von den Men⸗ 

dikantenklöſtern — die Wohlthaͤtigkeitsanſtalten gleich 

zu halten ſind — nicht zu heben iſt. Was die Grund⸗ 
ſteuer betrifft, ſo muß dieſe auch von Grundſtücken, 


welche ſolchen Klöſtern gehören, entrichtet werden, fe 
fern jedoch ihre Einkünfte nicht zureichen, und fie aus 
dem Religionsfonde unterſtützt werden, iſt aus demſel⸗ 
ben auch die Steuervergütung zu leiſten. 

g Von dieſer hohen Entſchließung wird das königl. 
Kreisamt in Beziehung der gedruckten Kreisſchreiben vom 
ıten März 1820 und ı6ten Jänner 1821 Zahl 16170 
und 762; dann des Erlaſſes vom 2gten Juny d. J. 3. 
29085 zur Wiſſenſchaft, Darnachachtung und Verſtän⸗ 
digung der Mendikantenklöſter in Kenntniß geſetzt. 


Gubernialdekret vom 26. Sept. 1821. Z. 48312. 
125. 


Haus zinsertraͤgniſſe dürfen da, wo die 
Hauszins - und Gebäude = Klaffififa- 
ionsſteuer eingeführt iſt, der Klaſſen⸗ 
hei nicht mehr unterzogen werden, 


Nachdem Se. Majeſtät mit allerhöchſter Entſchließung 
vom 23. v. M. zu befehlen geruhet haben, daß die 
Hauszinserträgniffe da, wo die Haus⸗Zins⸗ und Ge 
bäude Klaſfifikazions⸗Steuer eingeführt iſt, vom Mi. 
litärjahre 1822 angefangen, der Klaſſenſteuer nicht 
mehr unterzogen werden follen, fo wird dieſe allerhöch⸗ 
ſte Schlußfaſſung in Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 
sten d. M. Zahl 1604 hiermit zur allgemeinen, Wiſſen⸗ 
ſchaft bekannt gemacht. er 
Gubernialdekret vom 28. Sept. 1821. 3. 50525 


95 
Behandlung der zur Waffenuͤbung nicht er⸗ 
ſchienenen Reſervemaͤnner. 


Der Übelſtand, daß die Reſerve durch die häufigen 
— ohne Bewilligung der Obrigkeiten vor ſich gehenden 
Entfernungen der Refervemänner niemals auf dem Nor- 
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malftande erhalten werden kann, hat ſchon zu verſchie⸗ 
denen Maßregeln geführt. 

Bei der diesjährigen Stellung iſt man wieder da⸗ 
von abgegangen, den Erſatz des auf einem Domintum 
oder in einem Bezirke ſich ergebenden Abganges jedes⸗ 
mal unmittelbar aus der Bevölkerung des Dominiums 
oder des Bezirkes leiſten zu laſſen. 

Um jedoch die Einwirkung des erwähnten Übel⸗ 
ſtandes ſo wenig fühlbar als möglich zu machen, iſt die 
hohe Hofkanzley laut Dekret vom soten l. M. Z. 25259 
mit dem k. k. Hoſkriegsrathe dahin uͤbereingekommen, 
daß für den Fall, als weder für die jährlichen nach der 
Übung der Keſerve vorgeſchriebenen Verzeichniſſe nach— 
gewieſen wird; daß die unbefugt abweſenden Reſerve— 
männer fo weit ſolche zu der Infanterie 
und Jägerbataillons die Beſtimmung ha⸗ 
ben, an irgend einem anderen Orte der Übung bei— 
gewohnt haben, noch ſelbe ſich in der darauf folgen⸗ 
den nächſten Übung nicht bei Hauſe finden ſollten; die 
Dominien gegen ſelbe ohne weiters die Einberufungs⸗ 
edikte zu erlaſſen, davon ihre Angehörigen ausdrücklich 
zu unterrichten, und ſo ferne ſie in deren Folge weder 
bei Haufe erſcheinen, noch ſich von ihrem Aufenthalts» 
orte aus — angemeſſen rechtfertigen, gegen ſie nach 
Lage der Umſtände das Amt als Übertreter der Paß⸗ 
oder Auswanderungs⸗ Vorſchriften zu handeln haben 
ſollen. XEr® 
oh Ergreifung in was immer für einem 
Zeitpunkte aber ſind dieſe Leute ſogleich zur aktiven 
Dienſtleiſtung abzugeben, und während felber allen Be— 
ſchränkungen zu unterwerfen, deren die Refrutirungs« 
flüchtlinge bei ihrer Abgabe zum Militär unterzogen 
werden. | 

Was jedoch die für die übrigen Waffengattungen 
gewidmeten Neſerbemänner betrifft, welche ſich der jahr— 
lichen Waffenübung nicht zu unterziehen haben, ſo ſind 
dieſe zu verpflichten, ſich zur Zeit der jährlichen Reſer⸗ 
ve » Übungen auf den Übungsplätzen zu melden, und 
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wenn fie alldort förmlich revidirt, und dieſes auf der 
Reſervekarte angemerkt worden iſt, ſo ſind dieſe Leute 
ſonach ohne irgend einem Aufenthalt wieder zu ihrer 
Beſchäftigung zu entlaſſen. 

Die Dominien und Ortsobrigkeiten haben ſodann 
gegen jeden Reſervemann dieſer Waffengattungen, wel⸗ 
cher ſich in einem Jahre bei der angeordneten Reſerve⸗ 
übung in keinem Orte der Neviſton unterzogen, und 
auch bei der nächſtjährigen Reſerveuͤbung nicht bei Haufe 
eingefunden hat, ohneweiters das Einberufungsedikt zu 
erlaſſen, davon ſeine Angehörigen gehörig zu unterrichten, 
und ſo ferne er in Folge desſelben weder bei Hauſe erſcheint, 
noch ſich von ſeinem Aufenthaltsorte aus, angemeſſen 
rechtfertiget, gegen ihn das Amt als Übertreter der 
Paß oder Auswanderungs-Vorſchriften zu handeln. — 

Endlich wird erinnert: daß in die jährl. nach der 
Muſterung zu verfaſſenden Ausweiſe, über die, der 
Übung in jedem Orte beigewohnten Reſervemänner der 
Inſanterie und Jäger, auch immer die Namen derje⸗ 
nigen Reſerbemänner, der anderen Waffengattungen, 
welche ſich zur Reviſton gemeldet haben, aufzunehmen 
ſeyen, und ſodann in dem vorgeſchriebenen Wege zur 
Kenntniß ihrer Dominien gebracht werden muͤſſe. 

Hiernach iſt ſich genau zu benehmen, und die Dos 
minien und Ortsobrigkeiten zur Befolgung anzuweiſen. 


Gubernialdekret vom 28. Sept. 1822. 3. 50962. 


127. 

Behandlung jener Individuen, welche als 
angebliche Ausländer zum Militär aſſen⸗ 
tirt wurden, nachher aber ihre Eigen⸗ 
ſchaft als wirkliche Ausländer erweiſen. 

us Anlaß einer Anfrage: wie jene Leute behandelt 
werden ſollen, welche bei der jüngſten Keſerveſtellung 
in Folge des mit Gubernial-Verordnung vom 25ten 

April I. J. Zahl 20868 bekannt gemachten hohen Hofs 
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kanzleidekrets vom gten April l. J. Zahl 9977 als angebli⸗ 
che Ausländer aſſentirt wurden, nachher aber durch legale Do⸗ 
kumente ihre Eigenſchaft als wirkliche Ausländer erwei⸗ 
fen, und ihre Entlaſſung anſprechen, iſt im Einver⸗ 
ſtändniſſe mit dem k. k. Hofkriegsrathe mit hohem Hof— 
kanzleidekrete vom zoten v. M. Zahl 26660 erinnert 
worden, daß mit der anfangs bezogenen Anordnung 
keineswegs die Stellung wirklicher Ausländer, ſondern 
blos die Abſtellung ſolcher paßloſen Individuen beab⸗ 
ſichtigt gewefen ſey, welche ihr vorgeſchütztes ausländi⸗ 
ſches Nazionale durch nichts erweiſen können, und bei 
denen die Vermuthung gerechtfertigt wird, daß ſie k. k. 
Unterthanen ſind, und dieſe ihre Eigenſchaft blos aus 
dem Grunde verläugnen, um ſich der Militärdienſtlei⸗ 
ſtung zu entziehen. 

Wenn demnach von den dei der jüngſten Reſerve⸗ 
ſtellung aſſentirten paßloſen Individuen wirklich einige 
durch legale Dokumente den Beweis liefern, daß ſte 
wirkliche Ausländer und durch einen ununterbrochenen 
zehmährigen Aufenthalt in den k. k. öſterreichiſchen 
Staaten noch nicht geſetzlich nationalifirt find, fo müfs 
ſen ſolche gleich nach Herſtellung dieſes Beweiſes auf 
ihr Anſuchen ohne weiters unentgeltlich entlaſſen werden. 

Bei der Prüfung der von den betreffenden Indivi⸗ 
duen zum Beweiſe ihres ausländiſchen Nationale beige⸗ 
brachten Dokumente, iſt jedoch mit der größt möglichſten 
Sorgfalt, Umſtcht und Gewiſſenhaftigkeit vorzugehen. 

Sollten in einzelnen Fallen Zweifel über Legalität 
der beigebrachten Dokumente entſtehen, ſo ſind ſolche 
dann anher vorzulegen. 

So fern mit den Mächten, denen die zu entlafs 
ſenden Ausländer angehören, Kartelle beſtehen, ſind 
die betreffenden Individuen nach den Beſtimmungen 
der beſtehenden Kartelle zu behandeln. 

übrigens iſt für die in Folge der gegenwärtigen An⸗ 
ordnung entlaſſen werdenden Ausländer von den Stel⸗ 
lungsbehörden kein Erſatz anzuſprechen, außer in dem 
einzigen Falle, wenn etwa bei den diesfälligen Ver⸗ 
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handlungen wieder alle Vermuthung ſich erweiſen ſollte, 
daß ein oder das andere Individuum ungeachtet der 
vorhergegangenen Produzirung legaler Dokumente, wels 
che ſein ausländiſches Nazionale außer Zweifel ſetzen, 
gleichwohl mit Hintanſetzung dieſes umſtandes zur Nes 
ſerve abgeſtellt worden iſt, wo dann allerdings auf die 
volle Entſchädigung des Arars und Nachſtellung eines 
andern Reſervemannes anzutragen ſeyn wird. 

Das Kreisamt hat ſich hiernach im Einvernehmen 
mit dem diesfalls bereits angewieſenen Werbbezirks— 
Kommando pünktlich zu benehmen. - 


Gubernialdekret vom 3. Oktober 1821. Zahl 51970. 


128. 


Naͤhere Beſtimmungen einiger Vorſchriften 
der Wechſelordnung und des diesfaͤlli⸗ 
gen Patents vom 25ten Hornung 1791. 


e. Majeſtär haben über einen von der k. k. Hofkom⸗ 
miſſion in Juſtizſachen erſtatteten allerunterthänigſten 
Vortrag mit allerhöchſter Entſchließung vom 15. July 
d. J. Folgendes anzuordnen geruhet: 

ıtens. Trockene Wechſel ſollen gegen diejenigen, 
denen die Geſetze die Ausſtellung derſelben verbiethen, 
auch dann keine Giltigkeit und Beweiskraft haben, wenn 
fie von dergleichen Perſonen, und von Handels- oder 
Gewerbsleuten, die ſich durch trockene Wechſel zu ver- 
binden fähig ſind, gemeinſchaftlich ausgeſtellt worden 
wären. 

ztens. Die Vorſchriften des Patents vom 25 Hor⸗ 
nung 1791 über die Ausſtellung trockener Wechſel gel— 
ten auch für die Akzeptazion derſelben. Dieſe Akzep⸗ 
tazion iſt gegen Perſonen, welche der Ausſtellung trocke⸗ 
ner Wechſel unfähig find, ohne rechiliche Wirkung, ob- 
gleich die Wechſel don einem Handels- oder Gewerbs— 
manne, der ſich ſelbſt durch jede Art von Wechſeln 
verpflichten kann, ausgeſtellt wäre. An die Ordre ei⸗ 
nes Dritten lautende, aber am Orte der Ausſtellung 
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zahlbare Wechſel, ſind auch hierinn anderen trockenen 
Wechfeln gleich zu halten. 

ztens. Der Giro eines trockenen Wechſels hat ge» 
gen Perſonen, die der Ausſtellung dieſer Wechſel un⸗ 
fähig find, nur die Kraft einer gemeinen Ceſſion, und 
begründet gegen ſie weder das Wechſelrecht, noch die 
Gerichtsbarkeit des Wechſelgerichtes, wenn auch der 
Wechſel ſelbſt von einem dazu berechtigten Handels 
oder Gewerbsmanne ausgeſtellt iſt. 

Atens. Für ſörmliche oder trockene Wechſel, don 
wem immer geleiſtete Bürgſchaften, find nach dem ge⸗ 
meinen Rechte zu beurtheilen. 

Die Klage gegen den Bürgen gehört vor eben das 
Gericht, bei welchem derſelbe wegen einer andern Bürg— 
ſchaft belangt werden könnte. 

stens. Wenn mehrere Perfonen förmliche oder 
trockene Wechſel ohne den ausdrücklichen Vorbehalt, 
daß jeder nur für feinen Antheil die Wechſelſchuld über 
nehmen wolle, gemeinſchaftlich ausſtellen, gitiren oder 
akzeptiren, fo haften, in fofern fie ſich durch Wechſel 
zu verpflichten überhaupt fähig ſind, Alle für Einen, 
und Einer für Alle. 

Dieſe allerhöchſte Entſchließung wird zu Folge her⸗ 
abgelangten hohen Hofkanzlepdekrets vom 21. Septem⸗ 
ber l. 3. zur allgemeinen Wiſſenſchaft bekannt gemacht. 

r Verordnung vom gten Oktober 182 1. Zahl 
2 7. 


129. 
Weiſung, wie fich bei Einhebung der Per— 
ſonalſteuer benommen werden ſoll. 


ie dem Kreisamte bereits iſt bekannt gegeben mor= 
den, ſo iſt die Perfonalſteuer ſuͤr das kommende Mili⸗ 
tärjahr 1822 wie in d. J. zu entrichten. 

Wenn durch das zweckmäßige und eifrige Verfah— 
ren des Kreisamtes bei der unterm gten Hornung d. 
J. Zahl 5102 angeordneten Berifizirung der Beſchrei⸗ 


bungsoperate hierinnfalls die thunliche Nichtigkeit er⸗ 
zielt wird; fo muß auch, um den Unterthan gegen je= 
de ungebührliche Erpreſſung von Geldbeträgen, unter 
dem Titel der Perſonalſteuer, zu ſchützen, das Augen⸗ 
merk auf die Einhebung dieſer Steuer gerichtet wer⸗ 
den, denn die Verhandlungen in Perſonalſteuer-Sa— 
chen zeigen, daß diesfalls im Allgemeinen mit großer 
Willkühr fürgegangen wird; nur wenige Qrtsobrigkeiten 
verfahren hiebei im Einklange mit den individuellen 
Beſchreibungen der Steuerpflichtigen, viele behalten ſich 
weder eine Abſchriſt der Steuerbeſchreibung zur Nichts 
ſchnur bei der Steuereinſammlung zurück, und die 
meiſten heben die Perfonalfteuer nach bloſſen Gutdüns 
ken von wem immer und in beliebigen Beträgen ein, 
häufig bleiben auch jene Perſonen nicht unangetaſtet, 
welche von Entrichtung dieſer Steuer geſetzlich befreit, 
und von den Obrigkeiten in den Steuerbeſchreibungen 
als ſteuerfrei ſummariſch, oder individuell aufgeführt 
werden. 

Einige Obrigkeiten ſcheuen ſich weder für derlei als 
ſteuerfrei beſchriebene Individuen unter verſchiedenen 
Vorwänden, Nachläſſe und Abſchreibungen der Perſo— 
nalſteuer, die ihnen doch nicht fürgeſchrieben iſt, anzu⸗ 
ſuchen, andere wagen es fogar ſolche im Grunde des 
Geſetzes und nach dem Inhalte der Steuerbeſchreibun⸗ 
gen von der Perſonalſteuer befreite Perſonen mit dies» 
fälligen oft bebeutenden Steuerrückſtänden zur Ermir- 
kung der Militär- Exekuzion den Kreisämtern auszu⸗ 
weiſen. 

Um nun dieſen Unfügen, nach Möglichkeit Einhalt zu 
thun, wird zur Darnachachtung und weiteren Verfü⸗ 
gung verordnet; 

ıtens. Die Ortsobrigkeiten haben die Perfonals 
ſteuerbeſchreibungen künftig in 5 Eremplarien dem Kreis- 
amte vorzulegen, von denen das eine, nach geſchehe⸗ 
ner Veriſtzirung mit der erforderlichen Berichtigung der 
Ortsobrigkeit zur Nichtſchnur bei der Einſammlung der 
einzelnen Steuerbeträge zurückzuſtellen; das andere, 
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wie bis derzeit anher vorzulegen, und das Ste deim 
Kreisamte zur Kontrollirung der Collectanten und Ge⸗ 
brauchsname bei anderweitigen Amtshandlungen in Per- 
ſonal-⸗Steuerſachen zurück zu behalten ift. 

ztens. Dem bei der Berifizirung der Steuerbe— 
ſchreibungen anweſenden Gemeinde-Nichter, oder Ge— 
ſchwornen ift die Perſonalſteuerſchuldigkeit der Gemein⸗ 
de mündlich, und in ſo fern es das Kreisamt für noth⸗ 
wendig hält, auch ſchriftlich auf einem Zettel bekannt 
zu geben. 

zItens. Da die Pflicht des Kreisamtes iſt, die po⸗ 
litiſchen Geſetze und Vorſchriften Hand zu haben, über 
deren Befolgung zu wachen, und bei geſetz- und norma« 
lienwidrigen Verkürzungen der Unterthanen durch ihre 
Obrigkeiten von Amtswegen einzuſchreiten, ſo haben 
die Kreisbeamten bei Gelegenheit der ämtlichen Ver⸗ 
richtungen im Kreiſe, in das Verfahren der Ortsobrig⸗ 
keiten bei Einhebung der Perſonalſteuer auf eine de— 
ſcheidene Weiſe Einſicht zu nehmen, wenn ſie Unord⸗ 
nung oder Willkühr wahrnehmen, der Sache auf den 
Grund zu ſehen, und dem Kreisamte zur weiteren 
Vorkehrung über den Befund Bericht zu erſtatten. 
Endlich 

Atens. ift den Obrigkeiten der 5. 24 des Patents 
dom zoten Auguſt 1800 wornach jeder Parthey über 
die geleiſtete Zahlung die vorgeſchriebene Quittung zu 
dehändigen iſt, mit dem Beiſatze in Erinnerung 
zu bringen, daß jene, welche dieſe geſetzliche Beſtim⸗ 
mung außer Acht laſſen, es ſich ſelbſt zuzuſchreiben ha⸗ 
den werden, wenn gegen ſie, als der Unordentlichkeit, 
und Willkührlichkeit beinzichtigte mit ſtrenger Unterſu⸗ 
chung, und Beſtrafung fürgegangen werden wird. 

Auf die Befolgung diefer Anordnung hat der je⸗ 
desmalige Amtsvorſteher, bei ſonſtiger Verantwortung, 
feſte Hand zu halten. 


Gubernialdekret vom 12. Oktob. 1821. Zahl 48168, 
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150. 
Die rom Johann Leonhard verfaßte Anlei⸗ 
tung zum katechiſiren wird als Lehrbuch 
allgemein vorgeſchrieben. 


Mit hohem Studienhofkommiſſionsdekrete vom 18ten 
Auguſt l. J. Zahl 5594 wurde anher bedeutet: daß 
Seine Majeſtät mit allerhöchſter Entſchließung vom 8. 
Auguſt 1. J. den Antrag der Studienhofkommiſſion zu 
genehmigen geruhet haben, daß die vom Regierungs- 
rathe und Domſcholaſter zu Wien, Johann Michael 
Leonhard verfaßte Anleitung zum katechiſtren 
als Leitfaden zu katechetiſchen Vorleſungen allgemein 
als Lehrbuch vorgeſchrieben werde. 


Welches man dem Konſiſtorium mit Beziehung auf 
den Gubernial-Erlaß vom 18ten November 1819 3. 
50214, zur Wiſſenſchaft und weiteren Verfuͤgung bes 
kannt machet. 


Gubernialdekret vom 13. Oktober 1821. 3. 47269. 


151. 
Einfuͤhrung der Bruͤckenmauth an der Joch⸗ 
bruͤcke über den Sereth Fluß bei Sto⸗ 
roſchinetz. 


u Folge hohen Hofkammerdekretes vom gten Sep⸗ 
tember d. J. Zahl 34586 wird vom ıten Dezember l. 
J. an, der bei Storoſchinetz in der Bukowina über den 
Serethfluß hergeſtellten neuen Jochbrücke die Brücken⸗ 
mauthgebühr nach der z3ten Klaſſe des mit Kreisſchrei⸗ 
ben vom ı5ten Juny d. J. Zahl 31269. im 7ten $. 
kundgemachten Tarifs eingehoben werden. 

Welches zu Jedermanns Wiſſenſchaft hiermit bes 
kannt gemacht wird. 

Gub. Kundmachung vom 15, Oktober 1821. 3. 50815. 


* 
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132. 


Vorſchrift wegen Ausfertigung der hypothe⸗ 
kariſchen Kauzionsinſtrumente fuͤr die 
Pachtungen der juͤdiſchen Gefälle, 


m in den Fallen, wo die Pächter der Judengefälle 
fidejufforiſch — hypothekariſche Kauzionen beibringen, 
den Unzukömmlichkeiten und Geſchäfts⸗ Verzögerungen 
zu begegnen, die durch unrichtige Textirung der Kaus 
zionsinſtrumente entſtehen, theilt man dem kön. Kreis 
.] amt anliegend ein Formular mit, nach welchem 
derley Inſtrumente auszuſtellen wären. 

Das Kreisamt hat hiernach alle Gefällenpächter 
anzuweiſen, daß ſie, in ſo ferne ſie hypothekariſch fide⸗ 
juſſoriſche Kauzionen beizubringen wuͤnſchen, ſelbe dies⸗ 
fällige Inſtrumente nach dieſem Formular abfaſſen laſ⸗ 
fen mögen; in welcher Abſicht jedem Pächter freizuſtel⸗ 
len iſt, ſich eine Abſchrift davon in der Regiſtratur des 
Kreisamts zu nehmen. 


Gubernialdekret vom 21. Oktober 4822. Zahl 55045, 


Kauzionsinſtrument. 


„Nachdem N. N. (in Geſellſchaft mit R. N.) a bei 
der am . . . (a) von dem k. k. N. Kreisamte vorge⸗ 
nommenen öffentlichen Verſteigerung, die Pachtung des 
Koſcherfleiſch⸗ Anſchlagsgefälls (Lichtaufſchlagsgefälls) 
bei der N. Judengemeinde (b) auf das Militärjahr 
1622 um den jährlichen Pachtſchilling pon fl. — kr. — 
K M. erſtanden; und vermöge der Pachtbedingungen 
zur Deckung der ſichern Erfüllung aller ihm (ihnen) 
aus dem diesfälligen Vertrage und dem Geſetze oblie— 
genden Verdindlichkeiten, eine Kauzion im Betrage der 
zweimonatlichen Pachtſchillingsrate von (o) Gulden — 
und — Kreuzer in Konvenzionsmünze beizubringen 
hat; fo verſchreibe ich Endesgefertigter N. R. (d) in 
Gegenwart hiezu erbetener und mitgefertigter zwei 
Zeugen, zu dieſer Kauzion mein in N. unter der Kon⸗ 


_ 
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ſkripzionszahl — liegendes, mit in den ſtädtiſchen 
Grundbüchern tom: — pag — num — activi eis 
genthümlich zugeſchriebenes Steinhaus (e) und erkläre 
hiemit feyerlich, daß ich als Bürge und Zahler verpflich⸗ 
tet bin, alle Forderungen, die aus Aslaß dieſer Pach⸗ 
tung gegen den (die) genannten Pächter oder ſeine 
(ihre) Erben entſtehen follten, aus dieſem Haufe, in 
fo weit der obige Kauzionsbetrag pr. — fl. — kr. K. 
M. nicht reicht zu befriedigen. Zu dieſem Ende be— 
willige ich, daß das gegenwärtige Kauzions-Inſtrument 
auf das bemerkte Haus intabulirt, und die hiemit über— 
nommene Kauzions Verbindlichkeit in den Stand der 
Laſten eingetragen werde. 
Geſchehen zu R. am 
N. N. 
Kavent. 
N. N. 
als erbetener Zeuge. 
N 


als erbetener Zeuge. 


Anmerkungen. 


a) Der namentliche Beiſatz der Geſellſchafter iſt nur 
dann erforderlich, wenn die Geſellſchaft ſchon gleich 
bei der Erſtehung bekannt, und im Lizitazions⸗ 
protokoll angemerkt wird. 

b) Wenn die Pachtung den ganzen Kreis betrift, muß 
es hier natürlich ſtatt »dei der N. Judengemein— 
de « heißen im N. Kreiſe « 

c) der Kauzionsbetrag muß hier wörtlich angeſchrie⸗ 
ben werden. 

d) Sollte eine, mehreren Eigenthümern z B. Ehe: 
leuten, gehörige Realität zur Kauzion verſchrieben 
werden, fo muß die Verſchreibung — es verſteht 
ſich — in der vielfachen Zahl lauten, und das 
Inſtrument von allen Miteigenthümern unterfer⸗ 
tiget werden. 


Prov. Geſetzſ. von Galizien 1821. L 
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e) Wenn eine andere Realität zur Kauzion berſchrieben 
wird, muß ſie eben ſo genau bezeichnet werden. 


139, 


Den Schullehrern und Lehrgehilfen ift die 
zu entrichtende Grundſteuer aus dem 
Schulfonde zuruͤck zu verguͤten. 


ie hohe Hofkanzley hat im Einvernehmen mit der 
Studienhofkommiſſton für billig erkannt, daß in Hin⸗ 
ſicht der von den Schullehrern zu entrichtenden Grund— 
fteuer dieſelben Grundſätze geltend gemacht werden, wels 
che in dieſem Falle für die Pfarrer aufgeſtellt und dem 
kön. Kreisamte unterm 28ten May l. J. Zahl 25608 
bekannt gemacht worden ſind; denn es ſoll dem Lehrer 
in keinem Falle etwas von feiner geſetzlichen Kongrua 
entgehen. 

Es iſt demnach von beiden hohen Hofbehörden der 
gemeinſchaftliche Beſchluß gefaßt worden, daß in Ge— 
mäßheit der a. h. ſankzionirten Beſteurungsgrundſätze 
die betreffende Grundſteuer zwar don den Lehrern ab— 
gefordert, daß aber dieſe aus dem Schulfonde jenen 
Lehrern wieder zurückverguͤtet werde, welche durch dieſe 
Beſtimmung unter die feſtgeſetzte Kongrua jährlicher 
250 fl. W. W. herabſinken, oder ſolche mit ihren faſ— 
ſionsmäßigen Einfünften niemal erreicht haben. Dem 
zu Folge iſt der Schulenfond beſtimmt, die Vergü— 
tung der Grundſteuer dann zu leiſten, wenn ein Leh— 
rer, und in ſoweit derſelbe durch die von ihm zu ent⸗ 
richtenden Grundſteuer an feiner Kongrua verliert. 

Wovon das kön. Kreisamt zur Rachachtung mit 
dem Bemerken verſtändiget wird, von den Schullehrern 
welche es betrifft, die auf ſie entfallende Grundſteuer 
nach den für die Steuereinhebung allgemein vorgezeich- 
neten Grundſätzen hereinzubringen, zugleich aber auch 
diejenigen aus ihnen, welchen nach der gegenwärtigen 
Vorſchrift eine Vergütung der einzuzahlenden Steuer» 
beträge ganz oder zum Theile gebührt, mit Anfang 
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eines jeden Militärjahres unter Ausweiſung der gebüh— 
renden Vergütungsbeträge mittelſt einer eigenen Konſig⸗ 
nazion hieher auszuweiſen, um ihnen dieſelben aus 
dem Schulenfonde leiſten zu können. 
Gubernial-Dekret vom 25ten Oktober 1821. 3. 502 19. 


151. 

Erläuterung der §. S. 6o und 77 des Ge— 
ſetzbuches über Verbrechen der wegen 
Beſtrafung der Verbrecher der Ausſpaͤ— 
hung (Spionerie) und Falſchwerbung. 


as Geſetzbuch über Verbrechen bezieht ſich ſowohl in 
Abſicht auf das Verbrechen der Ausſpähung (Spionerie) 
im bo. f. als der unbefugten Werbung im $. 77. auf 
die in den Militärgeſetzen darüber angeordnete Behand— 
lung und Beſtraſung. 

Da aber die Militärgeſetze, denen in Nückſicht die⸗ 
fer Verbrechen auch Eivil» und andere zur Militär-Ge- 
richtsbarkeit ſonſt nicht gehörige Perſonen unterliegen, 
nach ihrem genaueren Inhalte nicht allgemein bekannt 
ſind, und da ferner Se. Majeſtät die Strenge derſel— 
ben für verſchiedene Fälle in Beziehung auf gedachte 
Perſonen zu mildern geruhet haben, ſo werden hier— 
mit die Strafgeſetze, welche ſolcher Verbrechen wegen, 
gegen Perſonen der erwähnten Art Anwendung haben 
ſollen, zur genauern Tre Kenntniß gebracht. 

Fa 

Wer die Stärke oder den Zuſtand der Armee, ihre 
Veranſtaltungen oder Pläne, ihre Stellungen, oder 
Bewegungen, den Zuftand einer Feſtung oder Feldver- 
ſchanzung, der Vorräthe oder Magazine, überhaupt 
ſolche Verhältniſſe oder Gegenſtände, welche auf die 
militäriſche Vertheidigung des Staates, oder die Ope⸗ 
razionen der Armee Beziehung haben, in der Abſicht 
auskundſchaftet, um dem Feinde, auf was immer für 

L 2 
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eine Weiſe, davon Nachricht zu geben, macht ſich des 
Verbrechens der Ausſpähung ſchuldig. 
38 
Dieſes Verbrechen ſoll, ohne Rückſicht auf die ſon⸗ 
ſtige Gerichts⸗Vehörde des Verbrechens, in Folge $. 
60. des Gefetzbuches über Verbrechen, durch die Mili⸗ 
tärbehörde unterſucht, und wäre es auch ohne allen Er— 
folg nur bei dem Verſuche geblieben, mit dem Tode 
durch den Strang beſtraft werden. — Auch iſt gegen 
den Verbrecher, wenn er auf der That oder noch wäh⸗ 
rend des Krieges ergriffen wird, ſtandrechtmäßig zu 
verfahren. 7 


Wer den feindlichen Ausſpäher entweder zu der 
Auskundſchaftung ſelbſt, oder zur Benachrichtigung des 
Feindes von den ausgekundſchafteten Verhältniſſen oder 
Gegenſtaͤnden, es ſey durch Rath oder That, vorſätz— 
lich Hilfe leiſtet, macht ſich des Verbrechens mitfchuls 
dig, und iſt, gleich dem Ausſpäher, nach Vorſchrift des 
J. 2. zu behandeln, und zu beſtrafen. 

+. 17 

Wer eine ſolche Auskundſchaftung oder Mittheilung 
an den Feind, wenn er fie, ohne ſich einer Gefahr aus» 
zuſetzen, zu verhindern vermag, vorſätzlich nicht ver⸗ 
hindert, ferner, wer einen ihm bekannten feindlichen 
Ausfpäher, den er ohne eigene Gefahr der Obrigkeit 
anzeigen kann, derſelben anzuzeigen vorſätzlich unter⸗ 
läßt, iſt ebenſalls für mitſchuldig zu achten, und ſoll 
zu lebenslanger Schanzarbeit verurtheilt werden. 


Auch derjenige iſt als Ausſpäher anzuſehen, der 
im Frieden ſolche Vorkehrungen oder Gegenſtände, wel⸗ 
che auſ Kriegsmacht des Staates oder die militäriſche 
Vertheidigung desſelben Beziehung haben, und die von 
dem Staate nicht öffentlich getroffen, oder behandelt 
werden, in der Abſicht auskundſchaftet, um einem 
fremden Staate davon Nachricht zu geben. 
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§. 6. 

Ein ſolcher Ausſpäher ſoll nach dem Maß der an. 
gewendeten Liſt, der Wichtigkeit der Ausſpähung, und 
der Größe des Schadens, der fuͤr den Staat daraus 
entſtehen kann, mit Schanzarbeit von einem bis fünf 
Jahre, und, wenn die Mittheilung ſchon wirklich an 
den fremden Staat geſchehen, oder ſelbſt bereits ein 
Schaden daraus entſtanden iſt, mit Schanzarbeit von 
fünf bis zehn Jahren beſtraft werden. — 

Wäre aber die Ausſpähung eigends in der Abſicht 
unternommen worden, um dem Staate eine Gefahr 
von Außen zuzuziehen, oder eine ſolche Gefahr zu ver⸗ 
größern, oder wäre fie insbefondere zu einer Zeit, wo 
der Krieg auf dem Ausbruche geſtanden iſt, und von 
einer Perſon, welche von dieſem Umſtande Wiſſenſchaft 
gehabt, zu dem Ende unternommen worden, um ders 
jenigen auswärtigen Macht, welche dem Staate Anftal- 
ten zu feiner Vertheidigung zu treffen, Anlaß gegeben 
hat, von den ausgekundſchafteten Vorkehrungen oder 
Gegenſtaͤnden Nachricht zu ertheilen, fo hat, wenn das 
Verbrechen auch ohne allen Erfolg nur bei dem Ver— 
ſuche geblieben wäre, die Strafe des Stranges Staat. 


* 7. 

Wer den Ausſpäher bei einer Ausſpähung im Frie⸗ 
den durch Rath oder That vorſätzlich Hilfe leiſtet, iſt 
wie der Ausfpäher ſelbſt, zu beſtrafen. Wenn jedoch 
ein ſolcher Mitſchuldiger in einem Falle, wo nach dem 
8. 6. gegen den Ausſpäher die Todesſtrafe Anwendung 
findet, von der zur Verhängung derſelben nach eben 
dieſem $. erforderlichen eigentlichen Beſchaffenheit und 
Abſicht der Ausſpähung keine Kenntniß hatte, ſo iſt 
derſelbe lediglich mit Schanzarbeit zu beſtrafen, und 
ſolche nach Vorſchrift des nämlichen $. auszumeſſen. 

§. 8. 

Wer im Frieden eine Ausſpähung, die er ohne 
eigene Gefahr verhindern kann, zu hindern, oder ei- 
nen ihm bekannten Ausſpäher der Obrigkeit gnzuzeigen 
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vorſätzlich unterläßt, ſoll zu ein- bis dreijähriger, und 
falls in Folge ſeiner Unterlaſſung die Mittheilung an 
den fremden Staat wirklich geſchehen, oder ſelbſt ſchon 
ein Schaden daraus entſtanden wäre, zu drei. bis 
fünfjährige Schanzarbeit verurtheilt werden. — Wenn 
aber ein Mitſchuldiger dieſer Art in einem Falle, wo 
gegen den Ausſpäher ſelbſt nach dem J. 6. die Todes- 
ſtrafe Anwendung hat, von der Beſchaffenheit und Ab» 
ſicht der Ausſpähung, welche nach gedachtem J. zur 
Verhängung der Todesſtrafe erforderlich iſt, Wiſſen— 
ſchaft hatte, ſo iſt derſelbe zu lebenslanger Schanzar— 
beit zu verurtheilen. 
§. 9- 

Ausſpähungen, welche in einer unter b. $. 52. des 
Geſetzbuches über Verbrechen erwähnten hochverrätheri— 
ſchen Abſicht, aber nicht in Betreff von Vorkehrungen, 
Verhältniſſen, oder Gegenſtänden der in dem ıten und 
Sten ö. der gegenwärtigen Vorſchrift bezeichneten Art 
unternommen wurden, find von den kompetenten Kri- 
minalgerichten des Civilſtandes nach den Beſtimmungen 
der ö. 52. bis 55. des Gedachten Geſetzbuches zu be— 
urtheilen, und zu beſtrafen. 

10. 

Wer für fremde Kriegsdienſte wirbt, ſoll ohne Nück— 
ſicht auf feine ſonſtige Gerichtsbehörde in Folge 5. 77. 
des Geſetzbuches über Verbrechen durch die Militärbes 
hörde unterſucht, und wenn er das Verbrechen in 
Kriegszeiten verübt hat, mit dem Strange hingerichtet 
werden. 

Dieſe Behandlung und Beſtrafung hat nicht min— 
der gegen ſolche Werber Statt, welche zur Zeit des 
Krieges Soldaten, oder zum Militärkörper gehörige 
Dienſtknechte auch nur zur Anfiedlung für fremde Lan⸗ 
der werben. 

Auf gleiche Weiſe ſind um ſo mehr diejenigen zu 
behandeln, und zu beſtrafen, die zu ſolcher Zeit ſich 
des Menſchenraubes ſchuldig machen, um fremden Trup⸗ 
pen Rekruten oder einem fremden Staate zum Mili⸗ 
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tärkörper gehörige Perſonen als Anſiedler zuzuführen. 
— Auch iſt in einem, wie in dem andern dieſer Fälle 
gegen den Verbrecher, wenn er noch während des Krie- 
ges ergriffen wird, ſtandrechtmäßig zu verfahren. 
Su 
4 Wird eines dieſer Verbrechen zur Zeit des Friedens 
derübt, fo ſoll der Verbrecher, falls er einer der be⸗ 
zeichneten Werbungen ſchuldig iſt, mit fünf» bis zehn⸗ 
jähriger, und wenn er dem Staate oder der Armee 
ſchon wirklich einen oder den andern Mann entzogen, 
und feine Werbung noch weiter fortgeſetzt oder wieder— 
holt, oder wenn er das Verbrechen zu einer Zeit, wo 
der Friede des Staats bedrohet iſt, ausgeübt, und von 
dieſem Umſtande Wiſſenſchaſt gehabt hat, mit zehn— 
bis zwanzigjähriger, im Falle des Menſchenraubes aber 
mit lebenslanger Schanzarbeit beſtrafet werden. 
§. 12. 

Auch derjenige, der zur Ausübung eines dieſer 
Verbrechen, die in feiner Macht geftandenen Mittel an» 
gewendet hat, und von der wirklichen Vollbringung, 
indem er ſchon in der letzten dazu erforderlichen Hand 
lung begriffen war, bloß durch Dazwiſchenkunft eines 
ſremden Hinderniſſes, oder durch Zufall abgehalten wor— 
den iſt, ſoll je nachdem er das Verbrechen zur Kriegs» 
oder Friedenszeit unternommen hat, nach dem ß. 10. 
oder 11. behandelt und beſtraft werden. 

Wäre aber der Verbrecher in dem Verſuche nicht 
fo weit vorgeſchritten, fo iſt derſelbe nach dem Maße, 
als ſein Verſuch von der Vollbringung des Verbrechens 
entfernt geblieben, und mit Rückſicht, ob ſolcher zur 
Friedens » oder Kriegszeit geſchehen, in Fällen, wenn 
eine der erwähnten Werbungen verſucht worden iſt, zu 
ein, bis fünfjähriger, wenn aber ein Menſchenraub der 
bezeichneten Art unternommen worden, zu fünf- bis 
zehnjähriger Schanzarbeit zu verurtheilen. 

1 

Wer bei einer der gedachten Unternehmungen, den 

Verbrecher durch Nath oͤder That vorſätzlich Huͤlfe lei⸗ 
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ſtet, iſt, wie der Verbrecher ſelbſt, zu behandeln und 
zu beſtrafen. — Jedoch kann in Fällen, wo nach dem 
11. f. gegen den Werber zehn- bis zwanzigjährige Stra⸗ 
fe Anwendung findet, ein folder Mitſchuldiger, wenn 
er den Werber nur zu einer oder der anderen einzel— 
nen Werbung Hilfe geleiſtet, oder von dem Umſtande, 
daß der Friede des Staates bedrohet fey, keine Wiffens 
ſchaft gehabt hat, lediglich mit fünf» bis zehnjähriger 
Schanzarbeit beſtraft werden. 


§. 14. 

Wer eines der erwähnten Verbrechen, wenn er 
es ohne eigene Gefahr verhindern kann, zu hindern, 
oder einen ihm ſo dekannten Verbrecher der Obrigkeit 
anzuzeigen vorſätzlich unterläßt, iſt mit Bedacht, ob 
die Unterlaſſung zu Friedens- oder Kriegszeiten geſche⸗ 
hen iſt, zu ein- bis fünfjähriger Schanzarbei zu vers 
urtheilen. 

85 

Wer einen Ausſpäher, Werber, oder Menſchen⸗ 
räuber der in dieſer Vorſchrift F.. 5. 10. und 14. ges 
dachten Art der Obrigkeit anzeiget, oder das Verbre— 
chen durch Ergreifung, und Feſthaltung des Verbre— 
chers, oder ſonſt mit der That verhindert, erhält eine 
Belohnung von Hundert Dukaten, und nach Umſtänden 
von höherem Betrage. 

Auch wird demjenigen, der ſich bei einer dieſer 
Handlungen, oder Unternehmungen einer Mitwirkung 
ſchuldig gemacht hat, wenn er durch Reue bewogen, ei— 
ne ſolche Anzeige zu einer Zeit bewerkſtelliget, wo die 
Handlung oder Unternehmung noch unwirkſam gemacht 
werden kann, oder wenn er aus gleichem Beweggrunde 
die Ausführung des Verbrechens auf eine oder die an» 
dere Weiſe ſelbſt verhindert, nicht nur die Strafloſig— 
keit, ſondern auch, wofern er nicht felbft der Anſtifter 
der Handlung, oder Unternehmung war, die erwähnte 
Belohnung zugeſichert. 


8 


Welches zu Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 
roten d. M. Zahl 27459 zur allgemeinen Kenntniß ge⸗ 
bracht wird. 


Gubernialdekret vom 24. Oktober 1821. Zahl 56426. 


155. 


Erhohung der Congrua für die aus dem 
Religionsfond bezahlten Cooperatoren. 


n Erledigung des don dem erzbiſchöflichen Konſiſto⸗ 
rium unter den zoten November d. J. über den Mans 
gel des Kuratklerus und die Mittel demſelben abzuhel— 
fen erſtatteten Berichtes, wird demſeben die a. h. Ent⸗ 
ſchließung Seiner Majeſtät in Folge herabgelangten ho— 
hen Hoſkanzleydekrets vom 17ten September I. J. da⸗ 
hin eröffnet: 

»Was den gegenwärtigen Mangel an Kuratklerus, 
»und die Mittel dieſem abzuhelfen in der Lemberger 
» und Przemysler Didzes betrift, fo ift von Seite der 
»Regierung im Allgemeinen durch die Vermehrung und 
» beſſere Organiſirung der öffentlichen Unterrichtsanſtal⸗ 
„ten, insbefondere aber durch die Bewilligung zur Aufs 
»nahme von fo dielen tauglichen Candidaten des Welt» 
» priefterftandes, als im Seminar Naum haben, und 
»durch die Verleihung angemeſſener Handſtipen⸗ 
» dien aus öffentlichen Fonds, Alles geleiſtet worden, 
» was man von ihr erwarten kann. 

»Es ift ferner Seiner Majeſtät allerhöchſt unterm 
» a1ten d. M ausgeſprochene Willensmeinung, daß, fo» 
» bald die Tyniecer Diözes hergeſtellt ſeyn wird, dafür 
» zu ſorgen ſey, für dieſelbe ein eigenes philoſophiſches 
» theologifches Studium und Seminar zu organiſi⸗ 
»ren — auch ſoll getrachtet werden, den Seminarien zu 
» Lemberg, Przemysl und in jenen, in der Tyniecer 
»Diözes, diejenige Ausdehnung zu geben, welche der 
» Bedeckung des ftabilen Bedürfnißes, an Nachwachs an 
» Klerus allenfalls mit eigenem Überſchuße entfpricht. 
»Zur beſſeren Dotirung der aus dem Religionsfonde de⸗ 


» zahlten Cooperatoren lat. rit. in Galizien, haben Seine 
» Majeftät die denſelben mit 150 fl. E. M. bemeſſene 
» Dotazion, auf 200 fl. E. M. vom ıten November 
„ d. J. angefangen, zu erhöhen allergnädigſt geruhet.« 

» Übrigens iſt die Neigung zum geiſtlichen Stande 
» die ergebiegſte Quelle feines Nachwachſes, dieſe aber 
»anzufachen, liegt mehr in dem Benehmen des Klerus 
»ſelbſt, in der Würdigkeit, mit welcher er feinem Amte 
» borſteht; in der Zufriedenheit und Freude, welche er 
»in demfelben findet, in der Liebe und dem Vertrauen, 
» welche er der Jugend zu ſich einflößt, in der Unter» 
» ſtützung, welche er derſelben durch Vorbereitungsun— 
» terricht in den Gymnaſial-Gegenſtänden durch Hilfe 
»an Geld und Büchern an den öffentlichen Studienane 
» ſtalten, in welcher Beziehung der Klerus der St. 
» Pöltner-Diözes durch Creirung von Diözeſan-Sti⸗ 
» pendien ein muſterhaftes Beifpiel gegeben hat, lei» 
» ſtet. Diesfalls kräftig einzuwirken, iſt hauptſächlich 
» dem Zureden und Beiſpiele des höheren Klerus an den 
» minderen zu überlaffen. « 

Von dieſer allerhöchſten Entſchließung wird das 
erzbiſchöfliche Konſiſtorium zur Verſtändigung des Ku 
ratklerus, und zur angedeuteten Mitwirkung in Kennts 
niß geſetzt. N 

Gubernialdekret vom 25. Oktober 182 1. Zahl 53548. 


156. 


Nähere Beſtimmungen für die Bildung von 
Akziengeſellſchaften zur Ausfuͤhrung pri— 
vilegirter Erfindungen. 


Zu Folge hohen Kommerzhofkommiſſionsdekret vom 15. 
.' diefes Zahl 2620 wird demſelben eine Abſchrift der 
aus Anlaß eines bei einer Landesſtelle vorgekommenen 
Anſtandes über die Frage: in wiefern die Bildung von 
Akzien⸗Geſellſchaften zur Ausführung pridilegirter Era 
findungen zuläßig ſey? an die n. öfter. Regierung im 


Geiſte des allerhöchſten Patents vom dten Dezember 
1820 erlaſſenen Belehrungen und näheren Beſtimmun⸗ 
gen mit dem Auftrag zugeſtellt, ſich bei vorkommen⸗ 
den Fällen darnach mit Berückſichtigung der Provin⸗ 
zial⸗Verfaßung zu benehmen. 

Gubernialdekret vom 30. Oktober 1821. Zahl 57242. 


Verordnung an die Niederoͤſterreichiſche Re— 


gierung vom ı5ten Oktober 1821. Zahl 
2620. 


Durch das allerhöchſte Patent vom g8ten Dezember 
1820 wird f. 11. beſiimmt, daß der Privilegirte be— 
liebig Geſellſchafter annehmen könne, 
um die Benützung feiner Erfindung nach 
jedem Maßſtabe zu vergrößern. 

In diefer Beſtimmung iſt bereits die Befugniß der 
Privilegirten gegründet, zur Ausübung ihrer Priviles 
gien, Akzien⸗Geſellſchaften zu errichten, in fo fern dieſe 
in einer den beſtehenden Geſetzen angemeſſenen Verbin« 
dung von Geſellſchaftern zur gemeinſchaftlichen Betrei- 
bung irgend einer Unternehmung beſtehen, und ſich 
hauptſächlich von andern Fabriks-Geſellſchaſten nur 
durch eine größere Anzahl von Mitgliedern unterſchei— 
den, um für jedes derſelben geringere Beiträge und 
daher geringere Gefahr möglich zu machen. 

Die Beurtheilung, ob irgend eine Unternehmung, 
für welche ſich eine Akzien-Geſellſchaſt bilden will, meh» 
rere oder mindere Wahrſcheinlichkeit des Erfolges oder 
Gewinnes habe, muß der Privatkonvenienz ſo wie bei 
einer jeden andern Fabriks-Geſellſchaft überlaßen bleiben, 
indem es bei induſtriellen Unternehmungen ſehr ſchwer, 
ja in vielen Fällen ganz unmöglich iſt, den Erſolg oder 
die Größe des Gewinnes aus denſelben in voraus zu 
beſtimmen, oder zu verbürgen, und es übrigens in ei— 
nes Jeden Willkühr ſteht, Akzien zu nehmen oder nicht. 

Wenn ſich die Staatsverwaltung in eine ſolche Bes 
urtheilung und in die Berückſichtigung von Pribat⸗Ver⸗ 


hältnißen einlaſſen wollte, wie es in der Regierungs- 
Entſcheidung vom 11ten Julius 1821 Zahl 30257. ge⸗ 
ſchehen ift, wo ſogar der Beweis durch Sachverſtändi⸗ 
ge über den verſprochenen Gewinn für die Akzionäre 
gefordert wurde, ſo würde ſich die Negierung ſelbſt eine 
Verantwortung aufbürden, welche fie in die unliebſam⸗ 
ſten Verhältniße verwickeln könnte, indem in Fällen, 
wo ſich die Regierung in derley Privat-Garantien ein- 
ließe, der Erfolg aber dennoch dem von der garantirs 
ten Akzien⸗Geſellſchaft erwarteten Gewinne nicht ent⸗ 
ſpräche, die Regierung ſelbſt nach allen rechtlichen 
Grundſätzen von den vorletzten Akzionären belangt wera 
den könnte, um für den Schaden » Erfag zu haften. 

Die Staatsverwaltung hat ſich in derley Privat- 
verhältniße eben ſo wenig einzumengen, als ſie ſich z. 
B. bei der Bildung von Akzien-Geſellſchaften zur Be⸗ 
treibung des Bergbaues darum befümmert, ob der an— 
getragene Bergbau Gewinn für die Unternehmer brin— 
gen werde oder nicht? Sie überläßt dieſes lediglich 
ihrer Privatkonvenienz, und ſtellt ihrer Unternehmung 
in der Bildung der Akzien⸗Geſellſchaft nach den beſte⸗ 
henden Geſetzen kein Hinderniß entgegen. 

Die richtige Anſicht über die Ausführung privile⸗ 
girter Erfindungen, Entdeckungen und Verbeſſerungen 
mittelſt Akziengeſellſchaften ergiebt ſich uͤberhaupt aus 
folgenden ganz einfachen Geſichtspunkte: Die Auss 
führungsweife von Erfindungen und neuen Unterneh- 
mungen ift nach der Natur derſelben verfchteden: einige 
können von dem Erfinder ſelbſt ausgeführt werden, ei⸗ 
nige werden durch Ermächtigung Anderer, die Erfin⸗ 
dung unter dem Schutze des Privilegiums auszuführen, 
am zweckmäßigſten benützt, einige find endlich nur durch 
Akziengeſellſchaften gehörig auszuführen möglich, weil 
fie zu ausgedehnt find, oder größere Fonds erfordern, 
als den einzelnen Unternehmern zu Gebothe ſtehen. 

Die Bewilligung zur Errichtung ſolcher Geſellſchaf⸗ 
ten erſcheint um ſo mehr als eine wahre Unterſtützung 
der Induſtrie, als die Unternehmer in den Stand ge⸗ 
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ſetzt werden, in kleinen Poſten denjenigen Fond zuſam⸗ 
men zu bringen, welcher nothwendig iſt, um dem Un⸗ 
ternehmen die größtmögliche Ausdehnung zu geben, 
worauf befonders bei dem gegenwärtigen Mangel an 
Kapitalien, die auf die Emporbringung der Induſtrie 
verwendbar find, alle Rückſicht zu nehmen iſt, gleichwie 
anderer Seits Akzien-Geſellſchaften, vorausgeſetzt, daß 
ihre Statuten den Landesgeſetzen nicht widerſtreiten, das 
Publikum nicht gefährden. 

Um demnach der Bildung von Afzien » Gefellihaf- 
ten keine unnöthigen Hinderniße in den Weg zu legen, 
um nicht vielleicht eben dadurch die Ausführung man« 
cher gemeinnütziger Unternehmung zu hemmen, und um 
zugleich die Staatsverwaltung vor jeder Zumuthung 
einer Verantwortlichkeit und das Publikum vor jeder 
Täuſchung über den Einfluß derſelben zu verwahren, 
wird der Regierung zur künftigen allgemeinen Richt⸗ 
ſchnur bedeutet, daß die Ankündigung von Afziengefells 
ſchaften allerdings zuläßig, dabei jedoch folgende Vor⸗ 
ſicht anzuwenden ſey: 

ıteng. daß eine jede derlei Ankündigung als reine 
Privatnachricht dargeſtellt, nie der Veiſaz » Mit Ges 
nehmigung der Regierung.« gemacht, und ſich von 
derſelben in keine wie immer geartete Würdigung der 
Privatintereſſen eingelaſſen werde. 

ztens. Daß jedoch vorläufig den geſetzlichen, die Fa⸗ 
briksgeſellſchaften betreffenden Vorſchriften Genüge ge— 
leiſtet, und der Akzienplan nebſt dem Kontrafts » Ent« 
wurfe bei dem Merkantil- und Wechſelgerichte ord⸗ 
nungsmäßig protokollirt werde. 

stens. Daß der Ankündigung der ganze Akzienplan, 
und der Kontraktsentwurf, fo wie er bei dem Merfan« 
til= und Wechſelgerichte protokollirt iſt, ſammt den 
Muſtern der Akzien und Subſkripzionsſcheine beigefügt 
werde, damit Jeder, welcher Akzion zu nehmen Luſt 
hat, ſich vorläufig bei Rechtsverſtändigen und Sach⸗ 
kundigen über die Rechtlichkeit, Billigkeit und Zweck⸗ 
mäßigkeit des vorgelegten Vertrags Raths erhohlen könne. 
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1 
Der Hauſierhandel mittels beſpannter Waͤ⸗ 
gen wird wiederholt verboten. 


it dem Hauſtierpatente vom 5ten May 1811, find 
alle früheren auf das Hauſierweſen Bezug habenden Ber» 
ordnungen ausdrücklich aufgehoben worden. Da nun 
in dieſem Patente das Haufleren mit beſpannten Wä— 
gen 8. 9. unbedingt verboten, und die Abſicht dieſes 
Patents offenbar mehr auf die Beſchränkung, als auf 
die Ausdehnung des Hauſierhandels gerichtet iſt; ſo 
unterliegt es um ſo weniger einem Zweifel, daß ſich 
dieſer Verbot nicht blos auf das Hauſieren vom Hauſe, 
zum Hauſe, ſondern auch auf die Transportirung der 
zum Hauſteren beſtimmten Waaren, auf welche der Paß 
ertheilet iſt, vom Orte zum Orte, oder von einer Pro— 
vinz in die andere erſtrecke, als eine ſolche Verführung, 
oder Verſendung der zum Hauſierhandel beftimmten 
Artikeln dem Begriffe, und der Natur des Hauſterens 
widerſtreiten würde. 


Nur den Hauſierern mit wälſchen Früchten iſt im 
Einverſtändniſſe mit der k. k. Kommerzhofkommiſſion ge⸗ 
ſtattet worden, ihre zum Haufierhandel beſtimmten 
Waaren: auf Wägen zu führen, und zum Vertragen 
vom Haufe, zum Hauſe, beziehen zu dürfen, 


Da nun nach Eröffnung der k. k. Zollgefällen Ad⸗ 
miniſtrazion ſämmtliche Boll» und Wegmautämter ans 
gewieſen wurden, die zum Hauſterhandel beſtimmten 
Waaren, welche auf beſpannten Wägen betreten wer— 
den, anzuhalten, und die auf ſolche Art vorkommenden 
ungariſchen Hauſterer gleich beim Anlangen an der 
Gränze zurückzuweiſen; fo wird dem kön. Kreisamte 
aufgetragen, hierauf Rückſicht zu nehmen, und in vor— 
kommenden Fällen die Päſſe blos zum Herumtragen 
der Waaren, nicht aber zum Verfuͤhren zu ertheilen. 


Gub. Dekret vom 31. Okt. 1821. Zahl 55792. 
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138 


Entſchaͤdigungsart der Grundeigenthuͤmer 
fuͤr die Abnahme eines Schottergrundes 
zum Straſſenweſen. 


Dei Gelegenheit eines ſpezielen im laufenden Jahre 
vorgekommenen Falles, wo es ſich um die Entſchädi⸗ 
gung für die Abnahme eines Schottergrundes zum 
Straſſenweſen handelte, wurde von der Hofkanzley er⸗ 
kannt, daß dem Eigenthümer eines Schotter oder 
Steinbruches, aus welchem das Materiale zur Straſ— 
ſenkonſervazion genommen wird, fo wie einem jeden 
Staatsbürger der ſein Eigenthum dem allgemeinen 
Wohle opfern muß, die vollſtändige Entſchädigung ges 
bühre, daß jedoch eine ſolche Entſchadigung in ähnli- 
chen Fällen, wo nicht ſowohl das Eigenthum eines 
Grundſtückes als vielmehr ſeine zeitliche Benützung in 
Anſpruch genommen wird, in keinem Kapitale, ſondern 
nur in einer jährlichen auf die Dauer der Benützung 
des Schotter oder Steinbruches zu beſchränkenden Rente 
beſtehen könne, deren Ausmittlung im Wege einer un⸗ 
partheyiſchen Schägung Statt zu finden habe. 

Da es nun ſehr wahrſcheinlich ift, daß noch in 
manchen Provinzen den Zeitverhältnißen nicht anpaſſen⸗ 
de Tariffe für die Entſchädigung der Eigenthümer von 
Schottergruben, oder Steinbrüchen beſtehen, und das 
Kreisamt in einem vorkommenden Falle, zu dem Zwei⸗ 
fel veranlaßt werden könnte, ob die Entſchädigung für 
die Benützung ſolcher Gründe, zum Beßten des Straſ— 
ſenfondes nach dieſen Tariffen, oder im Wege der 
Schätzung zu geſchehen habe: ſo wird demſelben in 
Folge herabgelangten hohen Hoſkanzleidekrets vom 11. 
Qktober l. J. Zahl 29059. mit Bezug auf ein noch un» 
term zten Mai 1818. 21754 erfloſſenes Hofkanzleidekret 
womit der Grundſatz ausgeſprochen wurde, daß ſich bei 
Ablöſung je ner Gründe, welche zur Erweiterung der 
Doft» und Kommerzial, Straffen den Privaten abge— 
nommen werden, nach der Vorſchrift der do. 364 und 
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365 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, zu beneh⸗ 
men ſey, aufgetragen, die Eingangs erwahnte hierortige 
Verordnung, mit dem Bemerken zur Wiſſenſchaft, und 
Nachachtung in vorkommenden Fällen bekannt zu ma— 
chen, daß die Beſtimmung eines allgemeinen Tariffs für 
die Entſchädigung der Grundbeſitzer, deren Grundſtücke 
zur Stein- und Schottererzeugung, für das Straffens 
weſen zeitweilig in Anſpruch genommen wuͤrden, nicht 
leicht denkbar ſey, ohne entweder den Grundeigenthü— 
mer oder den Straſſenfond zu verkürzen, weil der Vera 
luſt den die entzogene Benützung ſolcher Grundſtücke 
verurſachet, nach den Verhältniſſen des Ortes, und der 
Zeit, verſchieden iſt, und daher auch die Entſchädi⸗ 
gung nicht immer gleich ſeyn kann. 

Die Ausmittlung dieſer Entſchädigung im Wege 
der ordentlichen Schätzung kann keinen beſonderen 
Schwierigkeiten unterliegen; denn der Straſſenbeamte in 
deſſen Bezirke das zur Material- Erzeugung zeitweilig 
benöthigte Grundſtück liegt, dann die Ortsobrigkeit 
müßte auch bei der auszumittelnden tarifmäßigen Ent⸗ 
ſchädigung jedesmal mit einwirken: es wird ſonach kei⸗ 
nen Beitverluft, und keinen neuen Aufwand verurſa— 
chen, wenn die Obrigkeit zugleich durch unpartheyiſche 
Schätzmänner, beſtimmen läßt, wieviel der aus der 
Privatbenützung entzogene Flächenraum jedes Grund— 
ſtückes wohl jährlich an Nutzen abwerfen könne, und 
wie hoch daher die Rente bemeſſen werden dürfte, wel— 
che dem Eigenthümer jährlich aus dem Straſſenſonde 
dafür zu verabreichen kommen werde 

Hört die Benützung des Grundſtückes zur Material- 
Erzeugung für die Straſſe auf, fo wird dann nur auf 
dieſelbe Weiſe die Herabminderung ſeines Werthes durch 
dieſe Benützung auszumitteln, und bei Zurückſtellung 
des Grundſtückes an den Eigenthümer der Kapitalsbe⸗ 
trag jener Herabminderung an ihn auszuzahlen ſeyn. 
Den ſich dabei etwa verkürzt haltenden Eigenthümern 
bleibt ohnehin der geſetzliche Schutz und der Nechtsweg 
offen. 
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Daher wurden alle Weitläufigkeiten welche bei 
Anwendung der allgemeinen Beſtimmungen des buͤr— 
gerlichen Geſetzbuches auf die in der Rede ſtehenden 
Falle beſorgt werden könnten, vermieden, und beſon— 
dere Tariffsbemeſſungen, welche den Forderungen des 
ſtrengen Rechtes nur ſelten genügen dürfen — ganz 
entbehrlich gemacht. 

Nach dieſem h. Dekrete hat ſich das Kreisamt künf⸗ 
tig hin in allen vorkommenden Fällen genau zu be— 
nehmen. 


Gubernialdekret vom Sıten Oktober 1821. Zahl 566 2b. 


159. 

Nachtraͤgliche Beſtimmungen ruͤckſichtlich der 
Einhebung und Berichtigung der Weg⸗ 
Bruͤcken ⸗D und Uiberfahrtsmaͤuthe, 
dann Beſtimmung der diesfaͤlligen 
Strafen. 


it hohem Hoſkammerdekrete vom 17ten d. M. 3. 
32817 iſt eröfnet worden: 

ıtens. Daß die Reitpferde jener Mauthgebühr bei 
den Weg, Brücken⸗ und Überfahrtmäuthen unterlie⸗ 
gen, welche vom Zugpieh außer der Beſpannung ein⸗ 
gehoben wird. 

ztens. Daß bei der Eivil- Vorſpann die Weg-, 
Brücken⸗ dann Überfahrtsgedühr von demjenigen Ci⸗ 
vil⸗ Beamten zu entrichten ſey, der ſich der Vorſpann 
bedient, daß aber die leer dorkommenden Eidil» Bor- 
ſpannsfuhren, ſomit auch die zur Vorſpannsleiſtung 
ausgeſchriebenen, oder nach geleiſteter Vorſpann zurück⸗ 
kehrenden Pferde und Ochſen, gleich der Militär⸗Vor⸗ 
ſpann gegen obrigkeitliche Zertifikate oder Vorzeigung 
der Vorſpannsausſchreibung, von Entrichtung der Weg⸗ 
Brücken und Überfahrtsgebühren befreyt bleiben. 

ötens. Daß alle, in dem Kreisſchreiben dom ı5ten 
Juny d. J. 3. 51269 ausgeſprochenen Wegmauthbe⸗ 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1821. M 


freyungen ſich auch auf die Brücken- und Überfahrts⸗ 
mäuthe erſtrecken. 

Atens. Daß Derjenige, welcher ſich der, „für die 
wirklich geſchehene Benützung der Brücke oder Überfahrt 
zu zahlenden Gebühr gegen die beſtehende, mit Kreis 
ſchreiben vom Zoten Auguſt 1811 Zahl 52282. bekannt 
gemachte Vorſchrift entzieht, nach vorläufiger Einver⸗ 
nehmung zur Entrichtung des rofachen Betrages der 
Mauth » oder Überfahrtsgebühr zu verhalten ſey. Bus 
gleich iſt die Straffe für die Nichtabgabe der Bollete mit 
1 fl. C. M. für das Stück Zugvieh in der Beſpannung, 
mit 30 kr. E. M. für jedes Stück Zugvieh außer der 
Beſpannung, und für ſchweres Treibvieh ; dann mit 
15 kr. E. M. für jedes Stück kleines Treibvieh feſtge⸗ 
ſetzt worden. 

Welches hiermit zur allgemeinen Wiſſenſchaft be⸗ 
kannt gemacht wird. 

Gubernialdekret vom 2. November 1821. 3, 56968. 


140. 
Amtspakette in Schulſachen ſind auch von 
der Poſtwagensgebuͤhr befreyt. 


Nude hohen Hofkammerdekrets vom ı5ten Oktober 1, 
J. Zahl 39569 haben Seine Majeſtät mit allerhöchſter 
Entſchließung vom 7ten September die Befreyung in 
Schulſachen von der Briefportogebühr auch auf die Poft. 
wagensgebühr auszudehnen allergnädigſt bewilliget. 

In Folge dieſer allerhöchſten Enzſchließung haben 
die portopflichtigen Behörden und Amter ihre durch 
den Poſtwagen zu verſendenden Pakette in Schulfachen 
ohne Entrichtung des Poſtwagensporto gegen gehörige 
Journaliſirung aufzugeben, und zu erhalten, und auf 
der Addreſſe jedesmal in Schulſachen beizuſetzen. 

Um das Poſtwagensgefäll vor jeder Beeinträchti⸗ 
gung zu verwahren, und den Schwärzungen möglichſt 
vorzubeugen, wird verordnet, daß den Poſtwagenspaket⸗ 
ten in Schulſachen keine Pakette anderer Gegenſtande noch 
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Parthey- oder Privatſachen beigeſchloſſen werden dürfen, 
und daß bei Entdeckung von Einſchwärzungen die Ber. 
ordnung vom ıten März l. J. E Zahl 5042 (Gubernial« 
Zahl 16550.) in Anwendung zu bringen ift. 
Wovon das Kreisamt zur Wiſſenſchaft und Dar⸗ 
nachachtung in die Kenntniß geſetzt wird. 
Gubernialdekret vom 7. November 1821. Zahl 57244. 


141. 


Die Reife- und Zehrungskoͤſten für ftadti- 
ſche Beamten werden auf Konv. Muͤnz 
umgeſetzt. 


Da die Vorſpannsgebuͤhr, die Wagenreparatur, und 
das Schmiergeld bereits in Konv. Münze für die in 
Kommiſſionen reiſenden Staatsbeamte ſeſtgefetzt iſt, ſo 
findet man bei dem Umſtande, daß die Einkünfte bei 
den meiſten Städten ſchon auf Metall» Münze umge⸗ 
ſtaltet find, und bei den meiſten Städten die Befols 
dungen der Magiſtratsbeamten und Löhnungen der Die, 
nerſchaft in eben dieſer Münzgattung angewieſen wer— 
den, den in ſtädtiſchen Angelegenheiten reiſenden Staats- 
beamten, ſo wie auch den ſtädtiſchen Beamten und der 
Dienerſchaft bei den vorſallenden Dienſtreiſen, die Auf— 
rechnung der Diäten, und Zehrungsbeiträge vom ıten 
Jänner 1822 an, und zwar bei den Staatsbeamten 
nach dem Diäten Schema vom Jahre 1813, bei den 
ſtädtiſchen Beamten, und der minderen Dienerſchaft 
nach der dem kön. Kreisamte unterm 22ten November 
1811. Zahl 46922 hinausgegedenen Ausmaaß, jedoch 
nur in jenen Städten im Metallgeld zu bewilligen, bei 
welchen die ſtädtiſchen Beamten und die Dienerſchaft den 
ganzen Gehalt und Loöͤhnung nach Zulaſſung der Kon 
venzionsmünzeinkünſte in eben dieſer Münzgattung be⸗ 
ziehen: für die übrigen Städte deren Beamte, und 
Diener entweder nur theilweiſe in Konv. Geld oder in 
W. W. mit Prozentenzuſchüßen bezahlt werden; hat es 
M 2 
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bei der bisherigen übung nach welcher die Staatsbe⸗ 
amten die Diäten in W. W. mit dem 1ooperzentigen 
Zuſchuß, die ſtädtiſchen Beamten hingegen die einfache 
Ausmaaß nach dem Schema vom Jahre 1811 in W. 
W. bezogen haben, zu verbleiben. 

Zugleich wird die Fuhrlohnsgebühr fuͤr ſtädtiſche 
Beamte, und die Dienerſchaft in eben dieſen Städten 
für Wadowice pr. Pferd und Meile auf 10 kr. M. M. 
ſür die übrigen Städte aber pr Pferd und Meile auf 
8 kr. M. M die Wagenreparatur pr. Meile auf 4 kr. 
M. M. und das Schmiergeld pr. Stazion auf 22 kr. 
M M. von eben dieſem Termin an, feſtgeſetzt, wobei 
es ſich von ſelbſt verſteht, daß ſonſt alle Anmerkungen 
der Diäten⸗Ausmaaß vom Jahr 1811 pünktlichſt zu 
beobachten, und alle unnöthige Reifen ſowohl der Staats: 
beamten, als auch des Magiſtrats- und Stadtkämme⸗ 
reyperſonals, endlich der Dienerſchaft in ſtädtiſchen An⸗ 
gelegenheiten zur möglichſten Schonung der Stadtkaſſen 
ſorgfältigſt zu vermeiden ſind. 

Gubernial-Dekret vom gten Nodember 182 2. 3. 54259. 


142. 


Das aus dem Vermoͤgen der Fuhrweſens⸗ 
deſerteurs einzuhebende Poͤnale von Sofl. 
muß in Conv. Muͤnz berichtiget werden. 


Die hohe Hofkanzley hat mittelſt Dekrets vom aten 
d. M. Zahl 57542 anher eröffnet: daß der k. k. Hof— 
kriegsrath die Militärbehörden angewiefen habe: das 
aus dem Vermögen deſertirter Fuhrweſens⸗Mannſchaft 
einzuhebende Pönale von Dreißig Gulden vom ıten 
November 1820 angefangen, wieder in Konv. Münze 
anzuſprechen. 

Da ſich dieſe Verfügung auf den von dem Hof⸗ 
kriegsrathe und dem Finanzminiſterium aufgeſtellten 
Grundſat gründet, daß alle jene Gebühren des Mili⸗ 
tärs, die ſchon vor dem Jahre 1798 bemeſſen wurden, 
feit dem ıten November 1820 nach ihrer alten Aus⸗ 
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maaß in Kond, Münze bezahlt werden, fo wird dus reis. 
amt in Beziehung auf das mit hierortigem Erlaße vom 
15ten May 1795 Zahl 12102 bekannt gemachte Direk⸗ 
torial⸗Dekret vom 25. April 1795 angewieſen: bei 
Kealifirung derlei von den Militär- Behörden an felbes 
gelangenden Anſprüche ſich hiernach zu benehmen. 
Gubernialdekret vom a7. November 1821. Zahl bo58b. 


143. 

Zur Entlaſſung vom Wehrſtande auf abge- 
tretene Wirthſchaften muß die Noth— 
wendigkeit der Erhaltung des oͤkonomiſch 
guten Zuſtandes derſelben im ſtrengſten 
Sinne nachgewieſen werden. 


it h. Hofkanzleydekrete vom 25 v. M. 3. 29558 ift 
erinnert worden: daß die Abtretung einer Wirthſchaft, 
wenn fie als Titel zur Entlaffung vom Wehrſtande gel— 
ten ſoll, zur Erhaltung des ökonomiſch guten Zuſtan⸗ 
des derſelben im ſtrengen Sinne nothwendig ſein müße, 
und auf dieſe Bedingung um ſo genauer feſtzuhalten 
ſey, als ſonſt dem Wehrſtande ſeine tüchtigſten Glieder 
entzogen werden, und durch die Übernahme der mit 
beträchtlichen Ausgedinge belaſteten Wirthſchaften ihr 
Zuſtand und ihr Werth verſchlimmert werden könnte. 

Nach dieſem Grundſatze hat ſich das Kreisamt bei 
allen vorkommenden Entlaſſungsbitten wegen Abtretung 
von Wirthſchaſtsbeſitzungen zu benehmen. 

Gubernialdekret vom 19. Nov. 1822. Zahl 58090. 


144. 
Warnung von dem Beitritt zur Sekte der 
Carbonari, und Beſtimmung der dies⸗ 
faͤlligen Strafen. 


eine k. k. Majeſtät haben, um Allerhochſt Ihre ge⸗ 
treuen Unterthanen von den gemeinſchädlichen Lehr en 


— 182 — 


und der Verführung der Sekte der ſogenannten Carbo⸗ 
nari, welche ihr Unweſen in einem Theile von Italien 
getrieben haben, zu warnen, allergnädigſt zu beſehlen 
geruhet, daß die eben fo verbrecheriſchen als ſtaatsge⸗ 
fährlichen Zwecke dieſer verderblichen Geſellſchaſt, welche 
übrigens nicht allen Gliedern derſelben von den Obern 
eröffnet werden, fo wie fie bei den hierwegen Statt ges 
fundenen Unterſuchungen hervorkamen, zu Jedermanns 
Wiſſenſchaft allgemein bekannt gemacht werden. 

Die entſchiedene Tendenz der Vereinigung der 
Carbonari ift die Umwälzung und Auflöſung der beſte⸗ 
henden Regierungen. 

So wie es ſich nun von ſelbſt verſteht, daß Jeder, 
welcher dieſen Zweck kannte, und deſſen ungeachtet in 
die Geſellſchaft der Carbonari trat, nach dem 52. $. 
des St. G. über Verbrechen des Hochverrathes ſchul⸗ 
dig iſt, oder wenn er nach den 5. 54. und 55 desſel⸗ 
ben St. G., da ihm ſchon der Zweck bekannt war, die 
Fortſchritte dieſer Sekte nicht hinderte, oder die Glie— 
der derſelben anzuzeigen unterließ, ſich dieſes Verbre⸗ 
chens mitſchuldig gemacht hat, und die von dem Ge⸗ 
ſetze darüber verhängte Strafe verwirkte, eben fo wird 
ſich vom Tage der Kundmachung des gegenwärtigen 
Eirkulars angefangen, Niemand mehr mit der Unwiſ⸗— 
ſenheit des Zweckes der Sekte der Carbonari entſchul— 
digen können, und wer immer daher ſeit dieſem Zeit- 
punkte in dieſe Geſellſchaft tritt, oder nach ſelbem die 
Fortſchritte derſelben zu hindern, oder ihre Glieder an⸗ 
zuzeigen unterläßt, wird nach den Beſtimmungen der 
Paragraphe 52 —55—54 — und 55. des St. G. über 
Verbrechen, welche unten in vollem Texte angeführt jind, 
abgeurtheilt werden. 

Eden fo findet der J. 56 des gedachten Strafges 
ſetzbuches in Anſehung der Fälle, wo bei dieſem Ber, 
brechen den Entdeckern gänzliche Straſloſigkeit und 
Geheimhaltung zugeſichert ift, in Anſehung der Ges 
ſellſchaft der Carbonari feine Anwendung, daher er 
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auch hier zu Jedermanns Kenntniß im vollem Texte auf⸗ 
geführt iſt. 
Gubernialdekret vom 24. Nov. 1821. 3. 8720. 


§. 52. 

Das Verbrechen des Hochverraths begehet: a 

a) der die perſönliche Sicherheit des Oberhaupts des 
Staats verletzet; 

b) der Etwas unternimmt, was auf eine gewaltſa⸗ 
me Veränderung der Staats-Verfaßung, auf Zu⸗ 
ziehung oder Vergrößerung einer Gefahr von Auf» 
ſen gegen den Staat angelegt wäre, es geſchehe 
öffentlich oder im Verborgenen, von einzelnen Per 
ſonen oder in Verbindung durch Anfpinnung, Rath 
oder eigene That, mit oder ohne Ergreifung der 
Waffen, durch mitgetheilte, zu ſolchem Zwecke lei⸗ 
tende Geheimniße oder Anſchläge, durch Aufwieg⸗ 
lung, Anwerbung, Ausſpähung, Unterſtuͤtzung, 
oder durch was ſonſt immer für eine dahin abzie⸗ 
kende Handlung. 

S. 53. 

Auf dieſes Verbrechen, wäre es auch ohne allem 
Erfolge nur bei dem Verſuche geblieben, wird die To⸗ 
desſtrafe verhängt. 

§. 34. 


Wer eine in den Hochverrath einſchlagende Unter⸗ 
nehmung, die er leicht und ohne eigene Gefahr in ihrer 
weiteren Fortſchreitung verhindern konnte, zu hindern 
vorſätzlich unterläßt, macht ſich des Verbrechens mit⸗ 
ſchuldig, und ſoll lebenslang mit ſchwereſten Kerker be— 
ſtraft werden. 

S. 55% 


Auch Derjenige macht ſich mitſchuldig, der einen 
ihm bekannten, des Hochverrathes ſchuldigen Verbrecher 
der Obrigkeit anzuzeigen bedächtlich unterläßt, wofern 
nicht aus den Umſtänden erhellet, daß der unterbleis 
benden Anzeige ungeachtet, eine ſchaͤdliche Folge nicht 
mehr zu beforgen iſt. 


— 184 — 


Ein ſolcher Mitſchuldiger ſoll lebenslang mit ſchwe⸗ 

rem Kerker beſtraft werden. 
$. 56. 

Wer ſich in die, in dem zweyten Punkte des 52 
9. angedeuteten auf Hochverrath abzielenden Verbin⸗ 
dungen eingelaſſen, in der Folge aber, durch Reue be— 
wogen, die Mitglieder derſelben, ihre Satzungen, Ab» 
ſichten, und Unternehmungen der Obrigkeit zu einer 
Zeit, da fie noch geheim waren, und der Schade ver. 
hindert werden konnte, entdecket, dem wird die ganzli⸗ 
che Straſloſigkeit und die Geheimhaltung der gemach⸗ 
ten Anzeige zugeſichert. 


145. 


Qualifikazionstabellen bei Kaſſadienſtbeſet⸗ 
zungen ſind nur auf ein Jahr guͤltig. 

u Folge hohen Hofkammerdekrets vom gten v. M. 
find die Qualifikazions⸗ Tabellen bei Kaſſadienſtbeſet⸗ 
zungen in einer und derſelben Provinz nur auf ein Jahr 
gültig , und nach deſſen Ablauf, oder bei einem Kon⸗ 
kurs in einer andern erbländiſchen Probinz muß jedes⸗ 
mal eine neue Qualiſikazionstabelle von dem um eine 
Beförderung bittenden Beamten beigebracht werden; 
welche Verfügung der kön. Kreiskaſſe zur Wiſſenſchaft 
und Richtſchnur bekannt gemacht wird. 

Gub. Dekret vom 26. Nov. 1821. Zahl 61574. 


146. 

Fuͤr die Rettung eines in offenbarerLebensge⸗ 
fahr ſchwebenden Menſchen wird die Be⸗ 
lohnung mit 25 fl. Conv. Muͤnz beſtimmt. 
it hohem Hofkammer Dekrete Dom 10. Roben ber 

1821 Zahl 40722 iſt bewilliget worden, für die Net⸗ 

tung eines in offenbarer Lebensgefahr ſchwebenden Men- 

ſchen die beſtimmte Belohnung von Fünf und zwan⸗ 


— 185 — 


zig Gulden von nun an, in Konvenzions „Münze zu 
erfolgen. 
Welches zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird. 
Gubernialdekret vom 30. November 1822. Zahl 62152. 


147. 
Wie ſich bei Ertheilung buͤrgerlicher oder 
ſteuerbarer Gewerbsbefugniſſe an Aus⸗ 
länder zu benehmen ſey. 


it hohem Hoſkanzleidekrete vom ı2ten November 
I Jahrs Zahl 32951 iſt bedeutet worden: Seine k. k. 
Majeſtät haben über die bei Ertheilung bürgerlicher oder 
ſteuerbarer Gewerbsbefugniſſe an Ausländer zur Spra⸗ 
che gebrachten Vorſichten, unterm roten November l. 
J. zu entſchließen geruhet, daß es für die Gewerbe. 
verleihungen an Ausländer, weder eines neuen, den z. 
29. des bürgerlichen Geſetzbuches beſchränkenden Geſet⸗ 
zes, noch der Einſchaltung einer befonderen Referda- 
tions⸗Clauſel in den Verleihungs⸗Dekreten bedürſe. 
Sonach ſey auch in Fällen, wo gegen die von dem 
Bewerber beigebrachten Dokumente kein gegründeter 
Verdacht vorliegt, eine Nückſprache mit ausländiſchen 
Behörden im polizeilichen Wege in der Kegel nicht 
nothwendig, ſondern es wird dieſe nur dann Pflicht für 
die Behörden, wenn ſolche Dokumente wegen der Acht⸗ 
heit bedenklich erſcheinen. 

Welches dem Kreisamte mit dem Beiſatze bekannt 
gemacht wird, daß dasſelde hievon ſämmtliche Orts⸗ 
obrigkeiten zur genauen Darnachachtung bei vorkom⸗ 
menden Fällen zu verſtändigen habe. 


Gubernialdekret vom 13. Dez. 182 1. Zahl 62138, 
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148. 


Nichtlandesfuͤrſtliche Orts- und Patrimo⸗ 
nialgerichte, Dominien und Magi⸗ 
ſtraͤte find hinſichtlich ihrer offizioſen 
Judizial-Correſpondenz Poſtporto frey. 


aut hohem Hofkammerdekrets vom ıoten Oktober 

1821 Zahl 38241 haben Seine MRajeftät mit allerhöch⸗ 
ſter Entſchließung vom 4ten September l. J. die nicht 
landesfürſtlichen Orts⸗ und Patrimonialgerichte, Domi⸗ 
nien und Magiſtrate hinſichtlich ihrer offizioſen 
Judizial⸗Korreſpondenz von Entrichtung des 
Briefporto unter der ausdrücklichen Bedingung aller 
gnädigſt zu befreien geruht 

ıtens. daß dieſe Portofreiheit unter keinem Vor- 
wande auf Partheyſachen ausgedehnt, oder Partheyſa⸗ 
chen den offizioſen Paketten beigeſchloßen werden, und 

ztens. daß jeder Unterſchleif einer den offizioſen 
Paketten beiliegenden Privat-Eorrefpondenz unterbleibe, 
und jede Bevortheilung des Poſtgefälls ſtreng und un⸗ 
nachfichtlich angezeigt und geahndet werde, — 

die vorerwähnten nicht landesfüͤrſtlichen Gerichte 
und Magiſtrate haben daher — 

a) ihre offizioſe Judlizial⸗Correſpondenz ohne Ent⸗ 
richtung des Briefporto gegen Journaliſirung aufs 
zugeben, und auf der Addreſſe jedesmal den Aus⸗ 
druck: Offizioſer Judizial⸗Gegenſtand 
beizuſetzen. — Eben fo haben dieſe Behörden bei 
Erhalt offizioſer Judizial⸗Correſpondenz keine Por- 
togebühr zu entrichten. — 

b) Die Correſpondenz in Partheyſachen darf den 
offiziofen Paketten nicht beigeſchloßen, fondern fie 
muß in einem abgeſonderten Pakette mit dem Bei— 
ſatze, Partheyfache aufgegeben werden, in 
welchem Falle, wenn nämlich dieſe Correfpondenz an 
eine portofteie Behörde, oder Perſon gerichtet if: 
die Hälfte der tariffmäßigen Brief» Portogebüht 
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gleich dei der Aufgabe zu bezahlen, wenn aber 
dieſe Correſpondenz an eine portopflichtige Behörde 
oder Parthey lautet, der ganze Briefporto entwe⸗ 
der bei der Aufgabe, oder von dem Abnehmer zu 
entrichten ſeyn wird. — 

c) Die Jeurnaliſirung der offizioſen Judizial⸗Corre⸗ 
ſpondenz der nicht Tandesfürftlihen Gerichte und 
Magiſtrate hat auf die nämliche Weiſe Statt zu 
finden, wie es hinſichtlich der offizioſen Correſpon⸗ 
denz der landesfuͤrſtlichen Behörden vorgeſchrie⸗ 
ben if. — N 

d) Die nicht landesfuͤrſtlichen Gerichte und Magi⸗ 
ſtrate haben über dieſe portofreye Dienſt⸗Corre⸗ 
ſpondenz eigene Poſtjournale zu führen, und die 
k. k. Poſtämter haben nach Verlauf eines jeden 
Militärquartals hierüber die Poſtſcheine Littera B. 
auszuſtellen und ſolche nach vorläufiger Fertigung 
des aufgebenden Gerichts oder Magiſtrats an die 
Poſthofbuchhaltung einzuſenden. 

e) Alle jene Vorſchriften welche hinſichtlich der Ver⸗ 
wahrung des Poſtgefälls von Unterſchleifen, und 
Beeinträchtigung bei der offtziofen Eorrefpondenz 
der landesfürſtlichen Behörden deſtehen, haben 
gleichfalls bei der portofreyen offizioſen Judizial⸗ 
Correſpondenz der nicht landesfürſtlichen Gerichte, 
und Magiſtrate ihre ganze Anwendung, daher bei 
Entdeckung von Unterſchleifen, wenn nämlich Pri⸗ 
vatbriefe oder Correſpondenzen in Partheyſachen, 
den offizioſen Judizial⸗Correſpodenz⸗Paketten bei» 
geſchloßen werden; — auch die feſtgeſetzten Geld⸗ 
ſtrafen einzutreten haben. Endlich 

1) haben ſich die landesfürſtlichen Behörden bei ihrer 
offizioſen Judizial⸗Correſpondenz mit den nicht 
landesſürſtlichen Gerichten und Magiſtraten nach 
den vorerwähnten Beſtimmungen genau zu beneh— 
men, und auf der Addreſſe den Ausdruck Offi⸗ 
zioſer⸗Judizial⸗Gegenſtand beizuſetzen, 
und wenn vorſchriftswidrige Einſchluͤße in den offtzio⸗ 
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fen Judizial⸗Correſpondenz⸗Paketten wahrgenommen 
werden, hierüber ſogleich die Anzeige zu erſtatten. 


Demſelben wird daher aufgetragen, die obige aller⸗ 
höchſte Entſchließung gewöhnlicher Maſſen kund zu machen. 
Gubernialdekret vom 21. Dezember 1821. Zahl 63363. 


149. 


Beſtimmung der Wegmauthgebuͤhr bei dem 
Wegmauthamt Nro. 2. in Pilſno, dann 
der Bruͤckenmauth in mehreren Sta- 
zionen. 


it Bezug auf das gedruckte Kreisſchreiben vom 15. 
und 16. Juni dieſes Jahrs Zahl 31269, und 31635. 
wird bekannt gemacht: 

itens. Daß bei dem Wegmauthamte Nro. 2. in 
Pilſno, die Wegmauthgebühr für 4 Meilen eingehoben 
werde, und daß diejenige Parthey, welche ſich auswei⸗ 
ſet, die Wegmauth bei dem einen Schranken bezahlt 
zu haben, bei dem zweyten Schranken in Pilsno, wenn 
ſie ſolchen am nämlichen Tage paſſirt, keine Wegmauth 
zu entrichten habe. 

atens. Daß für die in dem beiliegenden Ausweiſe 
.] angedeuteten Brücken die Brückenmauthgehbühr nach 
den angeſetzten Tariffsklaſſen, in den durch das Kreis- 
ſchreiben vom 15ten Juni dieſes Jahrs Zahl 5 126g feſt⸗ 
gefegten Gebühren zu bezahlen ſey. 

ötens. Daß dieſe Zahlung bei den Brücken, Poſt 
Nro. 6. 7. 8. und g. nächſt Bolechow, Liſſowice, Dro⸗ 
hobycz, und Tysmenitz, vom Tage der erfolgten Ver⸗ 
pachtung diefer neu errichteten Brückenmäuthe einzutre⸗ 
ten habe. 

Bae g Verordnung vom 27ten Dez. 182 1. Zahl 
7812. N 
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Br Verzeichniß 
mehrerer Brücken, bei welchen die Bruͤckenmauth zu be« 
zahlen iſt. 


77 Lange Die Brucken⸗ 
0 55 iſt zu 

f 2 zahlen nach 
8 Standort Brücke. der Anmer⸗ 
8 der F 
= 2 125 
83 Brücken. sıe | 
a 85 E 


100 Bei Moscisca * 


brücke 1 10 — 3 Für das⸗ 

2 [Bei Brzisko detto. 127 — - jenige 

30 Bei Mysckenice von der Zug: o⸗ 
Wadowicer Seite ei⸗ der 

ne Jochbrücke. . 25 5— 1 — Triebs 

Von Wadowice gegen vieh, wel⸗ 
Andrichau eine Joch⸗ ches 

brücke enge 28 —[— durch das 

5 [Bei Kolomea eine Joch Waſſer 

bruͤcfʒrtke 106—[f—[—iſgetrieben 

6 Bei Bolechow eine Joch wird, ſo⸗ 

brücke über den Su⸗ nach die 
kiel-⸗ Bach. 60 — [ i Brücke 

7 Bei Liſſowice über den N nicht pafe 
N Bereznica- Bach ei⸗ ſirt, iſt 
ne Jochbrücke . 10 — ——I˖ keine 

8 Bei Drohobytz über den Mauth⸗ 
| Tysmenitza⸗Bach eis gebühr 
ne Jochbrücke . 21—[f— zu ent⸗ 

9 Bei Tysmenitz über den richten. 


Worona⸗Bach eine 


Jochbruͤcke Ma — 


Lemberg am 27ten Dezember 1821. 
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150. 


Dominien werden ruͤckſichtlich ihrer Anga⸗ 
ben über Reſervefluͤchtlinge einer ſchaͤrfe⸗ 
ren Kontrolle unterzogen. 


er 15. d. der Reſerde⸗Inſtrukzion vom Jahre 1812 
und die Rormalvorſchrift vom 28ten September I. J. 
Zahl 50962 ſetzt ſeſt, welches Verfahren gegen flüͤchti⸗ 
ge Reſervemänner zu beobachten ſey. 

Es kömmt ſonach in dieſer Beziehung bloß darauf 
an, daß das vorgeſchriebene Verfahren ſtrenge gehand⸗ 
habt werde. 

Um ſich darüber noch mehr zu derfichern, iſt mit 
hohem Hofkanzleydekrete vom ııten l. M. Zahl 58515 
angeordnet worden: die Dominien rückſichtlich ihrer 
Angaben über flüchtig gewordene Refervemänner einer 
ſchärferen Kontrolle zu unterziehen, welche darum zu 
deſtehen hat, daß die Dominien künftig dei den jähr⸗ 
lichen Konſkripzionsreviſtonen legal und für jeden ein» 
zelnen Reſerdemann ſich ausweiſen müſſen, ob und in 
wie weit ſelbe den Vorſchriften des 15. f. der Reſerve⸗ 
inſtrukzion, und der obbezogenen Gubernialberordnung 
vom 28ten September laufenden Jahrs nachgekommen 
ſeyen, wo es ſohin die Pflicht der hiernach bereits durch 
das k.k. General, Militärkommando angewieſenen Nevi⸗ 
ſtonskommiſſionen bleiben wird, die pflichtwidrig han⸗ 
delnden und nachläſſigen Dominien dem Kreisamte zur 
vorſchriftmäſſigen Amtshandlung anzuzeigen. 

Wornach ſich genau zu denehmen ift. 

Gubernialdekret vom 29. Dezember 1622. Zahl 68017. 


151. 
Weiſung was bei Uiberſiedlungen aus einer 
erblandifchen Provinz in die andere zu 
beobachten ſey. 


Die Verſchiedenheit der in den altkonſkribirten Pro- 
vinzen und der lombardiſch venezianiſchen Königreiche 


— dann in Tyrol und Voralberg beftchenden Konffeip. 
zions⸗ und Rekrutirungsgeſetze, hat ſchon manche Ver⸗ 
ſuche erzeugt, ſich durch Überſiedlung der — in den 
letzteren Perioden beſtehenden — wenige Ausnahmen 
von der Widmung zum Militär zulaſſenden Beſtimmun⸗ 
gen zu entziehen. 

Es liegt zwar keineswegs in der Abſicht der Staats⸗ 
verwaltung irgend Jemanden die freye Übertragung 
ſeines Wohnſitzes aus einer Provinz in die andere zu 
verwehren, doch muß dabei eine gewiße, die ungeſchmä⸗ 
lerte Beobachtung des Konſkripzionsgeſetzes ſichernde Vor⸗ 
ſchrift beobachtet werden. 5 

So wie in den übrigen Provinzen jeder Überſted⸗ 
lung in eine andere konſkribirte Provinz, der Nach⸗ 
weis des Unterhaltes in dem neugewählten Aufenthalts- 
orte borausgehen, und der Entlaßſchein der Ortsbe⸗ 
hörde durch das Kreisamt und das Werbbezirk⸗Rebi⸗ 
ſoriat vidirt werden muß, eben fo wird von nun an auch 
im lombardiſch⸗ denezianiſchen Königreiche eine Über— 
ſiedlung in ein anderes Gouvernement nur mit Vorwiſ⸗ 
fen des Diſtrikts⸗Kommiſſärs und der Delegazion, in 
Tyrol und Voralberg aber des Landgerichtes und Kreis. 
amtes Statt finden können, und die Erklärung erlaſſen 
werden, daß Jeder der ſich in einer andern Provinz nies 
derzulaſſen gedenket, die Aufnahmsbewilligung der 
Grundobrigkeit des neugewählten Aufenthaltsortes bei⸗ 
bringe und die Mittel nachweiſe, ſich in den letzteren 
ſeinen Unterhalt zu ſtchern. 

Im Einklange mit diefer Verfügung wird in Folge 
hoben Hofkanzleydekrets vom à4ten Dezember l. J. Zahl 
22202 verordnet: 

a) daß den nicht mit einem don der Delegazion der 
Provinz oder dem Kreisamte des Kreiſes, in wel⸗ 
chem der Geburtsort liegt, ausgefertigten Paſſe ver 
ſehenen Lombardo-Venezianern oder Tyrolern und 
Voralbergern kein Aufenhalt zu geſtatten, ſon⸗ 
dern fie in ihren Geburtsort zurückzuſchieben ſeyen, 
den Fall ausgenommen, wo den Stellungsbehör⸗ 


den (wie dieß bei der diesjährigen Reſerbeſtellung 
geſchehen iſt) im Allgemeinen das Recht einge 
räumt wird, die in ihren Mittel betretenen Vaga⸗ 
bunden, Paßloſe und Rekrutirungsflüchlinge auf 
eigene Rechnung zu ſtellen. 

b) Daß der wirklichen Anſiedlung nur unter der Bes 
dingung gewillfahrt werden dürſe, wenn der bet 
der Ortsbehörde des neu gewählten Aufenthaltsor⸗ 
tes darum Anſuchende, in Folge der ihm diesfalls 
nach Umſtänden auszuſtellenden vorläufigen ſchrift⸗ 
lichen Zuſage, den vom Diftriftsfommiffariate oder 
— Landgerichte ausgefertigten Entlaßſchein bei— 

ringt. 


Weiſet er ſich damit, oder über die Hinderniße ihn 
zu erhalten, nicht längſtens binnen einem halben Jahre 
aus, fo find gegen ihn, die überhaupt gegen Herum⸗ 
ſtreicher beſtehenden Vorſchriften anzuwenden. 

Demnach hat das Kreisamt allgemein bekannt zu 
machen, daß Jeder, der ohne paß und Bewilligung ſei⸗ 
ner Ortsbehörde, oder mit einem ausgelaufenen Paße 
ſich in Galizien aufzuhalten berfuchen ſollte, ſich es 
ſelbſt zuzuſchreiben habe, wenn er nach den, ruͤckſicht⸗ 
lich der Widmung derlei Individuen zum Militär, bes 
ſtehenden Vorſchriften behandelt werden wird. 

Hiebei iſt ſerner zu erklären: 


c) daß die mit legaler Bewilligung aus dem lombar⸗ 
diſch venezianiſchen Königreiche, dann aus Tyrol 
und Voralberg nach Galizien überſtedelten, und 
eben fo auch die aus einer anderen Provinz in die 
eben genannten Provinzen überſtedelten Indivi⸗ 
duen, ſammt ihren Angehörigen, welche ſie mit 
ſich nehmen, dom Tage ihrer Überſiedlung den 
Konſkripzions⸗ und Rekrutirungsporſchriften jener 
Provinz unterworfen ſeyen, in welcher fie ſich nie- 
derlaſſen, weil ſie von dem beſagten Tage an, in 
der Provinz ihres neuen Aufenthalts als nazioua⸗ 
liſirt zu betrachten find. 
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Sobald einmal dieſe Verfuͤgungen in Wirkſamkeit 
getreten find, fo find die Konſkripzions » und Rekruti— 
rungspflichtigen, welche ohne Bewilligung und ohne 
vorausgegangene Anzeige ihren Wohnſitz in einer ande- 
ren Provinz aufgeſchlagen haben, nach ihrer etwaigen 
Rückſendung in die Heimath nach Maßgabe der hiers 
über beſtehenden Vorſchriften, entweder als Nekrutirungs⸗ 
fluͤchtlinge oder als Übertreter der Paßvorfchriften une 
nachſichtlich zu beſtrafen. 


Gubernialdekret vom 29. Dez. 1824. Zahl 68097. 


Prov. Geſetzſ. von Galizien 1821. N 


